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Bei der planmäßigen Verwirklichung der 
von der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands beschlossenen Hauptauf- 
gabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik ist die ständige Erhö- 
hung der Leistungskraft unserer Volks- 
wirtschaft von ausschlaggebender Be- 
deutung. Die Ökonomie ist das Haupt- 
feld unseres Kampfes, weil die Fort- 
schritte in allen Lebensbereichen vor 
allem von der Stärkung unserer ökono- 
mischen Leistungsfähigkeit abhängig. 
sind. . 


Deshalb ist die Qualität und Effektivi- 
tät der ökonomischen Arbeit auf allen 
Gebieten zu erhöhen. Das sozialistische 
Finanzwesen der DDR muß dazu einen 
wirksamen Beitrag leisten. Unter be- 
wußter Nutzung der Funktionen der 
Finanzen müssen alle qualitativen 
Wachstumsfaktoren voll erschlossen und 
genutzt werden, muß das Prinzip der 
sozialistischen Sparsamkeit konsequent 
durchgesetzt werden, um eine ständige 
Verbesserung des Verhältnisses von 
Aufwand und Ergebnis und damit einen 
kontinuierlichen Zuwachs an National- 
einkommen zu erreichen. 


Dieses Lehrbuch, das für die finanz- 
ökonomische Grundausbildung im 
Grundberuf Finanzkaufmann sowie für 
die Aus- und Weiterbildung der Werk- 
tätigen in der sozialistischen Berufs- 
bildung bestimmt ist, soll dazu beitra- 
gen, die Grundkenntnisse zu vermitteln, 
die für die Arbeit im sozialistischen 


Vorwort 


Finanzwesen der DDR notwendig sind, 
Aufbauend auf der Lehre des Marxis- 
mus-Leninismus, soll das Lehrbuch die 
neuen, höheren Anforderungen an das 
sozialistische Finanzwesen der DDR in 
der gegenwärtigen Phase unserer gesell- 
schaftlichen Entwicklung deutlich 
machen. 


Ausgehend vom Klassencharakter des 
sozialistischen Staates, werden Stellung 
und Verantwortung der Finanz- ‚und 
Bankorgane im Staats- und Wirtschafts- 
aufbau der DDR sowie die Aufgaben 
des sozialistischen Finanzwesens bei der 
Leitung, Planung und ökonomischen 
Stimulierung des volkswirtschaftlichen 
Reproduktionsprozesses erläutert. Dabei 
werden die Grundlagen und Funktionen 
der sozialistischen Finanzen und ihre 
aktive Rolle bei der Lösung der wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Aufgaben 
systematisch dargelegt. 


Allen, die die Entwicklung dieses Bu- 
ches gefördert haben, danken wir für 
die Unterstützung. Wir bitten alle Be- 
nutzer, dem Verlag Hinweise und Vor- 
schläge zur Vervollkommnung der. 
nächsten Auflage zu übermitteln. 


Autorenkollektiv und Verlag 
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1.1. 
Klassencharakter und Aufgaben 
des sozialistischen Staates 


Die Deutsche Demokratische Republik 
ist ein sozialistischer Staat der Arbei- 
ter und Bauern, der als eine Form der 
Diktatur des Proletariats die Interessen 
des ganzen Volkes vertritt. In der DDR 
übt die Arbeiterklasse im Bündnis mit 
der Klasse der Genossenschaftsbauern, 
den Angehörigen der Intelligenz und 
den anderen Werktätigen die Macht aus. 
Die ökonomische Grundlage ihrer poli- 
tischen Macht ist das sozialistische 
Eigentum an. den Produktionsmitteln. 
Die Arbeiterklasse ist die Hauptkraft 
des gesellschaftlichen Fortschritts in un- 
serem Staat und die zahlenmäßig stärk- 
ste Klasse. 

„Sie ist Träger der politischen Macht, 
sie ist eng mit dem sozialistischen Volks- 
eigentum verbunden, sie produziert den 
größten Teil des materiellen Reichtums 
der ganzen Gesellschaft.”! 

Die Arbeiterklasse setzt ihre Macht zum 
Wohl des Volkes ein. Ihre Interessen 
bringen die Grundinteressen aller Werk- 
tätigen zum Ausdruck. Unter Führung 
der Arbeiterklasse und ihrer Partei wird 
der Sozialismus und Kommunismus auf- 
gebaut. 

Die Partei der Arbeiterklasse, die Sozia- 
listische Einheitspartei Deutschlands, ist 
die führende und lenkende Kraft in un- 
serem sozialistischen Staat. Das Pro- 
gramm der SED, das der IX. Parteitag 


_Staatsaufbau der DDR, 


Stellung und Aufgaben 
der Finanz- und 


Bankorgane 


im Jahre 1976 angenommen hat, und die 
Beschlüsse der Partei sind die zuverläs- 
sige Grundlage für den sozialistischen 
Aufbau und für die Entwicklung der 
sozialistischen Staatsmacht. Die SED 
hat das Ziel gestellt, „in der Deutschen 
Demokratischen Republik weiterhin die 
entwickelte sozialistische Gesellschaft zu 
gestalten und so grundlegende Voraus- 
setzungen für den allmählichen Über- 
gang zum Kommunismus zu schaffen.”? 


Das Hauptinstrument der von der Ar- 
beiterklasse und ihrer Partei geführten 
Werktätigen bei der Gestaltung der ent- 
wickelten sozialistischen Gesellschaft 
und auf dem Wege zum Kommunismus 
ist der sozialistische Staat. Er ist die 
höchste Form der Demokratie. Im Ar- 
tikel 21 Absatz 1 der Verfassung der . 
DDR heißt es: „Jeder Bürger der Deut- 
schen Demokratischen Republik hat das 
Recht, das politische, wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Leben der sozia- 
listischen Gesellschaft und des soziali- 
stischen Staates umfassend mitzugestal- 
ten. Es gilt der Grundsatz: Arbeite mit, 
plane mit, regiere mit!” 

Im Gegensatz zur Herrschaft des Mono- 
polkapitals in den imperialistischen Län- 
dern, unter der Ausbeutung, soziale Un- 
sicherheit und Arbeitslosigkeit herr- 
schen, garantiert die Macht der Arbei- 
terklasse und des werktätigen Volkes 


1 Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands. Dietz Verlag, Berlin 1976, S. 37. 
2 Ebenda, 5.9. 
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Freiheit, Demokratie und soziale Ge- 
rechtigkeit für alle Werktätigen. 

Die zentrale Aufgabe des sozialistischen 
Staates ist es, den Sinn des Sozialismus 
— alles zu tun für das Wohl des Volkes 
— zu verwirklichen. In unserer sozia- 
listischen Gesellschaft finden die An- 
gehörigen aller Klassen und Schichten 
unseres Volkes Sicherheit und Gebor- 
genheit, wachsenden Wohlstand und ein 
immer reicheres geistig-kulturelles Le- 
ben. 

Die Klasse der Genossenschaftsbauern 
arbeitet in der DDR eng und vertrauens- 
voll mit der Arbeiterklasse zusammen. 
Das feste Bündnis der Arbeiterklasse mit 
der Klasse der Genossenschaftsbauern 
ist die politische Grundlage unserer so- 
zialistischen Gesellschaft, Es wird sich 
mit der Einführung industriemäßiger 
Produktionsmethoden und der Vervoll- 
kommnung der sozialistischen Produk- 
tionsverhältnisse auf dem Lande weiter 
vertiefen. 

Die sozialistische Intelligenz leistet im 
engen Bündnis mit der Arbeiterklasse 
und der Klasse der Genossenschafts- 
bauern einen ständig wachsenden Bei- 
trag zur Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaft, Arbeiter, Angestellte und 
Angehörige der Intelligenz arbeiten bei 


_ der Erfüllung der Volkswirtschaftspläne, 


besonders auf dem Gebiet der sozialisti- 
schen Intensivierung, eng zusammen. 
Den Handwerkern und Gewerbetreiben- 
den bietet der sozialistische Staat gün- 
stige Möglichkeiten, ihre Kräfte und Fä- 
higkeiten im Interesse der Gesellschaft 
einzusetzen, 

In der sozialistischen Gesellschaft wir- 


. ken die Arbeiter, die Genossenschafts- 


bauern, die Intelligenz und die anderen 
Werktätigen mit hohem politischem Ver- 
antwortungsbewußtsein und mit Sach- 
kenntnis an der Leitung und Planung 
der gesellschaftlichen Entwicklung mit. 
Auch die Jugendlichen beweisen, daß 
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sie sich ihrer Verantwortung für die 
Gestaltung ‘der sozialistischen Gesell- 
schafts- und Staatsordnung bewußt sind, 
Sie bemühen sich erfolgreich, die um- 
fangreichen Rechte, die ihnen der sozia- 
listische Staat überträgt, verantwor- 
tungsbewußt auszuüben, 


Die Hauptrichtung, in der sich die sozia- 
listische Staatsmacht entwickelt, ist die 
weitere Entfaltung und Vervollkomm- 
nung der sozialistischen Demokratie. 


Aus der Initiative und der Schöpfer- 
kraft aller Werktätigen, aus ihren Vor-. 
schlägen und Hinweisen ergeben sich 
viele Möglichkeiten zur weiteren Quali- 
fizierung der staatlichen Leitung und 
Planung. 


Im Mittelpunkt der gesamten staat- 
lichen Tätigkeit steht die Erfüllung der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik. 


Durch die zentrale Leitung und Planung 
der Volkswirtschaft, durch weitere Ver- 
tiefung der Intensivierung sichert der 
sozialistische Staat jenen Leistungs- 
anstieg, der für die planmäßige Erhö- 
hung des materiellen und kulturellen Le- 
bensniveaus des Volkes und für den 
weiteren Ausbau der materiell-techni- 
schen Basis erforderlich ist, 


Der sozialistische Staat hat 


— die planmäßige Entwicklung der 
Produktivkräfte der Gesellschaft zu 
leiten, 

— den wissenschaftlich-technischen 

‚ Fortschritt und das stetige Wachs- 
tum der Arbeitsproduktivität zu för- 
dern, 

— die . sozialistischen Produktions- 
verhältnisse zu entwickeln, 

— das Bildungs- und Kulturniveau der 
Werktätigen zu erhöhen, 


— die sozialpolitischen Aufgaben zu 
lösen, 

— die Landesverteidigung sowie den 
zuverlässigen Schutz der sozialisti- 
schen ‚Ordnung und des friedlichen 
“Lebens der’ Bürger zu organisieren, 


— die brüderliche Zusammenarbeit mit 
der UdSSR und den anderen Staaten 
der sozialistischen Gemeinschaft auf 
allen Gebieten zu fördern, 


— die DDR als untrennbaren Bestand- 
teil der sozialistischen Gemeinschaft 
zu festigen, _ 

— die Souveränität der DDR zu wah- 
ren. 


Die erfolgreiche Wirtschafts- und So- 
zialpolitik . festigt das Vertrauen der 
Bürger zum sozialistischen Staat. Jedem 
einzelnen wird täglich bewußt, daß sich 
gute Arbeit im Sozialismus lohnt. Da- 
durch werden neue Initiativen zur wei- 
teren Stärkung der Volkswirtschaft und 
des sozialistischen Staates ausgelöst. 
Aus der Verbundenheit der Bürger mit 
ihrem Staat wächst die Bereitschaft, 
einen ständig größeren Beitrag zur Ver- 
wirklichung der Politik der SED und der 
Regierung der DDR zu leisten. 


Der Klassencharakter und das humani- 
stische Wesen des sozialistischen Staa- 
tes kommen auch in den Gesetzen und 
anderen Rechtsvorschriften deutlich 
zum Ausdruck. Unser sozialistisches 
Recht ist Ausdruck der Macht der Ar- 
“ beiterklasse. Es dient den Interessen 
der Bürger, dem zuverlässigen Schutz 
der sozialistischen Ordnung, der Frei- 
heit und Menschenwürde der Bürger. 


Aufgaben 
1. Erläutern Sie den Klassencharak- 
ter des sozialistischen Staates! 
2. Begründen Sie, warum die Ent- 
faltung und Vervollkommnung der 
sozialistischen Demokratie Haupt- 


richtung in der Entwicklung des 
sozialistischen Staates ist! 

3. Erläutern Sie die wichtigsten Auf- 
gaben des sozialistischen Staates, 
und führen Sie Beispiele dazu an! 


1.2. 
Organe 
der sozialistischen Staatsmacht 


1.2.1. 
Übersicht über das System 
der Staatsorgane in der DDR 


Der sozialistische Staat ist überall in 
unserem Lande wirksam, von der 
Hauptstadt bis ins kleinste Dorf. Er ver- 
wirklicht seine Funktion über ein weit 
verzweigtes System staatlicher Organe. 


Zu diesem System gehören: 


— die Volksvertretungen, von der 
Volkskammer bis zu den Gemeinde- 
vertretungen, 


- der Ministerrat, die Ministerien und 
anderen zentralen Staatsorgane so- 
wie die Räte der Bezirke, Kreise, 
Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
mit ihren Fachorganen, 

— die Gerichte und die Staatsanwalt- 
schaft, 

— die Volkspolizei, die Nationale 
Volksarmee und die Organe der 
Staatssicherheit, 

- die Leitungsorgane der Volkswirt- 
schaft und der anderen gesellschaft- 
lichen Bereiche. 


In der Verfassung der DDR ist fest- 
gelegt, daß die Bürger der DDR ihre 
politische Macht durch demokratisch 
gewählte‘ Volksvertretungen ausüben.’ 


3 Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik vom 6. April 1968 in der Fassung des Ge- 
setzes zur Ergänzung und Änderung der Verfas- 
sung der Deutschen Demokratischen Republik vom 
7. Oktober 1974 (GBl.I Nr. 47), Artikel 5, Ab- 
satz 1. 
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Volkskammer der DDR 


Präsidium : Ausschüsse 


WE 
7 Verteidigungsrat 


Ministerrat 


Präsident 


Rat des Bezirks 


r- 
I 
I 
Bürger Bezirkstag 


der 
DDR Kommissionen 
Staatsanwalt 4 
des Bezirks N 
“1 
| 
Kreistag im Stadtkreis bzw. 


Stadtverordnetenversammlung 
= | Rat des Kreises 
| | bzw.Rat der Stadt | Organe 
| 
Kreis- Staatsanwalt | ] 
gericht des Kreises 


Stadtverordnetenversammlung 
bzw. Stadtbezirksversammlung 
bzw. Gemeindevertretung 


Rat der Stadt | 
bzw.des Stadtbezirks| Organe 
bzw.der Gemeinde 


r-"--—- 


Schieds- und Konfliktkommis- 
sionen als gesellschaftliche 
Gerichte 


Abh. 11. das Bündnis der Arbeiterklasse mit der 
Organe der Staatsmacht Klasse der Genossenschaftsbauern, den 
Angehörigen der Intelligenz und den an- 

deren Schichten des Volkes. Sie stützen 

sich auf die aktive Mitwirkung der Bür- 

Die demekratisch gewählten Volks- ger. Nach der Verfassung der Deutschen 
vertretungen bilden die Grundlage des Demokratischen Republik dürfen zu kei- 
einheitlichen Systems der Staatsorgane. ner Zeit und unter keinen Umständen 
Die Volksvertretungen bringen als ge- andere als die verfassungsmäßig vor- 
wählte Machtorgane den Willen des Vol- gesehenen Organe staatliche Macht aus- 
kes zum Ausdruck. Sie verwirklichen üben. Die von den Volksvertretungen 
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"ausgeübte politische Macht dient dem 
Wohle aller Bürger. Im Mittelpunkt al- 
ler ihrer politischen Entscheidungen 
steht das Wohl des arbeitenden Men- 
schen. 

Der Aufbau, das Zusammenwirken und 
die Tätigkeit aller Organe der sozia- 
listischen Staatsmacht vollziehen sich 
auf der Grundlage des demokratischen 
Zentralismus. 

Die Bürger haben das Recht, an der Tä- 
tigkeit der Machtorgane und an der 
Leitung, Planung und Gestaltung des 
gesellschaftlichen Lebens mitzuwirken. 
Sie wählen die Volksvertretungen de- 
mokratisch, d.h., sie entscheiden sich 
für diejenigen Bürger, die als Vertrau- 
ensleute des Volkes die Interessen der 
Wähler vertreten. Auf der Grundlage 
des gemeinsamen Wahlvorschlags der 
Nationalen Front der DDR werden Kan- 
didaten als Abgeordnete in die Volks- 
vertretungen gewählt, die über das Wis- 
sen und Können verfügen, das zur Lei- 
tung der staatlichen Angelegenheiten 
erforderlich ist. Die Abgeordneten lei- 
sten in enger Verbindung mit ihren 
Wählern eine umfangreiche, vielfältige 
Arbeit. Sie erfüllen ihre Aufgaben im 
Interesse und zum Wohle des Volkes. 
Die Volksvertretungen sind arbeitende 
Körperschaften. In ihrer Hand vereinen 
sich sowohl die Beschlußfassung und 
Durchführung als auch die Kontrolle 
der Durchführung. Die Einheit von Be- 
schlußfassung und Durchführung in der 
Tätigkeit der Volksvertretungen schließt 
ein, daß die gewählten Machtorgane 
Räte und andere Organe bilden, die in 


ihrem Auftrag und unter ihrer Kon- 


trolle Entscheidungen der Volksvertre- 
tungen vorbereiten und deren Durch- 
führung organisieren. 

Die Organe des sozialistischen Staats- 
apparates können nur auf der Grund- 
lage der Beschlüsse der Volksvertretun- 
gen wirksam werden. Sie sind den je- 


weiligen Volksvertretungen für ihre 
gesamte Tätigkeit verantwortlich und 
rechenschaftspflichtig. 


Die Volksvertretungen in der Deutschen 

Demokratischen Republik gliedern sich 

in 

— die Volkskammer der Deutschen 
Demokratischen Republik als höch- 
ste Volksvertretung und oberstes 
staatliches Machtorgan, 

-— die örtlichen Volksvertretungen in 
den Bezirken, Kreisen, Städten und 
Gemeinden. Das sind 


o 


die  Stadtverordnetenversamm- 
lung von Berlin, Hauptstadt der 
DDR, i 
die Bezirkstage, 

die Kreistage in den Landkreisen, 
die _Stadtverordnetenversamm- 
lungen in den Stadtkreisen, 

die  _Stadtverordnetenversamm- 
lungen in den Städten, 

die Stadtbezirksversammlungen, 
die Gemeindevertretungen. 


00 0 000 


1.2.2. 
Volkskammer 


Die Volkskammer ist das oberste staat- 
liche Machtorgan der Deutschen Demc- 
kratischen Republik. Sie entscheidet 
auf der Grundlage der Beschlüsse der 
Partei der Arbeiterklasse über die 
Grundfragen der Staatspolitik. Sie ist 
das einzige verfassungs- und gesetz- 
gebende Organ und bestimmt durch Ge- 
setze und Beschlüsse endgültig und für 
jedermann verbindlich die Ziele der 
Entwicklung der‘ DDR. Sie legt die 
Hauptregeln für das Zusammenwirken 
der Bürger, Gemeinschaften und Staats- 
organe fest.‘ 


Die Volkskammer berät in ihren Plenar- 


4 Ebenda, Artikel 48-65. 
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tagungen die Grundfragen der Staats- 


politik und verabschiedet die dazu not- 


wendigen Gesetze und Beschlüsse. Die 
Volkskammer hat z.B. in den letzten 
Jahren nach gründlicher Diskussion das 
Arbeitsgesetzbuch der DDR, das Zivil- 
gescizbuch der DDR, das Gesetz über 
die Teilnahme der Jugend an der Ge- 
staltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft und über ihre allseitige 
Förderung in der DDR — Jugendgesetz 
der DDR - sowie das Gesetz über den 
Fünfjahrplan für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft der DDR 1976— 198) 
verabschiedet. 

Die Volkskammer bestätigt Staats- 
verträge der DDR, beschließt über den 
Verteidigungszustand und über die 


. Durchführung von Volksabstimmungen. 


In der Volkskammer sind alle politi- 
schen Kräfte unseres Volkes unter Füh- 
'rung der Arbeiterklasse und ihrer mar- 
xistisch-leninistischen Partei vertreten. 
Die Zusammensetzung der Volkskam- 
mer widerspiegelt die politische und so- 
‚ziale Struktur des Volkes in der DDR. 
Sie verdeutlicht die aktive Beteiligung 
aller Klassen und Schichten, aller Par- 
teien und gesellschaftlichen Kräfte an 
unserem großen Werk des Sozialismus 
und des Friedens. 

‘In der vorangegangenen Wahlperiode 
der Volkskammer waren 43,8 Prozent 
der Abgeordneten Arbeiter. Das Anstei- 
gen des Anteils der Arbeiter entspricht 
der führenden Rolle der Arbeiterklasse 
in unserem Staat. 

168 Abgeordnete der Volkskammer sind 
Frauen; 40 Abgeordnete sind 25 Jahre 
oder jünger. Hier wirkt sich aus, daß 
1974 das Wählbarkeitsalter auf 18 Jahre 
herabgesetzt worden ist. 

Die 500 Abgeordneten der: Volkskam- 
mer werden vom Volk der DDR in 
freier, allgemeiner, gleicher und ge- 
heimer Wahl auf die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. Träger dieser Wahl ist, 
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Tabelle 1.1. 

Klassenmäßige Zusammensetzung 
der am 17. 10. 1976 gewählten 
Volkskammer5 


Zusammensetzung 
nach dem erlernten Beruf 
bzw. der ersten Erwerbstätigkeit 


Bezeichnung Anzahl Prozent 
Arbeiter 235 47,0 
Mitglieder von LPG, 

werktätige Einzelbauern, 

Gärtner, Fischer 60 12,0 
Angestellte 127 25,4 
Angehörige 

der Intelligenz 76 15,2 
Sonstige : 2 0,4 


Zusammensetzung nach der sozialen 
Herkunft der Abgeordneten 


Arbeiter 268 53,6 
Mitglieder von LPG, 

werktätige Einzelbauern, 

Gärtner, Fischer 53 10,6 
Angestellte 105 21,0 
Angehörige 

der Intelligenz 28 6,6 
Selbständige Handwerker 31 6,2 
Gewerbetreibende und 

freiberuflich Tätige 8 1,6 
Sonstige ’ . 7 1,4 


wie auch bei den Wahlen zu den ört- 
lichen Volksvertretungen, die Nationale 
Front der Deutschen Demokratischen 
Republik. Als sozialistische Volksbewe- 
gung faßt sie die in den Parteien und 
gesellschaftlichen Massenorganisationen 
politisch organisierten Kräfte, aber auch 
alle anderen Kräfte des Volkes unter 
der Führung der SED zusammen und 
orientiert sie auf das gemeinsame Han- 
deln für die Gestaltung der entwickel- 
ten sozialistischen Gesellschaft. 


Die Abgeordneten werden von der SED, 


5 Neues Deutschland vom 7. 12. 1976, $. 2, 


den anderen vier politischen Parteien 
(DBD, NDPD, CDU und LDPD), vom 
FDGB, von der FDJ, vom DFD und 
vom Kulturbund für die Liste der Natio- 
nalen Front der DDR nominiert. Die 
Nationale Front unterbreitet den Wäh- 
lern die Liste der von den Parteien und 
Massenorganisationen vorgeschlagenen 
Kandidaten und stellt dem ganzen Volk 
das Wahlprogramm zur Diskussion. 


Die Abgeordneten leisten außerhalb der 


Plenartagungen eine umfangreiche Ar-. 


beit in ihren Wahlkreisen, in den Be- 
trieben und Genossenschaften, Sie hal- 
ten enge Verbindung zu ihren Wählern. 
Es gehört zu den wichtigsten Aufgaben 
der Abgeordneten, den Bürgern die Po- 
litik des sozialistischen Staates zu er- 
läutern. i 


Die stärkste Fraktion in der Volkskam- 
mer ist die Fraktion der SED. Sie ver- 
'körpert die politische und soziale Haupt- 
kraft der sozialistischen Gesellschaft, 
die Arbeiterklasse. Als stärkste Fraktion 
der Volkskammer hat sie das Recht, die 
Vorschläge für die Wahl des Vorsitzen- 
den des Staatsrates und des Vorsitzen- 
den des Ministerrates zu unterbreiten. 


Dice Volkskammer wählt den Vorsitzen- 
den und die Mitglieder des Staatsrates 
und des Ministerrates, den Vorsitzen- 
den des Nationalen Verteidigungsrates, 
den Präsidenten und die Richter des 
Obersten Gerichts sowie den General- 
staatsanwalt, Sie wählt ein Präsidium 
für die Dauer der Wahlperiode. 


Die Volkskammer bildet für wesentliche 
Aufgabengebiete Ausschüsse. Diese be- 
raten in enger Zusammenarbeit mit den 
Wählern Gesetzentwürfe und kontrol- 
lieren die Durchführung von Gesetzen. 
Es bestehen z.B. Ausschüsse für Aus- 
wärtige Angelegenheiten, für Nationale 
Verteidigung, für Industrie. Bauwesen 
und Verkehr, für Land-, Forst -und Nah- 
rungsgüterwirtschaft, für Haushalt und 


Finanzen sowie der Verfassungs- und’ 
Rechtsausschuß. 


1.2.3. 
Staatsrat 


Der Staatsrat übt als von der Volks- 
kammer gewähltes und ihr verantwort- 
liches Organ die Funktion des Staats- 
oberhauptes der DDR aus. Dem Staats- 
rat gehören führende Persönlichkeiten 
der politischen Parteien und hervor- 
ragende Vertreter der demokratischen 
Massenorganisationen an." 

Vorsitzender des Staatsrates der DDR 
ist der Generalsekretär des Zentral- 
komitees der Sozialistischen Einheits- 


partei Deutschlands, Genosse Erich 
Honecker. 
Der Staatsrat repräsentiert unseren 


Staat nach innen und außen. Er vertritt 
die DDR völkerrechtlich. Der Vorsitzen- 
de des Staatsrates verkündet die von 
der Volkskammer beschlossenen Geset- 
ze. Der Staatsrat ratifiziert und kündigt 
internationale Verträge der DDR. 

Der Vorsitzende des Staatsrates er- 
nennt die bevollmächtigten Vertreter 
der DDR in anderen Staaten und beruft 
sic ab. Er nimmt Beglaubigungs- und 
Abberufungsschreiben der bei ihm ak- 
kreditierten Vertreter anderer Staaten 
entgegen. 

Der Staatsrat fördert und unterstützt 
die Aktivität der örtlichen Volksvertre- 
tungen. Er nimmt darauf Einfluß, daß 
die Gesetzlichkeit in der Tätigkeit der 
örtlichen Volksvertretungen gewahrt 
und gefestigt wird. 

Im Auftrag der Volkskammer übt der 
Staatsrat die ständige Aufsicht über die 
Verfassungsmäßigkeit und Gesctzlich- 
keit der Tätigkeit des Obersten Ge- 


‚richts und des Generalstaatsanwalts aus. 


6 Vgl. Verfassung der DDR, Artikel 66-75. 
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Der Staatsrat faßt grundsätzliche Be- 
schlüsse zu Fragen der Verteidigung 
und Sicherheit des Landes. Er organi- 
siert die Landesverteidigung mit Hilfe 
des Nationalen Verteidigungsrates. 


1.2.4. 
Ministerrat und seine Organe 


Der Ministerrat ist als Organ der Volks- 
kammer die Regierung der DDR. Er lei- 
tet im Auftrag der Volkskammer die 
einheitliche Durchführung der Staats- 
politik und organisiert die Erfüllung der 
politischen, ökonomischen, kulturellen 
und sozialen sowie der ihm übertrage- 
nen Verteidigungsaufgaben.? 


Der Ministerrat arbeitet die zu lösenden | 


Aufgaben der staatlichen Innen- und 
Außenpolitik aus und leitet, koordiniert 
‘und kontrolliert die. Tätigkeit der Mi- 
nisterien, der anderen zentralen Staats- 
organe und der Räte der Bezirke. Er 
unterbreitet der Volkskammer Entwürfe 
von Gesetzen und Beschlüssen. 

Im Mittelpunkt der Tätigkeit des Mi- 
nisterrates stehen die Leitung und Pla- 
nung der Volkswirtschaft und die Ge- 
währleistung der: Einheit von Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik. Der Minister- 
rat ist dafür verantwortlich, daß die Ar- 
beit des Staatsapparates und die Lei- 
tung und Planung ständig vervollkomm- 
net werden. 

Der Ministerrat leitet die Volkswirt- 
. schaft entsprechend den Beschlüssen 
und Direktiven der SED, den Gesetzen 
und Beschlüssen der Volkskammer, den 
langfristigen Plänen sowie den Fünf- 
jahr- und Jahresplänen und sichert ihre 
planmäßige proportionale Entwicklung. 
Der Ministerrat entscheidet grundsätz- 
liche Fragen der Entwicklung des Fi- 
nanz-, Währungs- und Kreditwesens. Zu 
seinen Aufgaben gehört es ferner, .die 
Einhaltung des staatlichen Außenhan- 
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dels- und Valutamonopols zu gewährlei- 
sten. £ 

Der Ministerrat ist ein kollektiv arbei- 
tendes Organ. Er besteht aus dem Vor- 
sitzenden, den Stellvertretern des Vor- 
sitzenden und den Ministern. Der Mi- 
nisterrat bildet aus seiner Mitte das Prä- 
sidium des Ministerrates. Die Mitglie- 
der des Ministerrates werden von der 
Volkskammer gewählt. 

Jeder Minister leitet den ihm übertra- 
genen Verantwortungsbereich nach dem 
Prinzip der Einzelleitung. 

Der Ministerrat legt die Grundsätze für 
die Tätigkeit der Ministerien und der an- 
deren zentralen Staatsorgane fest, be- 
stimmt deren Aufgaben und übt die 
Kontrolle über deren Verwirklichung 
aus. Er sichert das einheitliche Wirken 
der Ministerien und der anderen zen- 
tralen Staatsorgane untereinander sowie 
mit den örtlichen Räten. 

Den Organen des Ministerrates sind 
entsprechend den Erfordernissen der ge- 
samtgesellschaftlichen Leitung spezifi- 
sche Aufgaben übertragen. 

Wie der Ministerrat, verwirklichen auch 
seine Organe ihre Aufgaben. in Durch- 
führung der Beschlüsse der Partei der 
Arbeiterklasse auf der Grundlage der 


. Verfassung der DDR, der Gesetze und 


anderer Rechtsvorschriften. ' 

Die Staatliche Plankommission ist als 
Organ des Ministerrates für die gesamt- 
staatliche Planung der Entwicklung der 
Volkswirtschaft und für die Kontrolle 
der Pläne verantwortlich. Sie legt dem 
Ministerrat die grundlegenden Fragen 
der weiteren ökonomischen und sozia- 
len Entwicklung der DDR zur Entschei- 
dung vor. 

Die Staatliche Plankommission konzen- 
triert sich in ihrer Tätigkeit unter be- 
wußter Ausnutzung der ökonomischen 


ı7 Vgl. Verfassung der DDR, Artikel 76-80, und 
Gesetz über den Ministerrat der DDR vom 
16. Oktober 1972 (GBI. I Nr. 16 5. 253). 
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Abb. 1.2. 
Ministerrat der DDR 
und seine Organe 


Gesetze des Sozialismus auf die weitere 
Erhöhung des materiellen und kulturel- 
len Lebensniveaus des Volkes auf der 
Grundlage eines hohen  Entwicklungs- 
tempos der sozialistischen Produktion, 
der Erhöhung der Effektivität, des wis- 
senschaftlich-technischen Fortschritts 
und des Wachstums der Arbeitsproduk- 
tivität. 

Die Staatliche Plankommission hat, aus- 
gehend vom Bedarf der Bevölkerung 
und von den Erfordernissen der Wirt- 
schaft und des sozialistischen Staates, in 
enger Zusammenarbeit mit den Mini- 
sterien, den anderen zentralen Staats- 


Statistik 
Staatliches 
Vertrags- 
gericht 


organen und den Räten der Bezirke die 
langfristigen Pläne, die Fünfjahrpläne 
und die Jahresvolkswirtschaftspläne 
wissenschaftlich vorzubereiten. 

Die Staatliche Plankommission richtet 
ihre Tätigkeit auf die Intensivierung der 
gesellschaftlichen Produktion und auf 
die planmäßige Verbesserung der volks- 
wirtschaftlichen Struktur in Überein- 
stimmung mit den Möglichkeiten und 
Erfordernissen der fortschreitenden so- 
zialistischen ökonomischen Integration. 
Sie hat mit der Ausarbeitung und Bilan- 
zierung der Pläne die Durchsetzung des 
wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts zur ständigen Erhöhung der 
Effektivität der gesellschaftlichen Arbeit 
zu sichern. 

Die Staatliche Plankommission ist für 
den Gesamtprozeß der Koordinierung 
der Pläne der DDR mit der UdSSR und 
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den anderen Mitgliedsländern des RGW 
verantwortlich. 

Die Ministerien sind Organe des Mi- 
nisterrates zur Leitung und Planung 
„spezieller Bereiche der Volkswirtschaft 
und der anderen Bereiche des gesell- 
schaftlichen Lebens. 

Aufgabe der Ministerien ist vor allem 
die Verwirklichung der in den Jahres- 
und Fünfjahrplänen sowie in langfristi- 
gen Plänen festgelegten politischen, 
ökonomischen, sozialen, wissenschaft- 
lich-technischen und kulturellen Ziele 
zur weiteren Erfüllung der Hauptauf- 
gabe bei der weiteren. Gestaltung der 
entwickelten” sozialistischen Gesell- 
schaft. Die Ministerien lassen sich dabei 
vom Prinzip der sozialistischen Spar- 
samkeit im Umgang mit materiellen und 
finanziellen Fonds leiten und sichern 
die effektivste Nutzung des Arbeitszeit- 
‘fonds, der vorhandenen Grundmittel, 
der zur Verfügung stehenden Investitio- 
nen und die weitere Erschließung vor- 
handener Reserven. 

Die Ministerien verwirklichen ihre Auf- 
gaben unter umfassender Einbeziehung 


der Werktätigen in die Leitung und Pla- . 


nung und gewährleisten die breite Ent- 
faltung der Initiative der Werktätigen 
zur Erfüllung der Pläne und für die 
planmäßige Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen in ihrem Ver- 
antwortungsbereich. 


Die Minister sind berechtigt, zu Geset- 
zen und Verordnungen im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit Anordnungen und Durch- 
führungsbestimmungen zu erlassen und 
ihre Durchsetzung zu kontrollieren. Sie 
tragen für die gesamte Tätigkeit ihres 
Ministeriums die persönliche Verant- 
‚wortung gegenüber der Volkskammer 
und dem Ministerrat der DDR. 


Der Wirtschaftsbereich Industrie wird 
durch die Industrieministerien geleitet, 
Ihnen sind volkseigene Kombinate un- 
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terstellt, denen volkseigene Betriebe zu-- 
geordnet sind. 

Die Staatliche Zentraiverwaltung für 
Statistik ist das Organ des Minister- 
rates für die gesamtstaatliche Leitung 
von Rechnungsführung und Statistik. Sie 
erarbeitet für den Ministerrat die zur 
Leitung, Planung und Kontrolle erfor- 
derlichen Zahlenberichte und statisti- 
schen Analysen. Sie leitet und koordi- 
niert im Auftrag des Ministerrates Rech- 
nungsführung und Statistik als das ein- 
heitlich organisierte System der Erfas- 
sung, Aufbereitung und Analyse zahlen- 
mäßiger Informationen über den volks- 
wirtschaftlichen Reproduktionsprozeß 
für die Leitungs- und Planungstätigkeit 
auf allen Ebenen. Sie gewährleistet ge- 
meinsam mit der Staatlichen Plankom- 
missionedie Einheitlichkeit von statisti- 
schen Kennziffern, Plankennziffern und 
Planungsmethoden. 

Die Staatliche Zentralverwaltung für 
Statistik sichert die Abrechnung der 
Fünfjahrpläine und Jahresvolkswirt- 
schaftspläne sowie die Analyse der 
Realisierung der in diesen Plänen fest- 
gelegten Aufgaben und Ziele, 

Sie untersucht anhand statistischer Un- 
terlagen, ob die von der Partei der Ar- 
beiterklasse gesetzten Ziele bei der wei- 
teren Erhöhung des materiellen und kul- 
turellen Lebensniveaus des Volkes plan- 
mäßig verwirklicht werden. Sie kontrol- 
liert auf der Grundlage statistischer An- 
gaben periodisch den Prozeß der Plan- 
durchführung und informiert über den 
Stand der Planerfüllung. 

Sie ermittelt die statistische Bilanz der 
Entstehung und Verwendung des Natio- 
naleinkommens, die Bilanz des Volks- 
vermögens und erarbeitet statistische 
Verflechtungsbilanzen. 

Andere zentrale Staatsorgane leiten ent- 
sprechend dem hohen Stand der Entwick- 
lung der Produktivkräfte in der DDR 
und der Vielfalt der spezifischen: Auf- 


gaben bei der weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
Spezialgebiete und -bereiche des gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses. 


1.2.5. 
Örtliche Volkarertreiuiigkt 
und ihre Organe 


Die örtlichen Volksvertretungen sind 
Organe der sozialistischen Staatsmacht 
in den Bezirken, Kreisen, Städten, Stadt- 
bezirken und Gemeinden der DDR. Sie 
verwirklichen unter Führung der Partei 
der Arbeiterklasse auf der Grundlage 
der Gesetze und anderer Rechtsvor- 
schriften in ihrem Territorium in enger 
Verbindung mit den Werktätigen und 
den gesellschaftlichen Organisationen 
die Staatspolitik der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht.® 


* Örtliche Volksvertretungen 
in der DDR sind 


— in der Hauptstadt Berlin 
die  Stadtverordnetenversammlung, 
— im Bezirk 
der Bezirkstag, 
— im Stadtkreis 
die Stadtbezirksversammlung, 
— im Landkreis 
der Kreistag, 
— im Stadtbezirk 
die Stadtbezirksversammlung, 
— in der kreisangehörigen Stadt 
die Stadtverordnetenversammlung, 
— in der Gemeinde 
die Gemeindevertretung. 


Die örtlichen Volksvertretungen werden 
von den wahlberechtigten Bürgern im 
jeweiligen Territorium gewählt. 

Die örtlichen Volksvertretungen ent- 
scheiden, ausgehend von den gesamt- 
staatlichen Interessen und den zu ihrer 
Wahrung erlassenen Gesetzen und Ver- 
ordnungen, in eigener Verantwortung 


über alle ihr Territorium betreffenden 
Angelegenheiten. 


Sie leiten und planen die staatliche, öko-- _ 


nomische, kulturelle und soziale Ent- 
wicklung in ihrem Territorium nach 
dem Prinzip des demokratischen Zen- 
tralismus. Wichtige Aufgaben haben die 
örtlichen Volksvertretungen und ihre 
Organe insbesondere auf folgenden Ge- 
bieten: 


— Sicherung der stabilen und konti- 
nuierlichen Versorgung der Bevölke- 
rung, 

— Werterhaltung, Rekonstruktion und 
Modernisierung des Wohnraumes, 
Neu- und: Ausbau von Wohnungen, 

— Gestaltung der sozialistischen Lan- 
deskultur und des Umweltschutzes, 

— Förderung der sozialen Betreuung, 
des geistig-kulturellen Lebens der 
Bürger und 

— Festigung der Sicherheit und Ord- 
nung im Territorium. 


Die Organe der örtlichen Volksvertre- 
tungen koordinieren die Arbeit aller auf 
ihrem Territorium befindlichen Betriebe 
und Einrichtungen zur Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen 
für die Werktätigen, wie den Woh- 
nungsbau, den Handel und die Dienst- ° 
leistungen, die Einrichtungen der ge- 
sundheitlichen, sozialen und kulturellen 
Betreuung der Bevölkerung. Diese Auf- 
gaben werden ın die Fünfjahr- und Jah- 
respläne sowie in die Staatshaushalts- 
pläne aufgenommen.’ 


Durch die Zusammenarbeit mit den Be- 
trieben und Einrichtungen im Terri- 
torium, aber auch durch ein immer en- 
geres Zusammenwirken der örtlichen 


8 Vgl. Verfassung der DDR, Artikel 81-85, und 
" Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe in der DDR vom 12. Juli 1973 (GBi. I 
Nr. 32 S. 313). 

$ Vgl. Anordnung über die Ordnung der Planung 
der Volkswirtschaft der DDR 1976-1980 vom 
20. November 1974 (GBl. Sonderdruck Nr. 775 a). 
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Staatsorgane der Städte, Gemeinden 
und Gemeindeverbände mit den Aus- 
schüssen der Nationalen Front werden 
bedeutende Reserven erschlossen, die 
zum Wohle der Werktätigen eingesetzt 
werden. In den Städten und Gemeinden 
sind in den letzten Jahren viele Maßnah- 
men zur territorialen Rationalisierung 
eingeleitet worden, die zur Steigerung 
der volkswirtschaftlichen Effektivität 
und zur weiteren Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Bür- 
ger beitragen. 
Große Bedeutung für die Entwicklung 
der Zusammenarbeit der Städte und Ge- 
meinden haben die Gemeindeverbände 
und Zweckverbände. Die Gemeindever- 
bände fördern die Entwicklung des ge- 
sellschaftlichen Lebens in den Städten 
und Gemeinden und die Intensivierung 
der Produktion. Durch planmäßige Zu- 
sammenarbeit im Gemeindeverband 
werden die Möglichkeiten zur Wert- 
erhaltung, zum Um- und Ausbau von 
Wohnungen, zur Ausgestaltung von 
Naherholungsgebieten, zur Instandset- 
zung von Straßen und Wegen, zur Ver- 
besserung der Trinkwasserversorgung 
usw. erweitert. Gegenwärtig bestehen in 
der DDR 571 Gemeindeverbände, de- 
nen etwa 4000 kreisangehörige Städte 
und Gemeinden mit rund 4,1 Mill. Ein- 
wohnern angehören, das sind nahezu 
24 Prozent der Bevölkerung. 
Die staatlichen Machtorgane im Ge- 
meindeverband sind die gewählten 
Volksvertretungen der beteiligten Städte 
und Gemeinden. Sie bilden den Rat des 
Gemeindeverbandes als gemeinsames 
Leitungsorgan. 
Abgeordneter einer örtlichen Volksver- 
tretung zu sein ist eine große Verpflich- 
tung. In die örtlichen Volksvertretungen 
werden vorbildliche Arbeiter, Ange- 
stellte und Mitglieder von LPG — dar- 
unter zahlreiche Jugendliche und Frauen 
— gewählt. Bewährt hat sich die Er- 
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höhung des Anteils der Produktions- 
arbeiter in den örtlichen Volksvertretun- 
gen. 

Die Abgeordneten leisten in engem 
Kontakt mit ihren Wählern eine um- 
fangreiche, verantwortungsvolle Arbeit. 
Sie erfüllen ihre Aufgaben in enger Ver- 
bindung zu den Arbeitskollektiven in 
den Betrieben und Einrichtungen und 
zu den Bürgern im Wohngebiet. Dabei 
gewinnen sie aktive Bürger, die bei der 
Vorbereitung, Durchführung und Kon- 
trolle der Beschlüsse mitarbeiten. Zur, 


Durchführung _ihrer Aufgaben wählt 
jede örtliche Volksvertretung Abgeord- 


nete in Kommissionen. Als Mitglieder 
der Kommissionen können auch aktive 
Bürger berufen werden, die nicht Ab- 
geordnete sind. 

Jede örtliche Volksvertretung wählt den 
Vorsitzenden und die Mitglieder des Ra- 
tes. Der Rat leitet im Auftrag der Volks- 
vertretung auf der Grundlage der Be- 
schlüsse der örtlichen Volksvertretung 


sowie der Gesetze, Verordnungen und 
anderer Rechtsvorschriften die staat- 
EYE ROBBE TT REEEDSEEN ER 

liche, ökonomische, soziale und Kkul- 


. turelle Entwicklung in seinem Verant- 


wortungsbereich. 

Der Rat bildet zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben Fachorgane, legt die Aufgaben 
der Fachorgane fest und kontrolliert 
ihre Tätigkeit. Wichtige Fachorgane der 
örtlichen Räte im Bezirk sind z.B. der 
Wirtschaftsrat und die Plankommission 
des Bezirkes. 


Der Bezirkswirtschaftsrat leitet die Be- 


triebe, Kombinate und Einrichtungen 
der bezirksgelerteten Industrie nach den 
zirksgeleitete Industrie und Lebensmit- 
telindustrie auf der Grundlage der Be- 
schlüsse des Bezirkstages und des Rates 
des Bezirkes. Er entwickelt z. B. gemein- 
sam mit den zentralgeleiteten Kombina- 


ten die Zusammenarbeit mit den Betrie- 
ben im Rahmen der Erzeugnisgruppen. 


Er stimmt die Entwicklung der bezirks- 
geleiteten Industrie mit der Bezirksplan- 
kommission und den Kreisplankommis- 
sionen ab, um eine koordinierte Gesamt- 
entwicklung im Territorium zu gewähr- 
leisten. 


‘ Die ‚Bezirksplankommission koordiniert 
die zweigliche und territoriale Entwick- 
lung im Bezirk. Sie organisiert die sozia- 
listische Gemeinschaftsarbeit zwischen 
allen Beteiligten bei der Entwicklung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen, 
bei der Standortverteilung der Produk- 
tivkräfte usw. 


Die Abgeordneten der örtlichen Volks- 
vertretungen, die Vorsitzenden und die 
Mitglieder der Räte sowie die Staats- 
funktionäre in den Fachorganen der 
'Räte tragen eine hohe Verantwortung 
für die Festigung des Vertrauens der 
Bürger zum sozialistischen Staat. Sie ha- 
ben die Bürger über die Staatspolitik, 
über die Entwicklung im Territorium 
und über kommunalpolitische Vorhaben 
zu informieren. Sie werten die Vor- 
schläge und Hinweise der Werktätigen 
sorgfältig aus und nutzen die Initiativen 
der Bürger für die Lösung der Auf- 
gaben. 


Aufgaben 


der Zusammensetzung und in der 
Tätigkeit der Volkskammer der 
DDR das Klassenwesen unseres 
Staates zum Ausdruck kommt! 


2. Nennen Sie die wichtigsten Or- 
gane des Ministerrates, und be- 
schreiben Sie kurz ihre Aufgaben! 


3. Warum wachsen Aufgaben und 
Verantwortung der örtlichen Volks- 
vertretungen und ihrer Organe bei 
der weiteren Gestaltung der ent- 
wickelten sozialistischen Gesellschaft 
in unserer Republik? 


l 1. Zeigen Sie an Beispielen, wie in 


1.3. 
Aufgaben und Verantwortung 
der Finanz- und Bankorgane 


1.3.1. 

Übersicht 

über Aufgaben und Verantwortung 
der Finanz- und Bankorgane 


Die Finanz- und Bankorgane der DDR 
haben wichtige Aufgaben bei der Lei- 
tung, Planung und ökonomischen Sti- 
mulierung der Volkswirtschaft zur Lö- 
sung der Hauptaufgabe in ihrer Ein- 
heit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
zu erfüllen. 
Alle Finanz- und Bankorgane verwirk- 
lichen ihre Aufgaben in Durchführung 
der Beschlüsse der Partei der Arbeiter- 
klasse auf der Grundlage der Verfas- 
sung der Deutschen Demokratischen 
Republik, der Gesetze und anderer 
Rechtsvorschriften. 
Die Tätigkeit der Finanz- und Bank- 
organe ist Bestandteil der sozialisti- 
schen Planwirtschaft. 
Finanz- und Bankorgane der DDR sind: 
— das Ministerium der Finanzen ein- 
schließlich der Staatlichen Finanz- 
revision, u, 
— die Staatsbank der DDR, 
— die Bank für Landwirtschaft und 
. Nahrungsgüterwirtschaft der DDR, 
— die Deutsche Außenhandelsbank und 
die Handelsbank AG, 

— .die Abteilungen Finanzen der ört- 
lichen Räte, 

— die Sparkassen, 

— die Versicherungsorgane und 

— die Genossenschaftskassen. 


Die Finanz- und Bankorgane üben mit 
ihrer gesamten Tätigkeit einen aktiven . 
Einfluß darauf aus, daß die Geldfonds, 
die für die weitere Gestaltung der ent- 
wickelten sozialistischen Gesellschaft in 
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der DDR planmäßig notwendig sind, er- 
wirtschaftet und mit hoher Effektivität 
eingesetzt werden. 

Die Finanz- und Bankorgane leisten bei 
der Ausarbeitung und Durchführung 
der Pläne einen aktiven Beitrag dazu, 
daß die planmäßig notwendigen Auf- 
gaben mit dem geringsten Aufwand 
durchgeführt werden und das Verhält- 
nis Aufwand zu Ergebnis immer günsti- 
ger gestaltet wird. 

Für den effektiven Umgang mit den 
- finanziellen Mitteln sind jedoch nicht 
nur die Finanz- und Bankorgane ver- 
antwortlich, sondern alle Leiter in staat- 


lichen Organen und Einrichtungen so-. 


wie in den volkseigenen Kombinaten, 
Betrieben und Genossenschaften inner- 
halb ihres Zuständigkeitsbereiches. Zur 
Leitung jedes staatlichen Organs und 
jeder staatlichen Einrichtung gehört ein 
‘ Haushaltsplan, der in Übereinstimmung 
mit den planmäßig festgelegten mate- 
riellen Aufgaben die dafür erforder- 
lichen finanziellen Mittel enthält. Auch 
die Bildung und Verwendung finan- 
zieller Fonds der volkseigenen Betriebe 
und Kombinate sind untrennbarer Be- 
standteil ihres Planes zur effektiven 
Durchführung des 


. ZESSES, 


“Zur planmäßigen Leitung der finanziel- 
len Prozesse in ihrer Gesamtheit wer- 
den von den‘ Finanz- und Bankorganen 
zentrale finanzielle Pläne und Bilanzen 
ausgearbeitet, z. B. die Finanzbilanz des 
Staates, der Staatshaushaltsplan, die Bi- 
lanz des Kreditsystems und weitere 
finanzielle Bilanzen. 

Die Finanz- und Bankorgane wirken bei 
-der finanziellen Planung, durch ihre 
finanzanalytische Arbeit, durch eine 
ständige Finanzkontrolle und durch an- 
dere Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Finanzen aktiv darauf ein, die Leistun- 
gen in allen Teilen der Volkswirtschaft 
planmäßig zu erhöhen, die Selbstkosten 
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Reproduktionspro- 


der Produktion zu senken, den Aufwand 
für Investitionen zu verringern und die 
Effektivität der Volkswirtschaft zu ver- 
größern. . 
Auf diese Weise helfen die Finanz- und 
Bankorgane, die Stabilität der Finanzen 
und der Währung der DDR zu sichern, 
denn die Stabilität des Geldes wird von 
einer hohen Qualität und Effektivität 
der gesellschaftlichen Arbeit bestimmt, 
d.h. von der effektiven Erwirtschaftung 
und Verwendung des Nationaleinkom- 
mens. Die Stabilität der Finanzen und 
der Währung ist in erster Linie von 
hohen Leistungen in der Produktion ab- 
hängig. 

Dem Aufbau der Finanz- und Bank- 
organe liegt das Prinzip des demokrati- 
schen Zentralismus zugrunde. Das be- 
deutet u. a., daß das übergeordnete Lei- 
tungsorgan gegenüber dem nachgeord- 
neten-Organ weisungsbefugt ist, z. B. 
die Zentrale der Staatsbank gegenüber 
den Bezirksdirektionen und den Bank- 
filialen in den Kreisen. Die nachgeord- 
neten Organe sind zur effektiven Durch- 
führung der zentral festgelegten Auf- 
gaben in ihrem Verantwortungsbereich 
verpflichtet; 'sie sind ihrem übergeord- 
neten Organ rechenschaftspflichtig. 
Zum Prinzip des demokratischen Zen- 
tralismus gehört, daß die Einzelleitung 
und die persönliche Verantwortung des 
Leiters stets mit der schöpferischen Ak- 
tivität aller Mitarbeiter verbunden wer- 
den. 

Zwischen den einzelnen Finanz- und 
Bankorganen besteht Arbeitsteilung. 
Ihre Aufgaben sind voneinander abge- 
grenzt. Das erfordert jedoch, daß die 
Finanz- und Bankorgane eng zusammen- 
arbeiten, um die vielfältigen Erkennt- 
nisse aus der finanzökonomischen Ar- 
beit, aus Finanzanalysen und Finanz- 
kontrollen so auswerten zu können, daf 
daraus der größte Nutzen für die sozia- 


listische Gesellschaft erreicht wird. 


13.2. 
Ministerium der Finanzen 


Das Ministerium der Finanzen!® ist das 
zentrale Organ des Ministerrates für 
die Verwirklichung der von der Partei 
der Arbeiterklasse und der Regierung 
der DDR beschlossenen Finanzpolitik in 
ihrer Gesamtheit. Es ist verantwortlich 
für die Planung, Bilanzierung und Ab- 
rechnung der Finanzen sowie für die 
Leitung und Planung des Staatshaushal- 


tes. Der Minister der Finanzen ist Mit- 


glied des Ministerrates und seines Prä- 
sidiums. 
Das Ministerium der Finanzen konzen- 
triert sich in seiner Tätigkeit darauf, mit 
Hilfe der Finanzen auf die weitere Er- 
.höhung des materiellen und kulturellen 
Lebensniveaus des Volkes auf der 
Grundlage eines hohen Entwicklungs- 
tempos der sozialistischen Produktion, 
der Erhöhung der Effektivität, des wis- 
senschaftlich-technischen Fortschritts 
und des Wachstums der Arbeitsproduk- 
tivität Einfluß zu nehmen. 
Das Ministerium der Finanzen ist für 
die einheitliche Ausarbeitung, Durch- 
führung und Kontrolle des Staatshaus- 
haltsplanes nach dem Prinzip des de- 
mokratischen Zentralismus. verantwort- 
lich. Es erarbeitet die Finanzbilanz des 
Staates und unterbreitet auf der Grund- 
lage eigener Analysen und Berechnun- 
gen Vorschläge zur Ausarbeitung realer, 
anspruchsvoller Jahresvolkswirtschafts- 
pläne und Fünfjahrpläne sowie zur Aus- 
arbeitung langfristiger Pläne. Das Mi- 
nisterium der Finanzen konzentriert 
seine Arbeit insbesondere auf 
— die aktive Nutzung der Finanzen zur 
Erhöhung der Effektivität der ge- 
sellschaftlichen Arbeit durch Vertie- 
fung der Intensivierung der Produk- 
tion; 
Ziel ist dabei, den Zuwachs an Na- 
tionaleinkommen bedeutend zu er- 


höhen und insbesondere das Rein- 
einkommen der sozialistischen Ge- 
sellschaft wesentlich zu steigern. 
Das ist von großer Bedeutung, weil 
das Reineinkommen der sozialisti- 
schen Gesellschaft ein wichtiger 
Effektivitätsmaßstab und zugleich 
die wichtigste Quelle zur Finanzie-- 
rung der Maßnahmen für die Ver- 
besserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Werktätigen, zur 
Stärkung der materiell-technischen 
Basis der Volkswirtschaft und für 
andere gesamtgesellschaftliche Auf- 
gaben ist. 

— eine hohe Ökonomie der Bereiche 
und Zweige ' der Volkswirtschaft 
durch "Vorschläge und Maßnahmen 
zur Aufdeckung und Mobilisierung 
materieller und finanzieller Reser- 
ven, zur Verwirklichung des Prin- 
zips sozialistischer Sparsamkeit im 
Umgang mit materiellen und finan- 
ziellen Fonds; 

— die Erreichung höchstmöglicher Lei- 
stungen für die Werktätigen aus 
dem Einsatz der gesellschaftlichen 
Fonds, insbesondere für, die Ver- 
wirklichung des Wohnungsbaupro- 
gramms, die Entwicklung des Bil- 
dungswesens, des Gesundheits- und 
Sozialwesens, des kulturellen Le- 
bens, der Körperkultur und. des 
Sports sowie des Erholungswesens. 


Das Ministerium der Finanzen ist für 
die Sicherung der Liquidität des Staats- 
haushaltes und für die Erreichung des 
geplanten Haushaltsüberschusses ver- 
antwortlich. Sicherung der Liquidität 
bedeutet, die Zahlungsbereitschaft des 
Staatshaushaltes durch terminliche Ab- 
stimmung der Einnahmen und Ausga- 
ben zu jedem beliebigen Zeitpunkt des 
Jahres zu gewährleisten. 


10 Vgl. Statut des Ministeriums der Finanzen - Be- 
schluß des Ministerrates vom $. Januar 1975 (GBl. 
I Nr. 18 $. 321). 
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Das Ministerium der Finanzen trifft 
Entscheidungen, die zur Planung und 
Bilanzierung der Finanzen in ihrer Ge- 
samtheit sowie zur Leitung und Pla- 
nung des Staatshaushaltes notwendig 
sind, stets vom Standpunkt der Erfor- 
dernisse der gesamten Gesellschaft. Da- 
zu sichert es eine enge Zusammen- 
arbeit mit den anderen Organen des Mi- 
nisterrates, mit den Banken, mit den ört- 
lichen Organen der Staatsmacht und 
den gesellschaftlichen Organisationen. 
Das Ministerium der Finanzen wirkt 
auch an der Ausarbeitung, Durchfüh- 
rung, Abrechnung und Kontrolle der 
Erfüllung der Planzahlungsbilanz der 
DDR mit. In dieser Bilanz werden alle 


Einnahmen und Ausgaben in Valuta aus’ 


Exporten und Importen, Dienst- und 
Verkehrsleistungen und anderen Be- 
ziehungen mit dem Ausland zusammen- 
gefaßt. Das Ministerium der Finanzen 
trägt die Verantwortung für die Ausar- 
beitung, Durchführung, Abrechnung 
und Kontrolle des Valutadienstlei- 
stungsplanes für die dem Ministerium 
zugeordneten Planträger. 


Auf der Grundlage der Beschlüsse des 
Ministerrates sichert der Minister der 
Finanzen die Mitarbeit in den Organen 
des Rates für Gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe und dabei besonders in der Kom- 
mission des RGW für Valuta- und 
Finanzfragen sowie die Zusammen- 
arbeit mit den Finanzministerien der 
UdSSR und der anderen Mitgliedslän- 
der des RGW zur Verwirklichung der 
sozialistischen ökonomischen Integra- 
tion auf dem Gebiet der Valuta- und 
Finanzwirtschaft. 


Der Minister der Finanzen ist verant- 
wortlich dafür, daß Grundsätze und 
Rechtsvorschriften ausgearbeitet wer- 
den 


— für die planmäßige Gestaltung der 
Finanzwirtschaft zur weiteren Ver- 
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vollkommnung der wirtschaftlichen 
. Rechnungsführung in den volkseige- 
nen Kombinaten und Betrieben; 

— zur Stellung, zu den Aufgaben, Rech- 
ten und Pflichten der Hauptbuchhal- 
ter, die im Auftrag der Regierung 
der DDR und im Auftrag des Gene- 
raldirektors des Kombinates bzw. 
des Direktors des volkseigenen Be- 
triebes für die Kontrolle einer hohen 
Effektivität des Kreislaufs und Um- 
schlags der Fonds auf der Grund- 
lage des Planes verantwortlich sind; 

— für die planmäfßige und effektive 
Durchführung der Haushalts- und 
Finanzwirtschaft der örtlichen Volks- 
vertretungen und ihrer Organe; 

— für die Abwicklung des Devisenver- 
kehrs nach den Grundsätzen des Va- 
Jutamonopols; 

— für die Arbeit auf dem Gebiet des 
Stellenplanwesens; 

— für die Besteuerung des Arbeitsein- 
kommens, die Besteuerung der Ge- 
nossenschaften, der Handwerker und 
anderen Gewerbetreibenden sowie 
für die Besteuerung auf anderen Ge- 
bieten; 

— für die Arbeit auf dem Gebiet der 
Sach-, Haftpflicht- und Personenver- 
sicherung. 

Der Minister der Finanzen ist zugleich 
verantwortlich dafür, daß in den Staats- 
organen und staatlichen Einrichtungen, 
in den volkseigenen Kombinaten, Be- 
trieben und wirtschaftsleitenden Orga- 
nen regelmäßig Finanzrevisionen durch- 
geführt werden, 

Die Staatliche Finanzrevision ist Be- 

standteil des Ministeriums der Finanzen: 

Ihre Tätigkeit ist darauf gerichtet, daß 

die sozialistische Gesetzlichkeit auf dem 

Gebiet der Haushalts- und Finanzwirt- 

schaft eingehalten wird und die Grund- 

sätze der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung beachtet werden, daß Ordnung 
und Disziplin im Umgang mit dem 


Volkseigentum weiter gefestigt und daß 
Reserven zur Erhöhung des Nutzeffek- 
tes der gesellschaftlichen Arbeit er- 
schlossen werden. 

Der Minister der Finanzen unterstützt 
die örtlichen Räte bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben auf dem Gebiet der 
Haushalts- und Finanzwirtschaft und 
sichert die Anleitung und Unterstützung 
der Mitglieder der Räte und der Leiter 
der Abteilungen Finanzen der Räte der 
Bezirke. 

Der Minister der Finanzen ist gegen- 
über den Leitern der Abteilungen Finan- 
zen der Räte der Bezirke im Rahmen sei- 
ner Zuständigkeit  'weisungsberechtigt. 

Dem Minister der Finanzen sind fol- 
gende Organe, Einrichtungen und Be- 
triebe unterstellt: 


— die Staatliche Versicherung der 
DDR, 

— das Finanzökonomische Enmsehungs- 
institut, 

— der VEB Datenverarbeitung der 

-  Finanzorgane, ' 

— der VEB Wertpapierdruckerei der 
DDR, 

— der VEB Münze der DDR, 

— der VEB Vereinigte Wettspielbe- 
triebe, 

— die Fachschule für Finanzwirtschaft 
Gotha. 


Der Minister der Finanzen übt die Auf- 
sicht über die Auslands- und Rückver- 
sicherungs-AG der DDR (abgekürzt: 
DARAG) aus. 


1.3.3. 
Banken der DDR 


1.3.3.1. 
Staatsbank der DDR 


Die Staatsbank!! ist das zentrale Organ 
des Ministerrates für die Verwirk- 


lichung der von der Partei der Arbeiter- 
klasse und der Regierung beschlossenen 
Geld- und Kreditpolitik in ihrer Gesamt- 
heit. 

Die Staatsbank ist die Emissionsbank 
der DDR und hat das alleinige Recht 
zur Ausgabe von Geldzeichen der DDR, 
also von Banknoten und Münzen ein- 
schließlich Sonder- und Gedenkmünzen 
der Währung der DDR, die gesetzliches 
Zahlungsmittel in der DDR sind. 

Die Staatsbank wird von einem Präsi- 
denten geleitet. Er ist Mitglied des Mi- 
nisterrates der DDR. 
Die Staatsbank nimmt Einfluß auf ein 
kontinuierliches Wachstum der Volks- 
wirtschaft, auf die Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität und auf die Vertie- 
fung der Intensivierung. Sie ‚übt mit 
ihren Instrumenten die Kontrolle durch 
die Mark aus und ist das Kredit- und 
Verrechnungszentrum der Volkswirt- 
schaft. . 
Zur Durchführung der staatlichen Geld- 
und Kreditpolitik erarbeitet die Staats- 
bank die Grundsätze auf den Gebieten 
des Geldumlaufes, des Kredites, des 
Zinses, des Zahlungsverkehrs, der Ent- 
gegennahme von Einlagen, insbesondere 
von Spareinlagen. Die Staatsbank regelt 
die Grundsätze der Planung, der Rech- 
nungsführung und der Statistik für alle 
Kreditinstitute. 

Auf der Grundlage der staatlichen Pla- 
nung hat die Staatsbank 


— den Geldumlauf zu organisieren, . 

— freie Geldmittel der Volkswirtschaft 
und der Bevölkerung zu konzentrie- 
ren, 

— Kredite zu gewähren, 

— zur Gewährleistung. des staatlichen 
Valutamonopols beizutragen, 

— den Zahlungs- und Verrechnungs- 
verkehr zu organisieren und den 


11 Vgl. Gesetz über, die Staatsbank der DDR vom 
19. Dezember 1974 (GBl. I Nr, 62 $, 580). 
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Reisezahlungsverkehr ° durchzufüh- 
ren. 
Der Staatsbank obliegt die Finanzie- 
rung, die Kontenführung und die Kon- 
trolle der Kombinate, Betriebe und wirt- 
schaftsleitenden Organe der Industrie, 
des Bauwesens, des Binnenhandels, des 
Verkehrswesens, des Post- und Fernmel- 


der staatlichen Planung und in Überein- 
stimmung mit der durch das Ministe- 
rium der Finanzen auszuarbeitenden 
Finanzbilanz des Staates die Bilanz des 
Kreditsystems der DDR. Mit Hilfe die- 
ser Bilanz soll vor allem gesichert wer- 
den, daß die gewährten Kredite einen 
hohen Nutzen für die Volkswirtschaft 
bringen. 

Ausgehend von ihren Erkennntnissen 
aus der Finanzierung und der Kontrolle, 
erarbeitet die Staatsbank Stellungnah- 
men zu den Planentwürfen der Betriebe, 
Kombinate und Bereiche der Volkswirt- 
schaft. In den Planverteidigungen der 
Betriebe und Kombinate vor dem je- 
weils übergeordneten Organ vertritt 
die Staatsbank ihren Standpunkt ent- 
sprechend der ausgearbeiteten Stellung- 
nahme mit dem Ziel, materielle und 
finanzielle Reserven für die Erhöhung 
der Leistungen und der Effektivität zu 
erschließen. 

Die Staatsbank wirkt an der Ausarbei- 
tung, Durchführung, Abrechnung und 
Kontrolle der Zahlungsbilanz der DDR 
mit. Sie hat einen wichtigen Beitrag zur 
weiteren Vertiefung und Vervollkomm- 
nung der Zusammenarbeit und Entwick- 
lung der sozialistischen ökonomischen 
Integration der Mitgliedsländer des 
RGW zu leisten. j 
Der Präsident der Staatsbank setzt im 
Rahmen der Entscheidungen des Mi- 
nisterrates die Umrechnungssätze frem- 
der Währungen zur Währung der DDR 
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fest und veröffentlicht sie. Die Staats- 
bank hat also_die einheitliche Leitung, 
Planung, Durchführung und Kontrolle 
der Geld- und Kreditpolitik mit hoher 
Effektivität im volkswirtschaftli- 
chen Maßstab zu sichern. Das erfordert 
zugleich eine enge Zusammenarbeit mit 
dem Ministerium der Finanzen, mit an- 
deren zentralen Staatsorganen und mit 
den anderen Kreditinstituten. 

Auf der Grundlage der vom Minister 
der Finanzen erlassenen Bestimmungen 
erfüllt die Staatsbank Aufgaben der 
Haushaltsdurchführung. Sie ist das Kas- 
senvollzugsorgan des Staatshaushaltes, 
d.h., die Einzahlungen für den Staats- 
haushalt und die Ausgaben aus dem 
Staatshaushalt werden über die Konten 
der Bank geleistet. 

Die Staatsbank ist auch für die einheit- 
liche Gestaltung und die schnelle, 
sichere und rationelle Durchführung 
des Zahlungs- und Verrechnungsver- 
kehrs verantwortlich. 

Die Staatsbank gliedert sich in die Zen- 
trale sowie in Bezirksdirektionen und 
Kreisfilialen. Außerdem verfügt sie über 
ein Netz von Industriebankfilialen, das 
nach der Zweigstruktur der Industrie 
aufgebaut ist. 


1.3.3.2. 
Bank für Landwirtschaft und 
Nahrungsgüterwirtschaft der DDR 


Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft!? ist das zentrale 
Organ des Ministerrates für die Ver- 
wirklichung der von der Partei der Ar- 
beiterklasse und der Regierung be- 
schlossenen Geld- und Kreditpolitik im 


Bereich der Land-, Forst- und Nah- 
rungsgüterwirtschaft. 
12 Vgl. Statut der Bank für Landwirtschaft und 


Nahrungsgüterwirtschaft der DDR vom 23. Okto- 
ber 1975 (GBl.I Nr. 42 S. 692). 


Die Bank wird vom Präsidenten .gelei- 
‚tet. Er ist für die gesamte Tätigkeit der 
Bank gegenüber dem Ministerrat ver- 
antwortlich. 

Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft richtet ihre Tätig- 
keit auf die weitere Vertiefung des 
Bündnisses der Arbeiterklasse mit der 
Klasse der Genossenschaftsbauern. Sie 
setzt ihre Kreditfonds planmäßig für 
die weitere Intensivierung und den 
schrittweisen Übergang zu industrie- 
mäßigen Produktionsmethoden in der 
Landwirtschaft ein. 


Sie unterstützt die weitere planmäßige 
Entwicklung der LPG und ihrer koope- 
rativen Einrichtungen, indem sie z. B. 
bei der Ausarbeitung der Planvorschläge 
mithilft, Reserven zur Erhöhung der 
Effektivität der eingesetzten Fonds auf- 
zudecken und für den Plan wirksam zu 
machen. 

Die Bank fördert durch die planmäßige 
Ausnutzung von Kredit und Zins die 
weitere Annäherung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Klasse der Ge- 
nossenschaftsbauern an die der Arbei- 
terklasse sowie die weitere Überwin- 
dung :der wesentlichen Unterschiede 
zwischen Stadt und Land. 

Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft konzentriert sich 
hauptsächlich 


— auf die Kreditgewährung für Inve- 
stiiionen und für Umlaufmittel- 
bestände der volkseigenen und ge- 
nossenschaftlichen _ landwirtschaft- 
lichen Betriebe, der Betriebe der 
Forstwirtschaft und der Nahrungs- 
güterwirtschaft, 

— auf die Entgegennahme zeitweilig 
freier Geldmittel der Land- und 
Nahrungsgüterwirtschaft sowie der 
auf dem Lande lebenden Bürger. 


Die Bank nimmt Aufgaben als Kassen- 
vollzugsorgan des Staatshaushaltes 


wahr, insbesondere soweit es den Be- 
reich des Ministeriums für Land-, Forst- 
und Nahrungsgüterwirtschaft betrifft. 
Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft übt gegenüber den 
VdgB-BHG und den entsprechenden Ge- 
meinschaftseinrichtungen der Landwirt- 
schaft die Aufsicht über deren Bank- 
geschäfte aus. 

Sie ist gegliedert in die Zentrale und in 
Bezirks- und Kreisfilialen. 


1.3.3.3. 
Deutsche Außenhandelsbank AG 


Die Deutsche Außenhandelsbank AG 
(DABA)! ist ein zentralgeleitetes Kre- 
ditinstitut und für die Planung, Durch- 


führung und Kontrolle finanzieller Be- 


ziehungen mit dem Ausland verant- 
wortlich. Sie wird vom Präsidenten ge- 
leitet. 


‚Die DABA hat den Status einer Aktien- 


gesellschaft und unterhält Filialen in- 
nerhalb der DDR sowie Vertretungen 
bzw. Repräsentanzen im Ausland. Ihr 


obliegt die Finanzierung der Außenhan- . 


delsunternehmen und der Außenhandels- 
operationen anderer Betriebe und Orga- 
nisationen der DDR, die Durchführung 
des kommerziellen und des nichtkom- 
merziellen Zahlungs- und Verrechnungs- 
verkehrs sowie sonstiger Bankoperatio- 
nen mit Partnern außerhalb der DDR. 
Kommerzieller Zahlungs- und Verrech- 


nungsverkehr sind die mit Export- und 


Importlieferungen verbundenen Geld- 
verrechnungen mit dem Ausland. Nicht- 
kommerzielle Zahlungs- und Verrech- 
nungsvorgänge betreffen die Geldbezie- 
hungen, die nicht unmittelbar mit Wa- 
renbeziehungen verbunden sind. Die 


13 Die Arbeit der DABA vollzieht sich auf der 
Grundlage der Satzung der Deutschen Außen- 
handelsbank AG vom 18. Mai 1966. 
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DABA übt auf diesen Gebieten zugleich 
eine beratende Tätigkeit aus, besonders 
gegenüber den Außenhandelsunterneh- 
men. 

Die DABA ist für die operative Verwal- 
tung der Valutafonds verantwortlich. Sie 
führt die internationalen Geldgeschäfte 
zielgerichtet zum Nutzen der Volks- 
wirtschaft der DDR durch. 

Die DABA ist die bevollmächtigte Bank 
der DDR im Verkehr mit der Internatio- 
nalen Bank für Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und mit der Internationalen 
Investitionsbank (beide mit Sitz in 
Moskau) als Banken für die Beziehun- 
gen der RGW-Länder.-Die DABA stellt 
die Pläne für die Kreditbeziehungen zu 
diesen beiden Banken auf und kontrol- 
liert deren Durchführung. 

Die DABA wirkt bei der Aufstellung 
der Valutapläne der DDR und bei der 
Kontrolle ihrer Durchführung mit. Sie 
unterhält Korrespondenz- und Konto- 
beziehungen zu ausländischen Banken, 
schließt Bankenabkommen und Banken- 
vereinbarungen ab und fördert die in- 
ternationalen Wirtschaftsbeziehungen. 
Die DABA beobachtet und analysiert 
auch ständig die Entwicklungstenden- 
zen auf den internationalen Geld- und 
Kapitalmärkten. 


1.3.4. 
Abteilungen Finanzen 
der örtlichen Räte 


Die Abteilung Finanzen ist Fachorgan 
des Rates des Bezirkes bzw. des Krei- 
ses oder des Rates größerer Städte auf 
dem Gebiet der Haushalts- und Finanz- 
wirtschaft. 

In kleineren Städten und Gemeinden 
sind entsprechende Sachgebiete und 
Mitarbeiter für den Haushalt wirksam. 
Die Abteilung Finanzen arbeitet auf der 
Grundlage des Gesetzes über die örtli- 
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chen Volksvertretungen und ihrer Or- 
gane in der DDR!* und entsprechend 
den zentral beschlossenen Grundsätzen 
und Rechtsvorschriften für die Haus- 
halts- und Finanzwirtschaft der örtli- 
chen Volksvertretungen und ihrer Or- 
gane sowie den Beschlüssen der örtli- 
chen Volksvertretung und des Rates. 


Als Mitglied des Rates für Finanzen 
und Preise ist der Leiter der Abteilung 
Finanzen gegenüber der. Volksvertre- 
tung und dem Rat verantwortlich für 
die Ausarbeitung, Durchführung, Ab- ' 
rechnung und Kontrolle des örtlichen 
Haushaltsplanes. 

Der örtliche Rat und der Leiter der Ab- 
teilung Finanzen nehmen auch Aufga- 
ben zur Durchführung des zentralen 
Staatshaushalts wahr. 


Bei all diesen Aufgaben besteht das ent- 
scheidende Erfordernis in der Einfluß- 
nahme darauf, daß aus wachsenden Lei- 
stungen die planmäßig notwendige Bil- 
dung von Geldfonds gesichert wird und 
die finanziellen Mittel mit dem größten 
Nutzen für die sozialistische Gesell- 
schaft und ihre Bürger eingesetzt wer- 
den. 

Vom Leiter der Abteilung Finanzen des 
Rates des Bezirkes werden die Aufgaben 
des Rates gegenüber dem örtlich gelei- 
teten VEB Rechnungsführung und Wirt- 
schaftsberatung wahrgenommen. 


1.3.5. 
Sparkassen 


Die Sparkassen der Deutschen Demo- 


kratischen Republik® sind staatliche 
Kreditinstitute für die Durchführung 
aller Geldangelegenheiten der Bevölke- 


14 Vgl. Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen 
und ihre Organe in der DDR vom 12. Juli 1973 
(GBl. I Nr. 32 S. 313). 

15 Vgl..Statut der Sparkassen der DDR vom 23. Ok- 
tober 1975 (GBl. I Nr. 43 $. 703). 


rung. Sie sind Einrichtungen der Räte 
der Kreise bzw. der Räte kreisfreier 
Städte. 


Die Sparkassen eröffnen auf Antrag der 
Bürger Spar- und andere Konten und 
nehmen verzinsliche Sparleistungen ent- 
gegen. Sie haben die sichere Anlage und 
Verwaltung der Sparguthaben zu ge- 
währleisten und zahlen Zinsen nach den 
geltenden Rechtsvorschriften. Die Spar- 
kassen sind in ihrem Territorium für 
die Planung und Analyse der Spar- 
einlagenentwicklung verantwortlich. Im 
Rahmen des Kreditplanes und der gel- 
tenden Rechtsvorschriften gewähren sie 
Kredite an die Bürger, z.B. als Kredite 
für junge Eheleute, als Teilzahlungs- 
kredite oder als Kredite für die antei- 
lige Finanzierung des Baues von Eigen- 
heimen. 


Die Sparkassen haben auch Aufgaben 
auf dem Gebiet der Finanzierung und 
Finanzkontrolle gegenüber dem VEB 
Kommunale Wohnungsverwaltung, dem 
VEB Gebäudewirtschaft und den soziali- 
stischen Wohnungsbaugenossenschaften 
wahrzunehmen. 


Bei der Finanzierung des Wohnungs- 
baues nehmen sie Einfluß darauf, daß 
der Bau von Eigenheimen und die Er- 
haltung und Modernisierung von Woh- 
nungen mit hohem Nutzeffekt geplant 
und durchgeführt werden. 

Die Sparkassen wickeln den Zahlungs- 
verkehr für die Bürger ab und befrie- 
digen auch auf diese Weise Bedürfnisse 
. der Bevölkerung. Zur Verbesserung der 
Leistungen für die Bevölkerung erwei- 
. tern sie ständig den Kontakt zu den 
Bürgern und sichern bei der Durchfüh- 
rung der Geldgeschäfte eine qualifi- 
zierte Beratung und fachkundige Bedie- 
nung. 

Der Präsident der Staatsbank regelt in 
Rechtsvorschriften und Weisungen, wie 
die Sparkassen die ihnen "laut Statut 


_ übertragenen Aufgaben auszuführen ha- 


ben. 

Die Bezirksstellen der Sparkassen, die 
den Räten der Bezirke unterstellt sind, 
unterstützen die Räte der Kreise bzw. 
die Räte der kreisfreien Städte und den 
Präsidenten der Staatsbank bei der An- 
leitung und Kontrolle der Sparkassen. 


1.3.6. 
Versicherungsorgane 


1.3.6.1. 
Staatliche Versicherung 
der DDR 


Die Staatliche Versicherung der DDR!% 
ist die sozialistische Versicherungs- 
einrichtung für die Sach-, Haftpflicht- 
und Personenversicherung. Sie ist Trä- 
ger der Sozialversicherung für Mitglie- 
der der sozialistischen Produktions- 
genossenschaften, für selbständige Hand- 
werker und sonstige Selbständige. 

Die Staatliche Versicherung organi- 
siert die kollektive Bildung von Ver- 
sicherungsfonds aus Versicherungs- 
beziehungen mit den Betrieben, Einrich- 
tungen und Bürgern. 

Ein wesentlicher Teil der Versicherungs- 
bedürfnisse wird auf der Grundlage ge- 
setzlicher Bestimmungen durch Pf£licht- 
versicherungen befriedigt. Darüber hin- 
aus befriedigt die Staatliche Versiche- 
rung weitere Versicherungsbedürfnisse 
auf der Grundlage spezieller Regelun- 
gen und Verträge nach dem Prinzip der 
Freiwilligkeit. Zum Beispiel schließt 


, die Staatliche Versicherung mit Bürgern ; 


Sach- und Personenversicherungsverträ- 
ge ab, um ihren Versicherungsbedürf- 
nissen bei Schäden aus unvorherseh- 


16 Vgl. Verordnung über das Statut der Staatlichen 
Versicherung der DDR vom 19. November 1968 
(GBi. II Nr. 120 $. 941). 
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‚baren, aber auch aus absehbaren Ereig- 
nissen zu entsprechen. 

Die Staatliche Versicherung erfüllt nicht 
nur wichtige Aufgaben gegenüber der 
Bevölkerung, sondern unterstützt auch 
“die Kontinuität des Reproduktionspro- 
zesses in allen Bereichen der Wirt- 
schaft, indem sie Schäden entspre- 
chend den bestehenden Versicherungs- 
bestimmungen und den abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen finanziell aus- 
gleicht. 

Die Aufgabe der Staatlichen Versiche- 
rung der DDR besteht vor allem darin, 
durch ihre Einflußnahme die Einhaltung 
von Sicherheit und Ordnung sowie die 
Durchsetzung der Bestimmungen des 
Gesundheits-, Arbeits- und Brandschut- 
zes in den Betrieben, Einrichtungen und 
Organen zu fördern, so daß durch ihre 
. vorbeugende Tätigkeit Schäden am so- 
zialistischen Eigentum von vornherein 
verhindert werden. 

Die Staatliche Versicherung ist verant- 
wortlich für die Erarbeitung der Ver- 
sicherungsbilanz und in Verbindung da- 
mit für die Ausarbeitung: des Finanz- 
planes der Staatlichen Versicherung. 
Sie untersteht der Aufsicht, Anleitung 
und Kontrolle des Ministers der Finan- 
zen. 

Die: Staatliche Versicherung gliedert 
sich in die Hauptdirektion, die Bezirks- 
direktionen und die Kreisdirektionen. 


1.3.6.2. 
Auslands- und 
Rückversicherungs-AG der DDR 


‚Die Auslands- und Rückversicherungs- 
AG der DDR (DARAG) hat Versiche- 
rungsschutz in Form der Pflicht- und 
freiwilligen Versicherung für solche 
Risiken zu organisieren, bei denen im 
. Schadensfall Valutazahlungen anfallen, 
Das sind insbesondere Sach- und Perso- 
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nenversicherungen für die Seeschiffahrt, 
die Luftfahrt und den Gütertransport 
im grenzüberschreitenden Verkehr. Da- 
durch hilft die DARAG mit, die Konti- 
nuität des Reproduktionsprozesses fi- 
nanziell zu sichern für den Fall, daß 
Schadensfälle im Zusammenhang mit 
Außenbeziehungen auftreten. Auch in 
ihrer Arbeit geht es besonders darum, 
durch vorbeugende Maßnahmen zu er- 
reichen, daß Schäden von vornherein 
abgewendet werden. 

Die DARAG hat auch die Aufgabe, die 
internationale Rückversicherung durch- 
zuführen, d.h. sich selbst gegen hohe 
Inanspruchnahme aus ihren Versiche- 
rungsverträgen bei Versicherungsein- 
richtungen anderer Länder zu versichern 
bzw. ausländischen Versicherungen ei- 
nen derartigen Versicherungsschutz zu 
gewähren. Sie arbeitet dabei eng mit 
den Auslands- und Rückversicherungs- 
anstalten der Länder der sozialistischen 
Staatengemeinschaft zusammen. 

Die Aufsichtspflicht gegenüber der 
DARAG nimmt der Minister der Finan- 
zen wahr. 


132° _ 
Genossenschaftskassen 
für Handwerk und Gewerbe 


Die Genossenschaftskassen für Hand- 
werk und Gewerbe!? sind genossen- 
schaftliche Geldinstitute. Sie führen 
Konten von: Produktionsgenossenschaf- 
ten des Handwerks, von Produktions- 
genossenschaften werktätiger See- und 
Küstenfischer und anderer Genossen- 
schaften sowie von individuell arbei- 


17 Vgl. Anordnung über die ecke des Muster- 
statutes der Genossenschaftskassen für Handwerk 
und Gewerbe und des Statutes des Verbandes der 
Genossenschaftskassen für Handwerk und Ge- 
werbe der DDR vom 16. Januar 1974 (GBl. 1 

“ Nr.6 S.63-in Verbindung mit GBI. 11/1970 Nr. 
19 S.143). . 


tenden Handwerkern und Gewerbetrei- 
benden, nehmen Einlagen entgegen und 
reichen im Rahmen des Kreditplanes 
Kredite auf der Grundlage von Kredit- 
verträgen aus. Sie unterstützen damit 
insbesondere das Handwerk bei der Lö- 
sung der mit dem Volkswirtschaftsplan 
gestellten Aufgaben zur Verbesserung 
der Versorgung der Bevölkerung mit 
Dienstleistungen und Reparaturen sowie 
zur Erhöhung der Qualität ihrer Er- 
zeugnisse und Leistungen. 


Ausgehend von der Aufgabenstellung 
der Versorgungs- und Bauwirtschaft 
des Territoriums und von den Erkennt- 
nissen aus der eigenen Finanzierungs- 
und Kontrolltätigkeit, nehmen die 'Ge- 
nossenschaftskassen ‘Einfluß auf hohe 
Zielstellungen für steigende Leistungen 
und sinkenden Aufwand bei der Aufstel- 
lung und Durchführung der Pläne der 
Produktionsgenossenschaften des Hand- 
werks. Auf der Grundlage von Analysen 
unterbreiten sie Vorschläge zum effek- 
tiven Einsatz der materiellen und finan- 
zielen Fonds der Handwerksbetriebe, 
insbesondere der sozialistischen Genos- 
senschaften und wirken darauf ein, daf 
ein hoher Nutzen erzielt wird. 


Die Genossenschaftskassen für Hand- 
werk und Gewerbe werden durch die 
örtliche Volksvertretung und den Rat 
des Kreises beaufsichtigt. Der Direktor 
der Genossenschaftskasse für Hand- 
werk und Gewerbe ist der Volksvertre- 
tung und dem örtlichen Rat gegenüber 
rechenschaftspflichtig. 


Alle Genossenschaftskassen sind Mit- 
glieder des Verbandes der Genossen- 
„schaftskassen für Handwerk und Ge- 
werbe der DDR. Der Verband leitet die 
Genossenschaftskassen an und kontrol- 
liert ihre Tätigkeit. Er ist das gesetz- 
liche Prüfungsorgan für seine Mitglieds- 
genossenschaften. 


Aufgaben 


| 


1. Stellen Sie die grundsätzlichen 
Aufgaben der Finanz- und Bank- 
organe bei der Verwirklichung der 
Beschlüsse der Partei- und Staats- 
führung in einer Übersicht dar! 

2. Erläutern Sie, wie das Organ, in 
dem Sie tätig sind, an der Lösung 
der Hauptaufgabe in ihrer Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
mitwirkt! 
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2.1. 

Notwendigkeit und Bedeutung 
der Leitung und Planung 

der sozialistischen Reproduktion 


Jede sozialistische Volkswirtschaft ist 
eine Planwirtschaft, die im gesellschaft- 
lichen Maßstab geleitet und geplant 
wird. Die planmäßige Leitung der so- 
zialistischen Volkswirtschaft durch den 
sozialistischen Staat isi aus folgenden 
Gründen objektiv notwendig: 

1. Durch das sozialistische Eigentum 
-an den Produktionsmitteln werden ge- 
meinsame Interessen der Werktätigen 
an der Entwicklung der vergesellschaf- 
teten Produktion begründet, entsteht 
ein gesamtgesellschaftliches Ziel der 
Produktion, wie es im ökonomischen 
Grundgesetz des Sozialismus zum Aus- 
druck kommt. Dieses Ziel kann nur 
durch die zentrale staatliche Leitung 
und Planung nach dem Prinzip des de- 
mokratischen Zentralismus in staat- 
lichen Plänen festgelegt und für alle 
Glieder der Volkswirtschaft zur verbind- 
lichen Richtschnur des volkswirtschaft- 
lichen Handelns gemacht wer.len. 

2. Das organisierte Handeln der Werk- 
tätigen, die Festlegung der Teilziele 
und Teilaufgaben zur Erreichung des 
gesamtgesellschaftlichen Ziels der Pro- 
duktion ist nur durch Wirtschaftspläne 
möglich, die mit dem zentralen staat- 
lichen Plan abgestimmt und koordiniert 
sind. Das Ziel der sozialistischen Pro- 
duktion, die immer bessere Befriedi- 
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Leitung und Planung 
des volkswirtschaft- 
lichen Reproduktions- 
prozesses 


gung der materiellen und kulturellen 
Bedürfnisse des Volkes, läßt sich nur er- 
reichen, wenn der sozialistische Staat 
alle Glieder der Volkswirtschaft mit den 
Wirtschaftsplänen auf eine hohe Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität und Ef- 
fektivität orientiert. 


3. Mit der weiteren Entwicklung der 
Produktivkräfte vertieft sich die Ar- 
beitsteilung, zugleich nimmt auch die 
Zusammenarbeit der Wirtschaftspartner 
zu. Die Entwicklung der einzelnen Be- 
reiche der Volkswirtschaft, ihre rei- 
bungslose Zusammenarbeit und das Zu- 
sammenwirken mit ausländischen Wirt- 
schaftspartnern müssen durch den sozia- 
listischen Staat geleitet und geplant 
werden. 


4. Das bewußte Ausnutzen der ökono- 
mischen Gesetze des Sozialismus, z.B. 
des Gesetzes der planmäßigen propor- 
tionalen Entwicklung und des Gesetzes 
der stetigen Steigerung der Arbeits- 
produktivität, ist nur möglich, wenn der 
sozialistische Staat ihre Erfordernisse 
mit Hilfe der Pläne zu verbindlichen 
staatlichen Planaufgaben erklärt. Die 
planmäßige proportionale Entwicklung 
der Volkswirtschaft ist ohne Planung 
undenkbar. 


Welche großen Entwicklungspotenzen 
der sozialistischen Planwirtschaft inne- 
wohnen, zeigt sich seit über sechzig Jah- 
ren in der Entwicklung der Sowjetunion 
und seit über dreißig Jahren in der DDR 
und in anderen sozialistischen Ländern. 


Damit wurde der historische Beweis er- 
bracht, daß sich die sozialistischen 


Volkswirtschaften planmäßig in hohem 


Tempo und ohne Krisen im Interesse 
aller Werktätigen entwickeln. 


Im Sozialismus wird der gesellschaft- 
liche Reproduktionsprozeßb auf der 
Grundlage der objektiv wirkenden öko- 
nomischen Gesetze des. Sozialismus 
planmäßig geleitet, um eine hohe Ratio- 
nalität und Effektivität zum Wohle der 
Arbeiterklasse und des ganzen Volkes 
zu erreichen. 


Bereits die Klassiker des Marxismus- 
Leninısmus haben die große Bedeutung 
der Planwirtschaft erkannt. So schrieb 
Friedrich Engels im „Anti-Dühring“ 
über die sozialistische Produktionswei- 
se: „Die Anarchie innerhalb der gesell- 
schaftlichen Produktion wird ersetzt 
durch planmäfige bewußte Organisa- 
tion... Die Gesetze ihres eigenen ge- 
sellschaftlichen Tuns, die ihnen bisher 
als ‘fremde, sie beherrschende Natur- 
gesetze gegenüberstanden, werden dann 
von den Menschen mit voller Sachkennt- 
nis angewandt und damit beherrscht... 
Erst von da an werden die Menschen 
ihre Geschichte mit vollem Bewußtsein 
selbst machen, erst von da an werden 
die von ihnen in Bewegung gesetzten 
gesellschaftlichen Ursachen vorwiegend 
und in stets steigendem Maße auch die 
von ihnen gewollten Wirkungen ha- 
ben.*! 

Bei der Planung ist also zu klären: Was 
ist erforderlich, und wie ist die plan- 
mäßige Leitung der Volkswirtschaft in- 
haltlich, organisatorisch und metho- 


disch zu gestalten, damit die erkannten‘ 


ökonomischen Gesetze des Sozialismus 
planmäßig zu bestimmten Zwecken wir- 
ken und „mit voller Sachkenntnis an- 
gewandt” werden, so daß „die von ih- 
nen in Bewegung gesetzten gesellschaft- 


lichen ‚Ursachen... auch die von ihnen 
gewollten Wirkungen haben”?? 


Die Planung durchdringt den gesamten 
Leitungsproze6. Sie ist das Kernstück 
der Leitung der Volkswirtschaft. 


Die Planung beschränkt sich nicht auf 
die Ausarbeitung von Plänen, sondern 
durchzieht den gesamten Prozeß der 
planmäßigen Wirtschaftsleitung. Es be- 
steht eine untrennbare Einheit zwi- 
schen der Leitung und der Ausarbei- 
tung, Durchführung 'und Kontrolle der 
Pläne. Nur auf diese Weise können die 
Menschen den Erfordernissen der öko- 
nomischen Gesetze des Sozialismus ge- 
mäß handeln. 


Aufgaben 
1. Untersuchen Sie, warum sich aus 
der Existenz und dem Wirken der 
ökonomischen Gesetze des Sozia- 
lismus die Notwendigkeit der plan- 
mäßigen Leitung der Entwicklung 
der Volkswirtschaft ergibt! 
2. Warum ist die Planung das Kein- 
stück der Leitung der Volkswirt- 
schaft? 


2.2. 

Grundsätzliche Anforderungen 
an die Planung 

der Volkswirtschaft 


2.2.1. 
Einheit 
von Politik und Ökonomie 


Die Partei der Arbeiterklasse und der 
sozialistische Staat lassen sich in ihrer 
gesamten Tätigkeit vom Prinzip der 
Einheit von Politik und Ökonomie lei- 


1 Engels, F.: Anti-Dühring, In: Marx/Engels: 
Werke, Bd. 20, Dietz Verlag, Berlin 1962, 5. 264. 
2 Ebenda. 
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ten. Sie gehen dabei von der Erkennt- 
nis des Marxismus-Leninismus aus, daß 
die Ökonomie die materielle Grundlage 
für die gesamte gesellschaftliche Ent- 


wicklung ist, weil in der Produktion’ 


alle lebensnotwendigen Güter für die 
Existenz und die Entwicklung der Ge- 
sellschaft geschaffen werden. 
Aus den ökonomischen Verhältnissen, 
vor allem aus den Eigentumsverhält- 
nissen, erwachsen die Klassenstruktur 
und die grundlegenden Interessen der 
Klassen. Die Interessen und Ziele"der 
Klassen bestimmen den Inhalt der Poli- 
tik, und mit Hilfe der Politik setzen die 
Klassen ihre Interessen durch, unter 
denen die ökonomischen Interessen die 
entscheidenden sind. 
Lenin bezeichnete die Einheit von Poli- 
-tik und Ökonomie als das Abc des Mar- 
xismus, [„Politik ist der konzentrierte 
usdruck der Ökonomik... Die Politik‘ 
at notwendigerweise das Primat ge- 
enüber der Ökonomik. Anders argu 
entieren heißt das Abc des ar 
egesen -Ohne politisch richtig an! 
ie Sache heranzugehen, wird die be- 
reffende Klasse ihre Herrschaft nicht; 
behaupten und folglich auch ihre Pro- 
uktionsaufgaben nicht lösen können." 
Der sozialistische Staat unter Führung 
der Partei der Arbeiterklasse geht an 
die Lösung der ökonomischen Aufgaben 
vom politischen Standpunkt der Arbei- 
terklasse und ihrer Verbündeten heran 
und ordnet die gesamte Wirtschafts- 
tätigkeit dem Ziel unter, die materiel- 
len und kulturellen Bedürfnisse aller 
Mitglieder der Gesellschaft immer bes- 
ser zu befriedigen. 
Die Politik muß immer ökonomisch be- 
gründet sein. Politische Entscheidun- 
gen rufen stets Wirkungen im ökonomi- 
schen Bereich hervor. Die ökonomi- 
schen Interessen der Arbeiterklasse las- 
sen sich nur durch das Primat der Poli- 
tik verwirklichen. 
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Die Leitung und Planung der Volkswirt- 
schaft verlangt, niemals die dialek- 
tische Einheit von Politik und Ökono- 
mie außer acht zu lassen. 


In der sozialistischen Gesellschaft wird 
die gesamte Politik von den Lebens- 
interessen der Menschen bestimmt. Des- 
halb steht im Mittelpunkt der soziali- 
stischen Wirtschattspolitik der Mensch, 
die Entwicklung seiner sozialistischen 
Persönlichkeit, seine schöpferische Ar- 
beit, sein bewußtes Handeln bei der 
Ausnutzung der objektiv wirkenden 
ökonomischen Gesetze. 


Die beschleunigte Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte in der entwickelten sozia- 
listischen Gesellschaft stellt an den 
Menschen, der die Hauptproduktivkraft 
ist und bleibt, erhöhte Anforderungen. 
Durch die organische Verbindung der 
Wissenschaft und Technik mit den Vor- 
zügen des Sozialismus kann der Mensch 
seine produktiven Kräfte noch mehr ent- 
falten. Zugleich erschließen sich ihm 
neue Bereiche schöpferischen Wirkens. 
Bei der Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft wächst folg- 
lich die Rolle des Menschen. Deshalb ist 
es notwendig, das sozialistische Bewußt- 
sein zu entwickeln, das Bildungsniveau 
systematisch zu erhöhen und die’ schöp- 
ferische Initiative der Werktätigen zu 
fördern. 


2.2.2. 
Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik 


Der Wirtschaftspolitik in der DDR lie- 
gen die Interessen der Arbeiterklasse 


3 Lenin, W.I.: Noch einmal über die Gewerkschaf- 
ten. In: Werke, Bd. 32. Dietz Verlag, Berlin 1962, 
S. 73. 

4 Ebenda, S. 74. 


und ihrer Verbündeten, die ökonomi- 
schen Gesetze des Sozialismus, die Er- 
fahrungen der sozialistischen Staaten, 
besonders der Sowjetunion, und die ei- 
genen Erfahrungen beim sozialistischen 
Aufbau zugrunde. 


In der DDR ist die Wirtschaftspolitik 
darauf gerichtet, die von der Partei 
der Arbeiterklasse festgelegte Haupt- 
aufgabe bei der Gestaltung der entwik- 
kelten sozialistischen Gesellschaft zu er- 
füllen. 


„Entsprechend dem ökonomischen 
Grundgesetz des Sozialismus besteht 
die Hauptaufgabe bei der Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesell- 
schaft in der weiteren Erhöhung des 
materiellen und kulturellen Lebens- 
niveaus des Volkes auf der Grundlage 
eines hohen Entwicklungstempos der 
sozialistischen Produktion, der Erhö- 
hung der Effektivität, des wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts und des 
Wachstums der Arbeitsproduktivität.”? 


Die Hauptaufgabe entspricht dem öko- 
nomischen Grundgesetz des Sozialismus. 
In der Formulierung der Hauptaufgabe 
wird das Ziel des Wirtschaftens in sei- 
nem unlöslichen Zusammenhang mit den 
dazu notwendigen Voraussetzungen ge- 
nannt. Die Hauptaufgabe kennzeichnet 
die Wirtschaftspolitik in ihrer Einheit 
mit der Sozialpolitik. 


Die Einheit von Wirtschafts- und So- 
zialpolitik entspricht dem Wesen des 
Sozialismus, denn das oberste Gebot 
sozialistischer Politik, der Sinn des So- 
zialismus, ist das Wohl der Arbeiter- 
klasse und aller Werktätigen, das glück- 
liche Leben des Volkes in Sozialismus 
und Frieden. 


Die Einheit von Wirtschafts- und So- 
zialpolitik ist durch folgende Merk- 
male gekennzeichnet: 


— Der Leistungsanstieg.in der Volks- 
wirtschaft, 
gung des wissenschaftlich-techni- 
schen Fortschritts, steigende Arbeits- 
produktivität und wachsende Ar- 
beitsleistungen, kommt der Arbeiter- 
klasse und allen Werktätigen zugute, 
führt zum sozialen Fortschritt. und 
zur schrittweisen Erhöhung des ma- 
teriellen und kulturellen Lebens- 
niveaus des Volkes. 

— Die Grundlage für die Hebung des 

-  Lebensniveaus ist die ständige Erhö- 
hung der Leistungskraft der Volks- 
wirtschaft, denn die entscheidenden 
materiellen Grundlagen für die Ver- 
wirklichung der Sozialpolitik werden 
in der Wirtschaft geschaffen. . Es 
kann nur verbraucht werden, was 
produziert wird. Je mehr die Pro- 
duktivität und die Effektivität stei- 
gen, desto größer werden die Mög- 


z.B. durch Beschleuni- 


lichkeiten für weitere soziale Maß- 


nahmen. ö 
Die Lebenserfahrung, daß sich gute 


Arbeit im Sozialismus lohnt, fördert: 


den Leistungswillen, weckt die Be- 
reitschaft, im sozialistischen Wett- 
bewerb Verpflichtungen zur Erfül- 
lung und Übererfüllung der Volks- 
wirtschaftspläne zu übernehmen, sie 
kontinuierlich zu erfüllen und den 
sozialistischen Staat zu stärken. 


Mit der Lösung der im Fünfjahrplan 
festgelegten Aufgaben wird in. ständi- 
ger Einheit von Wirtschafts- und Sozial- 
politik das materielle und kulturelle 
Lebensniveau des Volkes Schritt für 


Schritt weiter erhöht. Die entscheiden- 


den Voraussetzungen dafür sind die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
das Wachstum der Produktion und ihrer 
Effektivität sowie die Verbesserung der 
Qualität der Arbeit in allen Bereichen 


5 Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands. Dietz Verlag, Berlin 1976, S. 20. 
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der Volkswirtschaft. Der Hauptweg für 
einen starken Leistungsanstieg in der 
Volkswirtschaft ist die Intensivierung 
der: gesellschaftlichen Produktion, vor 
allem die weitere Beschleunigung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts. 


Die planmäßige Leitung der Volkswirt- 
schaft ist stets darauf gerichtet, die kol- 
lektiven und persönlichen Interessen 
mit den gesellschaftlichen Erfordernis- 
sen iin Einklang zu bringen, um die Vor- 
züge des Sozialismus zu nutzen und die 
gesellschaftlichen Triebkräfte zu mobili- 
sieren. 

In demselben Maße, in dem sich das 
gesellschaftliche Eigentum an den Pro- 
duktionsmitteln und der sozialistische 
Staat entwickeln, entwickelt sich auch 
die prinzipielle Übereinstimmung der 
individuellen mit den gesellschaftlichen 
Interessen der Menschen. 


Die Erfüllung der wirtschaftlichen Aut- 
' gaben hängt immer mehr davon ab, wie 
die Grundinteressen der Gesellschaft 
mit den Interessen der Kollektive und 
: jedes einzelnen Mitglieds der Gesell- 
schaft verbunden werden. 


Stimmen die Interessen der Gesellschaft 

‚und des einzelnen überein, dann wach- 

sen Arbeitsfreude, Einsatzbereitschaft 

und Schöpfertum. Das Streben nach hö- 

heren Leistungen nimmt zu, die volks- 

wirtschaftliche . Effektivität steigt. Da- 

her werden in der planmäßigen Leitung 

der Volkswirtschaft Prinzipien ange- 

wandt, die die Übereinstimmung der 

Interessen fördern: j 

— der demokratische Zentralismus, 

— die wirtschaftliche Rechnungsfüh- 
rung und 

—- die materielle und moralisch-ideeile 
Interessiertheit. 

Die planmäßige Leitung der Wirtschaft 

erfolgt im Sozialismus unter demokra- 

tischer Mitarbeit der Werktätigen. 
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„Die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands richtet ihr Augenmerk be- 
sonders darauf, ‘den demokratischen 
Zentralismus zu stärken, indem die zen- 
trale staatliche Leitung und Planung mit 
der schöpferischen Aktivität der Werk- 
tätigen und der eigenverantwortlichen 
Tätigkeit der Betriebe, Kombinate, VVB 
und Genossenschaften sowie der ört- 
lichen Staatsorgane wirkungsvoll ver- 
bunden wird. Die demokratische Teil- 
nahme der Werktätigen an der Leitung 
und Planung ist eine wichtige Bedin- 
gung für die Ausarbeitung und Ver- 
wirklichung anspruchsvoller realer 
Pläne.”6 


Die Volkswirtschaftspläne können nur 
erfüllt werden, wenn sich die Menschen 
deren Ziele zu eigen machen. Es gibt 
zahlreiche Formen der Mitwirkung der 
Werktätigen an der planmäßigen Lei- 
tung der Volkswirtschaft (z.B. persön- 
liche und kollektive schöpferische Pläne, 
Notizen zum Plan, Schichtgarantie, so- 
zialistischer Wettbewerb, Neuererbewe- 
gung). Es bleibt eine grundlegende Auf- 
gabe, die Menschen immer besser zu be- 
fähigen, nach dem Prinzip des demokra- 
tischen Zentralismus an der Leitung 
und Planung auf allen Ebenen und in al- 
len Bereichen der Wirtschaft und des 
gesellschaftlichen Lebens teilzunehmen. 
Die weitere Erhöhung des materiellen 
und kulturellen Lebensniveaus des Vol- 
kes kann nur durch Leistungssteigerung 
in der Produktion erreicht werden. 


Im volkswirtschaftlichen Reproduktions- 
prozeß ist die Phase der Produktion die 
bestimmende Phase. Doch die Konsum- 
tion wirkt auf sie zurück. Die Konsum- 
tion ist nicht nur Ziel und Vollendung 
des Reproduktionsprozesses, sondern 
auch ein mitbestimmendes aktives Ele- 
ment. Sie befriedigt nicht nur Bedürf- 


6 Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands. Dietz Verlag, Berlin 1976, S. 34/35. 


nisse, sondern weckt auch Bedürfnisse. 
Sie ist der Ausgangspunkt für die Fest- 
setzung der Ziele und die Fortsetzung 
der Produktion. Bei der Bedürfnisbefrie- 
digung kommt den Waren und Dienst- 
leistungen die wichtigste Rolle zu. 


„Die Hebung des Wohlstandes : der 
Werktätigen ist von der vollständigeren 
Deckung de= Nachfrage der Bevölke- 
rung nach den verschiedensten Waren 
und Dienstleistungen nicht zu trennen. 
Bedeutet doch das Wachstum der Geld- 
einnahmen an und für sich noch nicht 
eine reale Steigerung des’ Lebensniveaus. 
Hinzu kommt, daß der Mangel an man- 
chen Waren und der beschränkte Um- 
fang an Dienstleistungen die Möglich- 
keiten einer materiellen Stimulierung 
der Arbeit einschränken.”? 


Das Lebensniveau der Menschen umfaßt 
jedoch mehr als’ die Befriedigung ihres 
Bedarfs an Waren und Dienstleistungen. 
„Das sozialistische Lebensniveau drückt 
aus, in welchem Umfang und in welcher 
Qualität individuelle Bedürfnisse der 
Bevölkerung durch die Gesellschaft be- 
friedigt werden... Das sozialistische 
Lebensniveau umfaßt: 


- die Arbeitsbedingungen, 

— die Umweltbedingungen, 

-— die individuelle Konsumtion, 
— die Freizeit.”8 


‚Zu den Arbeitsbedingungen zählen z.B. 
Länge der Arbeitszeit, Dauer des Ur- 
laubs, Pausenregelungen, Arbeitsschutz, 
Werkküchenessen, Ferienplätze, ge- 
sundheitliche Betreuung. 

Zur individuellen Konsumtion zählen 
„Verbrauch und Gebrauch von Konsum- 
gütern und Inanspruchnahme von Lei- 
stungen einschließlich der Wohnverhält- 
nisse. Sie wird vermittelt sowohl durch 
Geldeinkommen als auch durch unent- 
geltlich oder teilweise unentgeltlich ge- 
währte Konsumgüter und Leistungen, 
zum Beispiel Medikamente, Arbeits- 


schutzbekleidung, Schulbücher und Lei- 
stungen des sozial-kulturellen Bereichs.“? 
Die Erhöhung des Lebensniveaus der 
Bevölkerung ist eine wichtige ökono- 
mische Voraussetzung für die weitere 
Steigerung der Produktion. 


Die Entwicklung der Konsumtion hat 
direkte Rückwirkungen auf die Bildung . 
und das kulturelle Niveau des Men- 
schen. Ohne ein hohes Niveau der Bil- 
dung, der Kultur, der gesellschaftlichen 
Bewußtheit, der inneren Reife des Men- 
schen ist der Sozialismus nicht möglich, 
ebenso wie er ohne eine entwickelte 
materiell-technische Basis der Volks- 
wirtschaft nicht möglich ist. 


Die Verbesserung: des Lebensniveaus 
der Menschen hat einen entscheidenden 
Einfluß auf die Steigerung der: Lei- 
stungskraft der Volkswirtschaft. 


2.2.3. 
Sicherung der Intensivierung der 
gesellschaftlichen Produktion 


* 


Wesen der Intensivierung 


„Die Intensivierung der gesellschaft- 
lichen Produktion ist der Hauptweg der 


wirtschaftlichen Entwicklung der Deut- 


schen Demokratischen Republik. Sie er- 
möglicht jenen Leistungsanstieg in der 
Volkswirtschaft, der für die Erhöhung 
des Lebensniveaus sowie für die stän- 
dige Modernisierung und den Ausbau 
der materiell-technischen Basis des So- 
zialismus in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik und für die Schaffung 
grundlegender Voraussetzungen des all- 


7 XXV. Parteitag der KfdSU. Rechenschaftsbericht 
des ZX der KTdSU und die nächsten Aufgaben 
der Partei in der Innen- und Aufßensalitik. Dietz 
Verlag, Berlin 1976, S. 66. 

8 Vgl. Volkswirtschaftsplanung, Lehrbuch. Verlag 
Die Wirtschaft, Berlin 1978, $. 387. 

9 .Ebenda. 
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mählichen Übergangs zum Kommunis- 
mus unerläßlich ist.”10 

Intensivierung bedeutet, die Produk- 
tion weiter zu steigern, indem die Er- 
kenntnisse des wissenschaftlich-techni- 
schen Fortschritts noch gründlicher aus- 
gewertet, die vorhandenen Arbeitskräfte 
effektiver eingesetzt, die Produktions- 
stätten, Maschinen und Anlagen besser 
genutzt, Material und Energie rationel- 
ler verwendet werden, Ziel der Intensi- 
vierung und Rationalisierung ist, auf 
allen Gebieten mit niedrigstem Aufwand 
höchste Ergebnisse zu erreichen. Ein 
wichtiger Maßstab dafür ist die ständige 
Senkung der Kosten der gesellschaft- 
lichen Produktion. 

Mit der Gestaltung der entwickelten so- 
zialistischen Gesellschaft wird die In- 
tensivierung der Produktion zum be- 
stimmenden Wesenszug des Wirtschafts- 
wachstums. Nur mit Hilfe der Intensi- 
vierung ist eine solche Arbeitsproduk- 
tivität und volkswirtschaftliche Effektivi- 
tät zu erreichen, die notwendig ist, 
um die Hauptaufgabe zu erfüllen. Die 
Intensivierung der gesellschaftlichen 
Produktion ist folglich keine zeitwei- 
lige Maßnahme, die aus der Not gebo- 
ren ist, Sie ist ein Gebot wirtschaft- 
licher Vernunft. 

Das Kernproblem bei der Intensivierung 
ist die Steigerung der Produktivität und 
der Effektivität der gesellschaftlichen 
Arbeit, vor allem durch Beschleunigung 
des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts. Die folgende Feststellung Lenins 
gilt auch heute: „Die Arbeitsproduktivi- 
tät ist in letzter Instanz das allerwich- 
tigste, das ausschlaggebende, für den 
Sieg der neuen Gesellschaftsordnung.”!! 
Die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
wird immer mehr zur zentralen Auf- 
gabe. Je schneller die Arbeitsprodukti- 
- vität steigt und je mehr gesellschaftliche 
Arbeit eingespart wird, desto intensi- 
ver wird reproduziert. 
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Bei der Intensivierung werden die In- 
vestitionsmittel in erster Linie für die 
Rekonstruktion und die Rationalisierung 
eingesetzt und nicht für den extensiven 
Neubau von Betrieben. Marx unter- 


’ scheidet bei der erweiterten Reproduk- 


tion zwischen extensiver und intensiver 
Reproduktion. Die Produktion ist „ex- 
tensiv, wenn das Produktionsfeld aus- 
gedehnt; intensiv, wenn das Produk- 
tionsmittel wirksamer gemacht wird.”!? 


Intensiv und extensiv erweiterte Repro- 
duktion vollziehen sich in der Volks- 
wirtschaft immer gemeinsam und in ei- 
nem bestimmten Verhältnis zueinander, 
Dieses Verhältnis wird durch den er- 
reichten Entwicklungsstand bestimmt. 
Das erreichte Entwicklungsniveau der 
Volkswirtschaft der DDR macht die 
verstärkte Intensivierung notwendig. 
Die -intensiv erweiterte Reproduktion 
ist die typische Reproduktionsform der 
entwickelten sozialistischen Gesell- 
schaft. 


Für die planmäßige Leitung der Volks- 
wirtschaft sind hinsichtlich der Inten- 
sivierung zwei Aspekte von Bedeutung: 


1. der komplexe Charakter der Inten- 
sivierung 


Die durchgängige Intensivierung der 
Produktion kann nur gewährleistet wer- 
den, wenn über jede Frage aus der 
Sicht des volkswirtschaftlichen Zusam-, 
menhangs entschieden wird. So kann- 
z.B. ein Automatisierungsvorhaben, 
das vom Standpunkt eines Betriebes aus 
betrachtet effektiv ist, volkswirtschaft- 
lich eine Kraftvergeudung bedeuten, 


10 Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands. Dietz Verlag, Berlin 1976, $. 26/27. 

11 Lenin, W.I.: Die große Initiative. In: Werke 
Bd. 29. Dietz Verlag, Berlin 1973, S. 416. 

12 Marx, K.: Das Kapital, Zweiter Band. In: 
Werke Bd. 24. Dietz Verlag, Berlin 1975, $. 172. 


wenn nicht gleichzeitig an anderer Stelle 
rationalisiert wird, um die optimale 
Auslastung der Automaten zu gewähr- 
leisten. 


2. die Steigerung der volkswirtschaft- 
lichen Effektivität 


In der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
geht es darum, in allen Bereichen und 
-auf allen Ebenen der Volkswirtschaft 
eine höhere Effektivität zu erreichen. 
Die Schöpferkraft aller Werktätigen 
muß daher auf die Entwicklung und An- 
wendung neuer effektiverer Lösungen, 
Verfahren und Technologien gerichtet 
werden. Mit Hilfe der Intensivierung 
soll die gesellschaftliche Arbeit auf al- 
len Gebieten rationeller gestaltet wer- 
den. . 

Bevor über die Maßnahmen entschie- 
den wird, muß geklärt sein, wie sie 
sich in der Volkswirtschaft auswirken 
In jedem Fall ist zu prüfen, ob sie wirk- 
lich zur Intensivierung der gesellschaft- 
lichen Produktion beitragen oder nicht. 


Entscheidende 


Der gesellschaftliche Reproduktions- 
prozeß kann dürch viele Faktoren inten- 
siviert werden. Den entscheidenden Ein- 
fluß haben folgende Faktoren: 


Intensivierungsfaktoren 


1. der wissenschatftlich-technische Fort- 
schritt 


Durch neue Erzeugnisse, Technologien 
und Verfahren kann die Produktivität 
der gesellschaftlichen Arbeit oft rasch‘ 
erhöht werden. Wissenschaft und Tech- 
nik sind deshalb produktionswirksamer 
zu nutzen und Forschungsergebnisse 
schneller in die Produktion umzusetzen. 
„Es ist zu sichern, daß der wissenschaft- 
lich-technische Fortschritt als Haupt- 
faktor der Intensivierung mit großer 
Breitenwirkung in der gesamten Volks- 
wirtschaft so geleitet,. geplant und: pro- 


entwicklung 


duktionswirksam gemacht wird, daß die 
Ziele der Leistungs- und Effektivitäts- 
erreicht und überboten 
werden.”13 


\ 


2. das gesellschaftliche. Arbeitsvermö- 
gen 

Bei den Intensivierungsfaktoren spielt 
der Mensch die Hauptrolle, denn die 
Arbeitskraft ist das eigentlich produk- 
tive Element des volkswirtschaftlichen 
Wachstumsprozesses, von dem die Ef- 
fektivitätsentwicklung ausgeht. „Mit 
Hilfe der Verwirklichung der wissen- 
schaftlichen Arbeitsorganisation sind 
insbesondere ein kontinuierlicher Ar- 
beitsablauf zu gewährleisten, der Nut- 


‚zungsgrad der Arbeitszeit zu steigern, 


die vorhandene Technik zu modernisie- 
ren, die Anzahl der Arbeitsplätze zu ver- 
ringern, die Qualitätsarbeit zu erhöhen, 
Warte- und Stillstandszeiten zu senken, 
die materiellen Arbeitsbedingungen zu 
verbessern und die Einhaltung des Prin- 
zips „Neue Technik — neue Normen” zu 
sichern.” 


3. die Materialökonomie 


Die weitere Vertiefung der Intensivie- 
rung erfordert eine bedeutende Erhö- 
hung der Materialökonomie. Das Ma- 
terial muß in der Volkswirtschaft ef- 
fektiver eingesetzt werden. 

Der Aufwand an lebendiger Arbeit je 
Erzeugnis verringert sich mehr und 
mehr. Dadurch gewinnt die Ökonomie 
der vergegenständlichten Arbeit an Be- 
deutung. Der Wirkungsgrad von Wis- 
senschaft und Technik ist so zu erhöhen, 
daß etwa 80 Prozent der notwendigen 
Materialeinsparungen durch wissen- 
schaftlich-technische Leistungen erreicht . 
werden. „In der Produktionsvorberei- 


13 Direktive des IX. Parteitages der SED zum Fünf- 
jahrplan für die Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR in den Jahren 1976-1980. Dietz Verlag, 
Berlin 1976, S. 23. 

14 Ebenda, S. 33. 
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tung ist durch leichtere Konstruktionen, 
Nutzung progressiver leichtbautypi- 
scher Werkstoffe, Anwendung material- 
und energiesparender Verfahren und 
Technologien sowie durch verbesserte 
Qualität und hohe Gebrauchswerteigen- 
schaften der Erzeugnisse ein bedeuten- 
der Beitrag zur Senkung des spezifi- 
schen Materialverbrauches zu lei- 
sten.” 


4, die Grundfondsökonomie 


Die Grundfonds sind intensiver auszu- 
nutzen. Dazu sind der Produktionsab- 
lauf zu beschleunigen, nicht technisch 
bedingte Stillstandszeiten je Schicht zu 
verringern und die modernen, produkti- 
ven Arbeitsinstrumente optimal zu nut- 
zen. Die Schichtauslastung ist zu erhö- 
hen. „Durch die richtige Verbindung 
der verschiedenen Formen der Grund- 
fondsreproduktion — Instandhaltung, 
Aussonderung, Erneuerung und Erweite- 
rung — ist die rationelle Nutzung zu 
gewährleisten.” !6 j 
Wissenschaft und Technik, gesellschaft- 
liches Arbeitsvermögen, Materialökono- 
mie und Grundfondsökonomie stehen im 
Mittelpunkt aller Intensivierungsmaß- 
nahmen. 


Zusammenwirken der Intensivierungs- 
faktoren 


Die Intensivierungsfaktoren sind mit- 
einander verbunden. Sie bewirken dann 
am besten eine Senkung des Arbeitsauf- 
wandes, wenn sie durch die planmäßige 
Leitung der Volkswirtschaft komplex 
genutzt werden. Dieses komplexe Zu- 
sammenwirken ist eine Grundbedin- 
- gung für die Intensivierung des gesell- 
schaftlichen Arbeitsprozesses. 

Durch die Partei der Arbeiterklasse 
wird besonders darauf orientiert, die 
Intensivierungsfaktoren im Komplex 
auszunutzen, um den erforderlichen Lei- 
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stungsanstieg der Volkswirtschaft der 
DDR zu sichern, der zur Lösung der 
Hauptaufgabe notwendig ist. 

Bei der komplexen Ausnutzung der In- 
tensivierungsfaktoren, bei der Siche- 
rung ihres effektiven Zusammenwirkens 
istebesonders folgendes zu beachten: 


— Alle Faktoren der Produktion sind 
in ein richtiges Verhältnis zueinan- 
der zu bringen. Werden beispiels- 
weise neue Erzeugnisse in die Se- 
rienproduktion überführt, muß auch 
das erforderliche Material bereit- 
stehen, um die Maschinen und Ar- 
beitskräfte kontinuierlich auslasten 
zu können und eine hohe Effektivi- 
tät zu erzielen. Wenn aber der Ma- 
terialfluß unregelmäßig ist, wenn 
nicht genügend Vorlauf in der Pro- 
duktionsvorbereitung besteht oder 
wenn Materialzulieferungen nicht 
termin-, qualitäts- und sortimentsge- 
recht erfolgen, dann entstehen Rei- 
bungen im Reproduktionsprozef und 
'Effektivitätsverluste. 

— Die Intensivierungsfaktoren sind in 
ihrer zeitlichen Folge richtig zu kom- 
binieren. Für die Produktion sind 
wissenschaftlich-technische  Lei- 
stungen zu erbringen, Arbeitskräfte, 
Arbeitsmittel und Arbeitsgegen- 
stände in zeitgerechter Staffelung 
bereitzustellen, damit alle Faktoren 
effektiv zusammenwirken können. 
Die Errichtung des Kernkraftwerkes 
Nord z. B. erstreckte sich über einen 
längeren Zeitraum. Ausgehend vom 
beabsichtigten Zeitpunkt der Inbe- 
triebnahme der einzelnen Abschnitte 
mußten Jahre vorher 
internationale Vereinbarungen mit 
der UdSSR abgeschlossen werden, 
die erforderlichen wissenschaftlich- 
technischen Leistungen erbracht wer- 
den, 


15 Ebenda, S. 29. 
16 Ebenda, $. 32/33. 


Tausende von Arbeitskräften ver-' 
schiedener Berufe eine spezielle 
Qualifikation erhalten, 

die notwendigen Maschinen, An- 
lagen und Materialarten: in zeit- 
licher Staffelung produziert und im- 
portiert werden. 

Alle Maßnahmen waren darauf ge- 
richtet, das Kernkraftwerk Nord zu 
einem bestimmten Zeitpunkt in Be- 
trieb zu nehmen. 

Die Intensivierungsfaktoren können 
unter bestimmten Bedingungen aus- 
getauscht werden. Austauschmög- 
lichkeiten bestehen zwischen Ar- 
beitskräften, Arbeitsmitteln und Ar- 
beitsgegenständen. Sie ergeben sich 
vorwiegend durch den wissenschaft- 
lich-technischen - Fortschritt und 
durch die sozialistische ökonomische 
Integration. 


Beispiele: 


— Durch den Einsatz produktiverer 


und wartungsärmerer Maschinen 
können Arbeitskräfte eingespart 
werden. 


Durch den Einsatz von Material- 
arten mit höherem Vorbereitungs- 
grad und besseren Verarbeitungs- 
eigenschaften können Maschinen 
eingespart werden. 

Durch den Einsatz von Maschinen, 
mit denen materialsparende Techno- 
logien angewendet ‘werden können 
(z. B. spanlose Formung), kann Ma- 
terial eingespart werden 


| 
i | 
2.2.4. | 


Berücksichtigung der i 
internationalen Zusammenarbeit 
der sozialistischen Länder 


Die planmäßige Leitung unserer Volks- 
wirtschaft ist untrennbar verbunden 


mit der Aufgabe, die sozialistische Staa- 
tengemeinschaft zu stärken. 


Wie die Hauptaufgabe erfüllt wird, 
hängt mehr und mehr davon ab, wie es 
gelingt, die Zusammenarbeit mit der 
UdSSR und allen Mitgliedsländern des 
RGW zu vertiefen und immer effektiver 
zu gestalten. Durch die sozialistische 
ökonomische Integration wächst die 
ökonomische Macht der sozialistischen 
Staatengemeinschaft. Gleichzeitig wird 
die Volkswirtschaft jedes beteiligten 
Landes gestärkt. - 


D 


Die sozialistische ökonomische Integra- 


‘tion ist ein planmäßig geleiteter Prozeß, 


in dem sich die Länder des RGW wirt- 
schaftlich annähern. Dazu trägt vor 
allem die Koordinierung der Pläne der 
einzelnen Länder bei. 


Auf der XXV. Tagung des RGW 
wurde das Komplexprogramm für die 
weitere Vertiefung und Vervollkomm- 
nung der Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung der sozialistischen ökonomi- 
schen Integration der Mitgliedsländer 
des RGW beschlossen.!? Das Komplex- 
programm bestimmt für 15 bis 20 Jahre 
den Kurs für die Zusammenarbeit der 

RGW-Länder. 

Im Komplexprogramm sind folgende 

Ziele festgelegt: 

— Hebung des Volkswohlstandes und 
Lösung wichtiger sozialökonomi- 
scher Aufgaben, ; 
Erzielung des wissenschaftlich-tech- 
nischen Höchststandes und weiterer 
Aufschwung der Produktivkräfte, 
Festigung der Verteidigungsfähig- 
keit der RGW-Länder. 

Auf der XXX. Tagung des RGW wur- 

den diese Ziele bestätigt und weiter- 


172 Dokumente RGW. Staatsverlag der DDR, Berlin 
1971. 
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gehende Forderungen gestellt. Die Mit- 
gliedsländer des RGW haben langfri- 
‚stige Zielprogramme für den Zeitraum 
bis 1990 ausgearbeitet, und zwar für 
die Entwicklung der Roh- und Brenn- 
stoffbasis, des Maschinenbaus, der land- 
wirtschaftlichen Produktion, der Pro- 
duktion industrieller Konsumgüter und 
die Entwicklung der Transportverbin- 
dungen der RGW-Länder. 

Mit Hilfe des Komplexprogramms sol- 
len vor allem die Strukturen der natio- 
nalen Volkswirtschaften vervollkomm- 
net, das technische Niveau der einzel- 
nen Wirtschaftszweige erhöht und der 
Bedarf an Roh- und Brennstoffen, Aus- 
rüstungen und anderen Erzeugnissen 
besser gedeckt werden. Dadurch wer- 
den weitere Möglichkeiten erschlossen, 
um das materielle und kulturelle Le- 
bensniveau der. Völker in den RGW-Län- 
dern zu erhöhen. 

Indem die sozialistischen RGW-Länder 
in Wissenschaft und Produktion stärker 
zusammenärbeiten, gemeinsame Einrich- 
tungen schaffen, sich an Investitionen 
für die Rohstoffgewinnung beteiligen, 
für ausgewählte Aufgabenkomplexe ge- 
meinsame Zielprogramme verwirklichen 
und den gegenseitigen Warenaustausch 
ausdehnen, stärken sie das Wirtschafts- 
potential jedes einzelnen Landes und 
der ganzen sozialistischen RREIERe 
meinschaft. 

Von besonderer Bedeutung für die wei- 
tere Entwicklung ist das Programm 
der Spezialisierung und Kooperation 
der Produktion, das am Vorabend des 
30. Jahrestages der DDR zwischen der 
DDR und der UdSSR für den Zeitraum 
bis 199) abgeschlossen wurde. 

Es enthält langfristige Maßnahmen, die 
auf die maximale Nutzung der Mög- 
lichkeiten von Spezialisierung und 
Kooperation, auf die Beschleunigung 
des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts und auf die Erhöhung der Effek- 
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"tivität der gesellschäftlichen Produktion 


in beiden Ländern gerichtet sind. 

Die sozialistische ökonomische Integra- 
tion ist eine wichtige politische Auf- 
gabe. Die gemeinsamen Interessen der 
Arbeiterklasse erfordern den Internatio- 
nalismus als Hauptform der Zusammen- 
arbeit der sozialistischen Länder. 

Nur durch die planmäßige und sich 
ständig verstärkende Zusammenarbeit 
mit der UdSSR und den anderen soziali- 
stischen Ländern kann sich unsere 
Volkswirtschaft auch weiterhin stabil 
und erfolgreich entwickeln. 


2.2.5. 
Einheit von materieller 
und finanzieller Planung 


Bei der planmäßigen Leitung der 
Volkswirtschaft durch den sozialisti- 
schen Staat ist die Einheit von mate- 
rieller und finanzieller Planung zu si- 
chern, um eine bedarfsgerechte Produk- 
tion mit hoher Effektivität zu fördern 
und die immer bessere Befriedigung der 
Bedürfnisse der Menschen zu gewähr- 
leisten. 


Da sich die Ware im Reproduktions- 
prozeß in Ware und Geld verdoppelt, 
treten materielle und finanzielle Be- 
ziehungen auf, werden materielle und 
finanzielle Fonds gebildet und verwen- 
det. Die planmäßige Leitung der Volks- 
wirtschaft erfordert deshalb, die Bil- 
dung und Verwendung der materiellen 
und finanziellen Fonds ständig mitein- 
ander in Übereinstimmung zu bringen. 
Im Prozeß der Produktionsvorbereitung 
sowie bei der Realisierung des gesell- 
schaftlichen Gesamtprodukts bilden sich 
Geldströme innerhalb der Bereiche und 


‚Zweige der Volkswirtschaft sowie von 


einem Bereich und Zweig.in die ande- 
ren. Das gleiche gilt für die Eigentums- 


formen und die Territorien. Ebenso 
gibt es Geldströme innerhalb der Be- 
völkerung. Aus der Gesamtheit dieser 
Geldbeziehungen ergibt sich der Geld- 
umlauf in der Volkswirtschaft. 


Mit der Verdopplung der Ware in 
Ware und Geld tritt eine relative Ver- 
selbständigung des Wertes .in Gestalt 
des Geldes ein. Sie ermöglicht es, daß 
sich die Geldbewegung von der Waren- 
bewegung, die ihr zugrunde liegt, rela- 
tiv verselbständigen kann. Es bestehen 
auch Geldteziehungen und Geldfonds, 
mit denen keine Warenbewegung ver- 
bunden ist, z. B. Abführungen an den 
Staatshaushalt oder Zuführungen aus 
dem Staatshaushalt. 

Die Ware-Geld-Wirtschaft im Sozialis- 
mus bedingt, daß die Konsumenten vor 
der Verwendung des gesellschaftlichen 
Gesamtproduktes in seiner stofflichen 


Gestalt, also in gebrauchswertmäßiger- 


Form, über entsprechende Geldeinnah- 
men (Geldfonds) verfügen müssen, da- 
mit sie die Waren zur Endverwendung 
kaufen können. Bevor materiell kon- 
sumiert wird, muß also eine bestimmte 
Geldmenge in den Händen der Konsu- 
menten sein. 


TDie Planung hat die Aufgabe, die Über- 
einstimmung zwischen den in der Wirt- 
schaft vorhandenen materiellen und 
finanziellen Fonds zu gewährleisten. 


Gegenstand der materiellen Planung ist 
es, die gebrauchswertmäßigen Propor- 
tionen der Volkswirtschaft zu bestim- 
men. Die materielle_Planung erstreckt 
sich z. B. auf die Ferzustellenden Er- 
zeugnisse, die Arbeitskräfte, die Mate- 
rialbezüge und die Materialvorräte, die 
Kapazitätsauslastung, ‚die Investitionen 
und die Reparaturen. Sie ist darauf ge- 
richtet, die materiellen Bedürfnisse der 
Gesellschaft zu befriedigen. 


Gegenstand der finanziellen Planung ist 


die Planung_der staatlich _organisierten 


und gelenkten Geldbeziehungen und 
Geldfonds, 

Mit Hilfe der finanziellen Planung wird 
darauf Einfluß genommen, daf die ma- 

teriellen Planziele mit dem geringsten 

Aufwand durchgeführt werden. Durch 

sie wird es möglich, Disproportionen 

und Reserven aufzudecken. In den Kom- 
binaten und Betrieben umfaßt die 

finanzielle Planung, ausgehend von den 

Kosten und Erlösen, z. B. die Bildung _ 

und Verwendung des Gewinns, die Bil- Bil- 

dung “ind” verwendungtinanzieller 

Fonds (Reparaturfonds, Kultur- und $0- 
zialfonds), die Finanz- und Kreditbe, 

ziehungen und die Finanzierung der Be- 

stände und der Fordefungen, 

Bei der Übereinstimmung von materiel- 

ler und finanzieller Planung sind fol- 

gende Gesichtspunkte bedeutend: 


1. Durch die materielle Planung werden 
die volkswirtschaftlichen Proportionen 
bestimmt, die notwendig sind, um den 
Bedarf an materiellen Gütern und Lei- 
stungen zu decken. Die finanzielle Pla- 
nung muß mit ihr in enger Wechselwir- 
kung stehen und eine aktive Rolle spie- 
len. s 

2. Die Wert- und Finanzkategorien müs- 
sen ausgenutzt werden, um die Produk- 
tion bedarfsgerecht mit möglichst ge- 
ringem gesellschaftlichem Arbeitsauf- 
wand durchzuführen. Die finanziellen 
Resultate der materiellen Pläne dienen 
dazu, mit Hilfe der Finanzen mobilisie- 
rend auf die Produktion und auf die 
Senkung des Aufwandes einzuwirken. 


3. Die Bildung und Verwendung finan- 
zieller Fonds muß mit der Entwicklung 
materieller Fonds koordiniert werden. 
Wenn die materiellen Aufgaben ge- 
plant werden, gilt es, gleichzeitig zu be- 
stimmen, aus welchen Quellen sie finan- 
ziert werden sollen. Das Geld für- ihre 
Finanzierung muß erarbeitet werden. 
Die Gesellschaft kann nur in dem Um- 
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fang Geldfonds verbrauchen, in dem sie 
materielle Werte erwirtschaftet hat. 

' Materielle und finanzielle Planung müs- 
sen prinzipiell übereinstimmen; das ist 
notwendig für die gesamte Volkswirt- 
schaft und entscheidend für stabile 
Finanzen. 


Aufgaben 

‚1. Welche Bedeutung hat die plan- 
mäßige Leitung der sozialistischen 
Reproduktion für die Erfüllung der 
Hauptaufgabe? 

2.: Begründen Sie an Beispielen die 
Notwendigkeit der Intensivierung 
der gesellschattlichen Produktion! 


3. Warum ist die Koordinierung der 
Pläne der Mitgliedsländer des RGW 
notwendig? 


4. Wie wird die Einheit zwischen 
materieller und finanzieller Auf- 
gabenstellung durch die planmäßige 
Leitung der Volkswirtschaft ge- 
‚sichert? 


2.3. 
‘System der planmäßigen Leitung 
der Volkswirtschaft der DDR 


2:31: 
Grundstruktur 
der Volkswirtschaft 


Durch die Planung der volkswirtschaft- 
lichen Entwicklung werden  voraus- 
schauend die Aufgaben und Ziele auf 
ökonomischem, kulturellem und sozia- 
lem Gebiet und damit das künftige 
Handeln der Werktätigen festgelegt. 
Mit Hilfe der planmäßigen Leitung 
wird gesichert, daß sich der volkswirt- 
schaftliche Reproduktionsprozeß in rich- 
‚tigen Proportionen vollzieht, daß sich 
die Wirtschaft gut und stabil entwickelt, 
daß das Nationaleinkommen rasch und 
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kontinuierlich zunimmt und daß sich das 
materielle und kulturelle Lebensniveau 
des Volkes stetig planmäßig erhöht. 


Die Volkswirtschaft ist die Gesamtheit 
der zur Prodyktion, Zirkulation, Vertei- 


‚lung und Konsumtion materieller Güter 


und Dienstleistungen bestehenden Ein- 


‚richtungen eines Landes. 


Zur Volkswirtschaft der DDR gehören 
alle Betriebe, Kombinate und Einrich- 
tungen der Industrie, der Bauwirtschaft, 
der Land- und Forstwirtschaft, des Ver- 
kehrs, des Post- und Fernmeldewesens, 
des Handels (Außenhandel und Binnen- 
handel), der sonstigen Zweige des pro- 
duzierenden Bereiches (z.B. For- 
schungs- und Entwicklungszentren, Pro- 
jektierungsbetriebe, Verlage, Rechenbe- 
triebe), der dienstleistenden Wirtschaft, 
des kulturellen und sozialen Bereiches 
sowie staatliche Verwaltungen und ge- 
sellschaftliche Organisationen. 

In der Volkswirtschaft wird arbeitsteilig 
produziert. Die gesellschaftliche Arbeits- 
teilung führte zur Gliederung der Volks- 
wirtschaft in Wirtschaftsbereiche, -zwei- 
ge und -gruppen. Die Wirtschafts- 
zweige umfassen bestimmte Wirtschafts- 
gruppen, zu denen, Betriebe und Ein- 
richtungen mit gleicher oder gleicharti- 
ger Hauptproduktion oder gleichem 
Charakter der Haupttätigkeit zusam- 
mengefaßt werden. 

Diese Gliederung der Volkswirtschaft 
ist in einer besonderen Nomenklatur, 
der Beiriebssystematik (vgl. S. 54) 
festgelegt. Danach gliedert sich die 
Volkswirtschaft in die produzierenden 
und die nichtproduzierenden Wirt- 
schaftsbereiche (vgl. Abb. 2.1.). 

Die produzierenden Bereiche erzeugen 
das gesellschaftliche Gesamtprodukt 
und das Nationaleinkommen, führen die 
Erzeugnisse und materiellen Leistungen 
dem Verbraucher zu und bereiten sie 
unmittelbar für den Verbrauch auf. 


Produzierende Bereiche 


- Industrie 


- Bauwirtschaft 
- Land -und Forstwirtschaft 


- Verkehr, Post - und Fern- 
meldewesen & 


- Handel 


- Sonstige prouuzierende Zweige 
(2.B. Projektierungsbetriebe, 
Verlage ) 


Abb. 2.1. z 
Gliederung der Volkswirtschaft 


Die nichtproduzierenden Bereiche er- 

bringen bestimmte Versorgungsdienste 

und nichtmaterielle Leistungen für die 
individuelle und gesellschaftliche Kon- 
sumtion. 

Die Gliederung der Volkswirtschaft 

wird nach verschiedenen Merkmalen 

vorgencmmen: 

- nach Produktionseinheiten 
(Produktionseinheiten sind Betriebe, 
Kombinate und Einrichtungen mit 
bestimmten komplexen Hauptpro- 
duktionen oder gleichartiger Haupt- 
tätigkeit.), 

—. nach dem Erzeugnis und 

—- nach dem Territorium. 


2.3.2. 
Gliederung der Volkswirtschaft 
nach Produktionseinheiten 


Bei der Gliederung der Volkswirtschaft 
nach Produktionseinheiten werden meh- 


Volkswirtschaft 


Nichtproduzierende Bereiche 


- Dienstleistende Wirtschaft 
(z.B. Wohnungswirtschaft, 
Geld - und Kreditinstitute) 


- Kulturelle und soziale 
Einrichtungen 
(z.B. Wissenschaft und Forschung, 
Bildungswesen, Kultur, Kunst, 
Gesundheits - und Sozialwesen, 
Sport) 


- Staatliche Verwaltungen und 
gesellschaftliche Organisationen 


rere Wirtschaftszweige und die zu ihnen 
gehörenden Kombinate und Betriebe be- 
stimmten Ministerien zugeordnet. Die 
Ministerien sind die verantwortlichen 
Staatsorgane des Ministerrates für die 
Leitung, Planung und Kontrolle der zu- 
geordneten Bereiche oder Zweige der- 
Volkswirtschaft. Sie leiten und planen 
ihren Verantwortungsbereich auf der 
Grundlage des Volkswirtschaftsplancs 
und weiterer gesetzlicher Festlegungen. _ 
Der größte Teil der gesamten Industrie 
der DDR z. B. wird gegenwärtig durch 
10 Industrieministerien geleitet. Ihnen 
sind volkseigene Kombinate unterstellt, 
denen volkseigene Betriebe des entspre- 
chenden Zweiges zugeordnet sind. 


Der Betrieb ist eine Wirtschaftseinheit 
in der sozialistischen Volkswirtschaft. 
Er ist ein Ergebnis der gcesellschaft- 
lichen Arbeitsteilung. Zweck seiner Tä- 
tigkeit ist die Erzeugung, der Trans- 
port oder der Umsatz von Produktions- 
und Konsumtionsmitteln sowie die. 
Durchführung materieller Leistungen 
und Dienstleistungen. 

Das Kombinat ist eine große, leistungs- 
fähige Wirtschaftseinheit, die aus meh- 
reren, oft örtlich getrennten Betrieben 
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besteht. Es ist eine juristisch selbstän- 
dige (rechtsfähige) Wirtschaftseinheit im 
Bereich der materiellen Produktion. Die 
zu einem Kombinat gehörenden Be- 
triebe sind durch Gemeinsamkeiten der 
Erzeugnisse, der Fertigungsprozesse 
oder durch technologisch bedingte Ab- 
hängigkeit der Produktionsstufen mit- 
einander verbunden, Die Kombinatsbe- 
triebe unterstehen der Kombinatslei- 
tung, üben jedoch die ihnen übertrage- 
nen Aufgaben der Leitung und Planung 
eigenverantwortlich aus. Bestimmte 
Teile des betrieblichen Reproduktions- 
prozesses, wie Forschung und Entwick- 
lung, Investitionen, Materialbeschaf- 
fung, Absatz, Werbung und Service, 
Rechnungsführung und Statistik sowie 
die Berufsaus- und Berufsweiterbildung, 
können im Interesse eines hohen volks- 
wirtschaftlichen Nutzens in der Kombi- 
natsleitung zentralisiert werden. 
Betriebe, -Kombinate und Einrichtungen, 
die den Ministerien direkt unterstehen, 
bilden die zentralgeleitete Wirtschaft. 


" 2.3.3. 
Gliederung der Volkswirtschaft 
nach Erzeugnissen 


. Ein wichtiges Merkmal für die Gliede- 
rung der Bereiche der Volkswirtschaft 
bilden die herzustellenden Erzeugnisse. 
Diese Gliederung ist wichtig, um die 
Planung und Bilanzierung nach den Be- 
dürfnissen, nach den Gebrauchswerten, 
nach den technischen Parametern sowie 
nach den notwendigen Verflechtungen 
zwischen den Erzeugnissen und Erzeug- 
nisgruppen zu gewährleisten. Beispiels- 
weise werden bestimmte Erzeugnisse 
der chemischen Industrie nicht nur in 
der chemischen Industrie, sondern auch 
in der Brennstoffindustrie, in der Me- 
tallurgie und in anderen Industrieberei- 
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chen hergestellt. Da die meisten Kom- 


binate und Betriebe in der Regel Er- 
zeugnisse verschiedener Erzeugnisgrup- 
pen herstellen, müssen Formen für die 
Zusammenarbeit der verschiedenen Be- 
triebe, Kombinate, Ministerien und öft- 
lichen Räte gefunden werden, die an 
der Produktion des jeweiligen Erzeug- 
nisses oder der Erzeugnisgruppe ver- 
antwortlich beteiligt sind. Dazu wird 
die Erzeugnisgruppenarbeit unter Füh- 
rung von Leitbetrieben organisiert. 


Zu Erzeugnisgruppen werden Erzeug- 
nisse zusammengefaßt, die gleiche oder 
ähnliche  Gebrauchswerteigenschaften 
aufweisen oder mit gleicher oder ähn- 
licher Technologie hergestellt werden, 


Die Eigentumsformen der Betriebe und 
das Unterstellungsverhältnis sind bei 
der Erzeugnisgruppenarbeit von unter- 
geordneter Bedeutung. Die an der Pro- 
duktion der betreffenden Erzeugnis- 
gruppen beteiligten Betriebe arbeiten in 
sozialistischer Gemeinschaftsarbeit bei 
der Leitung und Planung der Produk- 
tion der betreffenden Erzeugnisse zu- 
sammen. 


2.3.4. 
Gliederung der Volkswirtschaft 
nach Territorien 


Die Notwendigkeit der Gliederung der 


Volkswirtschaft nach dem Territorial- 
prinzip ergibt sich aus der Tatsache, 
daß der volkswirtschaftliche Reproduk- 
tionsprozeß insgesamt und in allen sei-. 
nen Teilen und Elementen an bestimmte 
Standorte gebunden ist. 

Die meisten Arbeitsgegenstände, wie 
Bodenschätze oder pflanzliche und forst- 
wirtschaftliche Produkte, werden dort 
der Natur entnommen, wo sie vorkom- 
men-oder günstig wachsen können. 


Historisch bildeten sich mit der territo- 
rialen Arbeitsteilung zwischen bestimm- 
ten Standorten mehr oder weniger geo- 
graphisch abgegrenzte, ökonomische 
und naturbedingte Reproduktionsbedin- 
gungen heraus, die. zu einer Unterglie- 
derung des Territoriums der Volkswirt- 
schaft in Wirtschaftsgebiete führten. 
Der Reproduktionsprozeß ist in allen 
seinen Teilen von den jeweiligen spezi- 
fischen Bedingungen des Gebietes ab- 
hängig, in dem er stattfindet. Umge- 
kehrt werden jeder Standort und jedes 
Gebiet ständig von der Entwicklung des 
gesellschaftlichen Reproduktionspro- 
zesses und vom Zusammenwirken aller 
seiner Elemente, von den notwendigen 
Verflechtungen zwischen den verschie- 
denen Betrieben beeinflußt und verän- 
dert. Infolgedessen besteht zwischen der 
Entwicklung der Kombinate, Betriebe, 
Einrichtungen, Zweige, Bereiche und 
den territorialen Bedingungen, d.h. den 
spezifischen technischen, ökonomischen 
und sozialen Umweltbedingungen die- 
ser Betriebe und Zweige, ein bestimm- 
ter wechselseitiger Zusammenhang, der 
in der Leitung und Planung sowohl der 
Betriebe und Zweige als auch der Ge- 
biete berücksichtigt werden muß. 


Das setzt voraus, daß für die komplexe 
Entwicklung der Gebiete, für die Erfas- 
sung und intensive Nutzung ihrer ört- 
lichen Möglichkeiten, für die ständige 
Vervollkommnung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Bevölkerung des 
Territoriums und für die Entwicklung 
der Infrastruktur, d.h. für die techni- 
sche Versorgung (Energie, Wasser, Ver- 
kehr) und für die soziale Betreuung der 
Menschen (Wohnungen, Schulen, Kul- 
tur-, Sport- und Gesundheitseinrichtun- 
gen), entsprechende Einrichtungen und 
staatliche Leitungsorgane in den Gebie- 
ten bestehen. Deshalb ist auch die Glie- 
derung der Leitung und Planung des 


Reproduktionsprozesses nach territoria- 
len Gesichtspunkten erforderlich. 


In der politisch-territorialen Gliederung 

der DDR werden unterschieden 

— das Gesamtterritorium der Repu- 
blik, 

— die Hauptstadt der DDR, Berlin, und 
die Bezirke, 

- die Kreise einschließlich der Stadt- 

“  kreise, d.h. der Städte, die wegen 
ihrer Größe und Bedeutung Kreis- 
charakter tragen, sowie die Stadtbe- 
zirke der Hauptstadt, Berlin), 

— die Städte und Gemeinden sowie die 
Gemeindeverbände, 


Betriebe und Einrichtungen, die den 
örtlichen Volksvertretungen in den Be- 
zirken oder Kreisen direkt unterstehen, 
gehören zur bezirks- oder kreisgeleite- 
ten Wirtschaft. Das betrifft die bezirks- 
und kreisgeleiteten Betriebe der Indu- 
strie, des Bauwesens, Landwirtschaft- 
liche Produktionsgenossenschaften 
und ihre kooperativen Einrichtungen, 
Betriebe des Handels, des örtlichen Ver- 
kehrs, der örtlichen Versorgungswirt- | 
schaft und die Mehrzahl der Einrichtun- 


.gen der nichtproduzierenden Bereiche, 


wie Wohnungswesen, Gesundheits- und 
Sozialwesen, Volksbildung, Kultur, 
Sport, Erholungseinrichtungen usw. 


2.3.5. 
Organe der planmäßigen Leitung 
der Volkswirtschaft 


Leitung und Planung des gesellschaft- 
lichen Reproduktionsprozesses sind eine 
Einheit. Die Organe der Leitung sind 
mit den Organen der Planung der 
Volkswirtschaft identisch. Die Leitung 
ist ständig von der Planung durchdrun- 
gen und ist durch Planmäßigkeit ge- 
kennzeichnet. Die Volkswirtschaftspla- 
nung ist das Kernstück der Leitung. 
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Kombinat 


Abb. 2.2. 

Staats- und 
Wirtschaftsorgane der DDR 
zur planmäßigen Leitung 
der Volkswirtschaft 


Aufbau und Ablauf der Volkswirt- 
schaftsplanung entsprechen der Gliede- 
rung der Staats- und Wirtschaftsorgane. 


Der Ministerrat der DDR ist für die 
planmäßige proportionale Entwicklung 
der Bereiche, Zweige und Gebiete, für 
die Standortverteilung der Bereiche und 
Zweige und für die komplexe proportio- 
nale Entwicklung der Bezirke im Ge- 
samtterritorium der DDR verantwort- 
lich. Das schließt die Grundzüge der ter- 
ritorialen Verteilung der Bevölkerung 
ein sowie die Entwicklung der Infra- 
struktur und des Siedlungsnetzes (zu- 
sammengefaßt also die politisch-terri- 
toriale Gliederung des Staates). 


Die Grundlinie der Standortverteilung 
der Produktivkräfte und die Hauptrich- 
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Volkskammer 


Ministerrat 


[ Ministerien 


Rat des Bezirkes 


VEB(K) Rat der Stadt, 
Gemeinde 


tungen der Entwicklung der Bezirke 
werden zentral langfristig festgelegt _ 
und den Leitungen der Bereiche und 
Zweige sowie den örtlichen Volksver- 
tretungen in den Bezirken und Kreisen 
in den Direktiven der Parteitage der 
SED zu den Fünfjahrplänen vorge- 
geben. 


Die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe (Stadtverordnetenversamm- 
lung der Hauptstadt, Bezirks- und 
Kreistage, Räte der Bezirke bzw. Kreise; 
Stadtverordnetenversammlungen und 
Gemeindevertretungen sowie ihre Räte) 
sind auf dieser Grundlage voll verant- 
wortlich für die komplexe und koordi- 
nierte Entwicklung des gesellschaft- 
lichen Lebens, für die abgestimmte Ent- 
wicklung der Betriebe und Einrichtun- 
gen und der Standortbedingungen auf 
ihrem Gebiet.18 Das gilt auch für alle 
Betriebe und Einrichtungen im Gebiet, 
unabhängig davon, ob sie zentral oder 
örtlich geleitet werden. 

18 Vgl. Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen 


und jhre Organe in der .DDR vom 12. Juli 1973 
(GBl. I Nr. 32 $. 313, bes. $ 4). 


Aufgaben 


1. Warum ist außer der Gliederung 
| der Volkswirtschaft nach Produk- 
tionseinheiten eine Gliederung nach 
dem Erzeugnisprinzip und nach 
dem Territorialprinzip notwendig? 


2. Begründen Sie anhand von Bei- 
spielen, warum die zweigliche und 
die territoriale Entwicklung aufein- 
ander abgestimmt werden müssen! 


2.3.6. 
Spezifische Planungsorgane 


Außer den genannten Staats- und Wirt- 
schaftsorganen, denen die planmäßige 
Leitung der Volkswirtschaft obliegt, 
gibt es folgende spezifische Planungs- 
organe: 


— die Staatliche Plankommission, 

— die territorialen Planungsorgane/die 
Bezirksplankommission in jedem Be- 
zirk und die Kreisplankommission in 
jedem Kreis. 


Die Staatliche Plankommission 


Die Staatliche Plankommission ist das 
Organ des Ministerrates, das die plan- 
mäßige proportionale Entwicklung der 
Volkswirtschaft zu gewährleisten hat. 
Sie leitet im Auftrage des Ministerrates 
die Ausarbeitung und Bilanzierung der 
Pläne und sichert die Einheit von lang- 
fristiger Planung, Fünfjahrplanung und 


Jahresplanung, von zweiglicher und 
territorialer Entwicklung sowie von 
Analyse und Kontrolle der Plandurch- 
führung. 


Die Staatliche Plankommission plant 
die Grundproportionen und Verflech- 
tungen der Volkswirtschaft und ge- 
währleistet, daß die materiellen und 
finanziellen Beziehungen im volkswirt- 
schaftlichen Reproduktionsprozeß prin- 
zipiell übereinstimmen. In Zusammen- 


arbeit mit den Ministerien und anderen 
zentralen Staatsorganen sowie den Rä- 
ten der Bezirke hat sie die Volkswirt- 
schaftspläne vorzubereiten und vor dem 
Ministerrat zu begründen. 


Die Staatliche Plankommission sichert 
durch ihre eigene Planungstätigkeit und 
über die Bezirksplankommissionen die 
rationelle Standortverteilung der Produk- 
tivkräfte. Sie leitet die Bezirksplankom- 
missionen an bei der Koordinierung der 
zweiglichen und territorialen Entwick- 
lung sowie bei der Gestaltung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen in den 
Territorien. 

Die Staatliche Plankommission ist für 
die inhaltliche und methodische Vervoll- 
kommnung der Planung der Volkswirt- 
schaft verantwortlich. 


Die territorialen Planungsorgane 3 


Die Bezirksplankommissionen sind Or- 
gane der ‚Staatlichen Plankommission 
und der Räte der Bezirke für die Terri- 
torialplanung. Sie haben zu sichern, 
daß die Entwicklung in den Territorien 
proportional und effektiv. verläuft und 
daß die territorialen Ressourcen ratio- 
nell auf die Zweige, Kombinate und. 
Betriebe verteilt werden. Sie bereiten 
die Entwicklungen in diesen Fragen für 
den Rat des Bezirkes oder die Staatliche 
Plankommission vor. Dabei konzen- 
trieren sie sich vor allem darauf, 


— gemeinsam mit den im Territorium 
gelegenen Kombinaten und Betrie- 
ben die Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen der Werktätigen zu verbes- 
sern, 

— die territorialen Ressourcen zu ent- 
wickeln und zu nutzen, 

— das Siedlungsnetz, die Siedlungs- 
struktur und die Infrastruktur zu 
entwickeln, 

— die weitere Entwicklung des soziali- 


53 


stischen Bildungswesens systema- 


tisch zu fördern. 


Die Bezirksplankommissionen organisie- 
ren und koordinieren die Ausarbeitung 
der Bezirkspläne. Sie leiten die Kreis- 
plankommissionen an und unterstützen 
sie. 

Die Kreisplankommissionen haben für 
ihr Territorium entsprechende Aufgaben 
wie die Bezirksplankommissionen zu er- 
füllen. 


2.3.7. 

Methodik und Kennziffernsystem 
der planmäßigen Leitung 

der Volkswirtschaft 


Die planmäßige Leitung der Volkswirt- 
schaft erfordert einheitliche planmetho- 
dische Bestimmungen, also verbindliche 
Festlegungen, die bei der Ausarbeitung 
und Durchführung der Volkswirtschafts- 
pläne und der finanziellen Pläne anzu- 
wenden sind. Von der Staatlichen Plan- 
kommission und dem Ministerium der 
Finanzen wurden eine „Ordnung der 
Planung der Volkswirtschaft der DDR”! 
(Planungsordnung) und eine „Anord- 
nung über die Rahmenrichtlinie für die 
Jahresplanung der Betriebe und Kom- 
binate der Industrie und des Bau- 
wesens“?”? (Rahmenrichtlinie) herausge- 
geben. e 
Planungsordnung und Rahmenrichtlinie 
enthalten die Grundsätze und die Me- 
thodik der Ausarbeitung des Fünfjahr- 
planes, der Jahresvolkswirtschaftspläne, 
der Staatshaushaltspläne und der Bilanz 
des Kreditsystems. 

Die Planungsordnung bestimmt die zum 
Volkswirtschaftsplan und zu den finän- 
ziellen Plänen gehörenden Systemati- 
ken, Nomenklaturen, Kennziffern, Bilan- 
zen und Berechnungsunterlagen. Die 
wichtigsten von ihnen werden anschlie- 
Gend aufgeführt. 
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Betriebssystematik 


Die Betriebssystematik ist eine volks- 


wirtschaftliche Nomenklatur, auf deren : 


Grundlage die Betriebe nach ihrer 
Hauptproduktion oder nach dem Haupt- 
zweck ihrer Tätigkeit bestimmten Wirt- 
schaftsbereichen zugeordnet werden. 
Das erfolgt unabhängig von der lei- 
tungsmäßigen Unterstellung und der 
Eigentumsform der Betriebe, 

Nach der Betriebssystematik wird die 
Volkswirtschaft in folgende Wirtschafts- 
bereiche gegliedert: 


1 Industrie 

2 Bauwirtschaft 

3 Land-, Forst- und Nahrungsgüter- 
wirtschaft 

4 Verkehr, 
wesen 

5 Handel 

6 Sonstige Zweige der produktiven 
Bereiche 

7 Dienstleistende Wirtschaft 

8 Kulturelle und soziale Einrichtun- 
gen 

9 Staatliche Verwaltung, gesell- 
schaftliche Organisationen 


Post- und Fernmelde- 


Die Betriebssystematik dient der Pla- 
nung sowie der Rechnungsführung und 
Statistik. ö 


Erzeugnis- und Leistungsnomenklatur 


Die Erzeugnis- und Leistungsnomenkla- 
tur (ELN) ist eine verschlüsselte Erzeug- 
nisgliederung, nach der alle im Inland 
produzierten und aus dem Ausland im- 
portierten Erzeugnisse sowie die mate- 
riellen Leistungen der Industrie, Bau- 
wirtschaft, Land-, Forst- und Nahrungs- 
güterwirtschaft geplant werden. Die 
Schlüsselnummern der ELN sind acht- 


19 GBI. der DDR, Sonderdruck Nr. 775 a, b, c vom 
20. November 1974. Staatsverlag der DDR, Berlin, 


20 GBl.. der DDR, Sonderdruck Nr. 780 vom 19, Ja- 


nuar 1975. Staatsverlag der DDR, Berlin. 


‚stellig und nach. dem dekadischen Sy- 
stem aufgebaut, z. B.: 


100 00 000 Erzeugnisse der Industrie 
140 00 000 Erzeugnisse der chemi- 
schen Industrie 
14509000 Erzeugnisse der Plast- 


industrie 

145 80 000 Erzeugnisse der. Polyme- 
risationsplaste 

14583000 Erzeugnisse aus Poly- 
vinylchlorid 

145 83100 Erzeugnisse aus PVC- 
Halbzeugen 

145 83110 Warmverformte Erzeug- 
nisse 

145 83111 Warmverformte Erzeug- 


nisse für den Maschinen- 
bau 


- Die ELN ist die Grundlage für die Pla- 
' nungsordnung. Für den internationalen 
Datenaustausch wurde eine einheitliche 
Erzeugnisnomenklatur der Mitgliedslän- 
der des RGW geschaffen. 


Systematik des Staatshaushaltes 


Diese Systematik sichert im Staatshaus- 
halt den einheitlichen wertmäßigen Aus- 
weis gleicher ökonomischer Erscheinun- 
gen. 


Sie bildet die einheitliche verbindliche 
Grundlage für die Planung, Dutchfüh- 
rung, und Abrechnung des Staatshaus- 
haltes in den zentralen und. örtlichen 
Staatsorganen und deren nachgeordne- 
ten Einrichtungen. 


Die Systematik des Stäatshaushaltes um- 
faßt folgende Teile: 


Gliederung nach Kapiteln und Abschnit- 
ten e 


Diese Glirderung dient der Erfassung 
und Darstellung der Haushaltsbeziehun- 
gen : gleichgearteter volkswirtschaft- 
licher Einheiten (z. B. volkseigene Wirt- 


schaft, landwirtschaftliche Produktions- 
genossenschaften). 


Gliederung nach Einzelplänen 


Damit wird festgelegt, welches Verwal- 
tungsorgan für die planmäßige Verein- 
nahmung und Verausgabung der Mittel 
verantwortlich ist (z. B. Ministerium, 
Rat des Bezirkes). - 


Sachkontenrahmen für die staatlichen 
Organe und Einrichtungen 


Damit wird die einheitliche und spezi- 
fizierte Erfassung der Einnahmen und 
Ausgaben ermöglicht (z. B. Netto- 
gewinnabführung, Ausgaben zur Finan- 
zierung von Investitionen). 


Plan der Positionen 


Diese Nomenklatur dient der Verdich- 
tung der auf den Sachkonten analytisch 
erfaßten und abgerechneten Haushalts- 
beziehungen. Die Zusammenfassung 
nach volkswirtschaftlichen Gesichts- 


. punkten unter bestimmten Ordnungs- 


nummern ist für die Abstimmung zwi- 
schen materieller und finanzieller Pla- 
nung im Rahmen der Bilanzierung und 
Abrechnung des Volkswirtschafts- und 
des Staatshaushaltsplanes erforderlich. 


Kennziffernsystem der Leitung und Pla- 
nung 


Das Kennziffernsystem ist eine der 
wichtigsten Bestandteile der Planungs- 
ordnung Mit Hilfe von Kennziffern 
wird ein bestimmter Gegenstand in sei- 
ner Struktur und Entwicklung sowie in 
seinen inneren Zusammenhängen und 
seinen Beziehungen zu anderen ökono- : 
mischen Prozessen charakterisiert. 


Eine Kennziffer ist ein begrifflicher und 
zahlenmäßiger Ausdruck, mit dem öko- 
nomische oder technisch-ökonomische 
Erscheinungen oder Prozesse qualitativ - 
und quantitativ widergespiegelt werden. 
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Kennnziffern können nach verschiedenen 
Gesichtspunkten unterteilt werden. 


Natural-, Wert- und Zeitkennziffern 


Naturalkennziffern werden in Natural- 
einheiten der Gebrauchswerte und Pro- 
zesse ausgedrückt (z. B. t Stahl, m? 
Stoff, m? Gas, kp Schubleistung). 
Wertkennziffern charakterisieren die 
Gebrauchswerte durch den Preis oder 
andere Wertgrößen (z.B. Kosten, Ge- 
winn). 

Zeitkennziffern gehen vom Zeitaufwand 
aus (z. B. Produktionsarbeitsstunden). 


Absolute und relative Kennziffern 


Absolute Kennziffern bringen die di- 
rekte Leistung einer technischen oder 
ökonomischen Größe zum Ausdruck 
(z. B. Umlaufzeit eines Waggons). 
Relative Kennziffern stellen zwei ver- 
schiedene, aber in Zusammenhang ste- 
hende ökonomische oder technische 
Größen gegenüber (bei der Kennziffer 
Fondsintensität z.B. wird der Wert der 
eingesetzten Grundfonds zur Wertgröße 
der erzeugten Produktionsmenge ins 
Verhältnis gesetzt) figtensenkung je Or 
Wirenprodaktian) 

Normen und Normaltive 


Normen sind gesellschaftliche Maß- 
stäbe für die Planung oder für die Be- 
stimmung der planmäßigen Größe öko- 
nomischer oder technisch-ökonomischer 
Kennziffern. Sie bestimmen das Niveau, 
das in einem Planzeitraum zu erreichen 
 (Matcrialverbrauchsnormen, Vorrats- 
normen) oder einzuhalten ist (Bauzeit- 
normen, Standards, Gütevorschriften). 


Normati j die vom Ministerrat 
oder anderen zentralen_staatlichen Or- 


ganen bestätigten und damit verbindli- 
ra m nt 
‘chen Normen. Normative drücken die 


gesellschaftlichen Anforderungen aus, 


die der sozialistische Staat an die Lö- 
sung volkswirtschaftlicher Schwerpunkt- 
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aufgaben stellt, insbesondere auf dem 
Gebiet des Materialverbrauchs, der Vor- 
ratswirtschaft, des Arbeitsaufwandes, 
des Grundmitteleinsatzes, der Produk- 
tions- und Leistungsentwicklung sowie 
der Bildung verschiedener finanzieller 
Fonds. 


Plan- und Berichtskennziffern 


Plankennziffern dienen dazu, den Plan 
aufzustellen. Sie zeigen, welche Menge 
gefordert wird. Berichtskennziffern die- 
nen dazu, den Plan abzurechnen. Sie 
müssen genauso definiert sein wie die 
Plankennziffern. Die in der Planungs- 


. ordnung enthaltenen staatlichen Plan- 


kennziffern lassen sich wie folgt grup- 
pieren: 

Kennziffern über Produktion und Lei- 
stungen i 

(z. B® industrielle Warenproduktion, 
Lieferungen und Leistungen zur Versor- 
gung der Bevölkerung, Export); 
Kennziffern der sozialistischen ökono- 
mischen Integration 

(z. B. Vorhaben und Aufgaben für die 
Erfüllung von Integrationsmaßnahmen) ; 
Kennziffern der sozialistischen Rationa- 
lisierung : 
(z. B. Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät, Investitionen für betriebliche Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen, Aussonde- 
rungsquote, Schichtkoeffizient) ; 
Kennziffern für Wissenschaft und Tech- 
nik 

(z. B. Ausgaben für Wissenschaft und 
Technik, Beschäftigte in Forschung und 
Entwicklung) ; 

Kennziffern für Grundfonds und Inve- 
stitionen eh, 
(z.B. materielles Volumen der Investi- 
tionen nach Bau- und Ausrüstungsanteil, 
Veränderung des Bestandes an unvoll- 
endeten Investitionen) ; 

Kennziffern für Import, materiell-tech- 
nische Versorgung und Materialökono- 
mie 


(z. B.:Importe, Normative des Material- 
verbrauchs und der Vorratshaltung, 
Aufkommen an Sekundärrohstoffen, 
spezifischer Einsatz volkswirtschaftlich 
wichtiger Materialarten) ; 

Kennziffern über Arbeitskräfte, Lohn 
und Bildungswesen 

(z. B. Anzahl der Arbeiter und Ange- 
stellten, Lohnfonds, Zuführung von 
Hoch- und Fachschulkadern) ; 
Finanzielle Kennziffern und materielle 
Stimulierung 

(z. B. Nettogewinn, Nettogewinnabfüh- 
rung, Veränderung des Kreditvolumens, 
Exportrentabilität, Zuführung zum Prä- 
mienfonds). 


Ökonomische Planinformationen 


Die ökonomischen Planinformationen 
sind eine Zusammenfassung wichtiger 
Kennziffern aller Planteile, die einen 
Überblick über die Reproduktionsbedin- 
gungen geben, und zwar vorwiegend im 
wertmäßigen Ausdruck. 


Ökonomische Planinformationen dienen 
der Information und spiegeln den Stand 
und. Verlauf der Planung in den Berei- 
chen und Zweigen der Wirtschaft wider. 


Durch ökonomische Planinformationen 
ist die Komplexität des Planentwurfes 
zu begründen, insbesondere die Über- 
einstimmung der materiellen, personel- 
len und finanziellen Bedingungen unter- 
. einander und mit der vorgegebenen 
Aufgabenstellung. 


- 2.3.8. 
Volkswirtschaftliches 
' Bilanzsystem 


2.3.8.1. 
Volkswirtschaftliche Bedeutung 
: der Bilanzierung 


Die Bilanzierung ist die Hauptmethode 
. der planmäßigen Leitung der Volkswirt- 


schaft. Bei der Bilanzierung werden Be- 
darf und Aufkommen (oder Einnahmen 
und Ausgaben) gegenübergestellt mit 
dem Ziel, das Gleichgewicht zwischen 
ihnen herzustellen. 


Bilanzen beschreiben den Prozeß der er- 
weiterten Reproduktion. Sie machen die 
Bedingungen und Abhängigkeiten sicht- 
bar, die in der Volkswirtschaft existie- 
ren. In ihnen werden ökonomische Grö- 
ßen gegenübergestellt, die einander be- 
dingen. Die Bilanzen machen sichtbar, 
welche materiellen und finanziellen Be- 
ziehungen zwischen Betrieben, Kombi- 
naten, Zweigen, Bereichen und Territo- 
rien bestehen. Sie helfen mit, die plan- 
mäßige proportionale Entwicklung der 
Volkswirtschaft zu sichern, denn durch 
sie wird es möglich, die richtigen Pro- 
portionen in den Kooperationsbeziehun- 
gen über mehrere Zweige, Produktions- 
stufen und Betriebe hinweg einzuhalten. 


Nach dem Umfang der direkt ausgewie- 
senen Beziehungen sind zwei Gruppen 
von Bilanzen zu unterscheiden: Einzel- 
bilanzen und Verflechtungsbilanzen. 


In den Einzelbilanzen (zweiseitigen Bi- 
lanzen) werden Aufkommen und Be- 
darf (oder Einnahmen und Ausgaben) 
gegenübergestellt. 


Einzelbilanzen sind wichtige Leitungs- 
instrumente zur planmäßigen proportio- 
nalen Entwicklung der Volkswirtschaft. 
Sie werden in technischen Maßeinheiten, 
in natürlichen Einheiten oder im Preis- 
ausdruck erarbeitet. 


In den Verflechtungsbilanzen (schach- 
brettförmige Bilanzen) werden vor allem 
materielle Beziehungen zwischen Er- 
zeugnissen oder Erzeugnisgruppen er- 


Faßt. 


Die Zeilen der Verflechtungsbilanz zei- 
gen die Verwendung der Produkte eines 
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Tabelle 2.1. 
Ausschnitt aus der Verflechtungsbilanz 
des gesellschaftlichen Gesamtproduktes (in Md. M) 


Aufkommen Industrie Bau- 


Land- 


Ver- Binnen- 


Übrige 


bzw. : und produ- wirt- und kehr handel’ Bereiche} fonds 
Verwendung «| zierendes schaft Forst- gesamt 
Handwerk wirt- 


Industrie und 
produzierendes 
Handwerk 
Bauwirtschaft 
Land- und 
Forstwirtschaft 
Verkehr 
Binnenhandel 


Übrige Bereiche 


Gesamter 
materieller 

Produktions- 
verbrauch 


Zweiges. Die Spalten weisen die dafür 
notwendigen Aufwendungen aus. Die 
Schnittpunkte von Zeilen und Spalten 
zeigen die volümenmäßigen Beziehun- 
gen verschiedener ökonomischer Pro- 
portionen. 


Beide Bilanzgruppen dienen der Plan- 
ausarbeitung (Planbilanz) sowie der 
Plandurchführung (Berichtsbilanz). 


Einheit von Plan, Bilanz und 
Wirtschaftsvertrag 


Die Kombinate und Betriebe stimmen 
ihre Pläne untereinander ab und schlie- 
ßen über ihre gegenseitigen Verflech- 
tungen Verträge ab. Eine gute Zusam- 
menarbeit der Betriebe und Kombinate 
mit den Kooperationspartnern aus vor- 
und nachgelagerten Produktionsstufen 
sowie mit dem Binnen- und Außenhan- 
del verlangt die Einheit von Plan, Bi- 
lanz und Wirtschaftsvertrag. Das ist be- 
sonders wichtig bei den Material-, Aus- 
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schaft 


rüstung-- und Konsumgüterbilanzen, 
denn mit Hilfe dieser Bilanzen werden 
die Bilanzanteile festgelegt und die 
Pläne abgestimmt. Dabei informieren 
sich die Betriebe gegenseitig über die 
zu lösenden Aufgaben. 


Über die Absatz- und Bezugsbeziehun- 
gen, die sich aus den Bilanzen ergeben, 
werden Wirtschaftsverträge abgeschlos- 
sen. In den Wirtschaftsverträgen präzi- 
sieren die Betriebe und Kombinate auf 
der Grundlage der staatlichen Aufgaben 
und staatlichen Planauflagen ihre ge- 
genseitigen materiellen und finanziel- 
len Beziehungen. Mit Hilfe der Wirt- 
schaftsverträge werden diese Beziehun- 
gen organisiert. 


Einbeziehung von Wirtschaftsreserven 
in die Bilanzierung 


Wirtschaftsreserven sind materielle und 
finanzielle Mittel, die planmäßig gebil- 
det werden, um einen kontinuierlichen 


Ablauf des Reproduktionsprozesses zu 
sichern. 


In der volkswirtschaftlichen Bilanzie- 
rung werden folgende Reservearten be- 
rücksichtigt: 


Bilanzreserven 


Während der Planausarbeitung und bei 
der Beschlußfassung über den Volks- 
wirtschaftsplan sind noch nicht alle 
Produktionsabläufe bis ins Detail er- 
kennbar. Deshalb werden in den Bilan- 
zen Reserven an Material und finan- 
ziellen Mitteln zeitweilig zurückgehal- 
ten und erst bei Nachweis des Bedarfs 
während der Plandurchführung frei- 
gegeben. j 


Operative Wirtschaftsreserven 


Das sind materielle und finanzielle Be- 
stände, die der Deckung eines nicht 
vorauszusehenden und unabwendbaren 
Bedarfs an Produktionsmitteln oder 
Konsumtionsgütern dienen. Ein solcher 
Bedarf kann durch Störungen im Repro- 
duktionsprozeß entstehen (z.B. durch 
schadenstiftende Ereignisse, Über- oder 
Untererfüllung der Planaufgaben ein- 
zelner Betriebe). 


Haushaltsreserven x 


Das sind Reservefonds, die im Staats- 
haushaltsplan gebildet werden und für 
nicht vorherzusehende Aufgaben des 
zentralen Staatshaushaltes und der ört- 
lichen Haushalte vorgesehen sind. Über 
den Einsatz der Haushaltsreserven be- 
stimmen der Ministerrat und die ört- 
lichen Organe der Staatsmacht. 


Das sind zentralisierte Bestände an Ma- 
terial und Konsumgütern, über die aus- 
schließlich der Ministerrat verfügen 


Staatsreserven 


kann. Durch sie werden Störungen im 
Reproduktionsprozeß verhindert, die 
sich negativ auf die gesamte Wirtschaft 
auswirken könnten. 


2.3.8.2. 
Ausgewählte 
volkswirtschaftliche Bilanzen 


Zur planmäßigen Sicherung der volks- 
wirtschaftlichen Proportionen ist eine‘ 
Reihe von Bilanzen notwendig. An die- 
ser Stelle werden nur einige als Beispie- 
le erläutert. 


Mit Hilfe der Material-, Ausrüstungs- 
und Konsumgüterbilanzen wird die 
Übereinstimmung zwischen dem volks- 


‘wirtschaftlich begründeten Bedarf und 


dem Aufkommen aus eigener Produk- 
tion und Importen hergestellt, 


In den Arbeitskräftebilanzen wird ge- 
genübergestellt, welche Arbeitskräfte 
vorhanden sind, und welche benötigt 
werden, um die Planaufgaben zu lösen. 


Die Bevölkerungsbilanz wird (nach dem 
Geschlecht) für die gesamte DDR und 
nach Bezirken ausgearbeitet. Anhand 
dieser Bilanz läßt sich das gesellschaft- 
liche Arbeitsvermögen differenziert ein- 
schätzen. Aus der Bevölkerungsbilanz 
leiten sich das Aufkommen und der Ein- 
satz der Arbeitskräfte für einen be- 
stimmten Zeitraum ab. 


Die Bilanz der Arbeitskräfteressourcen 
wird (nach dem Geschlecht) für die Be- 
reiche und Zweige der Volkswirtschaft 
ausgearbeitet. 


Mit Hilfe der Grundfonds- und Investi- 
tionsbilanzen wird die Entwicklung der 
Grundfonds und Investitionen darge- 
stellt. Die Grundfondsbilanz gibt z.B. 
Auskunft über den Umfang, die mate- 
riell-technische Struktur, die Zweig- 
struktur sowie den Wachstumsgrad der 
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Tabelle 2.2. 


Vereinfachtes Schema der Bilanz des Aufkommens 


und der Verwendung des Warenfonds 


Aufkommen 


Verwendung 


Bereitstellung von Fertigerzeugnissen 
für die Bevölkerung 


Aufkommen an Konsumgütern in 
übrigen Bereichen 

Einbeziehung von Beständen 
Einbeziehung zentraler Reserven 
Handelsspanne 

Gaststätten- und Verarbeitungsspanne 


++++ + 


Einzelhandelsumsatz 


+ Bestandsaufbau im Groß- und 
Einzelhandel 

+ Aufbau zentraler Reserven 

+ Sonstige operative Verwendung 
des Warenfonds 

-+ Fonds für Warenverbraucher und 
gesellschaftliche Bedarfsträger 


Warenfonds insgesamt 


vorhandenen Grundfonds. Sie wird nach 
Wirtschaftsbereichen ausgearbeitet. 


Die Bilanz des Aufkommens und der 
Verwendung des Warenfonds enthält 
die volkswirtschaftlichen Proportionen 
zwischen Kauffonds und Warenfonds. 
Der Kauffonds ist der Teil der Geld- 
mittel der Bevölkerung, der zum Kauf 
von Konsumgütern und Dienstleistun- 
gen verwendet wird. Er entsteht aus den 
Geldeinnahmen der Bevölkerung nach 
Abzug der Steuern, Beiträge, Mieten 
und anderer Ausgaben. Der Kauffonds 
stellt den wertmäßigen Umfang des Be- 
darfs der Bevölkerung dar, der als kauf- 
kräftige Nachfrage in Erscheinung tritt. 
Den Warenfonds bilden alle Konsum- 
güter, die für die Versorgung der Be- 
völkerung vorhanden sind, 

Die Bilanz des Aufkommens und der 
Verwendung des Warenfonds ist eine 
wichtige Grundlage für die Planung des 
Einzelhandelsumsatzes und der Koope- 
rationsbeziehungen zwischen Konsum- 
güterindustrie und Binnenhandel. Sie 
steht in engem Zusammenhang mit der 
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Warenfonds insgesamt 


Bilanz der Geldeinnahmen und -ausga- 
ben der Bevölkerung. 


Bilanz der Geldeinnahmen und -ausga- 
ben der Bevölkerung 


Mit Hilfe der Bilanz der Geldeinnah- 
men und -ausgaben der Bevölkerung 
werden die planmäßigen Geldeinnah- 
men im Bereich der individuellen Kon- 
sumtion sowie ihre planmäßige Vertei- 
lung, Umverteilung und Verwendung 


- erfaßt. i 


Die Bilanz der Geldeinnahmen und -aus- 
gaben der Bevölkerung der DDR wird 
von der Staatlichen Plankommission 
ausgearbeitet. Die Räte der Bezirke 
stellen für ihre Territorien Bilanzen der 
Geldeinnahmen und -ausgaben der Be- 
völkerung auf, in denen die Geldzu- 
und -abwanderungen mit erfaßt werden. 
In der Bilanz der Geldeinnahmen und 
-ausgaben der . Bevölkerung spiegeln 
sich alle wirtschafts- und sozialpoliti- 
schen Maßnahmen wider, die sich auf 
Höhe und Struktur der Geldaüusgaben 
auswirken. 


Tabelle 2.3. 
Vereinfachtes Schema der Bilanz 


der Geldeinnahmen und -ausgaben der Bevölkerung 


nu EU nennen, 


Einnahmen 


ps 


Ausgaben 


LT m TI 


l. Geldeinnahmen aus 
Berufstätigkeit 

2. Geldeinnahmen aus 
gesellschaftlichen Fonds 

3. Erhöhung des Bestandes an Krediten 
für die Bevölkerung 

4. Reserven 


5. Bruttogeldeinnahmen 


6. Gesetzliche Abzüge 


l. Geldausgaben für die Bezahlung 
von Waren und Dienstleistungen 

2. Geldausgaben für Steuern und 
Versicherungsbeiträge, 
Gebühren und Zinsen 

3. Bildung von Spareinlagen 

4. Verminderung des Bestandes an 
Krediten an die Bevölkerung 


Nettogeldeinnahmen der Bevölkerung 


Nettogeldausgaben der Bevölkerung 


Bilanz des Staatshaushaltes 


In der Bilanz des Staatshaushaltes wer- 
den die Einnahmen und Ausgaben des 
Staatshaushaltes gegenübergestellt. 


Mit dieser Bilanz werden die Teilpläne 


Tabelle 2.4, 


des Staatshaushaltes koordiniert. Mit 
ihr wird gesichert, daß der Staatshaus- 
halt ausgeglichen ist. In ihr kommen 
die entscheidenden Beziehungen des 
Staatshaushaltes zu den Zweigen und 
Bereichen, zu den Klassen und Schich- 


Vereinfachtes Schema der Bilanz des Staatshaushaltes 


Einnahmen des Staatshaushaltes 


Ausgaben des Staatshaushaltes 


1. Einnahmen aus der volkseigenen 
Wirtschaft 
(Nettogewinnabführung, 
Produktions- und Handelsfondsabgabe, 
produktgebundene Abgabe 
der Betriebe und Kombinate) 


2. Einnahmen aus der Außenwirtschaft 

3. Steuern der sozialistischen 
Genossenschaften, der privaten 
Handwerker und Gewerbetreibenden 

4. Abgaben aus der Landwirtschaft 

5. Einnahmen aus Steuern und 


Beiträgen der Bevölkerung 
(Lohnsteuer, SV-Beiträge) 


i. Ausgaben für Forschung 

2. Ausgaben zur Finanzierung von 
Investitionen . 

3. Ausgaben zur Förderung der 
Landwirtschaft 

4. Ausgaben zur Stützung der Kosten für 
Mieten, zur Stützung der Verbraucher- 
preise und Tarife für die Bevölkerung 

5. Ausgaben für Wohnungswirtschaft, 
Bildung, Gesundheits- und Sozial- 
wesen, Kultur, Sport und Erholung 

6. Ausgaben für nationale Verteidigung 

7. Ausgaben für den Staatsapparat 


Insgesamt 


Insgesamt 
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Tabelle 2.5. 


Vereinfachtes Schema der Bilanz des Kreditsystems 


Te 


Geldfonds 


Geldfonds der Wirtschaft 
Geldfonds des Wohnungswesens, 
gesellschaftlicher Organisationen 
und staatlicher Einrichtungen 
Geldfonds der Bevölkerung 
Geldfonds aus Auslandsbeziehungen 
Geldfonds des Finanzsystems 


Geldfonds insgesamt 


ten der Bevölkerung sowie zwischen 
den staatlichen Organen zum Ausdruck. 
Die Bilanz des Staatshaushaltes ist eine 
der entscheidenden Bilanzen, mit deren 
Hilfe der sozialistische Staat die volks- 
wirtschaftlichen Proportionen plant und 
kontrolliert. 


Bilanz des Kreditsystems 


In der Bilanz des Kreditsystems kommt 
die planmäßige Entwicklung des ge- 
samten Geldumlaufs, des Volumens und 
‚der Struktur der Geldfonds und Kre- 
‘ dite zum Ausdruck. 


Die Bilanz des Kreditsystems weist aus: 


— die Geldfonds, die zu einem gege- 
benen Zeitpunkt von ihren Eigen- 
tümern nicht zum Kauf von Waren 
und Leistungen eingesetzt werden; 


Tabelle 2.6. 
Vereinfachtes Schema der Bilanz 
der Sach- und Personenversicherung 


Einnahmen 


l. Produktiver Bereich 

2. Nichtproduktiver Bereich 
3. Bevölkerung 

4. Verrechnungen 
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Kredite 


sa u u a 


Kredite an die Wirtschaft 

Kredite an das Wohnungswesen sowie 
für den Bau staatlicher Einrichtungen 
Kredite an die Bevölkerung 

Kredite für Auslandsbeziehungen 
Sonstige Kredite 


Kredite insgesamt 


— den Kreditbedarf, der zu einem ge- 
gebenen Zeitpunkt zur Finanzierung 
der materiellen Fonds notwendig ist. 


Bilanz der Sach- und Personenversiche- 
rung 

In der Bilanz der Sach- und Personen- 
versicherung werden die Einnahmen 
aus Beiträgen der freiwilligen und 
Pflichtversicherungen sowie die Aus- 
gaben für Versicherungsleistungen der 
Staatlichen Versicherung der DDR ge- 
genübergestellt. 


Finanzbilanz des Staates 


Mit der Finanzbilanz des Staates wer- 
den die Bilanz des Staatshaushaltes, die 
Bilanz des Kreditsystems, die Bilanz 
der Bildung und Verwendung finanziel- 
ler Fonds der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe sowie die Bilanz der Sach- 


Ausgaben 


1. Produktiver Bereich 

2. Nichtproduktiver Bereich 
3. Bevölkerung 

4. Verrechnungen 

5. Überschuß 


die 


Tabelle 2.7. 


Vereinfachtes Schema der Finanzbilanz des Staates 


Finanzaufkommen des Staates 


Verwendung des Finanzaufkommens 


1. Reineinkommen der Wirtschaft ® 
2. Bildung von Fonds der 
- volkseigenen Wirtschaft aus Kosten 

3. Außenwirtschaft 
4. Einnahmen aus Umverteilung 

— produzierender Bereich 

— nichtproduzierender Bereich 

— Bevölkerung 


Insgesamt 


und Personenversicherung zusammen- 
gefaßt und die finanziellen Beziehungen 
in ihrer Komplexität geplant, analysiert 
und kontrolliert. In ihr werden das Auf- 
kommen und die Verwendung aller 
staatlichen Geldfonds bilanziert. Die Fi- 
nanzbilanz des Staates zeigt, welchen 
Finanzbedarf der Staat zur Finanzierung 
der Volkswirtschaft hat und wie dieser 
‘Bedarf durch entsprechende Geld- 
einnahmen gedeckt wird. 


Die Finanzbilanz des Staates erfaßt 


- die Geldmittel, die über den Staats- 
haushalt, die Banken und die Ver- 
sicherungen mobilisiert und verwen- 
det werden; 


— die Geldmittel, die in den Betrieben 
und Kombinaten zur Bildung und 
Verwendung eigener Fonds dienen 
‚einschließlich des Amortisations- 
aufkommens und seiner Verwen- 
dung. 


Die Finanzbilanz des Staates dient da- 
zu, die volkswirtschaftlichen Proportio- 
nen zu beeinflussen; sie hilft, die Ein- 
heit von materieller und finanzieller 
Planung herzustellen. In ihr wird um- 
fassend bilanziert, wie der Staat seine 


Finanzierung der Investitionen 
Finanzierung von Umlaufmitteln 
Außenwirtschaft 

Ausgaben für Wissenschaft und Technik 
Ausgaben aus Umverteilung 

— produzierender Bereich 

— nichtproduzierender Bereich 

6. Produktgebundene Preisstützungen 


Sa 


Insgesamt 


Finanzen einsetzt, damit sich die Volks- 
wirtschaft effektiv entwickeln kann. 


Die Finanzbilanz des Staates ist eine 
wichtige Grundlage, um die Höhe des 
Reineinkommens zu bestimmen, damit 
der Finanzbedarf des Staates zur Finan- 
zierung der Volkswirtschaft gedeckt 
werden kann. 


Die volkswirtschaftlichen Bilanzen sind 
Arbeitsinstrumente für die Festlegung 
volkswirtschaftlicher Grundproportio- 
nen. Mit ihrer Hilfe werden in allen 
Bereichen und auf allen Ebenen der 
Volkswirtschaft die Ziele für den je- 
weiligen Planzeitraum (Jahresplan, 
Fünfjahrplan) bilanziert. 


Die Bilanzen werden als System gestal- 
tet. Um die materiellen und finanziel- 
len Beziehungen effektiv zu gestalten 
und planmäßig zu verwirklichen, müs- 


'sen die entscheidenden Verflechtungen 


und Proportionen zentral bilanziert wer- 
den. Aus den zentralen staatlichen Bi- 
lanzen werden die Pläne und Bilanzen 
der Teilbereiche und. Teilprozesse der 
gesellschaftlichen Reproduktion abge- 
leitet. 


Die Abb. 2.3. zeigt Zusammenhänge 
zwischen einigen volkswirtschaftlich 
wichtigen Bilanzen. 
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Bilanz des gesellschaftlichen 
Gesamtprodiktes 


( Verfiechtungsbilanz) 


Bilanz des Kauffonds 
und des Wirenfonds 


Finanzbilanz 
des Staates 


—1—- 


Abb. 2.3. 

Vereinfachte Darstellung 

der Zusammenhänge 

zwischen einigen wichtigen 
volkswirtschaftlichen Bilanzen 


2.3.9. 

Analyse, Prognose, 
langfristige Pläne, 
Fünfjahrplan, Jahresplan 
und ihr Zusammenwirken ' 


2.3.9.1. 

Analyse und Prognose 

als Phasen der Vorbereitung 
des Volkswirtschaftsplanes 


Der Volkswirtschaftsplan ist Gesetz 
und enthält verbindliche Zielstellungen 
für das Handeln der Werktätigen in ei- 
nem bestimmten Zeitraum, 

Analyse und Prognose sind Phasen der 
Vorbereitung des kommenden Volks- 
wirtschaftsplanes. 

Die Wirtschaftsanalyse umfaßt die Un- 
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Grundfonds - 


Bilanz des i 
Staatshaushaltes Kreditsystems 


I Tr 


Arbeitskräfte - 


MAK - Bilanz 


Bilanz der Geldeinnahmen und 
-ausgaben der Bevölkerung 


Am. 


Bilanz der Sach- 
und Personen- 
versicherung 


Bilanz des 


Scheinungen und Prozesse und ihrer Ge- 
setzmäßigkeiten. | Für die Vorbereitung 
np" A 

einer Planausarbeitung werden durch 
die Wirtschaftsanalyse z.B. untersucht: 


— Niveau und Entwicklung der Volks- 
wirtschaft, der Zweige und Terri- 
torien sowie der Wirtschaftseinhei- 
ten, 


— ökonomische Prozesse und ihre Ef- 


fektivität, 

— methodische Planungsprobleme zur 
Vervollkommnung . der Planungs- 
ordnung. 


Durch die Wirtschaftsanalyse werden 
nicht nur Fakten und Zahlen unter- 
sucht. In erster Linie werden durch 
sie objektive und subjektive Verhal- 
tensweisen und ihre volkswirtschaft- 
lichen Auswirkungen erforscht und de- 
ren Ursachen aufgedeckt. 


ie Prognose ist eine begründete Vor- 


aussage über Inhalt, Umfan _Rich-_ 
ung der ın einem festgelegten Zeitraum 
zu realisierenden wirtschaftlichen Pro- 


über die mit relativ hoher 


zesse un: 


Wahrscheinlichkeit eintretenden __bzw. 
erreichbaren Ergebnisse, ö 
Wirtschaftsanalysen und Prognosen 
sind wichtige Grundlagen der wissen- 
schaftlichen Volkswirtschaftsplanung. 
In der analytischen und prognostischen 
Arbeit geht es in der Phase der Plan- 
vorbereitung um folgende Aspekte: 


1. Bestimmung der Probleme, die im 
analysierten Zeitraum aufgetreten 
sind oder im prognostizierten Zeit- 
raum auftreten werden und bei der 
Volkswirtschaftsplanung gelöst 
werden müssen, 

2. Bestimmung der Möglichkeiten, Mit- 
tel und Wege zur Lösung dieser Pro- 
bleme, 

3. Bestimmung der verfügbaren volks- 
wirtschaftlichen Wachstumsfaktoren 
und der volkswirtschaftlichen Akku- 
mulationskraft im Analyse- und Pro- 
gnosezeitraum. 


Immer größere Bedeutung gewinnt die 
gemeinsame Analyse- und Prognose- 
tätigkeit der Länder des RGW. Da sich 
die Zusammenarbeit der RGW-Länder 
immer ‘mehr erweitert und vertieft, kön- 
nen ökonomische Aussagen nicht nur 
aus nationaler Sicht getroffen werden. 
Mehr und mehr müssen die Aufgaben, 
Prozesse und Ergebnisse der sozialisti- 
schen ökonomischen Integration der 
Länder des RGW gemeinsam analysiert 
und prognostiziert werden. 


2.3.9.2, 

Langfristige Pläne, 
Fünfjahrplan, Jahresplan 
und ihr Zusammenwirken 


Die langfristigen Pläne enthalten grund- 
legende ökonomische und gesellschaft- 
liche Aufgaben für einen Zeitraum von 
15 bis 20 Jahren. Mit ihrer Hilfe wird 
die Entwicklung der DDR mit der Ent- 


wicklung der Sowjetunion und der an- 


deren RGW-Länder‘ koordiniert. 


Die Notwendigkeit der langfristigen 
Planung im internationalen Rahmen er- 
gibt sich aus den sich rasch entwik- 
kelnden neuen wissenschaftlich-techni- 
schen Erkenntnissen, der damit verbun- 
denen Entwicklung der Produktivkräfte 
und der Beschleunigung der internatio- 
nalen Spezialisierung und Kooperation 
der Volkswirtschaften der RGW-Län- 
der. Die langfristige Planung ist ein 
Erfordernis der sozialistischen ökono- 


- mischen Integration. 


Die langfristigen Pläne enthalten die 
Grundlinie für die immer bessere Be- 
friedigung der materiellen und kulturel- 
len Bedürfnisse des Volkes, aber auch 
die notwendige Leistungsentwicklung 
der Volkswirtschaft für den Zeitraum 
von mehreren Planjahrfünften. Gegen- 
wärtig haben langfristige Pläne folgen- 
de Bestandteile: 


— Hauptrichtungen und Grundpropor- 
tionen der volkswirtschaftlichen Ent- 
wicklung, 

— . Zielprogramme zur Lösung ausge- 
wählter volkswirtschaftlicher Pro- 
bleme, ’ 

— Entwicklungsrichtungen und Pro- 
portionen der Zweige und Bereiche 
der Volkswirtschaft, 

— Entwicklungsrichtung der Bezirke. 


Auf der Grundlage der langfristigen 
Pläne werden die jeweiligen Fünfjahr- 
pläne ausgearbeitet. 


Der Fünfjahrplan enthält die wichtig- 
sten wissenschaltlich-technischen, öko- 
nomischen, sozialen und kulturellen 
Aufgaben, die Hauptrichtungen der 
planmäßigen proportionalen Entwick- 
lung der Volkswirtschaft und der steti- 
gen Verbesserung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen der Werktätigen so- 
wie die Berechnungen über die Grund- 
proportionen der Finanzen im Fünt- 
Jahrplanzeitraum. 
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Der Fünfjahrplan ist die wichtigste 
Form der staatlichen Pläne in den sozia- 
listischen Ländern. „Unsere Wirtschafts- 
praxis besagt, daß sich ein bilanzierter 
Fünfjahrplan am besten als Haupt- 
instrument der Leitung der Wirtschafts- 
tätigkeit eignet.””! 


Mit dem Fünfjahrplan werden durch‘ 


den sozialistischen Staat vor allem ge- 
leitet: 


-- die inhaltliche und zeitliche Präzi- 
sierung der Ziele der langfristigen 
Planung, 

- die volkswirtschaftliche, zweigliche 
und territoriale Verflechtung des Re- 
produktionsprozesses durch die Bi- 
lanzierung der erforderlichen Auf- 
wendungen mit den realen Möglich- 
keiten im Fünfjahrplanzeitraum, 

— die Koordinierung der Jahrespläne. 


Obwohl der Fünfjahrplan nach Jahren 
untergliedert ausgearbeitet wird, ist es 
erforderlich, für jedes Jahr einen Jah- 
resplan auszuarbeiten, 


Der Jahresplan enthält die wirtschaft. 


lichen und anderen Aufgaben der Ge- 
sellschaft für ein Kalenderjahr, 


Auf der Grundlage des Fünfjahrplanes 
werden bilanzierte Jahresvolkswirt- 
schaftspläne, Staatshaushaltspläne und 


Bilanzen des Kreditsystems ausgearbei- 


tet. Durch den Jahresplan werden die 
staatlichen Planauflagen des Fünfjahr- 
planes konkretisiert und ergänzt. Die 
Jahresplanung ist dabei keineswegs eine 
formelle Aufteilung des Fünfjahrplanes 
auf die einzelnen Jahre, sondern ein 
schöpferischer Prozef, in dem die 
zweckmäßfigsten Lösungen bestimmt 
und alle Quellen erschlossen werden, 
um die gesellschaftliche Produktion zu 
intensivieren und ihre Effektivität zu 
erhöhen. 

Darüber hinaus beweist die Praxis, daß 
im Laufe von fünf Jahren stets mit Fak- 
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toren zu rechnen ist, die bei der Aus- 
arbeitung des Fünfjahrplanes noch 
nicht eingeschätzt werden können. Die- 
se Einflüsse verlangen, wenn der Fünf- 
jahrplan Handlungsdirektive sein soll, 
eine Präzisierung durch den Jahresplan. 


2.3.10. 

Plankoordinierung in der 
sozialistischen ökonomischen 
Integration 


Durch die sozialistische ökonomische 
Integration sollen die inneren und die 


‚äußeren Möglichkeiten des Wirtschafts- 


wachstums besser genutzt werden, da- 
mit sich die Leistungskraft des realen 
Sozialismus weiter vergrößert und sich 
auf dieser Grundlage das Lebensniveau 
der Bevölkerung in allen RGW-Ländern 
erhöhen kann. ° 


Die wirtschaftliche und wissenschattlich- 


technische Zusammenarbeit der RGW- 
Länder wird auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung, der Achtung der 
staatlichen Souveränität und der natio- 
nalen Unabhängigkeit, des gegenseiti- 
gen Vorteils und der gegenseitigen Hil- 
fe vertieft und vervollkommnet. 


Die sozialistische ökonomische Integra- 
tion setzt voraus, daß komplexe Maß- 
nahmen zur Vertiefung der Zusammen- 
arbeit durchgeführt werden. Haupt- 
methode ist hierbei die gemeinsame 
Planungstätigkeit. Die RGW-Länder 
sind deshalb übereingekommen, 


— einen gemeinsamen Fünfjahrplan 
der multilateralen Maßnahmen aus- 
zuarbeiten und durchzuführen, 

— einen planmethodisch übereinstim- 
menden Planteil in ihre nationale 


21 Bericht des ZK der SED an den IX, Parteitag der 
SED, Berichterstatter: Genosse E, Honecker, Dietz 
Verlag, Berlin 1976, $. 66. 


Planungsordnung für die Ausarbei- 
tung der Fünfjahrpläne aufzuneh- 
men. 


Die Planung der sozialistischen ökono- 
mischen Integration in der DDR erfolgt 
in zweifacher Hinsicht: 

-— durch die Ausarbeitung eines Plan- 
teils „Sozialistische ökonomische In- 
tegration“, 

— durch die Einordnung der Integra- 
tionsmaßnahmen in die entsprechen- 
den anderen Planteile und in die 
Material-, Ausrüstungs- und Kon- 
sumgüterbilanzen. 


Der zentrale Planteil „Maßnahmer der’ 


sozialistischen ökonomischen Intzgra- 
tion” beinhaltet: 


— Integrationsmaßnahmen der RGW- 
Länder für den Fünfjahrplanzeit- 
raum, 

— Investitionsbeteiligung der DDR in 
RGW-Ländern und Durchführung 
von Investitionen in der DDR unter 
Beteiligung von RGW-Ländern, 

— Verträge zur Spezialisierung und 
Kooperation der Produktion auf 
mehrseitiger Grundlage, 

— gemeinsame wissenschaftlich- techni- 
sche Aufgaben, 

— gemeinsame Maßnahmen gegenüber 
Drittländern, 

— zwei- und mehrseitige Regierungs- 
abkommen. 


In die entsprechenden Planteile und in 
die Material-, Ausrüstungs- und Kon- 
sumgüterbilanzen werden die Integra- 
tionsmaßnahmen als „Darunter-Positio- 
“ nen” eingeordnet. 


Der Plan „Wissenschaft und Technik“ 

enthält 

— Integrationsmaßnahmen in For- 
schung und Entwicklung, 

— Aufgaben der Standardisierung, 
Qualitätsentwicklung und des Meß- 
wesens. 


. Staatshaushaltsplan durch das 


Der Plan „Grundfonds und Investitio- 
nen” enthält 


— Investitionsbeteiligung (nach Bau- 
und Ausrüstungsanteil), 
— Titelliste wichtiger Kennziffern der 


Investitionen. 
Die „Material-, Ausrüstungs- und Kon- 
sumgüterbilanzen” enthalten 


— Export wichtiger Erzeugnisse, 
— Import wichtiger Erzeugnisse; 


2.3.11. 

Etappen der Ausarbeitung 
und Durchführung 

des Volkswirtschaftsplanes 


Ausarbeitung des zentralen staatlichen 
Planprojekts 


Die Planausarbeitung beginnt damit, 
daß zentrale staatliche Planprojekte für 


den Volkswirtschaftsplan durch die 
Staatliche Plankommission bzw. für den 


Mini- 
sterium der Finanzen und die Bilanz 
des Kreditsystems durch die Staatsbank 
ausgearbeitet werden. Diese Planprojek- 
te sind die zentralen Ausgangskonzep- 
tionen der Planung für alle Glieder und 
Ebenen der Volkswirtschaft und bestim- 
men die Grundstruktur des kommen- 
den Volkswirtschaftsplanes bzw. Staats- 
haushaltsplanes sowie der künftigen Bi- 
lanz des Kreditsystems. - 


Das Planprojekt für den Volkswirt- 
schaftsplan geht von den Grundsätzen 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik aus, 


von den Analysen und Prognosen, von 


den bereits beschlossenen langfristigen _ 
einen sowie den internationalen Ab- 


timmungen mit den Ländern des RGW. 

In ihm sind die Grundfragen entschie- 
den, die der weiteren Planung zugrunde 
liegen und sie inhaltlich bestimmen. 
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Herausgabe der staatlichen Aufgaben 


liche staatliche Plankennziftern, die_aus_ 


die übergeordneten Organe stimmen 


ihre Pläne untereinander ab und sorgen 
frag un sonen nn Sum ——— ne z £ a 4 4 
iDie staatlichen Aufgaben sind verbind- dafür, daß die Betriebe in sich ab- 
gestimmte Planentwürfe ausarbeiten, 


dem Planprojekt abgeleitet und vom Mi- 
nisterrat bestätigt werden. 


Durch die staatlichen Aufgaben werden 
die volkswirtschaftlichen Proportionen 
bestimmt. Die staatlichen Au gaben wer- 


den den Ministerien, Räten_ der Bezirke, . 


Kombinaten, Betrieben und Einrichtun- 
gen übergeben. 


Plandiskussion und Planentwurf 


Auf der Grundlage der staatlichen Auf- 
gaben erarbeiten die Betriebe, Kombi- 
nate, Wirtschafts- und Staatsorgane 
eigenverantwortlich ihre Planentwürfe. 
Über die Planentwürfe wird in den Be: 
trieben und Einrichtungen diskutiert. 
Durch die Plandiskussion nehmen die 
Werktätigen unmittelbar an der Leitung 
und Planung teil, insbesondere an der 
‚Ausarbeitung der Wirtschaftspläne. Die 


Plandiskussion wird in Zusammenarbeit‘ 


mit den Staats- und Wirtschaftsorganen 
sowie den gesellschaftlichen Organisa- 
tionen durchgeführt. Diskutiert wird 
z.B. in den Brigaden und Meisterberei- 
chen der Betriebe, in den Vollversamm- 
lungen _der Genossenschaften, auf den 


ökonomischen Konferenzen der Wirt- 
schaftszweige, in den Ausschüssen der 


un. in. nn — 


Volksvertretungen. 

In der Plandiskussion machen sich die 
Werktätigen mit den Zielen im Plan- 
zeitraum vertraut und unterbreiten Vor- 
schläge, wie diese Ziele zu erreichen 
sind. An Ort und Stelle werden die 
staatlichen Aufgaben beraten, Initiati- 
yen entwickelt und Wettbewerbsziele 
gestellt. Im Zeitraum der Plandiskus- 
sion und der Erarbeitung des Planent- 
| © Vorha- 
|ben mit den Lieferbetrieben und den 
ihrer Erzeugnisse ab. Auch 
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Im Ergebnis der Plandiskussion und 
der wechselseitigen Planabstimmung 
entsteht der Planentwurf der Betriebe, 
Wirtschatts- und Staatsorgane. 


Die Planentwürfe enthalten die mate-. 
riellen und finanziellen Aufgaben der 
wissenschaftlich-technischen Entwick- \ 
lung, des Investitionsgeschehens, der 
"Rationalisierung, der Arbeits- und Le- 
bensbedingüngen, der Produktion und 

es Absatzes. Maäterialbezug, ZÜr 
Fertigerzeugnisse un urchführ 
der Investitionen werden durch Wirt- 
schaftsverträge vorbereitet. Die Betrie- 
be und Kombinate koordinieren. die 
Planentwürfe mit den örtlichen Staats- 
organen. Das hilft mit, in den Gebieten 
die Ressourcen rationell auszunutzen 
und das gesellschaftliche Leben zu ent- 
wickeln. 


Koordinierung und Verteidigung 
der Planentwürfe, die zentrale staatliche 
Beschlußfassung 


Nach ‘der Plandiskussion werden die 
Planentwürfe, angefangen von den Be- 
trieben bis zur Staatlichen Plankommis- 
sion, vor dem jeweils übergeordneten 
Leitungsorgan verteidigt. Das geschieht, 
um auf allen Ebenen der Volkswirt- 
schaft zu erreichen, daß die Planentwür- 
fe die wirtschaftlich effektivsten Lösun- 
gen enthalten und daß die volkswirt- 
schaftlichen Ziele _ anspruchsvoll und 
real sind. In den Planverteidigungen 
wird auch sichtbar, welche Probleme 
eventuell noch durch übergeordnete 
Wirtschafts- und Staatsorgane zu lösen 
sind. 


Bei der Planverteidigung werden die 
betrieblichen Ziele und gesellschatt- 


lichen Interessen in Übereinstimmung 
gebracht und die Aufgaben der jewei- 
ligen Wirtschattseinheit. volkswirtschatt- 
lich koordiniert. 


Zu dem Zeitpunkt, da die Planentwürfe 
zusammengefaßt und verteidigt wer- 
den, sind auch die Pläne mit den Mit- 


gliedsländern des RGW_zu_ koordinie- 


ren. 

Nachdem die Planentwürfe zwischen 
den einzelnen Leitungsebenen abge- 
stimmt und koordiniert sind, ergeben 
sich die Pläne der Ministerien. Sie wer- 


"Abb. 2.4. 
Ablauf der Ausarbeitung 
des Volkswirtschattsplanes 


Ministerrat 


| 
Planberatungen 


Ministerien 


Verteidigung 
der 
Planentwürfe 


! 


Kombinate und 
wirtschaftsleitende 
Organe 


i 
Verteidigung 


der 3 
Planentwürfe 


! 


den von der Staatlichen Plankommission 
zum Entwurf des Volkswirtschaftsplanes 
zusammengefaßt, der im Ministerrat. 
beraten wird. In gleicher Weise erar- 
beiten das Ministerium der Finanzen 
den Staatshaushaltsplan und die Staats- 
bank die Bilanz des Kreditsystems. 
Nach der Beratung und Bestätigung im 
Ministerrat wird der Entwurf der Volks- _ 
kammer zugeleitet, die den Volkswirt- 


schaftsplan und den Staatshaushalts- 


plan als Gesetz beschließt. 


Nachdem die Volkskammer den Volks- 
wirtschaftsplan und den Staatshaus- 
haltsplan beschlossen hat, liegt für die 
Volkswirtschaft und ihre Hauptbereiche 
der endgültige Plan vor. Damit ist die 
Planung aber noch nicht abgeschlossen. 
Der Volkswirtschaftsplan und der 


———>- Staatliche Aufgaben 
=> Plandiskussion und Verteidigung der Planentwürfe 
——- Staatliche Planauflagen 
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Staatshaushaltsplan sind auf die einzel- 
nen Bereiche und Leitungsebenen auf- 
zuschlüsseln, damit den Kom inaten, 
Betrieben, Kreisen, Städten und Ge- 
meinden die verbindlichen staatlichen 


Planauflagen übergeben werden käön- 
en 
nen. 


‚Herausgabe der staatlichen Planauf- 


lagen 


Die staatlichen Planauflagen sind die 
verbindlichen staatlichen Plankennzif- 
fern für die Zweige, Territorien und Be- 
triebe, die aus dem Volkswirtschafts- 
plan bzw. Staatshaushaltsplan abgeleitet 
werden. 


Im Unterschied zu den staatlichen Auf- 
gaben, die den Betrieben zur Ausar- 
beitung der Planentwürfe übergeben 
werden, sind die staatlichen Planauf- 
lagen der endgültige Staatsplan. 
Anhand der staatlichen Planauflagen 
wird in den Kombinaten, Betrieben und 
Einrichtungen. der endgültige Betriebs- 
plan ausgearbeitet, der wiederum in 
Quartals-, Monats- und Dekadenpläne 
aufgeschlüsselt wird, bzw. in den ört- 
lichen Organen der endgültige Haus- 
haltsplan beschlossen. 


Leitung der Plandurchführung 


Nachdem der Volkswirtschaftsplan und . 


der Staatshaushaltsplan von der Volks- 
kammer zum Gesetz erhoben worden 
sind und die Betriebe und Wirtschafts- 
einheiten bzw. die örtlichen Organe ihre 
staatlichen Planauflagen erhalten haben, 
ist die Plandurchführung operativ zu 
leiten. 


Die Plandurchführung operativ leiten 
heißt, den Plan so durchzuführen, daß 
die staatlichen Planauftlagen erfüllt wer- 
den. 
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Wichtig ist dabei, die Werktätigen stän- 


- dig in die Plandurchführung einzubezie- 


hen, ihre Kräfte zu mobilisieren und ih- 
re Initiative richtig zu lenken, um die 
höchste volkswirtschaftliche Effektivi- 
tät zu erreichen. 

Dazu werden operative Pläne ausgear- 
beitet, die differenzierte, kontrollier- 
bare und abrechenbare Festlegungen für 
kürzere Zeitabschnitte enthalten (z.B. 
Monatspläne und Kassenpläne für das 
Quarta)). 

Im Rahmen der operativen Leitung 
werden die Pläne auf Abteilungen, Mei- 
sterbereiche und Brigaden aufgeglie- 
dert. Die Mittel des materiellen und 
moralischen Anreizes werden auf die 
Planziele konzentriert, und der sozia- 
listische Wettbewerb wird auf der 
Grundlage der Planziele organisiert. 
Eine hohe Qualität bei der Plandurch- 
führung wird dadurch erreicht, daß die 
Werktätigen unmittelbar an der Leitung 
und Planung der gesellschaftlichen Pro- 
zesse teilnehmen, z.B. in den Ständigen 
Produktionsberatungen, in der Neuerer- 
und Rationalisatorenbewegung und vor 
allem im sozialistischen Wettbewerb. 


Der sozialistische Wettbewerb ist einer 
der Hauptfaktoren zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und — damit ver- 
bunden — zur Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Werktäti- 
gen. 

Der Wettbewerb ist zugleich eine wich- 
tige Form der sozialistischen Demokra- 
tie. Durch ihn werden die Werktätigen 
in die aktive gesellschaftliche Tätigkeit, 
in die planmäßige Leitung der gesell- 
schaftlichen Prozesse einbezogen. Der 
Wettbewerb trägt zur Erziehung und 
Selbsterziehung der Werktätigen in der 
kollektiven Arbeit bei. Damit erfüllt 
er eine wichtige moralisch-ethische 
Funktion. 

Zur Leitung der Plandurchführung ge- 
hören Abrechnung und Kontrolle der 


Pläne. Die Leiter der Wirtschaftseinhei- 
ten haben während der Plandurchfüh- 
rung regelmäßig vor den Werktätigen 
und vor den übergeordneten Organen 
zu berichten, wie der Plan zum gege- 
benen Zeitpunkt erfüllt worden ist und 
welche Maßnahmen eingeleitet worden 
. sind, um Schwierigkeiten zu überwin- 
den und die Arbeit zu verbessern. 

Kontrolliert wird durch die Leiter, die 
Hauptbuchhalter der Betriebe und Kom- 
binate, die Leiter für Haushaltswirt- 
schaft der Haushaltsorganisationen, 
durch die jeweils übergeordneten Or- 
gane und durch die Werktätigen selbst. 
Darüber hinaus gibt es vielfältige For- 
men der Massenkontrolle in der sozia- 
lisischen Leitung von Staat und Wirt- 
schaft (z.B. durch die Gewerkschaften, 
die Volksvertretungen, die ABI). 


Aufgaben 


1. Begründen Sie, warum die Or- 
gane der Leitung mit den Organen 
der Planung der 
identisch sind! 


2. Welche spezifischen Planungs- 
organe gibt es, und welche Aufga- 
ben haben sie? 


3. Erarbeiten Sie anhand der Pla- 
nungsordnung und der Rahmenricht- 
linie die Grundsätze der Ausarbei- 
tung des Fünfjahrplanes und der da- 
zugehörigen Jahresvolkswirtschalts- 
und Staatshaushaltspläne! 


Volkswirtschaft 


4. Erläutern Sie die volkswirtschaft- 
liche Bedeutung der Bilanzierung 
als Hauptmethode der planmäßigen 
Leitung der Volkswirtschaft, und 
legen Sie den Inhalt wichtiger volks- 
wirtschaftlicher Bilanzen dar! 


5, Erklären Sie den Zusammenhang 
von Analyse, Prognose, langtristi- 
gem Plan, Fünfjahrplan und Jahres- 
plan! 


6. Welche Rolle hat die Plankoordi- 
nierung in der sozialistischen ökono- 
mischen Integration? 

7. Erläutern Sie am Beispiel Ihres 
Betriebes bzw. Ihrer Einrichtung 
die Etappen .der Ausarbeitung und 
Durchführung des Volkswirtschafts- 
planes bzw. Staatshaushaltsplanes! 


2.4. 

Territoriale Koordinierung 
des Reproduktionsprozesses 
in der planmäßigen Leitung 
der Volkswirtschaft 


2.4.1. 

Planmäßige Leitung 

der Standortverteilung 

der Produktivkräfte 

durch den sozialistischen Staat 


2.4.1.1. 
Bestandteile der Territorialstruktur 


Der sozialistische Staat leitet die Stand- 
ortverteilung der Produktivkräfte plan- 
mäßig, um die Entwicklung der Terri- 
torialstruktur in die planmäßige propor- 
tionale Entwicklung der Volkswirtschaft 
einzuordnen. 

Die Territorialstruktur umfaßt die ge- 
bietliche Organisation des volkswirt- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses. 


Zur Territorialstruktur gehören: 


1. die territoriale Produktionsstruktur 


Sie umfaßt die Betriebe und Einrichtun- 
gen in einem Gebiet und wird durch die 
Standortverteilung der Produktivkräfte 
gekennzeichnet. 


2. die territoriale Konsumtionsstruktur 


Sie gibt den unterschiedlichen Anteil 
der einzelnen Gebiete an der Konsum- 
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tion wider. Das bezieht sich auf die ter- 


ritoriale Differenzierung der Investitio- 
nen sowie der produktiven und nicht- 
produktiven Konsumtion. 


3. die territoriale Bevölkerungsstruktur 
‚Sie spiegelt die territorial unterschied- 
lichen Proportionen in der Bevölke- 
rungszahl und -dichte, die Zusammen- 
setzung der Bevölkerung nach Alter 
und Geschlecht, nach Tätigkeitsberei- 
chen der Werktätigen sowie nach der 
beruflichen Qualifikation wider. 


4. die Siedlungsstruktur 

Sie ist die räumliche Gliederung der 
Siedlungen innerhalb eines Gebietes, die 
durch die Dichte der Siedlungen, ihre 
Größe (Großstadt, Dorf) und ihre Funk- 
- tionen (Industriestadt, Kurort) gekenn- 
zeichnet ist. 


5. die Infrastruktur 

Sie umfaßt die Grundausstattung eines 
Gebietes mit allen Einrichtungen, die im 
Reproduktionsprozeß allgemein genutzt 
werden. Sie gliedert sich in 

die technische Infrastruktur (Verkehrs- 
wesen, Energiewirtschaft und Beleuch- 
tungswesen, Post- und Fernmeldewesen, 
Wasser- und Abwasserwirtschaft, Stra- 
Genreinigung, Müllabfuhr, Schutz von 
Boden, Luft und Wasser), 

die soziale Infrastruktur (materielle und 
finanzielle Versorgung der Bevölkerung, 
Einrichtungen des Bildungswesens, der 
Kultur, des Sports, des Erholungswe- 
sens, des Gesundheits- und Sozial- 
wesens). 

Die Territorialstruktur der DDR ist, 
historisch bedingt, dadurch gekenn- 
zeichnet, daß den industrialisierten Zen- 
tren im Süden der DDR und in den 
Räumen Berlin, Halle und Magdeburg 
weniger industrialisierte Gebiete im 
Norden gegenüberstehen. 
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Obwohl durch planmäßige Entwicklung 
der sozialistischen Volkswirtschaft be- 
reits wesentliche Veränderungen herbei- 
geführt worden sind, war 1977 der An- 
teil der Bezirke Dresden, Karl-Marx- 
Stadt, Leipzig, Halle und der Hauptstadt 
der .DDR, Berlin, an der industriellen 
Bruttöproduktion der DDR fast sieben- 
mal so groß wie der Anteil der Bezirke 
Rostock, Schwerin und Neubrandenburg 
(bei fast gleichem Anteil an der DDR- 
Fläche). Der Anteil der genannten Indu- 
striebezirke an der Bruttoproduktion 
der Land- und Forstwirtschaft war im 
gleichen Jahr wesentlich höher als der 
Anteil der vorwiegend landwirtschaft- 
lichen Nordbezirke, „ 
Bei der planmäßigen Entwicklung der 
Territorialstruktur der. DDR werden die 
Niveauunterschiede zwischen den Bezir- 
ken weiter reduziert, um die Wirt- 
schaftskraft und das Lebensniveau der 
Bevölkerung in allen Bezirken der DDR 
planmäßig zu erhöhen. 


2.4.1.2. z 
Beeinflussung der Territorialstruktur 


Auf die Territorialstruktur in der soziali- 
stischen Gesellschaft wirken im wesent- 
lichen folgende Faktoren ein: 


Bevölkerungsentwicklung 


„Die Bevölkerung entwickelt sich terri- 
torial differenziert. Von 1955 bis 1977 
stieg der natürliche Bevölkerungszu- 
wachs in den Bezirken Rostock, Frank- 
furt (Oder) und Cottbus an, während er 
im gleichen Zeitraum in den industriali- 
sierten Bezirken eine rückläufige Ten- 
denz aufwies (z.B. in den Bezirken 
Karl-Marx-Stadt, Leipzig, Dresden und 
Magdeburg). 

Aus der Bevölkerungsentwicklung leitet 
sich die Nutzung des gesellschaftlichen 


Arbeitsvermögens ab. Es steigt mit zu- 
nehmender Industrialisierung an. 


Wissenschaftlich-technischer Fortschritt 


Der wissenschaftlich-technische Fort- 
schritt ist der Hauptfaktor der Entwick- 
lung der Produktivkräfte. Er führt zur 
stärkeren territorialen Konzentration 
und Spezialisierung der Produktion. Die- 
ser Prozeß wird beschleunigt durch 
neue Ressourcen, die nicht unmittelbar 
an bestimmte Standorte gebunden sind. 
Das trifft z. B. zu für die Elektroener- 
gieerzeugung, den Einsatz von Kern- 
brennstoffen, von Erdöl und Erdgas an- 
stelle der bisher eingesetzten Braun- 
kohle. In der Landwirtschaft führt die- 
ser Prozeß dazu, daß die Mindestgröße 
für die industriemäßige Produktion in 
der Feldwirtschaft erweitert und die tie- 
rische Produktion örtlich konzentriert 
wird. Es werden spezialisierte Hilfs-, 
Neubau- und Verarbeitungszentren er- 
richtet, die die materiellen und kulturel- 
len Lebensbedingungen auf dem Lande 
verbessern helfen. 


Sozialistische ökonomische Integration 


Die sozialistische ökonomische Integra- 
tion beeinflußt in zunehmendem Maße 
die Standorte der Produktion und die 
rationellen Strukturen von Wirtschafts- 
gebieten im Wirtschaftsraum der RGW- 
Länder. Es werden internationale tech- 
nische Netze aufgebaut (z. B. Verbund- 
netze für den Transport von Elektro- 
energie, von Erdöl und Erdgas sowie 
Wasser). 

Durch die sozialistische ökonomische In- 
tegration können die Länder sich auf 
die Produktionen ‚spezialisieren, für die 
sie die besten Voraussetzungen haben. 
Ressourcen werden gemeinsam erschlos- 
sen und ausgenutzt. Beispiele hierfür 
sind: die Beteiligung der DDR, der 
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ESSR, der VR Polen und der Ungari- 
schen VR an der Erschließung von Erd- 
öl-/Erdgasvorkommen in der UdSSR 
und am Bau der Erdölleitung „Freund- 
schaft”, die Beteiligung der ÜSSR, der 
VR Polen, der Ungarischen VR und der 
UdSSR an der Erschließung der Kali- 
lagerstätte Zielitz nördlich von Magde- 
burg, die gemeinsame Errichtung einer 
Baumwollspinnerei in Zawiercie durch 
die VR Polen und die DDR. ; 

Durch die sozialistische ökonomische 
Integration werden die Unterschiede im 
ökonomischen Entwicklungsniveau all- 
mählich überwunden. Es tritt eine An- 
gleichung des ökonomischen Entwick- 
lungsniveaus ein, die jedoch nur lang- 
fristig, in Jahrzehnten, erreicht. wer- 
den kann. 


2.4.1.3. 


Planmäßige Leitung der Entwicklung 
der Territorialstruktur 


In den Direktiven zur Entwicklung 
der Volkswirtschaft nehmen die Auf- 
gaben zur Entwicklung der Territorial-. 
struktur einen wichtigen Platz ein, weil 
die wachsenden Anforderungen der wei- 
teren Gestaltung der entwickelten sozia- 
listischen Gesellschaft Veränderungen in 
der Territorialstruktur verlangen. Das 
ist aber nur in einem langfristigen Pro- 
zeß und durch Konzentration auf ' 
Schwerpunkte im volkswirtschaftlichen 
Maßstab möglich. 
Bei der. Festlegung der Standorte für 
die Produktion, Zirkulation und Kon- 
sumtion arbeiten zentrale und örtliche 
Staatsorgane eng zusammen. Durch die 
planmäßige Leitung ist eine Überein- 
stimmung herzustellen zwischen 


— der territorialen Produktions- und 
Konsumtionsstruktur, 
— der territorialen Bevölkerungs- und 


Siedlungsstruktur. 


Jede Produktion muß am Standort ent- 
sprechende Reproduktionsbedingun- 
gen vorfinden. Werden neue Arbeits- 
stätten geschaffen, darf z. B. der Woh- 
nungsbau nicht zurückbleiben, damit 
die Arbeitskräfte in der Nähe der Ar- 
beitsstätte geeignete Wohnungen vor- 
finden. 

Die Wegezeiten von der Wohnung zur 
Arbeitsstätte, zur Schule, zum Arzt, zu 
den Handelseinrichtungen, zu Kultur-, 
Sport- und Erholungseinrichtungen be- 
einflussen die Freizeit der Werktätigen. 
Die territoriale Organisation des Re- 
produktionsprozesses ist dabei ein wich- 
tiger Faktor, um die Produktivität und 
Effektivität zu erhöhen und das Le- 
bensniveau der Bevölkerung zu verbes- 
sern. 


Die planmäßige Leitung der Standort- 
verteilung der Produktivkräfte konzen- 
triert ‘sich vorwiegend auf folgende 
Faktoren: 


— Herstellung der Übereinstimmung 
zwischen der territorial differenzier- 
ten Entwicklung des gesellschaft- 

ı lichen Arbeitsvermögens. mit der 
Standortverteilung der Produktion 
nach Bezirken; . 

— Standortverteilung der Industrie, ins- 
besondere wachstumsbestimmender 
Industriezweige (Energie- und 
Brennstoffindustrie, chemische Indu- 
strie, Elektronik/Elektrotechnik, wis- 
senschaftlicher Gerätebau) und die 
‘Reproduktion ihrer Grundfonds; 

— Bestimmung der Standorte großer In- 
vestitionsvorhaben einschließlich ih- 
rer territorialen Sicherung (z. B. Be- 
reitstellung der notwendigen Ar- 
beitskräfte, Maßnahmen zur techni- 
schen Erschließung und zur komple- 
xen Entwicklung der betreffenden 
Siedlungen) ; 

— kontinuierliche Fortsetzung der in- 
dustriellen Entwicklung der nörd- 
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lichen Bezirke an den jetzigen Indu- 
striestandorten; 

— Sicherung der territorialen Propor- 
tionalität der Entwicklung der: tech- 
nischen und sozialen Infrastruktur 
nach Bezirken und Städten entspre- 
chend der Bevölkerungsentwicklung, 
dem Verschleißgrad der gebiets- 
wirtschaftlichen Einrichtungen und 
den territorial differenzierten Res- 
sourcenbedingungen; 

— Entwicklung des Umweltschutzes in 
der DDR. 


2.4.2. 

Planmäßige Leitung 

und Koordinierung 

der territorial gebundenen. 
Reproduktionsfaktoren 


Es wird ein Plan der.territorialen Ratio- 
nalisierung ausgearbeitet und durch- 
geführt, der die Maßnahmen der Zweige 
(Betriebe) und Gebiete bei der Verwirk- 
lichung ihrer zweiglichen und territoria- 
len Aufgaben im volkswirtschaftlichen 
Interesse koordiniert. 


Die Koordinierung der Reproduktions- 
faktoren umfaßt: 


— Einsatz des gesellschaftlichen Ar- 
beitsvermögens, 

— Einsatz der Baukapazitäten, 

- Bewirtschaftung der Fläche der Be- 
zirke (Standortgenehmigungen, 
Wohnungsbau), 

— Versorgung der: Bevölkerung mit 
Waren und Dienstleistungen, 

— Energieversorgung, Wasserwirt- 
schaft und Verkehrsleistungen. 


Die Koordinierung dieser Reproduk- 
tionsfaktoren ist nicht nur Aufgabe der 
örtlichen Organe, sondern auch des Mi- 
nisterrates und seines Planungsorgans, 
der Staatlichen Plankommission. 


Die territoriale Koordinierung vollzieht 
sich in dreifacher Hinsicht: 


1. Auf zentraler Ebene wird die Ent- 
wicklung ganzer Zweige, die das 
volkswirtschaftliche Wachstum be- 
stimmen, mit den Möglichkeiten und 
Erfordernissen der Territorialstruk- 
tur der Volkswirtschaft abgestimmt. 

2. Die Räte der Bezirke bringen mit den 
Kombinaten usw. die Entwicklungs- 
richtungen der diesen Wirtschafts- 
einheiten unterstehenden volkseige- 
nen Betriebe mit den strukturellen 


Bedingungen in den territorialen 
Konzentrationsräumen in Überein- 
stimmung. 


3. Die Räte der Kreise (Städte, Gemein- 
den) koordinieren die Standortanfor- 
derungen der Betriebe und Einrich- 
tungen mit den gebietlichen Stand- 
ortbedingungen; das bezieht sich 
insbesondere auf die Arbeits- und 
Lebensbedingungen in den Arbeits- 
und Wohnstätten. 


Die plannmäßige Leitung und Koordinie- 
rung der territorial gebundenen Repro- 
duktionsfaktoren wird mit Hilfe folgen- 
der Instrumentarien durchgeführt: 


— langfristige Konzeption 'der Stand- 
ortverteilung der Produktivkräfte bis 
1990, 

— Plan der Hauptentwicklungen und 
Grundproportionen der Entwicklung 
der Bezirke, 

— Generalbebauungspläne der Bezirke, 

— Fünfjahrpläne der Bezirke. 


Zur Begründung der territorialen Koor- 

dinierung dient die territoriale Bilanzie- 

rung. Die wichtigsten territorialen Bi- 
lanzen sind: 

— territoriale Ressourcenbilanzen (z. B. 
Arbeitskräftebilanz, Bilanz der Ju- 
gendlichen, Wasserressourcenbilanz, 
Baubilanz, Energiebilanz, Transport- 
bilanz, Flächennutzungsbilanz, 
Wohnraumbilanz), 


— Bilanz der Geldeinnahmen und -aus- 
gaben der Bevölkerung im Bezirk, 

- territoriale Haushaltsbilanzen, 

—- Bezirksinvestitionspläne und -bilan- 
zen. 


Die Bilanzierung ist vor allem darauf 


gerichtet, den Bedarf durch territoriale 
Ressourcen zu decken, Arbeitskräfte 
und Arbeitsstätten proportional zu ent- 


wickeln, die 'zwischengebietlichen Ab- 


satz- und Versorgungsbeziehungen zu 
rationalisieren, die Gebiets- und Stadt- 
entwicklung materiell und finanziell zu 
sichern. 


2.4.3. 

Aufgaben 

der örtlichen Staatsorgane 
bei der planmäßigen 
proportionalen Entwicklung 
ihrer Gebiete 


Eng verbunden mit der zentralen staat- 
lichen Leitung und Planung der Terri- 
torien sind die Aufgaben der örtlichen 
Staatsorgane. Diese Organe verwirk- 
lichen die staatliche Wirtschafts- und So- 
zialpolitik in ihrem Gebiet, indem sie die 
Zweig- und Bereichsentwicklung in den 
territorialen Einheiten koordinieren. Da 
sie die volkswirtschaftlichen Proportio- 
nen im Gebiet mitgestalten, tragen sie 
dazu bei, den gesellschaftlichen Repro- 
duktionsprozeß und das Leben der 
Menschen in den Städten und Gemein- 
den zu vervollkommnen. 


Aufgaben bei der planmäßigen Entwick- 
lung der Bezirks- oder Kreisstruktur 


Die Aufgaben auf diesem Gebiet um- 
fassen vor allem: 


— Erhöhung des materiellen und kul- 
turellen Lebensniveaus und Verbes- 
serung der Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Bevölkerung. Es ist 
zu sichern, daß die Umweltbedin- 
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gungen störende Faktoren vermin- 
dert oder beseitigt und die Er- 
holungswerte der Landschaft für die 
Menschen genutzt werden. 

— Koordinierung der Zweige und Be- 
reiche im Bezirk, So sind Investitio- 
nen territorial einzuordnen sowie 
die Zusammenhänge zwischen der 
bezirklichen Produktions- und Wis- 
senschaftsstruktur,  Bevölkerungs-, 
Konsumtions- und Ressourcenstruk- 
tur planmäßig herzustellen. 

— rationelle Nutzung der Naturreich- 
tümer im Bezirk oder Kreis. Die Bo- 
denflächen sind rationell und effek- 
tiv zu nutzen, das Grund- und 
Oberflächenwasser und die Luft sind 
rein zu erhalten. 

— planmäßige Anleitung der bezirks- 
und kreisgeleiteten Betriebe und Ein- 
richtungen (Wohnungsbau, Volks- 
bildung, Kultur, Gesundheits- und 
Sozialwesen, Sport- und Erholungs- 
wesen, Kommunalwirtschaft), 


Aufgaben bei der planmäßigen Entwick- 
lung der Infrastruktur 


. 


Ein bedeutender Teil der jährlichen In- 
vestitionen ist dazu bestimmt, die Infra- 
struktur zu erweitern, zu komplettieren 
und zu rationalisieren. Die Räte der Be- 
zirke sichern die koordinierte Entwick- 
lung der technischen Infrastruktur, Sie 
gewährleisten, daß bei der territorialen 
Einordnung der Investitionen der Indu- 
strie auch die erforderlichen Leistungen 
der technischen Infrastruktur mit ent- 
halten sind. 


Aufgaben der komplexen territorialen 
Rationalisierung 


Da die Betriebe und Einrichtungen an 
bestimmte Standorte gebunden sind, 
‚muß eine komplexe Rationalisierung 
auch die räumliche Organisation des 
Reproduktionsprozesses einschließen. 
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Die territoriale Rationalisierung ist eine 
wesentliche Form der Intensivierung 
der gesellschaftlichen Produktion, da sie 
in und zwischen den Betrieben verläuft 
und diese Betriebe zwischengebietlich 
verflochten sind, Hauptverantwortlich 
für die territoriale Rationalisierung sind 
die örtlichen Volksvertretungen und ihre 
Räte. 

Bei der territorialen Rationalisierung 
sind folgende Aspekte zu beachten: 


— Rationalisierung der räumlichen Or- 
ganisation der Elemente des Repro- 
duktionsprozesses (z. B. Verbesse- 
rung der Verkehrsverbindungen zwi- 
schen Wohn- und Arbeitsstätten), 

— Gestaltung rationeller innergebiet- 
licher Produktionsverflechtung (z. B. 
Bau einer Rohrleitung zwischen 
den VEB Buna und Leuna zur ge- 
genseitigen Belieferung mit chemi- 
schen Grundstoffen), 

- rationelle Gestaltung der räumlichen 
Beziehung zwischen den Ressourcen 
des Territoriums und den Elementen 
des Reproduktionsprozesses (z. B. 
gemeinsamer Bau und gemeinsame 
Nutzung eines Ambulatoriums, Kin- 
dergartens u.ä. durch örtliche Or- 
gane und Betriebe). 


Aufgaben 
1. Begründen Sie, warum die plan- 
mäßige Leitung der Standortvertei- 
lung der Produktivkräfte durch den 
sozialistischen Staat notwendig ist! 
2. Informieren Sie sich in Ihrem 
Wohnort, wie der Rat des Kreises 
(Stadt, Gemeinde) die Standortantor- 
derungen der Betriebe und Einrich- 
tungen mit den gebietlichen Stand- 
ortbedingungen koordiniert! 
3. Untersuchen Sie, wie sich die 
technische und soziale Infrastruktur 
in Ihrem Kreis (Stadt, Gemeinde) im 
Fünfjahrplan 1976-1980 ent- 
wickelt hat! 


3.1. 
Entwicklung und Inhalt 


des sozialistischen Finanzwesens 
in der DDR 


3.11. 

Herausbildung und Entfaltung 
des sozialistischen Finanzwesens 
in der DDR 


Das sozialistische Finanzwesen in der 
DDR entstand und entwickelte sich 
nach der Zerschlagung des deutschen 
Faschismus durch die ruhmreiche 
Sowjetarmee in direktem Zusaminen- 
hang mit der antifaschistisch-demokrati- 
schen Umwälzung und der sozialisti- 
schen Revolution. Bei seiner Schaffuny 
wurden die Lehren der Klassiker des 
Marxismus-Leninismus und die Erfah- 
rungen der Sowjetunion berücksichtigt, 
daß die Zerschlagung des kapitalisti- 
schen Staatsapparates mit seinen Finanz- 
institutionen, die Enteignung der mono- 
polistischen Banken und der Versiche- 
rungskonzerne eine grundlegende Vor- 
aussetzung für den Aufbau eines neuen 
Finanzwesens ist. 

Eine der ersten Maßnahmen der sowje- 
tischen Militäradministration in 
Deutschland war die Anordnung zur 
Schließung der Banken, der Sparkassen 
und der sonstigen Geldinstitute. Gleich- 
zeitig durften von den Konten bei den 
Banken und Sparkassen keine Auszah- 
lungen mehr vorgenommen werden. 


Klassencharakter, Grund- 
lagen und Funktionen 
der sozialistischen Finanzen 


Auch die Auszahlungen aus, Versiche- 
_Fungsverträgen wurden gesperrt und 
die Versicherungsanstalten geschlossen. 
Auszahlungen auf alle Arten von An- 
leihen, die bis zur bedingungslosen Ka- 
pitulation ausgegeben worden waren, 
wurden verboten. 

Bankenschließung und Kontensperre 
wurden notwendig, weil sich zur Zeit 
der bedingungslosen Kapitulation Hit: 
lerdeutschlands die umlaufende Menge 
an Banknoten und die Kontoguthaben 
im Vergleich zur Vorkriegszeit um ein 
Vielfaches erhöht hatten, ‘während mä” 
terielle Werte dafür nicht oder kaum 
noch vorhanden waren. 
Bankenschließung und Kontensperre 
waren in Verbindung mit weiteren Maß- 
nahmen entscheidende finanzpolitische 
Instrumente, um die Macht des Mono- 
polkapitals auf dem heutigen Gebiet der‘ 
“Deutschen Demokratischen Republik 
"endgültig zu liquidieren und seine Re- 
'staurierung zu verhindern. Dur 


“Für den Aufbau der neuen Gesellschaft 


mußte ein neues Finanzwesen heraus- 
gebildet werden. Von besonderer Be- 
deutung dafür war der Aufruf der KPD 
vom 11. 6. 1945!, in dem die Grundlinie 
der antifaschistisch-demokratischen Um- 
wälzung und als deren Bestandteil auch 
die politischen Grundsätze und die 
praktischen Wege für die Herausbil- 
dung des neuen Finanzwesens aufge- 


1 Vgl. Geschichte der SED - 
Berlin 1978, S. 76. 


Abriß. Dietz Verlag, 
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zeigt wurden. Sie fanden ihren Nieder- 
schlag im gemeinsamen Aktionspro- 
gramm aller antifaschistisch-demokrati- 
‚schen Parteien. ; 
Bei der Schaffung des neuen, Finanz- 
wesens leistete die Sowjetunion eine 
große, unschätzbare Hilfe. Der Befehl 01 
der sowjetischen Militäradministration 
in Deutschland vom 23. Juli 1945 regelte 
die Neuorganisation der Finanz- und 
Kreditorgane. Er enthielt Bestimmungen 
über 


— die Bildung kommunaler Finanz- 
organe in den Städten und Ländern, 

— die Gründung neuer, demokratischer 
Banken, Sparkassen und Versiche- 
rungsgesellschaften sowie 

— die Aufstellung von Etat-Plänen 
nach den Grundsätzen der Sparsam- 
keit und der Ausgeglichenheit.? 


Von prinzipieller Bedeutung für die ge- 
sellschaftliche Entwicklung der DDR und 
die Wirksamkeit des neuen Finanz- 
wesens war die Währungsreform im 
Jahre 1948. 

Die Währungsreform auf dem Gebiet 
der heutigen DDR war durch folgende 
Merkmale gekennzeichnet: 


— Die Geldmenge wurde durch Um- 
tausch der Banknoten im Verhältnis 
10:1 erheblich verringert. Damit 
wurde ein günstiger Ausgangspunkt 
für eine planmäßige, stabile Ent- 
wicklung des Geldumlaufes ge- 
schaffen. Mit dieser Verminderung 
des Geldvolumens, das durch den 
faschistischen Raubkrieg inflationär 
aufgebläht worden war, konnte der 
Geldumlauf den realen Bedürfnissen 
der Wirtschaftsentwicklung ange- 
paßt werden. & 

— Die Umtauschbedingungen für die 
Bevölkerung _waren nach sozialen 
Gesichtspunkten differenziert. Je- 
dem Bürger wurde ein Betrag von 
70,— RM im Verhältnis 1:1 umge- 
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tauscht. Sparguthaben bis zur Höhe 
von 1000,— RM wurden zu einem 
Vorzugssatz umgewertet. Dagegen 
mußte bei allen Konten mit einem 
Guthaben über 5000,— RM als Vor- 
aussetzung für den Umtausch im 
Verhältnis 10:1 die Rechtmäßigkeit 
des Erwerbes nachgewiesen werden. 

— Bankguthaben der volkseigenen Be- 
triebe und Haushaltskonten ' wurden 
bevorzugt umgewertet. 

— Besondere Regelungen wurden für 
Sparguthaben angewandt, die bis 
zum 9. Mai 1945 entstanden waren. 
Da das Volksvermögen durch den 
faschistischen Raubkrieg zum größ- 
ten Teil vernichtet war, bildete die 
Umbewertung dieser Guthaben und 
ihre Umwandlung in eine Altgut- 
haben-Ablösungsanleihe eine soziale 
Maßnahme im Interesse der vielen 
kleinen Sparer. 


-Guthaben von Kriegsverbrechern 
und aktiven Nazis wurden völlig 
annulliert. 


Durch die Währungsreform wurde zu- 
gleich verhindert, daß nach der in den 
westlichen Besatzungszonen ‚kurz zuvor 
durchgeführten separaten Währungsre- 
form das dort ungültig gewordene Geld 
massenhaft in das Gebiet der heutigen 
DDR einfließen konnte. So wurden un- 
sere Volkswirtschaft und die Bürger vor 
unermeßlichem Schaden bewahrt. 

Der Beschluß des Parteivorstandes der 
SED vom Juni 1948 über den 2-Jahr- 
Wirtschaftsplan 1949/1950 stellte neue 
Anforderungen an die Entwicklung des 
Finanzwesens.3 

In dieser Zeit, in der auch die Deut- 
sche Demokratische Republik gegrün- 
det wurde, gab es bedeutende Refor- 


2 Die Volkswirtschaft der DDR. Verlag Die Wirt- 
schaft, Berlin 1960, S, 309. 

3 Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Bd. II. Dietz Verlag, Berlin 1952, 
S. 50, 


men auf dem Gebiet des Staatshaushal- 
tes, der Banken und des Kredits, der 
Finanzwirtschaft der volkseigenen Be- 
triebe, der Besteuerung und der Ver- 
sicherungstätigkeit. Diese Reformen wa- 
ren notwendige Bedingungen für die re- 
volutionäre Umgestaltung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse. Sie umfaßten 
vor allem folgende Maßnahmen: 

1. Mit der Errichtung der Staatsmacht 
der Arbeiter und Bauern ergab sich die 
Notwendigkeit, die Einnahmen des 
Haushaltes zu konzentrieren und nach 
gesamtvolkswirtschaftlichen Erforder- 
nissen zu verwenden. In den Jahren 
1950/51 wurde, verbunden mit der 
Haushaltsreform, der einheitliche Staats- 
haushalt der DDR geschaffen, der nach 
der Verwaltungsreform von_1952. den 
Haushalt der Republik und die Haus- 
halte der Bezirke mit den Haushalten 
der Kreise, Städte und Gemeinden um- 
faßt. Dem Haushalt der Republik sind 
die Haushalte der Sozialversicherung 
angeschlossen. 


‚Der neue Inhalt und der Charakter des 
Staatshaushaltes wurden seit dieser Zeit 
immer mehr durch das Bestehen von 
Volkseigentum an den Produktionsmit- 
teln bestimmt. Das äußert sich vor allem 
darin, daß sich die Abführungen der 
volkseigenen Betriebe zur Hauptein- 
nahmequelle für den Staatshaushalt 
entwickelt haben. Auch die Ausgaben 
des Staatshaushaltes werden in ihrem 
Umfang und ihrem Verwendungszweck 
durch die sozialistischen Produktions- 
verhältnisse und die Macht der Arbei- 
ter und Bauern bestimmt. Den größten 
Anteil an den Ausgaben haben die Mit- 
tel, die planmäßig als gesellschaftliche 
Fonds des Staates zur Verbesserung des 
materiellen und kulturellen Lebens- 
niveaus des Volkes zur Verfügung ge- 
stellt werden.‘ 


Bei einer Steigerung der Gesamtaus- 


gaben des Staatshaushaltes der DDR im 
Zeitraum von 1950 bis 1978 auf das 
5,4fache erhöhten sich im gleichen 
Zeitraum die Ausgaben beispielsweise 


— für das Bildungswesen, einschließ- 
lich des Hoch- und Fachschulwesens 
auf das 8,3fache, 

— für die Kultur, einschließlich Rund- 
funk und Fernsehen 
auf das 6,9fache, 


— für das Gesundheits- 
wesen (ohne Renten) 
auf das 6,3fache und: 


— für die Sozialversicherung und Ren- 
ten auf das 5,5fache.’ 


Mit der Haushaltsreform Anfang der 
5der Jahre war die Neuordnung der 
Planung und der Abrechnung des Staats- 
haushaltes verbunden. Es wurde die 
Übereinstimmung mit der Methodik für 
die Planung der Volkswirtschaft herge- 
stellt. 


Im Zusammenhang mit der Haushalts- 
reform wurde der Staatsbank die 
Durchführung der Kassengeschäfte für 
den Staatshaushalt übertragen. Sie 
wurde damit zum Kassenvollzugsorgan 
des Staatshaushaltes. 


2. Die wirtschaftliche und gesellschaft- 
liche Entwicklung in der DDR erfor- 
derte auch eine Bankenreform, um eine 
größere Zentralisation des Bankwesens 
bei gleichzeitiger Spezialisierung und 
Aufgabenbegrenzung zwischen den 
Banken zu erreichen. Dementsprechend 
wurden mit dem Gesetz vom 23. März 
1950 die bestehenden Emissions- und 
Girobanken und die Landeskreditban- 
ken in die Deutsche Notenbank - die 


und Sozial- 


4 Vgl. Böhm, Siegfried: Begründung ‘des Gesetzes 
über den Staatshaushaltsplan 1979 vor der Volks- 
kammer. Sozialistische Finanzwirtschaft, Heft 1/ 
1979. R 

5 Errechnet nach dem Statistischen Jahrbuch. der 
DDR 1979, Staatsverlag der DDR, Berlin 1979, 
$. 249 und 250. 


79- 


Vorgängerin der heutigen Staatsbank 
der DDR - eingegliedert. 

Zugleich wurden staatliche Spezialban- 
ken, z. B. für Investitionen und für die 
Landwirtschaft, geschaffen. 


3. Im Jahre 1949 wurde die Kreditre- 
form durchgeführt. Mit dieser Reform 
wurde der bis dahin übliche kommer- 
zielle Kredit durch den direkten Bank- 
kredit abgelöst. Der kommerzielle Kre- 
dit beruht auf der gegenseitigen Ver- 
“ schuldung der Betriebe, und dadurch 
wird die Bankkontrolle weitgehend ein- 
geengt. Der direkte Bankkredit ist plan- 
mäßig mit‘ dem gesamten Reproduk- 
tionsprozeß der Betriebe verbunden. Er 
ermöglicht dern Bank, auf eine hohe 
Effektivität der Produktion und des Wa- 
renumschlages Einfluß zu nehmen. Die- 
ser Kredit wird nach Kreditprinzipien 
gewährt, die unter anderem die zweck- 
gebundene Verwendung des Kredits für 
die im Plan vorgesehenen Maßnahmen 
und seine Rückzahlung in Abhängigkeit 
vom planmäßigen Umschlag der Fonds 
verlangen. 


' Um die planmäßige Entwicklung der 
Volkswirtschaft auf allen Gebieten zu 
sichern, ging man auch dazu über, die 
Entwicklung der Kredite und des Geld- 
umlaufs im gesamtvolkswirtschaftlichen 
Maßstab zu planen. 


4. Eine bedeutende Rolle bei der Her- 
ausbildung des sozialistischen Finanz- 
wesens in der DDR spielte die Entwick- 
lung der Finanzwirtschaft der volks- 
eigenen Betriebe. 


‚Während es in den ersten Jahren des 
Wiederaufbaus zunächst darauf ankam, 
die Wirtschaft in Gang zu setzen, wurde 
es mit der Stärkung des Volkseigen- 
tums möglich und notwendig, nach 
einem Plan zu produzieren, die erfor- 
derlichen Grund- und Umlaufmittel so- 


wie die Kosten exakt zu berechnen und . 
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die Gewinne der Betriebe sowie deren 
Verwendung planmäßig zu bestimmen. 


Erstmalig wurden 1949 in der gesamten 
volkseigenen Wirtschaft Finanzpläne als 
Bestandteil der Betriebspläne aufge- 
stellt und die finanziellen Beziehungen 
der Betriebe zum Staatshaushalt für das 
gesamte Jahr festgelegt. 

Finanzplanung und Finanzwirtschaft der 
volkseigenen Betriebe wurden von An- 
fang an als Instrumente des Arbeiter- 
und-Bauern-Staates zur Leitung und 
Planung der Wirtschaft, insbesondere 
für eine strenge Rechnungslegung und 
Kontrolle, entwickelt und stehen im en- 
gen Zusammenhang mit der wirtschaft- 
lichen Rechnungsführung in den volks- 
eigenen Betrieben. 


Zur Einführung der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung wurden im Jahre 
1951 bedeutsame Beschlüsse gefaßt. Es 
wurde u.a. die Aufgabe gestellt, plan- 
mäßig zu sichern, daß die Betriebe ihre 
Aufwendungen durch eigene Einnah- 
men decken und einen Gewinn erzielen. 
Dazu mußte vor allem die Entwicklung 
der Kosten der Produktion exakt ge- 
plant, analysiert und kontrolliert wer- 
den, und es mufte ein zielstrebiger 
Kampf um ihre Senkung geführt wer- 
den. Verbunden mit den Maßnahmen 
zur Einführung der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung wurden einheitliche 
Grundsätze für das Rechnungswesen 
der zentralgeleiteten volkseigenen Be- 
triebe in Kraft gesetzt und wirksamere 
Bedingungen für die Finanzkontrolle 
über die wirtschaftliche Tätigkeit der 
Betriebe geschaffen. 


5. Die gesellschaftlichen Entwicklungs- 


bedingungen erforderten zielstrebige 
Reformen auf dem Gebiet der Besteue- 
rung. 


Bereits 1949 wurde eine demokratische 
Steuerreform eingeleitet. Sie war ein 
entscheidender Schritt zur Überwindung 


der bis dahin noch gültigen kapitalisti- 
schen Steuergrundsätze. Insbesondere 
wurde die Besteuerung aller Bürger 
ohne Rücksicht auf die Quelle der Ein- 
kommen beseitigt. Es begann die dif- 
ferenzierte Besteuerung nach der sozial- 
ökonomischen Stellung ‚der Bürger, in- 
dem eine Trennung in der Besteuerung 
des Einkommens der Arbeiter und An- 
gestellten einerseits sowie der Besteue- 
rung der Einkünfte der Gewerbetreiben- 
den andererseits eingeführt wurde. 


Die Steuerreform ist im Jahre 1959 so 
weitergeführt worden, daß bei der Be- 
steuerung zwischen Einkommen der 
einfachen Warenproduzenten und Ein- 
kommen kapitalistischer Unternehmer 
unterschieden: wurde. 

Es erfolgte auch eine Neuregelung der 
Besteuerung der Handwerker mit dem 
Ziel, die Leistungen des Handwerks für 
die Bevölkerung zu erhöhen. 

Die Senkung der Einkommensteuer- 
tarife, die Gewährung von Freigrenzen 
bei der Vermögensteuer sowie Vergün- 
. stigungen bei der Gewinnermittlung 
‘kamen zugleich den werktätigen Klein- 
urd Mittelbauern zugute. 


6 Der Neuaufbau des Versicherungs- 
wesens begann mit der Bildüng staat- 
licher Versicherungsanstalten für die 
Personen- und Sachversicherung in den 
damals bestehenden Ländern auf dem 
Gebiet der DDR. 

Seit 1952 sind die Landesversicherungs- 
anstalten zur Staatlichen Versicherung 
der DDR zusammengeschlossen. Damit 
wurde eine entscheidende Vorausset- 
zung für die rationelle Nutzung der Ver- 
sicherungsfonds im volkswirtschaftli- 
chen Maßstab geschaffen. 

Alle diese Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Finanzwesens waren Bestandteil der 
revolutionären Umgestaltung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse und eine not- 
wendige Bedingung, um die neue, die 


sozialistische Gesellschaftsordnung ge- 
stalten zu können. Die fortschreitende 
gesellschaftliche Entwicklung und die 
damit entstandenen neuen Erfordernisse 
machten eine ständige Vervollkomm- 
nung des Finanzwesens und die Er- 
höhung seiner Wirksamkeit notwendig. 
Dementsprechend wurden bei der 
Schaffung der Grundlagen des Sozialis- 
mus, im Kampf um den Sieg der soziali- 
stischen Produktionsverhältnisse und 
beim umfassenden Aufbau des Sozialis- 
mus in der DDR unter Führung der Par- 
tei der Arbeiterklasse die jeweils not- 
wendigen Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Finanzen durch den sozialistischen 
Staat festgelegt und durchgeführt. 

Im Zeitraum der 50er und 60er Jahre 
entfaltete sich das Finanzwesen zu 
einem wichtigen Instrument der Arbei- 
ter-und-Bauern-Macht in der DDR bei 
der Lösung der revolutionären Aufga- 
ben jener Etappen des sozialistischen 
Aufbaus. So wurde die Rolle des Staats- 
haushaltes weiter gestärkt. Seine we- 
sentlichsten Einnahmen wurden mehr 
und mehr aus der Zentralisierung er- 
wirtschafteter Gewinne der volkseige- | 
nen Betriebe sowie aus produktgebun- 
denen Abgaben erbracht. } 
Die Einnahmen sind also in zunehmen- 
dem Maße das Resultat steigender Pro- 
duktion, wachsender Leistungen und 
sinkender Kosten. Mit seinen Ausgaben 
hat der Staatshaushalt einen wesent- 
lichen Anteil daran, die Entwicklung . 
der Industrie, des Bauwesens, des Ver- 
kehrswesens und weiterer Bereiche und 
Zweige der Volkswirtschaft finanziell 
zu gewährleisten sowie die Durchfüh- 
rung sozialpolitischer Maßnahmen und 
anderer Aufgaben im gesamtgesell- 
schaftlichen Interesse sichern zu helfen. 
Das betrifft sowohl den zentralen Haus- 
halt als auch die Haushalts- und Finanz- 
wirtschaft der örtlichen Organe der 
Staatsmacht. 
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Ständig vervollkommnet wurde die 
Finanzwirtschaft ‘der volkseigenen Be- 
triebe. Sie konnten im Rahmen des 
staatlichen Planes in wachsendem Maße 
über Teile der von ihnen erwirtschafte- 
ten Gewinne sowie über die Amortisa- 
tionen selbst verfügen und damit die 
Erneuerung und Erweiterung ihrer 
Grundfonds und Umlaufmittelbestände 
finanzieren. - 

Erhöht wurde die Wirksamkeit des Kre- 
dits und damit verbunden die Einfluß- 
nahme der Banken auf eine hohe Effek- 
tivität des Reproduktioasprozesses z.B. 
dadurch, daß der Bankkredit planmäßig 
in immer stärkerem Maße für die an- 
teilige Finanzierung von Investitionen 
der volkseigenen Betriebe eingesetzt 
wurde. Bis dahin diente er vorwiegend 
der Finanzierung von Umlaufmitteln in 
Form von Material- und Warenvorräten 
sowie der Forderungen aus Warenliefe- 
rungen und Leistungen. 

Eine bedeutende Rolle spielte das sozia- 
listische Finanzwesen bei der Förderung 
des freiwilligen Zusammenschlusses von 
werktätigen Bauern und Landarbeitern 
in Produktionsgenossenschaften sowie 
bei der Festigung der neuen Eigentums- 
verhältnisse auf dem Lande. Dazu dien- 
ten z. B. Zuschüsse und Wirtschaftsbei- 
hilfen aus dem Staatshaushalt, steuer- 
liche Erleichterungen, vorteilhafte Be- 
dingungen für die Gewährung von Kre- 
diten und ihre Verzinsung sowie für die 
Versicherungsverträge. 

Neue Anforderungen wurden an das so- 
zialistische Finanzwesen nach dem Sieg 
der sozialistischen Produktionsverhält- 
nisse auf dem Lande gestellt, um den 
Übergang der sozialistischen Landwirt- 
schaft zu industriemäßigen Produktions- 
methoden zu unterstützen. 
Finanzpolitische Maßnahmen bildeten 
eine ganz wesentliche Bedingung auch 
für die Einbeziehung der städtischen 
Mittelschichten in den sozialistischen 
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Aufbau. Das betrifft die finanzielle För- 
derung des freiwilligen Zusammen- 
schlusses von Handwerkern und ande- 
ren Werktätigen zu Produktionsgenos- 
senschaften und die Einflußnahme auf 
die Steigerung ihrer Leistungen. 
Vielfältige Maßnahmen auf finanziel- 
lem Gebiet waren mit der staatlichen 
Beteiligung an privaten Betrieben ver- 
bunden, womit der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Staat direkten Einfluß auf die Pro- 
duktion der Betriebe mit staatlicher Be- 
teiligung nahm und am Gewinn betei- 
ligt war. 

Finanziell gefördert wurde die Ein- 
beziehung der privaten Einzelhändler 
und Gastwirte in den sozialistischen 
Aufbau im Zusammenhang mit Kom- 
missionsverträgen, die mit dem soziali- 
stischen Großhandel abgeschlossen wur- 
den. 

In den 50er und 60er Jahren ergaben 
sich auch höhere Anforderungen an die 
Ausnutzung der Finanzen aus der 
immer enger werdenden Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedsländern 
des RGW. Der steigende Außenhandel 
und neue Formen der sozialistischen 
ökonomischen Integration führten zu 
wachsenden Kreditbewegungen und 
Zahlungsumsätzen in transferablen Ru- 
beln, der kollektiven Währung der Mit- 
gliedsländer des RGW. 

Die wachsenden Außenhandelsbeziehun- 
gen im RGW sowie mit Entwicklungs- 
ländern und kapitalistischen Industrie- 
staaten erforderten eine entsprechende 
Vervollkommnung des Finanzwesens. 
Eine Maßnahme ist z. B. die Gründung 
einer speziellen Außenhandelsbank. 
Eine andere Maßnahme ist die Vervoll- 
kommnung der wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung der volkseigenen Export- 
betriebe und Außenhandelsorgane, um 
die Ergebnisse aus der Außenwirt- 
schaftstätigkeit im Betriebsergebnis 
sichtbar werden zu lassen und die Ren- 


'tabilität des Exports finanziell stärker 
zu fördern. 


3.1.2. 
Qualitative Vervollkommnung 
des sozialistischen Finanzwesens 


Qualitativ weiterentwickelt und vervoll- 
kommnet wurde das sozialistische Fi- 
nanzwesen der DDR in den 70er Jahren 
nach den Erfordernissen der Beschlüsse 
des VIII. und IX. Parteitages der SED 
zur Gestaltung der entwickelten sozia- 
listischen Gesellschaft in der DDR. 

In diesen Beschlüssen ging die Partei 
der Arbeiterklasse übereinstimmend 
mit der KPdSU und den anderen Bru- 
derparteien der sozialistischen Staaten- 
gemeinschaft davon aus, daß es durch 
die großen ökonomischen Potenzen und 
die Erfordernisse der weiteren Ent- 
wicklung der sozialistischen Gesell- 
schaft möglich und notwendig wird, den 
gesetzmäßigen Zusammenhang zwi- 
schen steigenden Produktionsleistun- 
gen und der Befriedigung der materiel- 
len und geistigen Bedürfnisse der Men- 
schen unmittelbarer wirksam zu ma- 
chen.® 

Dieser gesetzmäßige Zusammenhang 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik ist in 
der auf dem VII. und IX. Parteitag 
der SED beschlossenen Hauptaufgabe 
bei der Gestaltung der entwickelten so- 
zialistischen Gesellschaft verankert. Sie 
besteht in der weiteren Erhöhung des 
materiellen und kulturellen Lebensnive- 
aus des Volkes auf der Grundlage eines 
hohen Entwicklungstempos der soziali- 
stischen Produktion, der Erhöhung der 
Effektivität, des wissenschaftlich-techni- 
schen Fortschritts und des Wachstums 
der Arbeitsproduktivität. 

Die Lösung der Hauptaufgabe stellt 
qualitativ neue Anforderungen an das 
sozialistische Finanzwesen. Besonders 


geht es darum, die Intensivierung der 
Produktion zu fördern und Reserven 
für die Erwirtschaftung eines hohen 
Nationaleinkommens sowie zur Sen- 
kung des Produktionsverbrauches zu 
mobilisieren. 


Auf allen Gebieten der gesellschaft- 
lichen Arbeit gilt es, dazu beizutragen, 
daß das Verhältnis von Aufwand und 
Ergebnis immer günstiger wird. 


Umfangreichere Aufgaben hat das so- 
zialistische Finanzwesen auch bei der 
Verwirklichung des Komplexprogramms , 
zur Vertiefung der sozialistischen öko- 
nomischen Integration der RGW-Län- 
der, z. B. der langfristigen Zielpro- 
gramme, zu erfüllen. 


Neue, höhere Anforderungen an die ak- 
tive Ausnutzung der Fihanzen ergeben 
sich auch aus den tiefgreifenden Ver- 
änderungen auf den Weltmärkten, be- 
sonders im nichtsozialistischen Wirt- 
schaftsgebiet. Diese Veränderungen 
werden vor allem darin sichtbar, daß 
die Preise für Rohstoffe und Energie- 
träger sowie für Nahrungs- und Genuf- 
mittel, auf deren Import die DDR an- 
gewiesen ist, explosionsartig gestiegen 
sind. Das führte und führt zu hohen 
Belastungen der Volkswirtschaft der 


" DDR und verlangt, auf allen Gebieten 


so zu arbeiten, daß die Fortführung der 
Politik der Hauptaufgabe auch unter 
den veränderten außenwirtschaftlichen 
Bedingungen gewährleistet ist. 


Das sozialistische Finanzwesen muß 
mithelfen, unsere Außenwirtschaftstä- 
tigkeit so effektiv wie möglich zu ge- 
stalten. Das geschieht durch die Mobi- 
lisierung von Reserven zum sparsam- 
sten Umgang mit Importen sowie zur 
Steigerung des Exports. Vor allem müs- 
sen solche Erzeugnisse exportiert wer- 


6 Vgl. Geschichte der SED - Abrif. Dietz Verlag, 
Berlin 1978, S. 557. = 
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den, die eine hohe Devisenrentabilität 
erbringen. 

Alle diese volkswirtschaftlichen Erfor- 
dernisse setzen für die Leitung, Pla- 
nung und ökonomische Stimulierung 
der Volkswirtschaft neue Maßstäbe. 
Der planmäßigen Ausnutzung der 
Ware-Geld-Beziehungen kommt dabei 
eine wachsende Bedeutung zu, und das 
schließt ein, daß die Bedeutung des so- 
zialistischen Finanzwesens wächst. 

Im Programm der SED, das Richt- 
schnur des Handelns für den Zeitraum 
mehrerer Fünfjahrpläne ist, heißt es: 
„Die Bedeutung des Staatshaushaltes, 
des Geld- und Kreditwesens sowie des 
Preissystems für die effektive Produk- 
tion und die rationelle Verteilung und 
Verwendung dös gesellschaftlichen Pro- 
dukts und des Nationaleinkommens 
nimmt zu. Die strikte Verwirklichung 
des sozialistischen Sparsamkeitsprin- 
zips ist eine wesentliche Bedingung für 
den wachsenden Reichtum des Volkes. 
Das erfordert eine strenge Rechnungs- 
legung und Kontrolle,” 
Alle Entwicklungsetappen des soziali- 
stischen Finanzwesens der DDR haben 
einen Grundpfeiler in der brüderlichen 
Verbundenheit mit der Sowjetunion. 
Bei der immer vollkommeneren Aus- 
nutzung der Finanzen wurden die Er- 
fahrungen der Sowjetunion beim Auf- 
bau des Sozialismus/Kommunismus ge- 
nutzt. Die direkte Hilfe in den An- 
fangsjahren und die ständig erweiterte 
Zusammenarbeit waren und sind eine 


‚grundlegende Voraussetzung dafür, die 


Finanzen als üntrennbaren Bestandteil 
der Leitung, Planung und. ökonomi- 
schen Stimulierung der Volkswirtschaft 
in der DDR erfolgreich anzuwenden. 
Die immer enger werdende brüderliche 
Zusammenarbeit auf allen Gebieten er- 
fordert, das Zusammenwirken auch auf 
dem Gebiet des Finanzwesens auf eine 
höhere Stufe zu heben. Dabei ist das 
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gründliche Studium bewährter sowjeti- 
scher Erfahrungen eine wertvolle Hilfe 
und eine unbedingte Notwendigkeit für 
die Arbeit im Finanzwesen. 


3.1.3. 
Inhalt 


des sozialistischen Finanzwesens 
in der DDR 


Das sozialistische Finanzwesen der 
DDR umtaßt sowohl die Kategorie Fi- 
nanzen als auch die zu ihrer aktiven 
Ausnutzung bei der Leitung, Planung 
und ökononiischen Stimulierung des ge- 
sellschaftlichen Reproduktionsprozesses 
durch den sozialistischen Staat erforder- 
lichen Organe und Kader, Pläne und Bi- 
lanzen sowie die finanzrechtlichen Be- 
stimmungen.® 


Die sozialistischen Finanzen sind eine 
ökonomische Kategorie und ein Instru- 
ment der Leitung, Planung und ökono- 
mischen Stimulierung der Volkswirt- 
schaft. Sie umfassen die Gesamtheit 
der Bildung und Verwendung der Geld- 


fonds und die damit verbundenen Geld- 


beziehungen, die vom sozialistischen 
Staat planmäßig für die effektive Pro- 


7 Programm der Sozialistischen Einheitspartej 
Deutschlands. Dietz Verlag, Berlin 1976, S., 36, 

8 Der Begriff „sozialistisches Finanzwesen” wird in 
diesem Buch stets im umfassenden Sinne der hier 
gegebenen Definition verwendet. In .der Lite- 
ratur treten verschiedentlich die Bezeichnungen 
„sozialistisches Finanzsystem“, „sozialistisches Fi- 
nanz- und Kreditsystem” oder auch „einheitliches 
sozialistisches Finanz- und Kreditsystem* , auf. 
Diese Begriffe werden meist zur Charakterisie- 
rung des Zusammenhanges der Kategorie Finanzen 
mit den zu ihrer Ausnutzung bestehenden Finanz- 
und Bankorganen gebraucht. 
Der in diesem Buch verwendete Begriff „Finan- 
zen“ entspricht dem Begriff „Finanzen und Kre- 
dit”, der mitunter in der Literatur benutzt wird, 
um die Rolle des Kredits besonders zu betonen. 
Er ist auch identisch mit der Bezeichnung „Staats- 
finanzen”, die das Wesensmerkmal unterstreicht, 
untsennbar mit dem sozialistischen Staat verbun- 
den zu sein. 


“duktion und die rationelle Verteilung 
und Verwendung des gesellschaftlichen 
Gesamtprodukts und des Nationalein- 
kommens festgelegt und organisiert 
werden, um die Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozial- 
politik zu verwirklichen, 

Aus dieser. Definition ist besonders her- 
vorzuheben, 


- daß das Geld dann den Charakter 
von Finanzen annimmt, wenn die 
Bildung und Verwendung der Geld- 
fonds vom Staat festgelegt und or- 
ganisiert werden, im Unterschied bei- 
spielsweise zu den Geldbeziehun- 
gen zwischen den Bürgern. oder 
beim Kauf von Waren durch die 
Bürger; 

— daß die Ausnutzung der Finanzen 
als Bestandteil der sozialistischen 
Planwirtschaft darauf gerichtet ist, 
die Hauptaufgabe zu verwirklichen; 

— daß die Finanzen einen Beitrag 
dazu leisten müssen, das Verhältnis 


von Aufwand und Ergebnis auf allen . 


Gebieten der Volkswirtschaft stän- 
dig zu verbessern; das beginnt mit 
der Einflußnahme auf eine effektive 
Produktion. 


Die sozialistischen Finanzen haben meh- 
rere Bestandteile, die alle in gleicher 
Richtung ' wirken, aber im einzelnen 
spezifische Anforderungen zu erfüllen 
haben. 


Diese Bestandteile sind: 

— der Staatshaushalt, 

— der Bankkredit und die mit ihm ver- 
bundenen Geldfonds, 

— die Finanzen der 
Wirtschaft, 

— die Versicherung, 

— die Valuten. 


sozialistischen 


Zum sozialistischen Finanzwesen gehö- 
ren: 


a) die für die Leitung und Planung zu- 


ständigen Finanz- und Bankorgane ö 
(vgl. dazu Abschnitt 1.3.), also 


— das Ministerium der Finanzen, ein- 
schließlich der Staatlichen Finanz- 
revision, 

— die Staatsbank und die anderen. 
zentralgeleiteten Banken, 

- die Abteilungen Finanzen der ört- 
lichen Organe der Staatsmacht, 


— die Sparkassen, 
— die Versicherungsorgane, 
— die Genossenschaftskassen. 


b) die für die Lösung der Aufgaben er- 
forderlichen Kader in den Finanz- und 
Bankorganen, die Hauptbuchhalter in 
den volkseigenen Kombinaten und Be- 
trieben sowie in den ihnen übergeord- 
neten Organen, die Leiter für Haus- 
haltswirtschaft in den staatlichen Orga- 
nen und Einrichtungen sowie die Mit- 
arbeiter in den dem Ministerium der 
Finanzen nachgeordneten Betrieben 
und Einrichtungen. 


c) die den Bestandteilen der Finanzen 
entsprechenden finanziellen Pläne und 
Bilanzen: 

— die Finanzbilanz des Staates, 

— der Staatshaushaltsplan und die Bi- 
lanz des Staatshaushaltes, 

— die Bilanz des Kreditsystems, 

- die Bilanz der Bildung und Verwen- . 
dung finanzieller Fonds der volks- 
eigenen Kombinate und Betriebe, 

— die Versicherungsbilanz, 

— die Valutapläne. 


d) die gesetzlichen Bestimmungen und 
Regelungen zur Anwendung der Finan- 
zen, der wissenschaftliche Vorlauf und 
die zur Arbeit auf dem Gebiet der Fi- 
nanzen notwendige Organisation. 


Außer den Finanz- und Bankorganen 
sind alle Leiter in den volkseigenen 
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Kombinaten und Betrieben sowie in 
den staatlichen Organen und Einrich- 
tungen für die planmäßige und effek- 
tive Arbeit mit den Finanzen verant- 
wortlich. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie die Bedeutung der 
verschiedenen Reformen für die 
Herausbildung des sozialistischen 
Finanzwesens der DDR! 


2. Begründen Sie die Notwendig- 
keit des gründlichen Studiums so- 
wjetischer Erfahrungen und ihrer 

. Nutzung für die Arbeit im, Finanz- 
wesen der DDR! 


3. Erläutern Sie den Inhalt des so- 
zialistischen Finanzwesens der 
DDR! 


3.2. 
Gesellschaftliche Grundlagen 
der sozialistischen Finanzen 
"inder DDR 


3.2.1. 

Einheit 

der politischen 

und ökonomischen Grundlagen 


Der Charakter der Finanzen und das 
Ziel ihrer Anwendung ergeben sich aus 
den gesellschaftlichen Verhältnissen, 
unter denen sie entstehen und wirken. 
Die Finanzen .sind daher stets mit den 
Interessen von Klassen verbunden, sie 
haben folglich Klassencharakter. 


Die Grundlagen der sozialistischen Fi- 
nanzen sind die politischen und ökono- 
mischen gesellschaftlichen Verhältnisse. 
Die ökonomische Grundlage der sozia- 
listischen Finanzen ist der auf dem so- 
zialistischen Eigentum an den Produk- 
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tionsmitteln beruhende Reproduktions- 
prozeß der Volkswirtschaft, bei dem die 
Ware-Geld-Beziehungen planmäßig’ aus- 
genutzt werden. 


Die politische Grundlage der sozialisti- 
schen Finanzen ist die Existenz und die 
Rolle des Arbeiter-und-Bauern-Staates 
und damit verbunden die sozialistische 
Planwirtschaft. 


Die politischen und ökonomischen 
Grundlagen stehen in untrennbarem 
Zusammenhang miteinander, denn die 
Macht der Arbeiterklasse und ihr Bünd- 
nis mit der Klasse der Genossenschafts- 
bauern beruhen auf dem sozialistischen 
Eigentum an den Produktionsmitteln. 
Aus dem Charakter des Eigentums er- 
gibt sich die Möglichkeit und die Not- 
wendigkeit, daß der sozialistische Staat 
den volkswirtschaftlichen Reproduk- 
tionsprozeß planmäßig mit hoher Effek- 
tivität unter Ausnutzung der Ware- 
Geld-Beziehungen leitet. 


Geldbeziehungen und Geldfonds füh- 
ren dann zu Finanzbeziehungen, zur 
Bildung und Verwendung finanzieller 
Fonds, wenn an diesem Prozeß der so- 
zialistische Staat unmittelbar beteiligt 
ist, indem er diese Beziehungen und 
Fonds festlegt und organisiert. 


‚Dabei verfolgt er das Ziel, das soziali- 


stische Eigentum an den Produktions- 
mitteln ständig zu festigen und zu meh- 
ren. Damit wird zugleich die ökonomi- 
sche Grundlage für die politische Macht 
der Arbeiter und Bauern weiter ge- 
stärkt. 


Wenn in den folgenden Abschnitten die 
politischen und ökonomischen Grund- 
lagen der Finanzen getrennt behandelt 
werden, dann geschieht das aus metho- 
dischen Gründen. Stets ist dabei der 
innere Zusammenhang aller Grund- 
lagen zu beachten. 


3.2.2. 

Reproduktionsprozeß 

der Volkswirtschaft 

auf der Grundlage 

des sozialistischen Eigentums 


Sozialistische Reproduktion ist ihrem 
Wesen nach immer erweiterte Repro- 
duktion. In unserer Republik besteht 
der Hauptweg für das Wirtschafts- 
wachstum der Volkswirtschaft in der 
intensiv erweiterten Reproduktion. 


Dabei geht es vorrangig darum, den 
Wirkungsgrad der eingesetzten Produk- 
tivkräfte zu erhöhen, Vorhandenes 
effektiver zu nutzen und durch Moder- 
nisierung und Rationalisierung ständig 


so zu vervollkommnen, daß die Produk- - 


tivität der gesellschaftlichen Arbeit 
wächst und das Verhältnis von Auf- 
wand und Ergebnis immer günstiger 
wird. 

Der gesamte Reproduktionsprozeß voll- 
zieht sich in vier Phasen. Das sind: 


1. Die Produktion als die entscheidende 


Phase des Reproduktionsprozesses; - 


sie ist unter sozialistischen Produk- 
tionsverhältnissen planmäßig darauf 
gerichtet, die Bedürfnisse der Men- 
schen immer besser zu befriedigen; 


2. Die Distribution; sie ist die Phase, 
in der die Produktionsmitfel und die 
Arbeitskräfte auf die Bereiche der 
Volkswirtschaft und die Konsum- 
tionsmittel auf die Klassen und 
Schichten sowie auf jeden einzelnen 
verteilt werden. Diese Verteilung er- 
folgt im Sozialismus grundsätzlich 
mit Hilfe des Geldes. 


3. Die Zirkulation; sie vermittelt den 
Austausch der produzierten Waren 
gegen Geld, ihre Ortsveränderung 
vom Hersteller zum Verbraucher; 
sie umfaßt den Warenumlauf und 
den Geldumlauf. 


4. Die Konsumtion; das ist der Ver- 
“brauch materieller Güter zur Befrie- 
digung gesellschaftlicher und indivi- 
dueller Bedürfnisse. 


Alle Phasen der gesellschaftlichen Re- 
produktion erfordern Finanzbeziehun- 
gen und finanzielle Fonds in: vielfälti- 
ger Weise. 

Um die Produktion durchführen zu kön- 
nen, sind unter den Bedingungen der, 
Ware-Geld-Beziehungen stets auch fi- 
nanzielle Fonds, z.B. für Wissenschaft 
und Technik, für Investitionen und an- 
dere Aufwendungen der Produktion, 
erforderlich. 

Finanzielle Fonds und Finanzbeziehun- 
gen ergeben sich im Zusammenhang 
mit der Distribution beispielsweise aus 
der Notwendigkeit, Teile des National- : 
einkommens im Staatshaushalt zu kon- 
zentrieren und in die nichtproduzieren- 
den Bereiche, z.B. in die Einrichtungen 
der Bildung, des Gesundheitswesens 
und der Kultur, so umzuverteilen, daß 
die Entwicklung aller Bereiche plan- 
mäßig gestaltet werden kann. 
Finanzielle Fonds und Finanzbeziehun- 
gen sind auch damit verbunden, daß die 
produzierten Waren über die Zirkula- 
tion planmäßig in die Konsumtion ge- 
langen. Diese Prozesse erfordern z. B. 
den Einsatz von Mitteln zur Finanzie- 
rung des Warenumschlages und der 
Warenvorräte. 


Auf dem Gebiet der Konsumtion ist s> 
mit den Finanzen zu arbeiten, daß ein 
Beitrag zur planmäßigen Erhöhung des 
materiellen und kulturellen Lebens- 
niveaus des Volkes geleistet werden 
kann. Das wird u. .a. sichtbar in den’ 
ständig wachsenden gesellschaftlichen 
Fonds, die aus dem Staatshaushalt für 
die Bevölkerung planmäßig zur Verfü- 
gung gestellt werden, z. B. als Aufwen- 
dungen für das Wohnungsbaupro- 
gramm einschließlich stabiler Miet- 
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preise sowie als Preisstützung für Kon- 
sumgüter, Verkehrstarife und Gebüh- 
ren für Dienstleistungen. 


Die wichtigsten Kategorien der sozia- 
listischen Reproduktion sind das gesell- 
schaftliche Gesamtprodukt und das Na- 
tionaleinkonmen. 


Ihre Erwirtschaftung, Verteilung, Um- 
verteilung und Verwendung sind ent- 
scheidende ökonomische Grundlagen 
für die sozialistischen Finanzen. 

Das gesellschaftliche Gesamtprodukt 
ergibt sich aus der Gesamtheit der in 
einer bestimmten Zeit, beispielsweise 
innerhalb eines Jahres, in der Volks- 
wirtschaft erzeugten matcriellen Güter 
und produktiven Leistungen. 

In Geld ausgedrückt hatte das gesell- 
schaftliche Gesamtprodukt in der DDR 
im Jahre 1978 einen Umfang von 
424,8 Md. M.? 

Derjenige Teil des gesellschaftlichen 
Gesamtprodukts, der nach Abzug der 
im gleichen Zeitraum verbrauchten Pro- 
duktionsmittel — Verbrauch an Mate- 


rial, Rohstoffen und Energie; Abnut- 


zung von Maschinen, Anlagen und Ge- 
bäuden — verbleibt, bildet das produ- 
zierte Nationaleinkommen. 


Das produzierte Nationaleinkommen ist 
der durch produktive Arbeit innerhalb 
eines Jahres neu geschaffene Teil des 
gesellschattlichen Gesamtprodukts. Es 
ist in seiner Höhe, seiner Entwicklung 
und seiner Zusammensetzung konzen- 
trierter volkswirtschaftlicher Maßstab 
für den Nutzetfekt der gesellschaft- 
lichen Arbeit. ; 


Im Jahre 1978 hatte das produzierte 
Nationaleinkommen einen Umfang von 
161,1 Md. M. Das ist mehr als das 6,6- 
fache dessen, was im Gründungsjahr 
der DDR geschaffen worden ist. 


88 


Das Nationaleinkommen wird von den 
Werktätigen in der materiellen Produk- 
tion, besonders der Industrie erwirt- 
schaftet. Im produzierten Nationalein- 
kommen wird der durch die produktive 
Arbeit neu geschaffene Wert sichtbar. 
Für die ökonomische Grundlage der 
Finanzen ist entscheidend, ob die Pro- 
duktionsmittel und damit die Ergeb- 
nisse der Produktion gesellschaftliches 
Eigentum oder Privateigentum sind, 
Karl Marx und Friedrich Engels haben 
die Eigentumsfrage als die Grundfrage 
einer jeden revolutionären Bewegung 
bezeichnet. !0 

Am erwirtschafteten Nettoprodukt der 
Wirtschaftstereiche der DDR, das mit 
dem produzierten Nationaleinkommen 
inhaltlich fast identisch ist, hatten im 
Jahre 1978 die verschiedenen Eigen- 
tumsformen folgenden Anteil: !! 


— sozialistische Betriebe 
96,4 Prozent, f 
— Betriebe mit staatlicher Beteiligung 
oder Kommissionsvertrag 
0,6 Prozent, 
— private Betriebe 
3,0 Prozent. 


Auch die finanziellen Fonds der Wirt- 
schaft und des Staates werden in der 
DDR zum überwiegenden Teil in den 
volkseigenen, Kombinaten und Betrie- 
ben sowie in den sozialistischen Genos- 
senschaften erwirtschaftet. 

Die sozialistischen Finanzen haben folg- 
lich ihr festes Fundament im planmäßi- 
gen Wirtschaftswachstum der sozialisti- 
schen Volkswirtschaft durch steigende 
Produktion, höhere Leistungen und sin- 
kenden Aufwand - damit also in einem 
immer günstigeren Verhältnis von Auf- 


9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1979. Staatsverlag 
der DDR, Berlin 1979, S. 13. 

10 Marx/Engeis: Ausgewählte Schriften, Bd. I. Dietz 
Verlag. Berlin 1977, S. 56, 

11 Statistisches Jahrbuch der DDR 1979, Staatsverlag 
der DDR, Berlin 1979, S. 73, 


wand und Ergebnis der gesellschaft- 
lichen Arbeit. 


Die Finanzen spielen in allen Phasen 
der sozialistischen Reproduktion eine 
aktive Rolle. Sie besteht vor allem 
darin, daß mit. der finanziellen Planung 
und der Anwendung finanzieller Rege- 
lungen, mit der Finanzanalyse und der 
Finanzkontrolle ein konstruktiver Bei- 
trag geleistet wird, damit die materiel- 
len und finanziellen Möglichkeiten un- 
seres Staates überall mit höchster Effek- 
tivität für die Durchführung der Haupt- 
aufgabe voll genutzt werden.!2 


x 


3.2.3. 
Sozialistische Warenproduktion 
und Ware-Geld-Beziehungen 


Die Existenz der Warenproduktion und 
die damit verbundenen Ware-Geld-Be- 
ziehungen sind weitere wichtige Grund- 
lagen der sozialistischen Finanzen in 
der DDR. 


Der Charakter der Warenproduktion 


wird stets vom Charakter des Eigen-. 


tums an den Produktionsmitteln be- 
stimmt. Das gesellschaftliche Eigen- 
tum an den Produktionsmitteln charak- 
terisiert die Warenproduktion in der 
DDR als sozialistische Warenproduk- 
tion. 

Die sozialistische Warenproduktion un- 
terscheidet sich qualitativ von der Wa- 
renproduktion im Kapitalismus. Das er- 
gibt sich besonders aus folgenden Fak- 
toren: 


— Die sozialistische Warenproduktion 
wird von den Erfordernissen des öko- 
nomischen Grundgesetzes des Sozia- 
lismus bestimmt. Sie dient der stän- 
dig besseren Befriedigung der wach- 
senden Bedürfnisse der sozialisti- 
schen Gesellschaft und ihrer Bür- 
ger. 


- Der 


— Der Wirkungsbereich der Waren- 
produktion ist nicht mehr allumfas- 
send in dem Sinne, daß alles zur 
Ware wird. Die menschliche Ar- 
beitskraft ist keine Ware mehr. 

— Die mit der Warenproduktion ver- 
bundenen Ware-Geld-Beziehungen 
sind Bestandteile und Gegenstand 
sozialistischer Planwirtschaft; sie 
werden für die Sicherung einer ho- 
hen Effektivität der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe sowie der 
"sozialistischen Genossenschaften, al- 
so für die Senkung des. Aufwandes 
und für die Vergrößerung des Er- 
gebnisses der gesellschaftlichen Ar- 
beit genutzt. 


Warenproduktion bedeutet, daß die Pro- 
dukte der Arbeit als Waren produziert 
und verkauft werden und daß zwischen 
den einzelnen Produzenten Ware-Geld- 
Beziehungen bestehen. Unter diesen Be- 
dingungen hat die produktive Arbeit 
einen Doppelcharakter. Sie ist konkrete 
(gebrauchswertschaffende) und. zugleich 
abstrakte (wertbildende) Arbeit. Der 
Produktionsprozeß bildet damit eine Ein- 


‚heit von Arbeitsprozeß und Wertbil- 


dungsprozeß. 

Der Wertbildungsprozeß spiegelt sich 
in den Kosten, in der Erwirtschaftung 
von Gewinnen und in den Preisen wi- 
der. Er erfordert finanzielle Fonds und 
ist mit einer Vielzahl finanzieller Be- 
ziehungen verbunden. 
Wertbildungsprozeß ist. deshalb 
eine bedeutende Grundlage für die ak- 
tive Rolle der finanziellen Planung, der 
Finanzanalyse, der Finanzkontrolle und 
der gesamten Arbeit auf dem Gebiet der 
Finanzen, besonders mit der Zielstel- 
lung, den Aufwand für die herzustel- 


12 Vgl. Böhm, Siegfried: Unsere Finanzpolitik. dient 
dem sozialen Fortschritt. Diskussionsrede auf der 
4. Tagung des ZK der SED. Dietz Verlag, Berlin 
1976, S. 108-112. 
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lenden Erzeugnisse zu senken und ein 
immer günstigeres Verhältnis zwischen 
Aufwand und Ergebnis zu erreichen. 
Die sozialistische Gesellschaft ist dar- 
an interessiert, den Aufwand für die be- 
darfs- und qualitätsgerechte Produktion 
ständig zu senken und höchste volks- 
wirtschaftliche Effektivität zu erzielen, 
weil das die Quelle für den wachsen- 
den Reichtum des Volkes ist. 

Eine bedeutende Rolle spielt in die- 
sem Zusammenhang die wirksame Aus- 
nutzung des Wertgesetzes. ‚Das Wert- 
gesetz bringt im Sozialismus die Not- 
wendigkeit zum Ausdruck, die gesell- 


schaftliche Arbeit mit Hilfe des Wertes 


‘zu berechnen, für ihre Verausgabung 
gesellschaftliche Normen anzuwenden, 
die den von der sozialistischen Gesell- 
schaft anerkannten Verbrauch fixieren, 
und den Aufwand ständig zu senken. 
Durch die planmäßige Ausnutzung des 
Wertgesetzes werden zugleich wesent- 
liche Bedingungen geschaffen, um die 
gesellschaftliche Arbeit planmäßig zu 
verteilen und ihre Erzeugnisse plan- 
mäßig auszutauschen und zu konsumie- 
ren. 

‘Alle diese Prozesse der Ausnutzung von 
Ware und Wert erfordern objektiv die 
Existenz von Geld. Die untrennbare 
Verbindung von Warenproduktion und 
Geld hat Karl Marx so definiert: 

„Die Warenproduktion unterstellt die 
Warenzirkulation, und die Warenzir- 
kulation unterstellt die Darstellung der 
Ware als Geld, die Geldzirkulation; die 
Verdopplung der Ware in Ware und 
Geld ist ein Gesetz der Darstellung 
der Produkts als Ware. "13 

Das Geld hat folgende Funktionen zu er- 
füllen : 4 


1. Das Geld ist Maß der Werte und 
Maßstab der Preise. Das ist seine Haupt- 
funktion, 

Mit Hilfe des Geldes wird der gesell- 
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schaftlich notwendige Arbeitsaufwand 
für die Produktion der Waren, also ihr 
Wert, gemessen und im Preis fixiert. 
Diese Meßfunktion hat grundlegende 
Bedeutung für die Ausnutzung des Gel- 
des bei der Leitung, Planung und ökono- 
mischen Stimulierung der Volkswirt- 
schaft. Mit ihrer Hilfe werden wesentli- 
che Seiten der Effektivität des Repro- 
duktionsprozesses der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe sowie der sozia- 
listischen Genossenschaften exakt be- 
rechnet, geplant, analysiert und kontrol- 
liert. Zugleich ermöglicht die Ausnut- 
zung der Meßfunktion des Geldes, Un- 
terschiede in den Aufwendungen für die 
Produktion gleicher Erzeugnisse und Lei- 
stungen sichtbar zu machen. Durch Aus- 
wertung der Erfahrungen der Besten 
lassen sich auf diese Weise Effektivi- 
tätsreserven für die Volkswirtschaft er- 
schließen. 


2. Das Geld ist Zirkulationsmittel. 
Mit dieser Funktion wird der Austausch 
der Waren von der Geldseite her ver- 
mittelt; er vollzieht sich als Verwand- 
lung der Ware in Geld und als Rück- 
verwandlung des Geldes in Ware. 


Als Zirkulationsmittel vermittelt das 
Geld die Warenzirkulation beim ‚unmit- 
telbarcn Austausch von Ware gegen 
Geld — aus der Sicht des Verkäufers 
oder des Besitzers der Ware — und als 
Austausch von Geld gegen Ware — aus 
der Sicht des Käufers —, Kauf und Be- 
zahlung der Ware erfolgen dabei zum. 
gleichen Zeitpunkt. 


3. Das Geld ist Akkumulationsmittel 
und dient der Ansammlung von Geld- 
fonds. 


Eine solche Ansammlung, bei der | das 
Geld nach dem Austausch von Ware ge- 


13 Marx, Karlı Das Kapital, Band II, Dietz Verlag, 
Berlin 1977, 5, 355, i 

14 Vgl. Marx, Karlı Das Kapital, Band I. Dietz Ver- 
lag, Berlin 1977, S. 109-156. 


“gen Geld nicht sofort wieder zum Kauf 
von Waren eingesetzt wird, erfolgt aus 
verschiedenen Gründen. So werden in 
den volkseigenen Kombinaten und Be- 
trieben nach der Bezahlung der abge- 
setzten Waren planmäßig Geldfonds aus 
Gewinnen und Amortisationen gebil- 
det. Die Verwendung dieser Geldfonds, 
beispielsweise des Investitionsfonds, 
erfolgt erst im Laufe des Planjahres, 
z.B. nach Fertigstellung funktionsfähi- 
ger Anlagen und abrechnungsfähiger 
Bauabschnitte. Bis zu diesem Zeitpunkt 
erfolgt also eine Ansammlung der Geld- 
fonds. 


Geld wird beispielsweise auch akkumu- 
liert im Zusammenhang mit der Bildung 
von Geldreserven \des sozialistischen 
Staates, der Bildung von Risiko- und 


Reservefonds der Staatlichen Versiche- : 


rung usw. Auch die Bürger akkumulie- 
ren Geld, und zwar vorwiegend als Er- 
sparnisse bei den Kreditinstituten, um 
später z.B. hochwertige Konsumgüter 
kaufen zu können. 


4. Das Geld dient als Zahlungsmittel. 
In dieser Funktion unterscheidet es sich 
von der als Zirkulationsmittel dadurch, 
daß die Veräußerung der Ware zeitlich 
von der Realisierung ihres Preises ge- 
trennt wird. Der Zeitpunkt des Kaufs 
einer Ware und der Zeitpunkt ihrer Be- 
zahlung fallen also auseinander. 


Mit der Funktion des Geldes als Zah- 
lungsmittel entfaltet sich zugleich das 
Kreditwesen. Vielfach tritt an die Stelle 
der direkten Bezahlung der Ware durch 
den Käufer der Kredit, so daß die Bewe- 
gung des Geldes nicht mehr unmittel- 
bar direkt mit der Bewegung der Ware 
einhergeht. Das Geld vollzieht damit 
eine relative Verselbständigung. Die 
Verselbständigung ist deshalb relativ, 
weil auch das Kreditgeld letztlich sei- 
nen Ausgangspunkt und seinen End- 
punkt in der Ware, im Gebrauchswert 


der Erzeugnisse hat. Dementsprechend 
ist im Sozialismus die Gewährung von 
Krediten planmäßig mit den materiellen 
Prozessen verbunden. 


Mit der Funktion als Zahlungsmittel 
greift das Geld über die Sphäre der 
Warenzirkulation hinaus. Geld wird 
„allgemeine Ware der Kontrakte. Ren- 
ten, Steuern usw. verwandeln sich aus 
Naturallieferungen in Geldzahlungen.”' 
Das bedeutet, daß das Geld in dieser 
Funktion auch zur Zahlung von Steuern, 
Gebühren und” anderen Geldleistungen 
dient. 


5. Das Geld dient schließlich als Welt- 
geld. Diese Funktion ergibt sich durch 
den Austritt der Waren aus der inne- 
ren Zirkulation der Volkswirtschaft, wo- 
bei das Geld in Form von Valutafonds 
auftritt. Mit dieser Funktion muß das 
Geld also den Erfordernissen der in- 
ternationalen Beziehungen entsprechen. . 


Alle Funktionen des Geldes bilden eine 
Einheit und sind eine wichtige ökono- 
mische Grundlage für die Wirksamkeit 
der Finanzen und ihre Ausnutzung bei 
der Leitung, Planung und ökonomischen 
Stimulierung durch den sozialistischen 
Staat. 


3.2.4. 
Arbeiter-und-Bauern-Staat 
und sozialistische 
Planwirtschaft 


Da Geldteziehungen und Geldfonds 
dann zu Finanzbeziehungen, zur Bil- 
dung und Verwendung finanzieller 
Fonds führen, wenn an diesem Prozeß 
der sozialistische Staat beteiligt ist, 
bildet die von der Arbeiterklasse aus- 
geübte Macht die entscheidende politi- 


15 Ebenda, $. 154. 
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sche Grundlage der Finanzen in der 
DDR. 


Unter Führung ihrer marxistisch-leni- 


‘ nistischen Partei verwirklicht die Arbei- 


terklasse im Bündnis mit der Klasse der 
Genossenschaftsbauern, mit der Intelli- 
genz und den anderen Werktätigen die 
Interessen des ganzen Volkes. 


Der Arbeiter-und-Bauern-Staat als eine 
Form der Diktatur des Proletariats ist 
das Hauptinstrument bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialisti- 
schen Gesellschaft und auf dem Wege 
zum Kommunismus. 


4Die Finanzen werden vom sozialisti- 


- 


schen Staat planmäßig und bewüht an- 


gewendet und organisiert. Der Staat ” 


nutzt die Finanzen, damit er seine Auf- 
gaben mit hohem Nutzen für die Gesell- 
schaft erfüllen kann. Die planmäfige 
Ausnutzung der Finanzen wird mittels 
der Finanzpolitik des sozialistischen 
Staates durchgesetzt. Die Finanzpolitik 
ist untrennbarer Bestandteil der Ge- 
samtpolitik des Arbeiter-und-Bauern- 
Staates. 


Die Finanzpolitik ist die Gesamtheit 
der Grundsätze, Ziele und Maßnahmen, 
mit denen der sozialistische Staat auf 
der Grundlage der Beschlüsse der Par- 
tei der Arbeiterklasse die Finanzen zur 
Lösung der objektiv notwendigen Aut- 
gaben bei der weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
planmäßig und mit hoher Effektivitäl 
nutzt. 


Die aktive Ausnutzung der Finanzen 
vollzieht sich auf der Grundlage sozia- 
listischer Planwirtschaft und nach den 
Erfordernissen des demokratischen Zen- 
tralismus. Das verlangt, auch auf dem 
Gebiet der Finanzen die zentrale staat- 
liche Leitung und Planung eng mit der 
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schöpferischen Initiative der Werktäti- 
gen und mit der eigenverantwortlichen 
Tätigkeit der Kombinäte und Betriebe 
sowie der örtlichen Organe der Staats- 
macht zu verbinden. 


Für die Mitarbeit der Werktätigen gibt 
es viele Möglichkeiten, z.B. 


— die Teilnahme an der Ausarbeitung 
“finanzieller Pläne zur Erreichung 
und Überbietung der zentralen Plan- 
vorgaben sowie die Kontrolle über 
die Erfüllung der beschlossenen 
Pläne, 


— die Arbeit in Ständigen Kommissio- 
nen der örtlichen Volksvertretungen, 
z.B. der Kommission für Haushalt 
und Finanzen, 


— die Anwendung der Haushaltsbuch- 
führung im sozialistischen Wettbe- 
werb der Werktätigen in den volks- 
eigenen Betrieben, die Tätigkeit von 
Brigadeökonomen und von Verant- 
wortlichen für die Senkung beein- 
flußbarer Kosten. 


Aufgaben 


1. Überlegen Sie anhand von Bei- 
spielen, wofür finanzielle Fonds in 
den einzelnen Phasen des Repro- 
duktionsprozesses erforderlich sind! 


2. Erläutern Sie den Charakter so- 
zialistischer Warenproduktion! 


3. Zeigen Sie anhand von Beispie- 
len den Zusammenhang von Waren- 
produktion, Ware, Wert und Geld! 


4. Erklären Sie die bedeutende Rol- 
le des Staates für die Arbeit auf dem 
Gebiet der Finanzen! 


5. Machen Sie an Beispielen deut- 
lich, daß die Finanzen untrennbarer 
Bestandteil sozialistischer Planwirt- 
schaft sind! 


Funktionen der Finanzen Ei 


des. auch für. die: Arseeng ‚der‘ Fi- 


7 ‚Finanzbeziehungen und 'die finanziell 
"Fonds im Prozeß = Prozeh der Teitung, Planung . 
‚und skonem eben Sämulieiuse der. 
‚Volkswirtschaft nutzt. 

ie Ausnutzung der inanzen: duch 
den. sozialistischen 'Staat 'ist'die Haupt- : 
funktion des’ Geldes als Maß. der. Werte - 


ser: Funktion: ergibt. sich die: "Aufgabe, - 
auf. allen : ‚Gebieten der gesellschaftli- 
‚chen. ‚Arbeit ‚zu messen, 'zu rechnen, zu . 
trollieren, ‚um‘ überall ‘das: ‚günstigste‘. 
‚Verhältnis. von: ‚Aufwand. ‚und ‚Ergebnis 
zu: erreichen. Each 

:Die.. Aufgabe der. Einadzehn er jünd:: 


darf. sich: nicht ‚darauf beschränken, Na:.. 


'zuverteilen. :Sie..ist : :zuallererst "darauf. 
gerichtet, .. Einfluß "auf. ‚eine; ‚effektive 


Ergebnisse: der. ‚gesellschaftlichen. Pro- 
'soll, zu’erwirtschaften.. . 
'Bei..der: Lösung. der‘. euptäutae in: 


. »zialpolitik geht es: ‚gerade. ‚darum, einen 


Handelt, ih alle: ‘Funktionen des’ Gel- e; 
Als 


‚von. entscheidender Bedeutung. Aus die- 


die: ‚Tätigkeit auf: dem Gebiet der. Finan-.- 
‚zen. in erster Linie darauf zu’ richten, ' 


vergleichen, zu analysieren und: zu: kon- 


tionaleinkommen zu. verteilen und’um- Erle m adels 
En sie. umfassen ; ‚die. ‚Ausgaben‘ für. ‚die: a 


‘Produktion zu nehmen, denn bevor‘ die ® 


duktion verteilt: ‘und. ‚umverteilt : -wer-. = 
den; . gilt .es das, was: verteilt werden 


ihrer Einheit von: ‚Wirtschafts-: und 'So- 2: 


"verbunden: sind.‘ wi 


hoben‘ Zuwachs. an' \' Nationaleinkommen A 
als Grundlage für: seine‘ rationelle Ver-: £ 
sz.tellung. und. ‘Verwendung ‚zu. “erreichen. 
Die Voraussetzungen für eine solche ak-: : 
"2.2.2 >tive©Rolle der Finanzen sind: dadurch. 
| gegeben, : daß .die finanzielle. ‚Planung, 
u die’. Finanzanalyse'- und : ‚die. Finanz: © 
en kontrolle. umfassend : mit‘ .der. ‚Erwirt- 
. schaftung des gesellschaftlichen Gesamt- ' E 
"produktes- und: en ee et 


‚Bestandteil ’ der. finanziellen‘ Pla: . 
£ -nung:: ‘werden ' ‚Kennziffern ‚angewandt, Er 
“die die ‚Arbeit derWerktätigen auf den 
. Kampf. ‚um ein: besseres Verhältnis. ‚von. a 
Br “Aufwand. und: ‚Ergebnis, auf die Auf- 
"bringen, wie der: einiieische, Staat je i 


‚deckung und Nutzung von ‚Reserven. zur /° 


“Erhöhung der. Leistungen und der Effek- En: 


:tivität. orientieren. In’ den. volkseigenen: 4 Ri 
-Kombinaten und: Betrieben‘ geht es:da-. 


.„Kostensatz für ein“ Erzeugnis“: 


e: gerhaltung . und. den Absatz, 


sn Entlohnung. der ‚Werktätigen, ' 


Dr 


und: "Garantieleistungen, 
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«bei: z..B..um ‚solche‘ Kennziffern, ven . 
„Kosten je 100 M: Warenproduktion”. 1 
Die: Kosten‘ der. ‚Produktion sind net: 
‚außerordentlich : - wichtige‘. 2 
sie ;sind- konzentrierter Maßstab: für.die 
ökonomische ‘Wirksamkeit der Intensi-. a 
\vierung. ‚Ihre Bedeutung e erklärt 'sich vor ne 


‘Kategorie; : 


"allem : aus ihrem. Inhalt: 272% 5, 
je” sind‘ ‚Geldausdruck; der ver. 
ne brauchten: “Rohstoffe, - 


a "Materialien a 
‘Se-und. Energieträger: sowie. ‚des. va 
"schleißes.der Grundmittel, . er 

ee sind. Geldausdruck. ‚der: en, x 
dungen. für. den’ Transport, ei La°s., 


- "sie sind: Geldausdruck. der ‚Aufwen-. ‘ ” 
Ri: ‚dungen für. e Beh und eruel) ER 


u ihnei "drücken: che auch: 'unge- a 
e nügende Ergebnisse” im ‚Kampf. ‚um'©.. 
u ehe, Effektivität: aus, -z...B. in ‘den: 
E . Kosten für“. Ausschuß, ‚ Nacharbeit. Er 
die durch 


Gesellschaftliches Gesamtprodukt 


Produktionsverbrauch ö Nationaleinkommen a 


Verschlei Verbrauch von Produkt für sich Produkt für 


von Arbeitsgegenständen die Gesellschaft 
Arbeits- 
mitteln 

Lohnkosten 


Geld ausgedrückt : 


Kosten für 
Material und Energie 


Abschrei- 
bungen 


fondsabgabe 
Nettogewinn 
gebundene 


Produktions- 
Abgabe 


Kosten der Produktion 


Reineinkommen 
der Gesellschaft 


Mit dem Kampf um die Erwirtschaftung hoher Gewinne auf der Grundlage 
steigender bedarfs - und qualitätsgerechter Produktion sowie der Senkung 

der. Kosten wird die ständige Verbesserung des Verhältnisses von Aufwand 
und Ergebnis der gesellschaftlichen Arbeit aktiv beeinflußt. 


Dazu dienen z.B. 


Staatliche Plan- 
kennziffern zur 
Erwirtschaftung 
und Verwendung 
der Gewinne 


Staatliche Plankennziffern zur Senkung der Kosten, 
Kostennormative, Kostenlimite und andere Kennziffern 
der finanziellen Planung 


Durchführung und Auswertung von Finanzanalysen, Finanzkontrollen, Finanz- 
revisionen und anderen Formen der Arbeit auf dem Gebiet der Finanzen. 


Abb. 3.1. ; 

Einfluß der finanziellen Planung 
auf die Erwirtschaftung 

eines hohen Nationaleinkommens 


heit — um so größer ist bei gegebenen 
Preisen der Gewinn und damit das 
Reineinkommen der sozialistischen Ge- 
sellschaft. 


Je geringer die Kosten, um so größer 
sind folglich die materiellen und finan- 
ziellen Möglichkeiten für den sozialisti- 
schen Staat und für die volkseigenen 
Kombinate und Betriebe, mit dem Er- 
wirtschafteten, also dem tatsächlich 


Qualitätsmängel der hergestellten 


Erzeugnisse entstehen. 


Die Entwicklung der Kosten hat eine 


unmittelbare Bedeutung für die Finan- 
zen: Je geringer die Kosten — bezogen 
auf eine Produktions- und Leistungsein- 
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Vorhandenen, mehr Leistungen für die 
Gesellschaft zur Lösung der Hauptauf- 
gabe zu erbringen. 


Durch Kennziffern der finanziellen 
Planung werden noch weitere Effektivi- 
tätsmaßstäbe der sozialistischen Repro- 
duktion unmittelbar zum Ausdruck ge- 
bracht, z. B. der Betriebsgewinn und da- 
von abgeleitete Rentabilitätskennziffern. 
Der Gewinn der Kombinate oder eines 
Betriebes ist wesentlicher Bestandteil 
des gesellschaftlichen Reineinkommens, 
das selbst wesentlicher Bestandteil des 
Nationaleinkommens ist. Der Gewinn 
ist deshalb ein wichtiges Kriterium, ein 
Maßstab für den Nutzeffekt der Pro- 
duktion. 


Der Betriebsgewinn ist zugleich die 
wichtigste Finanzierungsquelle für die 
Ausgaben des Staatshaushaltes sowie für 
die erweiterte Reproduktion und den 
Prämienfonds der volkseigenen Kombi- 
nate und Betriebe. 


Der Gewinn erfüllt diese Rolle aber nur, 
-wenn seine Erwirtschaftung auf folgen- 
den ökonomischen Vorgängen beruht: 


— Der Gewinn muß aus einer sorti- 
ments- und qualitätsgerechten Pro- 
duktion und ihrer Steigerung resul- 
tieren, die dem Bedarf der Volks- 
wirtschaft, des Exports und der Be- 
völkerung entspricht. Nicht eine 
hohe Gewinnrate des einzelnen Er- 
zeugnisses, sondern der gesellschaft- 
liche Bedarf muß den Ausgangs- 
punkt für das zu produzierende Sor- 
timent bilden. 


— Steigende Gewinne müssen vor al- 
lem auf der Senkung der Kosten be- 


ruhen, also darauf, daß der Produk- 
tionsverbrauch verringert und der. 


Arbeitszeitaufwand gesenkt wird. 


— Eine wichtige Quelle für die Er- 
wirtschaftung von Gewinnen bildet 
die gesamte Außenhandelstätigkeit 
und besonders die wachsende Ex- 
portrentabilität, vor allem .dadurch, 
daß die Produktion und der Absatz 


exportrentabler Erzeugnisse bedeu- 
tend erhöht werden. 


Als Effektivitätsmaßstab hat der Ge- 
winn nicht nur in seiner absoluten Höhe 
Bedeutung. Seine Größe ins Verhältnis 
zu anderen Faktoren gesetzt, ergibt 
Kennziffern der Rentabilität, mit denen 
die ökonomische Arbeit der Kombinate 
und Betriebe noch umfassender be- 
urteilt werden kann. So muß man z. B. 
den Gewinn in Verbindung mit dem 
Wert der eingesetzten Grundfonds, mit 
den Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung, für Investitionen und an- 
dere Maßnahmen betrachten. 


Die Grundfondsrentabilität ist das Ver- 
hältnis des erwirtschafteten Gewinn- 
volumens zum Bruttowert der vorhan- 
denen Maschinen und Anlagen. 


Die Exportrentabilität ist das’Verhältnis 
zwischen dem Erlös aus Exporten und 
dem volkswirtschaftlichen Aufwand im 
Inland für die Herstellung und den 
Transport der Exporterzeugnisse. 


Solche Kennziffern der finanziellen 
Planung nutzt der sozialistische Staat 
für die Leitung, Planung und ökonomi- 
sche Stimulierung der Volkswirtschaft. 
Unter Ausnutzung der Funktion des 
Geldes als Maßstab der Werte werden 
mit ihnen Effektivitätsanforderungen 
der finanziellen Planung herausgearbei- 


‚tet, die für die Leitungstätigkeit auf 


allen Ebenen der Volkswirtschaft von 
Bedeutung sind. 


Diese Kennziffern werden in der Lei- 
tung und Planung dafür genutzt, meh- 
bare und abrechenbare Aufgaben zur 
Erhöhung der ökonomischen Wirksam- 
keit der Maßnahmen von Wissenschaft 
und Technik und der sozialistischen Ra- 
tionalisierung, zur Verbesserung der 
Material- und Energieökonomie, zur 
Einsparung von Arbeitsplätzen usw. zu 


stellen. 
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Mit Hilfe der Kennziffern der finanziel- 
len Planung muß ständig gemessen, ge- 
rechnet, analysiert und kontrolliert wer- 
den, welcher Aufwand in Mark und 
Pfennig für die Produktion und auf an- 
deren Gebieten entsteht, welche Ergeb- 
nisse dabei für die Volkswirtschaft her- 
auskommen und wie das Verhältnis von 
Aufwand und Ergebnis überall am gün- 
stigsten gestaltet werden kann. 


Darin besteht die grundlegende Auf- 
gabe der Arbeit auf dem Gebiet der 
Finanzen in Ausnutzung der Funktion 
des Geldes als Maß der Werte. Alle spe- 
zifischen Funktionen der Finanzen sind 
von dieser Grundfunktion durchdrun- 
gen. Sie bilden eine untrennbare Einheit 
mit ihr, so wie auch zwischen den spe- 
zifischen Funktionen der Finanzen ein 
untrennbarer innerer Zusammenhang 
besteht. 


Die Funktionen der Finanzen sind: 


- die Verteilungsfunktion, 
— die Stimulierungsfunktion, 
— die Kontrollfunktion. 


3.3.2. 
Verteilungsfunktion 


Die Verteilung mittels der Finanzen be- 
ginnt bei der Erwirtschaftung des ge- 
sellschaftlichen Gesamtproduktes und 
des Nationaleinkommens.. Mit der Be- 
‚ reitstellung finanzieller Fonds werden 
wichtige Voraussetzungen geschaffen, 
um produzieren zu können und auf er- 
weiterter Stufenleiter zu reproduzieren. 
„Zugleich geht es um die Verteilung der 
Ergebnisse der Produktion. Karl Marx 
wies in der „Kritik des Gothaer Pro- 
gramms” nach, daß es aus objektiven 
ökonomischen Gründen notwendig ist, 
Teile vom gesellschaftlichen Gesamt- 
produkt abzuziehen, bevor der Teil des 


96 


Nationaleinkommens bestimmt wird, 


der der Konsumtion dient. 

Abgezogen werden müssen die Mittel 
für den Ersatz verbrauchter Produk- 
tionsmittel, . für die Ausdehnung der 
Produktion, für die Erweiterung der 
nichtproduzierenden Bereiche sowie für 
den Reservefonds gegen Mißfälle, Stö- 
rungen durch Naturereignisse usw.16 
Karl Marx schlußfolgerte in diesem Zu- 
sammenhang, daß auch von dem danach 
verbleibenden Teil noch weitere Teile 
für die Befriedigung gesamtgesellschaft- 
licher Bedürfnisse abzuziehen sind, be- 
vor es zur individuellen Verteilung 
kommt. Gemeint ist damit die Verteilung 
für die nicht direkt zur Produktion ge- 
hörenden Bereiche, wie Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen, Staatsappa- 
rat, Verteidigung usw. 

Wichtig für die Verteilung unter soziali- 
stischen Produktionsverhältnissen ist 
die Erkenntnis von Karl Marx, daf der 
zur gemeinschaftlichen Befriedigung 
kultureller und sozialer Bedürfnisse be- 
stimmte Teil ständig wächst und daß er 
im gleichen Maße zunimmt, wie sich 
die neue Gesellschaft entwickelt. Das 
findet z. B. seinen sichtbaren Ausdruck 
in der Rolle der gesellschaftlichen Fonds 
des Staates, die den bedeutendsten Teil 
der Ausgaben des Staatshaushaltes der 
DDR ausmachen. 

Die Verteilungsfunktion der Finanzen 
und die mit ihr verbundene Bildung und 
Verwendung finanzieller Fonds ist vor 
allem auf folgende Prozesse der Vertei- 
lung, Umverteilung und Verwendung 
des Nationaleinkommens gerichtet: 


— Zwischen den produzierenden Berei- 
chen müssen richtige Proportionen 
bestehen, damit eine hocheffektive 
Struktur und Dynamik der einzelnen 


16 Vgl. Marx, Karl: Kritik des Gothaer Programms. 
In; Marx/Engels, Werke, Band 19. Dietz Verlag, 
Berlin 1976, S. 19. 


Zweige der Volkswirtschaft gesichert 
ist. Zur weiteren Vervollkomm- 
nung der materiell-technischen Basis 
der Volkswirtschaft der DDR ist es 
z. B. erforderlich, planmäßig. bedeu- 
tende Mittel auf die weitere Ener- 
gie- und Rohstoffgewinnung sowie 
auf den Rationalisierungsmittelbau 
zu konzentrieren. 

— Die Umverteilung von Nationalein- 
kommen aus den produzierenden 
Bereichen der Volkswirtschaft in die 
nichtproduzierenden ‚Bereiche muß 
entsprechend der planmäßigen ge- 
samtgesellschaftlichen Entwicklung 
erfolgen. Das betrifft z. B. die Finan- 
zierung des Baues und die Unterhal- 
tung von Schulen, Kindereinrichtun- 
gen, Krankenhäusern, Pflegeheimen 
usw. 

— Das Nationaleinkommen ist so um- 
zuverteilen, daß die geplanten Auf- 
gaben für die Entwicklung der ein- 
zelnen Territorien erfüllt werden 
können. 

— Ökonomische Maßnahmen zur Fe- 
stigung des Bündnisses der Arbeiter- 
klasse mit der Klasse der Genossen- 
schaftsbauern müssen durch die Um- 
verteilung gesichert werden. 

— Es ist so umzuverteilen, daß die ge- 
planten Maßnahmen zur weiteren 
Erhöhung des materiellen und kul- 
turellen Lebensniveaus des Volkes 
realisiert werden können. 


Mit der Verteilung durch die Finanzen 
muß Einfluß darauf genommen werden, 
daß die für die dynamische Entwicklung 
der Volkswirtschaft notwendigen mate- 
riellen Aufgaben mit dem geringsten 
Aufwand durchgeführt werden und daß 
auf allen Gebieten der gesellschaftlichen 
Arbeit eine hohe Qualität und Effektivi- 
tät erreicht wird. 


Diese Einflußnahme durch die Finanzen 
muß bereits in der Phase der Ausarbei- 


tung der Planentwürfe, bei der Ent- 
scheidung über die effektivste Variante 
wissenschaftlich-technischerr Maßnah- 
men, bei der Vorbereitung von Investi- 
tionen und bei allen anderen Entschei- 
dungen beginnen, die einen Geldbedarf 
hervorrufen. 

Die Verteilung mittels der Finanzen ist 
folglich keine passive Widerspiegelung 
geplanter materieller Prozesse, sondern 
ein aktives Instrument der Leitung und 
Planung der Volkswirtschaft. 

Von entscheidender Bedeutung für die 
Bildung und Verwendung finanzieller 
Fonds ist das Reineinkommen der so- 
zialistischen Gesellschaft. Es ist die 
wichtigste Quelle des sozialistischen 


‘Staates für die Finanzierung der Akku- 


mulation, der gesellschaftlichen Kon- 
sumtion und der Verteidigung sowie 
für die Finanzierung von Reserven. 
Die Bildung finanzieller Fonds aus dem 
Reineinkommen erfolgt besonders: 


— in den volkseigenen Kombinaten 
und Betrieben aus den von ihnen. 
erwirtschafteten Gewinnen, 

— im Staatshaushalt aus den Abführun- 
gen von Gewinnen der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe an den 
Staat, 

— im Staatshaushalt aus den Abführun- 
gen der Kombinate‘ und Betriebe 
an produktgebundener Abgabe, die 
vom sozialistischen Staat als Diffe- 
renz zwischen dem  Betriebspreis 
und dem Industrieabgabepreis für 
bestimmte Waren festgelegt wird. 


Die finanziellen Mittel, die dem Staat 
aus dem Reineinkommen zur Verfügung 
stehen, werden erhöht durch Umvertei- 
lungsprozese aus der Zahlung. von 
Steuern, Gebühren und ähnlichen finan- 
ziellen Leistungen, mit denen die Bür- 
ger einen Beitrag zur Finanzierung ge- 
samtgesellschaftlich notwendiger Auf- 
gaben leisten. 
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Nationaleinkommen 180 


Produkt 
(Lohn) 


Produkt für die Gesell- 


für sich 
ae 80 |100 schaft (Reineinkommen) 


kichn 


Arbeitseinkommen der 
Beschäftigten in den. 
produzierenden Bereichen 


Einkommen des Staats- 
haushaltes und Fonds 
der Betriebe aus Gewinnen 


80 100 


Primärverteilung 
Primärverteilung 


Verlelung 


Arbeitseinkommen Berufstätiger in. den nichtproduzie- 
renden Bereichen, z.B. Bildungswesen, Gesundheits - 
wesen usw. 


- 30 


Einkommen der Bevölkerung, die nicht aus Berufstätig- 


keit resultieren, z.B. Renten, Stipendien usw. 3 
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Umverteilung 


Kauffonds der 
Bevölkerung 


Geldfonds des Staates 
und der Betriebe und 
Kombinate 

Zuwachs der Sparein- 
lagen der Bevölkerung 


in Übereinstimmung mit: besonders zur Finanzierung der: 

Warenfonds und _ - Akkumulation 

Dienstleistungen für $ - Maßnahmen der gesell- 

die Bevölkerung schaftlichen Konsumtion 
Abb. 3.2. Die Geldfonds bei den Banken und 
Verteilung des Nationaleinkommens Sparkassen, z.B. die Spareinlagen der 
unter Ausnutzung der Finanzen Bürger, haben hinsichtlich der Verwen- 
(vereinfachte Darstellung dungsmöglichkeiten durch den soziali- 
mit angenommenen Zahlen) stischen Staat einen anderen Charakter 


als die im Staatshaushalt konzentrierten 
Reineinkommensteile. So bleiben z. B. 
die Spareinlagen individuelles Eigentum 
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der Bürger. Sie können folglich auch 
nur zeitweilig zur Finanzierung von ge- 
planten Investitionen, besonders für den 
Wohnungsbau, und von Material- und 
Warenbeständen der volkseigenen Kom- 
binate und Betriebe sowie der sozialisti- 
schen Genossenschaften genutzt werden. 
Die Nutzung erfolgt auf dem Wege des 
Kredits, Die Kredite müssen erwirt- 
schaftet und fristgerecht zurückgezahlt 
werden. 


Die Verteilungstunktion der Finanzen 
ist darauf gerichtet, die Bildung, Vertei- 
lung, Umverteilung und Verwendung 
des Nationaleinkommens im Sinne der 
Hauptaufgabe planmäßig in den not- 
wendigen Proportionen und mit hoher 
Effektivität zu gestalten. 


Aufgaben 


1. Arbeiten Sie heraus, welche Be- 
| deutung das Reineinkommen und 
seine Erhöhung im Kampf um den 
Zuwachs an Nationaleinkommen be- 
sitzt! 
2. Nennen Sie Beispiele für Vertei- 
lungs- und Umwverteilungsbeziehun- 


gen unter Ausnutzung der Finanzen’ 


aus dem Verantwortungsbereich Ih- 
res Finanz- und Bankorgans! 


3.3.3. 
Stimulierungsfunktion 


Diese Funktion der Finanzen zielt dar- 
auf ab, die Wirkung der Haupttriebkraft 
der gesellschaftlichen Entwicklung in 
der DDR - die grundsätzliche Überein- 
stimmung der kollektiven und der per- 
sönlichen Interessen mit den Erforder- 
nissen der Gesellschaft — auch mit 
Hilfe der Finanzen so zu fördern, daß 
die Betriebskollektive und alle Werk- 
tätigen zur Erfüllung der planmäßig 


“ Die Ausnutzung der 


notwendigen Aufgaben mit hohem ae- 
sellschaftlichem Nutzen materiell sti- 
muliert werden. 

Die stimulierende Rolle der Finanzen , 
wird auf vielfältige Weise ausgenutzt. 
So ist die Höhe der Zuführungen zum 
Betriebsprämienfonds nicht nur von der 
Erfüllung der geplanten Warenproduk- 
tion, sondern auch von der Erwirtschaf- 
tung des geplanten Nettogewinns der 
volkseigenen Kombinate und Betriebe 
abhängig. zus s 
Durch die Banken werden Maßnahmen 
der sozialistischen Rationalisierung, die 
eine hohe Effektivität für die Volks- 
wirtschaft erbringen, besonders da- 
durch stimuliert, daß günstige Bedin- 
gungen für die Inanspruchnahme von 
Krediten eingeräumt und niedrige Zins- 
sätze dafür festgelegt werden. 

Auch durch entsprechende Maßnahmen 
des Staatshaushaltes werden wichtige 
volkswirtschaftliche Aufgaben finanziell 
gefördert, z. B. das Meliorationspro- 
gramm und andere Maßnahmen zur In- 
tensivierung der landwirtschaftlichen 
Produktion. 

Die Staatliche Versicherung stimuliert 
schadenverhütende Verhaltensweisen 
von Kollektiven, Leitern und anderen 
Werktätigen durch entsprechende Be- 
dingungen beim Abschluß von Versiche- 
rungsverträgen und für die Zahlung von 
Versicherungsleistungen beim Eintritt 
von Schadensfällen. 
stimulierenden 
Funktion der Finanzen trägt damit we- 
sentlich dazu bei, Denk- und Verhaltens- 
weisen der Werktätigen zur Durchset- 
zung der jeweils effektivsten Lösung zu 
entwickeln. 

Da die Intensivierung der Produktion 
der Haurtweg der volkswirtschaftlichen 
Entwicklung in der DDR ist, wird die 
stimulierende Wirkung der Finanzen so 
genutzt, daß sie die Vertiefung der In- 
tensivierung, die Anwendung effektiver 


99 


Lösungen für die Volkswirtschaft wirk- 

sam unterstützen. Ein Beispiel dafür ist 

die Bildung und die Verwendung des 

Leistungsfonds der volkseigenen Be- 
_ triebe. 

Zuführungen zu diesem Fonds können 

erfolgen bei 


- Überbietung oder Übererfüllung der 
staatlichen Plankennziffern für die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, 

— planwirksamen Einsparungen an 
Energie und an yolkswirtschaftlich 
wichtigen Rohstoffen, 

— hoher Qualität der Erzeugnisse und 
Senkung der Kosten für Ausschuß, 
Nacharbeit und Garantieleistungen. 


Der Leistungsfonds ist folglich ein 
finanzieller Fonds, der vorwiegend mit 
der Effektivität und der Qualität der 
Arbeit, mit der ökonomischen Wirksam- 
keit wichtiger Faktoren zur Vertiefung 
der Intensivierung der Produktion zu- 
sammenhängt. Die Betriebskollektive 
sind an 'einer hohen Erwirtschaftung 
dieses Leistungsfonds interessiert, weil 
seine Verwendung darauf gerichtet ist, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen im Betrieb weiter zu ver- 
bessern und Maßnahmen der sozialisti- 
schen Rationalisierung, besonders auch 
der Eigenherstellung von Rationalisie- 
rungsmitteln, zu fördern. 

Der Leistungsfonds kann auf vielfältige 
Weise zur Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Werktäti- 
gen verwendet werden, beispielsweise 
für Maßnahmen zur Erleichterung der 
Schichtarbeit, für Verbesserungen der 
sozialen Einrichtungen und für die 
höhere Qualität des Werkküchenessens. 
Mittel des Leistungsfonds können auch 
überbetrieblich, z. B. für die Beteiligung 
an zentralen Maßnahmen des FDGB, 
. vor allem zur Schaffung von Urlauber- 
dörfern und Erholungsstätten, eingesetzt 
werden. 
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Bewußte Anwendung der Stimulierungs- 
funktion liegt nicht nur vor, wenn zu- 
sätzliche finanzielle Fonds gebildet oder 
vorteilhafte Bedingungen für ihre Bil- 
dung eingeräumt werden, sondern auch 
dann, wenn finanzielle Mittel zeitweilig 
nicht oder nur nach Erfüllung besonde- 
rer Bedingungen oder Auflagen zur Ver- 
fügung gestellt werden. 


Nach 5 5 des Gesetzes über die Staats- 
haushaltsordnung der DDR hat z.B. der 
Minister der Finanzen das Recht, bei 
Verstößen gegen die Haushaltsdisziplin 


— in den Haushalts- und Finanzplänen 
Ausgaben zeitweilig oder endgültig 
zu sperren, 


— die Haushaltsfinanzierung zeitweilig 
einzustellen und Konten zu sperren 
oder 


— die sofortige Abführung von Beträ- 
gen an die zuständigen Organe zu 
veranlassen.!? 


Auch durch die Banken wird die Stimu- 
lierungsfunktion der Finanzen bewußt 
genutzt, um Planmäßigkeit, hohe Effek- 
tivität, Ordnung und Disziplin in der 
ökonomischen ‚Arbeit zu sichern oder 
wiederherzustellen. Beispielsweise müs- 
sen Kredite zu einem höheren als dem 
Normalzinssatz von 5 Prozent verzinst 
werden, wenn Verstöße gegen die plan- 
mäßige Bestandshaltung an Umlaufmit- 
teln oder im Zusammenhang mit dem 
geplanten Investitionsgeschehen auftre- 
ten, : 


Die Stimulierungstunktion der Finanzen 
besteht in der aktiven Anwendung der 
Finanzen zur planmäßigen Steigerung 
der Leistungen der Volkswirtschaft, zur 
weiteren Erhöhung der Effektivität der 
gesellschaftlichen Arbeit und zur konse- 
quenten Durchsetzung des Prinzips so- 


17 Gesgtz über die Staatshaushaltsordnung der DDR 
vom 13. Dezember 1968 (GBl. I Nr. 23 5. 383-388), 


zialistischer Sparsamkeit in allen Be- 
reichen. 


Aufgaben 
1. Erläutern Sie die Stimulierung 
durch die Finanzen an Beispielen! 
2. Nennen Sie Beispiele der ökonomi- 
schen Stimulierung durch die Finan- 


zen im Bereich Ihres Finanz- und’ 


Bankorgans! 


3.3.4. 
Kontrollfunktion 


Die Finanzkontrolle ist ein Teil der Kon- 
trolle durch die Mark und wird auf viel- 
fältige Weise durchgeführt. Sie ist z. B. 
darauf gerichtet, daß die Einnahmen des 
Staatshaushaltes planmäßig und ter- 
mingerecht erwirtschaftet und die Mit- 
tel des Haushaltes mit hohem Nutzen 
für die Gesellschaft entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen verwendet 
werden. 


Die Finanzkontrolle wird auch im Zu- 
.sammenhang mit der: Ausreichung, der 
Inanspruchnahme und .der Rückzahlung 
von Krediten ausgeübt. Bereits vor der 
Gewährung von Krediten wird gründ- 
lich geprüft, ob mit den planmäßig zu 
finanzierenden Maßnahmen eine hohe 
Effektivität erreicht wird. Die Finanz- 
kontrolle in der DDR ist mehr und 
mehr darauf gerichtet, daß die gesell- 
schaftlichen Mittel und Fonds von vorn- 
herein mit hoher Effektivität eingesetzt 
werden. 


Bei der Finanzkontrolle geht es ver- 
stärkt um die vorbeugende Einfluß- 
nahme auf die Vergrößerung des Nut- 
zens der gesellschaftlichen Arbeit. Da- 
her beginnt die Einflußnahme bereits 
bei der Produktionsvorbereitung durch 
Maßnahmen von Wissenschaft und Tech- 
nik und der sozialistischen Rationali- 


sierung. Die Finanzkontrolle hat gerade 
auf diesen Gebieten besondere Bedeu- 
tung, denn von den Ergebnissen aus 
Wissenschaft und Technik sowie von der 
Investitionstätigkeit gehen die größten 
Wirkungen auf die Verbesserung des 
Verhältnisses von Aufwand und Nutzen 
aus, beispielsweise beeinflussen sie die 
Einsparung von Material, Rohstoffen 
und Energie, die höhere Qualität der 
Erzeugnisse, die Senkung der Kosten und 
die Erhöhung der Gewinne. 

Daher erarbeiten z. B. die Filialen der 
Banken Stellungnahmen zu den Plan- 
entwürfen volkseigener Kombinate und 
Betriebe, sozialistischer Genossenschaf- 
ten sowie ganzer Zweige der Volkswirt- 
schaft, 

Sie unterbreiten Vorschläge für die Ver- 
besserung des Planangebotes an den 
Staat, besonders zur Überbietung der 
Leistungen und solcher qualitativer 
Faktoren des Wirtschaftswachstums, wie 
die Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
die Erhöhung der Grundfonds- und Ma- 
terialökonomie, die Einsparung von Ar- 
beitsplätzen, die Senkung der Kosten 
und die Erhöhung der Gewinne, 

Leiter und Mitarbeiter der Finanz- und 
Bankorgane nehmen an Verteidigungen 
der Planentwürfe von volkseigenen 
Kombinaten und Betrieben sowie von 
staatlichen Einrichtungen vor dem je- 
weils übergeordneten Organ teil und 
unterbreiten dabei Vorschläge, wie mit 
den vorhandenen Mitteln ein Höchst- 
maß an Leistungen für die Volkswirt- 
schaft und für die Bevölkerung erzielt 


‘werden kann. 
‚Die Kontrolltätigkeit der Finanz- und 


Bankorgane erfolgt auch auf der Grund- 
lage der Quartalskassenpläne, die durch 
volkseigene Betriebe, Kombinate und 
wirtschaftsleitende Organe sowie durch 
staatliche Organe und Einrichtungen 
aufgestellt werden. Sie prüfen z. B. die 
vorgesehenen Zuführungen zu‘ den 
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Fonds aus Gewinn und deren Ver- 
wendung. Sie kontrollieren die termin- 
gerechte Abführung der Nettogewinne 
sowie die Realisierung aller anderen 
Verpflichtungen gegenüber dem Staats- 
haushalt und die Inanspruchnahme der 
geplanten Zuführungen aus dem Staats- 
haushalt entsprechend dem Realisie- 
rungsgrad der geplanten materiellen 
Aufgaben. Sie unterbreiten in diesem Zu- 
sammenhang Vorschläge für die Einbe- 
ziehung erkennbarer Reserven zur Er- 
höhung der Effektivität sowie des 
effektivsten und sparsamsten Einsatzes 
der geplanten finanziellen Mittel. 


Eine besondere Verantwortung für die 
Durchführung der Finanzkontrolle trägt 
die Staatliche Finanzrevision als Organ 
des Ministeriums der Finanzen. Die 
Staatliche Finanzrevision hat jährlich 
Prüfungen der Bilanzen und der Jahres- 
abschlüsse in den volkseigenen Kombi- 
naten und Betrieben sowie in den staat- 
lichen Organen und Einrichtungen 
durchzuführen. Außerdem nimmt sie an 
Ort und Stelle thematische Prüfungen 
und Tiefenprüfungen vor. 


Die Staatliche Finanzrevision unter- 
stützt mit dieser Arbeit die Leiter bei 
der Wahrnehmung ihrer Verantwor- 
tung für die allseitige Erfüllung des 
Planes und die Einhaltung der soziali- 
stischen Gesetzlichkeit. Sie trägt in enger 
Zusammenarbeit mit der Arbeiter-und- 
Bauern-Inspektion, der Staatsbank und 
anderen Kontrollorganen dazu bei, Lei- 
Stungs- und Effektivitätsreserven zu er- 
schließen und für die weitere Erhöhung 
der Effektivität der Volkswirtschaft 
nutzbar zu machen. 


Sie konzentriert sich insbesondere auf 
den sparsamen Umgang mit Importen, 
die Steigerung des Exports, die Er- 
höhung der Materialökonomie, eine ra- 
tionelle Bestandswirtschaft, einen hohen 
Nutzen der Maßnahmen von Wissen- 
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schaft und Technik sowie der Investitio- 
nen. 


Einen wichtigen Platz nimmt in ihrer 
Arbeit die vorbeugende Einflußnahme 
auf die Verhinderung von Verlusten 
durch konsequenten Kampf um Ord- 
nung und Disziplin beim Umgang mit 
dem Volkseigentum ein. 

Eine hohe Verantwortung für die wirk- 
same Finanzkontrolle tragen die Haupt- 
buchhalter. Sie sind im Auftrag der Re- 
gierung der DDR und im Auftrag des 
Generaldirektors des Kombinates oder 
des Direktors des Betriebes für die 
Kontrolle einer hohen Effektivität des 
Kreislaufs und Umschlags der Fonds auf 
der Grundlage des Planes verantwort- 
lich. 

Dabei haben die Hauptbuchhalter in er- 
ster Linie von den gesamtgesellschaft- 
lichen Interessen des Staates auszu- 
gehen. 

Durch eine exakte Abrechnung des 
Planes sowie durch Analysen und aus- 
sagefähige Kontrollergebnisse müssen 
die Hauptbuchhalter helfen, Entschei- 
dungen der Generaldirektoren der Kom- 
binate oder der Direktoren der volks- 
eigenen Betriebe vorzubereiten, Dabei 
geht es vor allem ‘um solche Entschei- 
dungen, die die Erhöhung der Effektivi- 
tät des Reproduktionsprozesses sowie 
die Durchsetzung der sozialistischen Ge- 
setzlichkeit und der Ordnung bei der 
Verwaltung und Mehrung des Volks- 
eigentums zum Inhalt haben. 


Die umfassende Kontrolltätigkeit der 
Hauptbuchhalter dient der konsequen- 
ten Anwendung des Prinzips sozialisti- 
scher Sparsamkeit und der Siche- 
rung des planmäßigen Einsatzes der ma- 
teriellen und finanziellen Fonds mit 
höchstem Nutzen für die sozialistische 
Gesellschaft. 

In den staatlichen Organen und Einrich- 
tungen wird die Finanzkontrolle durch 


ie Leiter für Haushaltswirtschaft wahr- 
genommen. 

Trotz der vielen speziellen Methoden 
der Finanzkontrolle darf nicht unbe- 
rücksichtigt bleiben, daß die Kontrolle 
über einen hohen Nutzeffekt der gesell- 
schaftlichen Arbeit untrennbarer Be- 
standteil der Arbeit jedes Leiters ist. 
Eine hohe Wirksamkeit der Finanzkon- 
trolle wird nur erreicht, wenn die Werk- 
tätigen umfassend’ in diese Kontrolle 
einbezogen werden. Deshalb sind die 
Werktätigen über wichtige Ergebnisse 
der Kontrolltätigkeit zu informieren, 
und es ist gemeinsam mit ihnen zu be- 
raten, wie die Planerfüllung die Ord- 
nung und die Disziplin gewährleistet 
und wie Reserven zur Verbesserung des 
Verhältnisses von Aufwand und Er- 
gebnis nutzbar gemacht werden kön- 
nen. : 


Die Kontrollfunktion der Finanzen hat 
zum Inhalt, einen aktiven Einfluß auf 
die planmäßige Entwicklung des Re- 
produktionsprozesses zu nehmen, die 
Einhaltung des sozialistischen Sparsam- 
keitsprinzips sowie Ordnung und Dis- 
ziplin im Umgang mit dem sozialisti- 
schen Eigentum zu sichern und Reser- 
ven für die Vergrößerung des National- 
einkommens erschließen zu helten. 


Aufgaben 


1. Stellen Sie fest, wie die Kontroll- 
funktion der Finanzen durch Ihr 
Finanz- und Kreditorgan ausgeübt 
wird! 

2. Verdeutlichen Sie sich an der 
praktischen Arbeit Ihres Finanz- 
und Bankorgans, daß zwischen den 
Funktionen der Finanzen ein un- 
trennbarer innerer Zusammenhang 
besteht! 
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Planmäßige Ausnutzung 
der Finanzen bei der 


Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik 


m 0. 0, 


4.1. 
Staatshaushalt der DDR 


4.1.1. 

Stellung des Staatshaushaltes 
im sozialistischen 
Reproduktionsprozeß 


4.1.1.1. 

Bedeutung und Wesen 
des sozialistischen 
Staatshaushaltes 


Der sozialistische Staatshaushalt als 
Hauptform der planmäßigen Bildung 
und Verwendung finanzieller Fonds des 
sozialistischen Staates ist darauf gerich- 
tet, eine effektive Produktion, die volks- 
wirtschaftlich notwendige Verteilung 
und die rationelle Verwendung des ge- 
sellschaftlichen Gesamtprodukts und des 
Nationaleinkommens entsprechend den 
wirtschafts- und sozialpolitischen Erfor- 
dernissen der Hauptaufgabe aktiv zu 
fördern. 

Bei der Leitung und Planung des ge- 
sellschaftlichen Reproduktionsprozesses 
durch den sozialistischen Staat kommt 
dem Staatshaushalt eine ständig wach- 
sende Bedeutung zu, weil zur Errei- 
chung der gesetzten Ziele erhebliche 
Teile des Nationaleinkommens, ins- 
besondere des Reineinkommens, mit 
Hilfe des Staatshaushaltes planmäßig 
zentralisiert und verteilt werden müs- 
sen. 
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Der sozialistische Staat nutzt den Staats- 

haushalt, um 

— in allen Bereichen der Volkswirt- 
schaft die Verbesserung des Ver- 
hältnisses von Aufwand und Ergeb- 
nis, insbesondere die Senkung der 
Kosten für Rohstoffe, Material, 
Energie und Arbeitszeit, durch ge- 
sellschaftliche Anforderungen an 
die Höhe des zur erwirtschaftenden 
Reineinkommens wirksam zu för- 
dern, 

— große Teile des erwirtschafteten ge- 
sellschaftlichen Reineinkommens zu 
konzentrieren und planmäßig für 
die weitere Erhöhung des materiel- 
len und kulturellen Lebensniveaus 
des Volkes, die Modernisierung der 
materiell-technischen Basis der 
Volkswirtschaft und die Stärkung 
der Verteidigungsbereitschaft der 
DDR einzusetzen, 

— einen erheblichen Teil des National- 
einkommens zur Entwicklung der 
nichtproduktiven Bereiche der 
Volkswirtschaft sowie zur planmä- 
figen proportionalen Gestaltung der 
Struktur der materiellen Produktion 
der Volkswirtschaft im Interesse des 
Volkes umzuverteilen. 


Beispielet: 


Die Einnahmen des Staatshaushaltes er- 
reichten im Jahre 1978 mehr als 
132 Md. M. Ihre Hauptquelle sind die 


1 Vgl. Neues Deutschland vom 29. 6. 1979, S.3. 


Abführungen der volkseigenen Kombi- 
nate und Betriebe; die Abführungen 
konnten durch Steigerung von Arbeits- 
produktivität und Effektivität ständig 
erhöht werden. 

Im Jahre 1978 wurden rund 46,5 Md. 
M aus dem Staatshaushalt als gesell- 
schaftliche Fonds für die weitere Ver- 
besserung der Wohnbedingungen der 
Bürger, für die Stützung von Verbrau- 
cherpreisen, niedrigen Mieten und nied- 
rigen Energie- und Verkehrstarifen für 
die Bevölkerung sowie für die Auf- 
gaben des Bildungswesens, des Gesund- 
heits- und Sozialwesens, des kulturellen 
Lebens, des Sports und des Erholungs- 
wesens eingesetzt. In den ersten drei 
Jahren des Fünfjahrplanes 1976 bis 
1989 sind aus dem Staatshaushalt über 
132 Md. M für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Bürger bereitgestellt worden. 

Die wachsende Bedeutung des Staats- 
haushaltes der DDR resultiert aus der 
Rolle des sozialistischen Staates als 
Hauptinstument der von der Arbeiter- 
klasse. und ihrer marxistisch-leninisti- 
schen Partei geführten Werktätigen 
beim Aufbau des Sozialismus sowie aus 
der Notwendigkeit der bewußten Aus- 
nutzung der Ware-Geld-Beziehungen in 
der sozialistischen Gesellschaft. 

Der Staatshaushalt der DDR wird vom 
Klassencharakter des Staates bestimmt. 
Er ist ein wichtiges Leitungsinstrument 
des Staates, das für die Durchsetzung 
der Interessen der Arbeiterklasse und 
aller anderen Werktätigen genutzt wird. 
Als untrennbarer Bestandteil der sozia- 
listischen Volkswirtschaft ist der Staats- 
haushalt der DDR durch Planmäßigkeit, 
Ausgeglichenheit und Stabilität gekenn- 
zeichnet. 

Der Staatshaushalt ist- durch seine 
Haushaltsbeziehungen zur Bildung und 
zur Verwendung der finanziellen Fonds 
mit allen Bereichen der Volkswirtschaft 


und den Bürgern aller Klassen und 
Schichten verbunden. Dadurch nimmt 
er innerhalb der Finanzen eine zentrale 
Stellung ein. 

Die Einnahmen und Ausgaben des 
Staatshaushaltes sind im Prinzip end- 
gültiger Natur, d. h., sie sind nicht mit 
einer Rückzahlungspflicht oder einer 
direkten Gegenleistung verbunden. 
Der Staatshaushaltsplan ist der Haupt- 
finanzplan des sozialistischen Staates 
zur Finanzierung der Aufgaben des 
Volkswirtschaftsplanes. Im Staatshaus- 
haltsplan sind die Quellen und der Um- 
fang der Haushaltseinnahmen sowie der 
Zweck und die Höhe der Haushaltsaus- 
gaben für ein Planjahr festgelegt. Die 
Planung des Staatshaushaltes erfolgt 
nach den entsprechenden Rechtsvor- 
schriften? unter Anwendung von Nor- 
men, Normativen und Richtwerten. 


4.1.1.2. 

Notwendigkeit der Umverteilung 
des Nationaleinkommens mittels des 
Staatshaushaltes 


Erzeugung, Verteilung und Verwendung 
des gesellschaftlichen Gesamtprodukts 
und des Nationaleinkommens sind in 
der DDR durch die folgenden grund- 
legenden Bedingungen gekennzeichnet: 
1. Da auch unter sozialistischen Pro- 
duktionsverhältnissen eine Ware-Geld- 
Wirtschaft besteht, treten das gesell- 
schaftliche Gesamtprodukt und das Na- 
tionaleinkommen in der Einheit von 
Gebrauchswert und Wert, also in ma- 
terieller und finanzieller Form, in Er- 
scheinung. 


‚2. Die Existenz verschiedener Formen 


des Eigentums an den Produktionsmit- 
tein führt zunächst zu einer entspre- 
chenden Verteilung des gesellschaft- 


2 Vgl. Anordnung über die Planung der Volkswirt- 
schaft der DDR: 1976-1980 vom 20. November 1974 
{GBl. Sonderdruck Nr. 775 a S. 213). 
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lichen Gesamtprodukts und des Natio- 
naleinkommens auf die an ihrer Er- 
wirtschaftung beteiligten Betriebe der 
verschiedenen Wirtschaftsformen. 

3. Zur Durchführung der gesellschaft- 
lich notwendigen Aufgaben der nicht- 
produzierenden Sphäre der Volkswirt- 
schaft, insbesondere zur Realisierung 
der geplanten sozialpolitischen Maß- 
nahmen, sowie zur Sicherung der plan- 
mäßigen proportionalen Entwicklung 
der Volkswirtschaft und der ständigen 
Stärkung ihrer materiell-technischen 
Basis müssen erhebliche Teile des Na- 
tionaleinkommens umverteilt werden. 


Die Umverteilung des Nationaleinkom- 
mens wird mit Hilfe der sozialistischen 
Finanzen - unter Anwendung ihrer 
Verteilungsfunktion — vorgenommen; 
die Hauptrolle spielt dabei der Staats- 
haushalt. 

“Die finanziellen Mittel repräsentieren 
— in Geld ausgedrückt — materielle 
Produkte in Form von Waren für die 
Bevölkerung, Ausrüstungen für die 
Volkswirtschaft und Exportgütern. Sie 
verkörpern für ihren Besitzer einen An- 
spruch auf materielle Produkte. Mit der 
Umverteilung finanzieller Mittel wer- 
den stets auch Ansprüche auf materi- 
elle Produkte umverteilt. Die generelle 
Aufgabe der Umverteilung besteht 
darin, die geldmäßigen Voraussetzun- 
gen dafür zu schaffen, daß das produ- 
zierte Nationaleinkommen in seiner 
materiellen Gestalt dort verwendet 
werden kann, wo das durch den Volks- 
wirtschaftsplan vorgesehen ist. Aus die- 
sem Zusammenhang ergibt sich u. a,, 
daß finanziell nur soviel verteilt wer- 
den kann, wie materiell produziert wor- 
den ist, und daf die Einheit von :inate- 
rieller und finanzieller Planung gewähr- 
leistet werden muß. Zur Sicherung der 
Einheit von materieller und finanzieller 
Planung muß von vornherein mit der 
finanziellen Aufgabenstellung auf die 
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effektivste Gestaltung der materiellen 
Prozesse, insbesondere auf die Senkung 
des materiellen Aufwandes, Einfluß ge- 
nommen werden. Aufgabe der finanziel- 
len Planung ist es also, nicht nur fi- 
nanzielle, sondern vor allem materielle 
Reserven aufzudecken und erschließen 
zu helfen. 

Der Umfang der notwendigen Umver- 
teilung von Nationaleinkommen über 
den Staatsbaushalt ergibt sich aus den 
Zielstellungen des. Volkswirtschaftspla- 
nes für den jeweiligen Zeitraum. 


Zur ständigen Erhöhung des Entwick- 
lungstempos der sozialistischen Pro- 
duktion und ihrer Effektivität ist auch 
innerhalb der produzierenden Sphäre 
der Volkswirtschaft eine planmäßiige 
Umverteilung von Nationaleinkommen 
erforderlich. So werden durch den 
Staatshaushalt zur Sicherung der plan- 
mäßigen proportionalen Entwicklung 
der Volkswirtschaft und zur Vertiefung 
der Intensivierung des Reproduktions- 
prozesses umfangreiche finanzielle Mit- 
tel für planmäfige Aufgaben auf dem 
Gebiet der Forschung und der Investi- 


‚tionen zur Verfügung gestellt, 


Eine Umverteilung von Nationalein- 
kommen ist auch notwendig, um Un- 
terschiede im Entwicklungsstand der 
Bereiche und Zweige und im Produk- 
tions- und Effektivitätsniveau in und . 
zwischen den Zweigen der materiellen 
Produktion auszugleichen. 

Auch die planmäßige ‚Entwicklung der 
Standortverteilung der Produktivkräfte 
unter Berücksichtigung der bestehen- 
den Unterschiede im Entwicklungs- 
niveau der Territorien macht eine Um- 
verteilung von Nationaleinkommen und 
die Bereitstellung finanzieller Mittel 
aus dem Staatshaushalt für die Lösung 
entsprechender Planaufgaben der Be- 
zirke, Kreise, Städte und Gemeinden 
erforderlich. 

Die planmäßige Ausweitung unseres 


Außenhandels verlangt ebenfalls eine 
Umverteilung von Nationaleinkommen, 
damit die Exporttätigkeit gefördert 
wird und die notwendigen Importe so- 
wie der Erwerb ausländischer Lizenzen 
gewährleistet werden können. 

Die sozialökonomischen Ziele und Auf- 
gaben unseres Staates sind ein weiteres 
Erfordernis für die Umverteilung von 
Nationaleinkommen über den Staats- 
haushalt. Durch die Besteuerung des 
Arbeitseinkommens der Arbeiter und 
Angestellten werden unter Berücksich- 
tigung sozialer Gesichtspunkte entspre- 
chende Mittel im Staatshaushalt zentra- 
lisiert. Auch die Abgaben, Steuern und 
Beiträge, die von den Genossenschaf- 
ten sowie von den privaten Handwer- 
kern, Gewerbetreibenden und freiberuf- 
lich Tätigen als Beitrag zur Lösung ge- 
samtgesellschaftlicher Aufgaben erho- 
ben werden, stellen eine Umverteilung 
von Nationaleinkommen dar. Sie dient 
einmal der Bereitstellung der gesell- 
schaftlichen Fonds aus dem Staatshaus- 
halt, um das soziale Niveau des ganzen 
Volkes planmäßig zu erhöhen, und sie 
dient zum anderen dazu, das Interesse 
der sozialistischen Produktionsgenos- 
senschaften, der privaten Handwerker 
und Gewerbetreibenden zu stimulieren, 
damit sie ihre Leistungen für die Ver- 
sorgung der Bevölkerung ständig er- 
höhen. 


4.1.1.3. 
Charakter der Beziehungen 


. des Staatshaushaltes 


zu Betrieben und Einrichtungen 
sowie zu den Bürgern 


Durch die Einnahmen und Ausgaben 
des sozialistischen Staatshaushaltes ‘ent- 
stehen spezifische ökonomische Bezie- 
hungen zwischen dem Staat und den 
volkseigenen Betrieben und Kombina- 
ten, den wirtschaftsleitenden Organen, 
den sozialistischen Genossenschaften, 


den staatlichen Einrichtungen sowie 
auch zwischen dem Staat und den ein- 
zelnen Bürgern. 


Die Verteilungs- und Umverteilungs- 
prozesse des Staatshaushaltes sind 
durch folgende Merkmale gekennzeich- 
net: 


1. Die Verteilung und Umverteilung 
über den Staatshaushalt ist endgültig. 


Die Vereinnahmung finanzieller Mittel 
im Staatshaushalt ist ein Vorgang, bei 
dem Mittel aus den Betrieben aller 
Eigentumsformen und von Angehörigen 
aller Klassen und Schichten der Bevöl- 
kerung endgültig in der Hand des so- 
zialistischen Staates zentralisiert wer- 
den. Auch die Ausgaben aus dem Staats- 
haushalt sind endgültig; sie sind also 
nicht zurückzuzahlen oder zu verzin- 
sen. 


2. Die Verteilung und Umverteilung 
über den Staatshaushalt erfolgt auf der 
Grundlage staatlicher Entscheidungen. 


Die Haushaltsbeziehungen zu den Kom- 
binaten, Betrieben, Einrichtungen usw. 
sowie zur Bevölkerung werden vom 
Staat durch staatliche Entscheidungen 
und Rechtsnormen geregelt. Die Haus- 
haltsbeziehungen entstehen also nicht 
unmittelbar durch die Produktion und 
den Austausch von Waren, sondern 
werden durch Rechtsvorschriften und 
staatliche Entscheidungen ausgelöst. 
Deshalb können z. B. aus der Zahlung 
von Mitteln an den Staatshaushalt keine 
Ansprüche auf Zahlungen aus dem 
Staatshaushalt abgeleitet werden. 


3. Die Beziehungen zum Staatshaushalt 
sind differenziert gestaltet. 


Die Beziehungen zwischen dem Staats- 
haushalt und den volkseigenen Kombi- 
naten und Betrieben, staatlichen Orga- 
nen und Einrichtungen sind unterschied- 
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lich gestaltet. Sie lassen sich auf zwei 
Grundprinzipien, nämlich das Brutto- 
und Nettoprinzip, zurückführen. 

Der typische Anwendungsbereich des 
Bruttoprinzips sind die Beziehungen 
. des Staatshaushaltes zu allen staatlichen 
Einrichtungen. Beim Bruttoprinzip wer- 
den alle Einnahmen und Ausgaben 
der staatlichen Einrichtungen und Or- 
gane unsaldiert im Staatshaushalt ge- 
plant und abgerechnet. 

Der typische Anwendungsbereich des 
Nettoprinzips sind die Beziehungen des 
Staatshaushaltes zu den volkseigenen 
Kombinaten und Betrieben, die nach 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung 
arbeiten. Beim Nettoprinzip werden die 
Haushaltsbeziehungen an das Ergebnis 
von Erlös und Kosten gebunden, also 
an den erwirtschafteten Saldo von Ein- 
nahmen und Ausgaben. Der Netto- 
gewinn der Kombinate und Betriebe ist 
z. B. die Grundlage für die Abführung 
bestimmter Anteile an den Staatshaus- 
halt. 


4. Die Haushaltsbeziehungen werden 
als Instrument der Leitung, Planung 
und ökonomischen Stimulierung ge- 
nutzt. j 


Durch die Gestaltung der Rechtsnor- 
men zur Abführung von Mitteln an den 
Staatshaushalt oder für die Gewährung 
von Zuweisungen aus dem Staatshaus- 
halt nimmt der sozialistische Staat un- 
mittelbar Einfluß auf die Höhe der 
Einkommen, die den Betrieben und 
Einrichtungen, den Organen und Insti- 
tutionen und der Bevölkerung zur Ver- 
fügung stehen. Auf diese Weise wer- 
den unmittelbar deren materielle Inter- 
essen berührt. Der sozialistische Staat 
nutzt die Haushaltsbeziehungen, um 
die Denk- und Verhaltensweisen der 
Leiter und aller Werktätigen so zu be- 
einflussen, daß sie den gesellschaft- 
lichen Erfordernissen entsprechen. 
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Die Abführungen an den Staatshaushalt 
und die Zahlungen aus dem Staatshaus- 
halt werden an solche konkreten Bedin- 
gungen geknüpft, die die Lösung der 
Aufgaben zur weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
fördern. Dabei geht es vor allem darum, 
durch eine differenzierte Gestaltung 
der Haushaltsbeziehungen in Wechsel- 
wirkung mit anderen Finanzbeziehun- 
gen die Mobilisierung von Leistungs- 
und Effektivitätsreserven, den Kampf 
um die Senkung des Produktionsver- 
brauchs, vor allem des Material-, Roh- 
stoff- und Energieeinsatzes, und die 
Durchsetzung des sozialistischen Spar- 
samkeitsprinzips in allen Bereichen zu 
stimulieren. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie Bedeutung und We- 
sen des: sozialistischen Staatshaus- 
haltes! 
2. Begründen Sie, warum die Um- 
verteilung von Nationaleinkommen 
mittels des sozialistischen Staats- 
haushaltes notwendig ist! 
3. Erklären Sie die charakteristi- 
schen Merkmale des Staatshaushal- 
tes und seiner Beziehungen zu den 
* Bereichen der' Volkswirtschaft und 
zu den Bürgern! 


4.1.2. 

Struktur 

der Einnahmen und Ausgaben 
des Staatshaushaltes der DDR 


4.1.2.1. 
Einnahmen 
des Staatshaushaltes der DDR 


Charakter der Einnahmen des Staats- 
haushaltes 


Einnahmen des Staatshaushaltes sind 
jene Geldmittel, die auf der Grundlage 


von Rechtsvorschriften, festgelegten 
Richtwerten und normativen Regelun- 
gen durch den sozialistischen Staat in 
Form von Abführungen der volkseige- 
nen Kombinate und Betriebe, Abgaben 
der sozialistischen Landwirtschaft, Steu- 
ern sowie als Einnahmen staatlicher 
Einrichtungen und Organe in Form von 
Gebühren, Beiträgen usw. im Staats- 
haushalt zentralisiert werden. Sie die- 
nen der Finanzierung von Aufgaben 
zur weiteren Erhöhung des materiellen 
und kulturellen Lebensniveaus des Vol- 
kes, zur ständigen Modernisierung der 
materiell-technischen Basis der Volks- 
wirtschaft, zur weiteren Stärkung der 
Verteidigungsbereitschaft der DDR und 
zur Lösung weiterer gesamtgesellschaft- 
licher Aufgaben. 

Einnahmen des Staatshaushaltes ent- 
stehen darüber hinaus durch vertrag- 
liche Beziehungen der örtlichen Staats- 
organe zu Betrieben und Einrichtungen 
zur Lösung gemeinsamer Vorhaben im 
Rahmen der territorialen Rationalisie- 
rung und der Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Bevölke- 
rung. 

Die Einnahmen des Staatshaushaltes 
resultieren zum überwiegenden Teil aus 
den ökonomischen Ergebnissen der so- 
zialistischen Wirtschaft, insbesondere 
aus den Abführungen der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe. Diese Einnah- 
men sind die stabile Grundlage des 
Staatshaushaltes und zugleich Aus- 
druck seines sozialistischen Charakters. 
Sie weisen entsprechend dem kontinu- 
ierlichen und dynamischen Wachstum 
unserer Volkswirtschaft eine dynami- 
sche Entwicklung auf. 

Die Einnahmen werden unabhängig von 
ihrer Herkunft für die Finanzierung 
aller Ausgaben des Staatshaushaltes 
eingesetzt; sie sind allgemeines Dek- 
kungsmittel. Nur die Einnahmen der 
Sozialversicherung sind zweckgebunden 


Tabelle 4.1. 

Einnahmen des Staatshaushaltes 
aus der volkseigenen Wirtschaft 
(ohne Landwirtschaft) 


Jahr Einnahmen Anteil der Einnahmen 
des Staats- aus der volkseigenen 
haushaltes® Wirtschaft an den Ein- 

nahmen des Staats- 
haushaltes 
in in in Prozent 
Md.M Md. M 

1970 68,3 37,4 54,8 

1976 115,9 70,2 60,6 

1979 137,4 88,4 64,3 


und dürfen lediglich für Ausgaben der 
Sozialversicherung verwendet ‚werden. 


Abführungen der volkseigenen Kombi- 
nate und Betriebe 


Die Abführungen der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe‘ sind in zwei- 
facher Hinsicht von grundlegender Be- 
deutung: 

— Diese Abführungen sollen die effek- 
tive Nutzung der Produktionsfonds, ' 
die Erreichung eines hohen Lei- 
stungsanstiegs und einer entspre- 
-chend hohen Effektivität fördern. 
Mit diesen finanziellen Planauflagen 
setzt der sozialistische Staat Maß- 
stäbe für die planmäßig notwendige 
Steigerung der Effektivität entspre- 
chend den volkswirtschaftlichen Er- 
fordernissen zur weiteren Stärkung 
der materiell-technischen Basis und, 
zur Lösung der sozialpolitischen 
Aufgaten. Die Abführungsverpflich- 
tungen sollen die Arbeitskollektive 
bei der Planung und Plandurchfüh- 
rung auf den Kampf um hohe öko- 


3 Vogl. die entsprechenden Gesetze über den Staats- 
haushaltsplan; der ausgewiesene prozentuale An- 
teil wurde aus den Angaben errechnet. 

4 Vogl. Abschnitt 4.3. 
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nomische Leistungen und auf die 
Senkung der Kosten orientieren und 
dazu dienen, die Prinzipien der wirt- 
schaftlichen Rechnungsführung wir- 
kungsvoll' durchzusetzen. 

- Die Abführungen aus den volkseige- 
nen Kombinaten und Betrieben sind 
die Haupteinnahmequelle des Staats- 
haushaltes der DDR. Infolge der 
planmäßigen: dynamischen Entwick- 
lung der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe haben diese Einnah- 
men ein sicheres ökonomisches 
Fundament, sie gewährleisten in 
hohem Maße die planmäßige sta- 
bile Zentralisierung von Reinein- 
kommen in der Hand des sozialisti- 
schen Staates für die Finanzierung 
der geplanten ökonomischen, kultu- 
rellen und sozialen Aufgaben zur 
Gestaltung der entwickelten sozia- 
listischen Gesellschaft. 


1. Produktionstondsabgabe / Handels- 
fondsabgabe 


Diese Abgabe wird als ein Teil des er- 
wirtschafteten Bruttogewinns der Be- 
'triebe an den Staat abgeführt.[Sie wird 


als fester Prozentsatz auf den Brutto- 


wert des Durchschnittsbestandes _ der 


Grundmittel und der materiellen Um- 


faufmittel erhoben. Ihre Höhe beträgt 
in der Regel 6 Prozent (pro Planjahr)..) 


Diese Abgabe soll den Kampf der Be- 
triebe um die effektive Nutzung der 
Produktions- oder Handelsfonds stimu- 
N a 
ieren und einen regelmäf igen, , stabilen 
Zufluß_ von, Haushaltseinna ‚men. Si- 
Eiern’ " Ini "Rahmen ihrer wirtschaft- 
lichen Rechnungsführung werden die 
Betriebe mit der Produktionsfondsab- 
gabe zur bestmöglichen Nutzung \, 6 
N 
produktiven” Fonds Is__anger: er 
Gründinittel für Sesundheit che, so- 
ziale und kulturelle Zwecke wird keine 
Produktions- oder Handelfondsabgabe 
erhoben. 
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2. Nettogewinnabführung 


Die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe haben von ihrem erwirtschafteten 
Nettogewinn einen bestimmten Teil an 
den Staatshaushalt abzuführen. Die 
Nettogewinnabführung betrug 1978 
26 Md. M®, das sind etwa 2) Prozent 
der Einnahmen des Staatshaushaltes. 
Die Höhe der Nettogewinnabführung 
wird in jedem Jahr als absoluter Be- 
trag festgelegt und geplant. Dabei wird 
gesichert, daß die volkseigenen Kom- 
binate und Betriebe ihren eigenen Fonds 
planmäßig die erforderlichen Mittel aus 
dem Nettogewinn zuführen können, 
wenn sie den Plan allseitig erfüllen. Die 
Nettogewinnabführung stimuliert die 
Kombinate und Betriebe, durch effek- 
tive Arbeit den geplanten Gewinn zu 
erwirtschaften und möglichst zu über- 
bieten. 


3. Produktgebundene Abgabe® 

Diese Abgabe wird auf der Grundlage 
entsprechender Rechtsnormen für ein- 
zelne Warengruppen erhoben, wenn aus 
volkswirtschaftlichen Gründen ein höhe- 
rer Preis als der Betriebspreis fest- 
gelegt werden muß. Ihre Höhe ist dif- 
ferenziert, da die Einzelhandelsver- 
kaufspreise unter Berücksichtigung 
ihrer sozialpolitischen und verbrauchs- 
lenkenden Funktion festgesetzt werden. 


Steuern und Abgaben 


Steuern und Abgaben sind eine Form 
der Umverteilung von Nationaleinkom- 
men. Sie dienen der Finanzierung ge- 
samtgesellschaftlicher Aufgaben bei der 


planmäßigen Gestaltung der entwickel- 


5 Vgl. Neues Deutschland vom 29. 6. 1979, S.3. 

6 Produktgebundene Abgabe wird nicht nur von 
volkseigenen Betrieben, sondern auch von Betrie- 
ben anderer Eigentumsformen erhoben, da sie an 
das Produkt oder die Leistung gebunden ist, nicht 
aber an die Eigentumsform des Herstellerbetrie- 
bes. 


ten sozialistischen Gesellschaft. Die 
Steuern sind jedoch nicht mehr die 
Haupteinnahmequelle des Staates wie 
im Kapitalismus. 

Steuern sind Abgaben an den Staat auf 
Grund verbindlicher Rechtsnormen. Sie 
werden in der DDR im wesentlichen 
auf die Erlöse, das Einkommen und das 
Vermögen der Genossenschaften, der 
Handwerker und Gewerbetreibenden so- 
wie auf die Löhne und Gehälter der Ar- 
beiter und Angestellten und, anderer 
Werktätiger erhoben. 

Wie die Steuern zur Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik des sozia- 
listischen Staates beitragen, verdeut- 
lichen die folgenden Beispiele: 


Löhne und Gehälter werden niedriger 
besteuert als Einkünfte, die nicht selbst 
erarbeitet sind. 


Der Tarif für die Steuer vom Arbeits- 
einkommen der Arbeiter und Angestell- 
ten endet bei 20 Prozent. Mehrleistungs- 
löhne werden nur mit 5 Prozent be- 
steuert. Bestimmte Einkünfte sind 
steuerfrei, z. B. Prämien, Zuwendungen 
im ‚Zusammenhang mit staatlichen und 
gesellschaftlichen Auszeichnungen, Lei- 
stungen der, Sozialversicherung, Zu- 
schläge für Schicht-, Überstunden-, 
Nacht- und Feiertagsarbeit, Zulagen für 
besondere Arbeitserschwernisse. Durch 


diese Differenzierung wird die schöpfe- 


rische Aktivität der Werktätigen zur Er- 
höhung des Nutzeffekts der Arbeit und 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
auch finanziell stimuliert. 


Bei der Steuerberechnung werden die 
sozialen Verhältnisse berücksichtigt. 


Durch die Anwendung verschiedener 
Steuerklassen werden der Familienstand 
und die Anzahl der zu versorgenden 
Kinder berücksichtigt. Körperbehinder- 


ten Bürgern wird aus sozialen Gründen 
ein steuerfreier Betrag gewährt. 


Die Besteuerung fördert die Einbezie- 
hung aller Bevölkerungsschichten in den 
sozialistischen Aufbau. 


Ein Beispiel dafür sind die Regelungen 
zur Besteuerung der Angehörigen der 
freiberuflich tätigen Intelligenz, wenn 
sie gesellschaftlich besonders wichtige 
Tätigkeiten ausüben. Freiberuflich tätige 
Wissenschaftler, Ärzte, Journalisten, 
Schriftsteller, Künstler und eine Reihe 
anderer freiberuflich Tätiger aus der 
Intelligenz erfüllen wichtige Aufgaben, 
die der Entfaltung des geistig-kulturel- 
len Lebens oder der Gesunderhaltung 
der Bevölkerung dienen. Deshalb wer- 
den sie steuerlich begünstigt, indem sie 
hinsichtlich der Einkommensbesteue- 
rung den Arbeitern und Angestellten 
weitgehend gleichgestellt werden. Für 
Jahreseinkommen bis zu 15100,- M 
zahlen sie eine Steuer in gleicher Höhe‘ 
wie Lohn-: und Gehaltsempfänger. Bei 
höherem Einkommen erhöht sich der 
Steuersatz bis auf 30 Prozent des steuer- 
pflichtigen Einkommens aus freiberuf- 
licher Tätigkeit. 


Die Besteuerung unterstützt auch die 
bessere Versorgung der Bevölkerung 
mit Reparaturen und Dienstleistungen. 


Die Regierung der DDR hat zahlreiche 
steuerpolitische Maßnahmen beschlos- 
sen, um die sozialistischen Genossen- 
schaften, die privaten Handwerker und 
Gewerbetreibenden sowie ihre Beschäf- 
tigten materiell daran zu interessieren, 
die Bevölkerung immer besser mit Repa- 
raturen und Dienstleistungen zu versor- 
gen. So werden Bäcker durch steuer- 
freie Prämien angeregt, das Angebot an 
Brot und Backwaren zu erhöhen. Für 
kleine Handwerksbetriebe kann eine 
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vereinfachte Besteuerung. angewandt 
werden. Für Produktionsgenossenschaf- 
ten des Handwerks, die ausschließlich 
Reparatur-, Dienst- und Versorgungslei- 
stungen für die Bevölkerung durchfüh- 
ren, ist ein niedrigerer Steuersatz für 
den Jahresgewinn je Mitglied festgelegt 
als für solche PGH, die diese Bedingung 
nicht erfüllen. 

Die Steuern und Abgaben werden nicht 
nur differenziert angewendet, sondern 
in der Regel mit anderen Mitteln und 
Methoden der staatlichen Leitung ver- 
bunden, z. B. mit Förderungsmaßnah- 
men für Handwerker und Gewerbetrei- 
bende. 


Einnahmen staatlicher Einrichtungen 
und Organe 

Die staatlichen Einrichtungen des Bil- 
dungswesens, des Gesundheits- und So- 
zialwesens, der Kultur und andere staat- 
liche Institutionen haben Einnahmen in 
Form von Beiträgen für Leistungen, die 
sie an den Staatshaushalt abführen. 
Hierzu gehören Einnahmen der staat- 
lichen Einrichtungen der Kinderbetreu- 
ung (Kinderkrippen, Kindergärten) und 
der Kultur (Theater, Kinos usw.). Ein- 
nahmen des Staatshaushaltes ergeben 
sich auch aus den Mieteinnahmen der 
Kommunalen Wohnungsverwaltungen 
der Städte und Gemeinden. 

Weitere Formen der Einnahmen des 
Staatshaushaltes sind Gebühren und 
andere Verwaltungseinnahmen des 
Staatsapparates und der wirtschaftslei- 
tenden Organe, z. B. Gebühren für die 
Ausstellung von Urkunden, Ordnungs- 
gelder bei Verletzung der Gemeindeord- 
nung, gebührenpflichtige Verwarnungen 
durch die Verkehrspolizei. 


Einnahmen der Sozialversicherung 


Die Einnahmen der Sozialversicherung 
betrugen 1978 rund 14,3 Md. M. Das 
sind fast 11 Prozent der Einnahmen des 
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Staatshaushaltes. Davon stammen nur 
6,1 Md. M — also nicht einmal die 
Hälfte der Gesamteinnahmen der Sozial- 
versicherung — aus den Beitragsleistun- 
gen der Werktätigen. 82 Md. M wur- 
den von den Betrieben, staatlichen Or- 
ganen und Einrichtungen und von den 
Genossenschaften als Betriebsanteil zur 
Sozialversicherung der Werktätigen ge- 
zahlt. 


4.1.2.2. 
Ausgaben 
des Staatshaushaltes der DDR 


Charakter der Ausgaben des Staatshaus- 
haltes der DDR 


Ausgaben des Staatshaushaltes sind 
Geldmittel, die für die planmäßige 
Durchführung der Aufgaben des sozia- 
listischen Staates auf der Grundlage von 
Rechtsvorschriften, festgelegten Richt- 
werten und normativen Regelungen ver- 
ausgabt werden. Auch als Entgelt für 
Warenlieferungen und Leistungen, die 
staatliche Organe von Kombinaten und 
Betrieben, Genossenschaften und Ein- 
richtungen sowie von Bürgern in An- 
spruch genommen haben, können Aus- 
gaben des Staatshaushaltes verwendet 
werden. 

Die Ausgaben sind der Endpunkt der 
Verteilungs- und Umverteilungsprozesse 
über den Staatshaushalt. 1978 betrugen 
die Ausgaben des Staatshaushaltes rund 
132 Md. M:», das ist mehr als das Dop- 
pelte im Vergleich zu 1965. Jede Aus- 
gabe steht in enger Beziehung zu den 
Funktionen des sozialistischen Staates. 
Die folgenden Ausgaben sind entspre- 
chend dem sozialistischen Charakter des 
Staates der Arbeiter und Bauern in der 
Deutschen Demokratischen Republik be- 
sonders wichtig: 


Tabelle 4.2. 
Ausgaben des Staates 
aus gesellschaftlichen Fonds 


Ausgaben 
in Mill. M? für 1971 1975 1978 
a 
das Wohnungs- 
wesen (einschließ- 
lich der Ausgaben 
zur Gewährleistung 
stabiler Mietpreise 
für die Bevölke- 
rung) 

die Beibehaltung 
der stabilen Ver- 
braucherpreise und 
Tarife für Nah- 
rungsgüter, Indu- 
striewaren des Be- 
völkerungsbedarfs, 
Personenbeförde- 
rungsleistungen, 
Trinkwasser und 
Abwasserbehand- 
lung, Reparaturen 
und Dienst- 
leistungen® 

das Bildungswesen 
(Volksbildung, Be- 
rufsausbildung, 
Hoch- und Fach- 
schulwesen, Er- 
wachsenenqualifi- 
zierung) 

das Gesundheits- 
und Sozialwesen 
die Entwicklung 
des kulturellen Le- 
bens, des Sports 
und des Erholungs- 
wesens 

die Sozialversiche- 
rung 


2127 3743 6037 


8527 11226 141839 


5836 7669 : 8875 


2518 3042 3022 


1054 1898 2158 


6191 9541 12230 


Zusammen 26 253 37119 46511 


nn nn nn 


7 Vgl. Statistisches Janrbuch der DDR 1979. Staats- 
verlag der DDR, Berlin 1979, Seite 250. 

8 Zu Preisen und zur Struktur des jeweiligen Jah- 
res. 


Aufwendungen des Staates als gesell- 
schaftliche Fonds zur Sicherung und 
weiteren Erhöhung des materiellen und 
kulturellen Lebensniveaus des Volkes 


Die Mittel, die vom sozialistischen Staat 
als gesellschaftliche Fonds bereitgestellt 
werden, bilden den größten Ausgaben- 
komplex des Staatshaushaltes. Sie die- 
nen der Verwirklichung des sozialpoli- 
tischen Programms und erhöhen das 
Realeinkommen der Bevölkerung. Die 
hervorragenden Leistungen aller Werk- 
tätigen, besonders der, Arbeiter in den 
volkseigenen Betrieben, haben Voraus- 
setzungen geschaffen, daß die Leistun- 
gen und die Zuwendungen des Staates 
aus den gesellschaftlichen Fonds nach 
dem VIII. und IX. Parteitag der SED 
von Jahr zu Jahr wesentlich erhöht wer- 
den konnten (s. Tabelle 4.2.). 


Für den Zeitraum 1976 bis 1980 werden 
die Zuwendungen des Staates aus ge- 
sellschaftlichen Fonds auf 207 bis 
210 Md. M erhöht. Damit werden die 
gesellschaftlichen Fonds für eine Fa- 
milie mit 4 Personen im Jahre 1980 mo- 
natlich etwa 680 M betragen.” 


Diese Entwicklung der Zuwendungen 
aus gesellschaftlichen Fonds unter- 
streicht die Feststellung im Programm 
der SED: 


„Bei der Erhöhung des Realeinkom- 
mens erhalten die gesellschaftlichen 
Fonds eine zunehmende Bedeutung. Sie 
werden schneller als die Lohn- und 
Prämienfonds wachsen und vor allem 
für Maßnahmen zur Entwicklung des 
Gesundheits- und Sozialwesens, der 
Volksbildung, der Kultur und des Sports 
verwendet. ”!0 \ 


9 Vogl. Direktive des IX. Parteitages der SED zum 
Fünfjahrplan für die Entwicklung der Volkswirt- 
schaft der DDR in den Jahren 1976-1980. Dietz 
Verlag, Berlin 1976, S. 21/22. 

10 Programm der SED. Dietz Verlag, Berlin 1976, 
S. 24. 
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“ einem Viertel 


Die großen Fortschritte auf dem Gebiet 
- der Sozialpolitik waren möglich, weil 
durch die erfolgreiche Wirtschaftspoli- 
tik die Leistungskraft der 'Volkswirt- 
schaft der DDR kontinuierlich und dy- 
namisch vergrößert werden konnte.. Die 
PRR produzierte im Jahre 1976 mit 
der Bevölkerungszahl 
doppelt so viel Industriewaren wie das 
ganze imperialistische Deutschland im 
Jahre 1936.11 

Die Arbeiter und alle Werktätigen ver- 
stehen immer besser den Zusammenhang 
zwischen der Vergrößerung der Lei- 
stung am eigenen Arbeitsplatz und den 
sich daraus ergebenden größeren Mög- 
lichkeiten bei der Verwirklichung der 
Hauptaufgabe. Dieser grundlegende Zu- 
sammenhang spiegelt sich auch in den 
wachsenden Zuwendungen des Staates 
aus gesellschaftlichen Fonds wider. Die 
Ergebnisse des Kampfes um höhere 
Effektivität ihrer Arbeit kominen den 
Werktätigen direkt und indirekt stän- 
dig zugute. 

Im Gegensatz dazu wälzt der kapitali- 
stische Staat über den Staatshaushalt 
die Auswirkungen der allgemeinen 


Krise des Kapitalismus, die sich stän- - 


dig verschärft, auf die Werktätigen ab, 
indem die ohnehin zu niedrigen Auf- 
wendungen für das Bildungs-, Sozial- 
‚und Wohnungswesen, die Kultur und 
andere Bereiche weiter verringert wer- 
den oder wesentlich langsamer wach- 
sen als die Rüstungsausgaben und die 
Ausgaben für den staatlichen Unter- 
drückungsapparat. 


Ausgaben des Staatshaushaltes für die 
ständige Modernisierung der materiell- 
technischen Basis 


Die Beschleunigung des wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts ist die 
Schlüsselfrage für den Leistungsanstieg 
in unserer Volkswirtschaft. Wissen- 
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schaft und Technik müssen deshalb 
ständig so entwickelt und genutzt wer- 
den, daß eine hohe Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität und ein großer, sta- 
biler ökonomischer Leistungsanstieg in 
der Wirtschäft erzielt werden. 


Die Mittel zur Finanzierung von Wis- 
senschaft und Technik sowie von aus- 
gewählten Investitionsvorhaben müs- 
sen die volkseigenen Kombinate und 
Betriebe grundsätzlich selbst erwirt- 
schaften. Es gibt jedoch zahlreiche be- 
sonders umfangreiche Aufgaben auf 
dem Gebiet von Wissenschaft und Tech- 
nik sowie große Investitionsvorhaben, 
die finanzielle Mittel in einer solchen 
Höhe erfordern, daß die entsprechen- 
den Fonds der einzelnen Kombinate 


und Betriebe oder Wirtschaftszweige 


nicht ausreichen würden. In der Regel 
handelt es sich dabei um wissenschaft- 
lich-technische Aufgaben und Investi- 
tionsvorhaben, die gesamtvolkswirt- 
schaftliche Bedeutung haben. Zu ihrer 
Finanzierung stellt der sozialistische 
Staat über den Staatshaushalt planmä- 
Sig die Mittel bereit. Im Jahre 1978 
wurden z. B. zur Verfügung gestellt:!? 


- Haushaltsmittel für 
Wissenschaft und Technik 
sowie für Forschungs- 
einrichtungen 2174,1 Mill, M. 
— Haushaltsmittel 
zur Finanzierung 
von Investitionen 
— Ausgaben für die 
Unterhaltung und 
. Instandsetzung 
der Verkehrswege 
(Straßen, Wasserstra- 


57208,4 Mill. M. 


11 Vgl. Honecker, E.: Die Aufgaben der Partei bei 
der weiteren Verwirklichung der Beschlüsse des 
IX. Parteitages der SED. Dietz Verlag, Berlin 
1978, S. 25. 

12 Neues Deutschland vom 29. 6. 1979, S. 3. 


ßen, Schienenwege, 

See- und Binnenhäfen 

sowie Flugplätze) 3114,9 Mill. M. 
— Produktgebundene 

Preisstützungen 

für Roh- und 


Grundstoffe 4 522,2 Mill. M. 


Ausgaben zur Förderung der Intensi- 
vierung der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion und des schrittweisen Über- 


gangs zu industriemäßigen Produktions- . 


methoden 


Die soziälistische Landwirtschaft der 
DDR hat sich auf der Grundlage der 
Landwirtschaftspolitik der SED hervor- 
ragend entwickelt. Auch auf diesem 
Gebiet der Klassenauseinandersetzung 
hat sich eindeutig die Überlegenheit des 
Sozialismus über den Kapitalismus er- 
wiesen. Die Landwirtschaft versorgt 
heute unsere Bevölkerung überwiegend 
mit Nahrungsmitteln aus der eigenen 
Produktion und die Industrie mit vie- 
len wichtigen Rohstoffen. 


Durch die sozialistische 
der Landwirtschaft werden zugleich die 
Lebensbedingungen auf dem Lande 
mehr und mehr denen in der Stadt an- 
geglichen. Die Entwicklung einer mo- 
dernen sozialistischen Landwirtschaft 
wird durch die Bereitstellung erheb- 
licher Mittel aus dem Staatshaushalt 
seit Jahrzehnten planmäßig gefördert. 
Zur Erhöhung der Pf£lanzenproduktion 
waren und sind z. B. mehr und lei- 
stungsfähigere Traktoren, Mähdre- 
scher, Kartoffel- und Rübenkombines, 
Beregnungsanlagen sowie umfangrei- 
che Meliorationen erforderlich. Zur 
raschen Steigerung der tierischen Pro- 
duktion wurden u. a. moderne große 
Produktionsanlagen errichtet. Von 1960 
bis 1978 erhöhte sich dadurch der 
Grundmittelbestand in unserer Land- 
wirtschaft von 20,5 auf 55,1 Md. M. 


Entwicklung 


Im Staatshaushaltsplan 1979 wurden 
zur Förderung der sozialistischen In- 
tensivierung der Produktion und zum 
schrittweisen Übergang zu industrie- 
mäßigen Produktionsmethoden für die 
volkseigenen Güter, die landwirtschaft- 
lichen und gärtnerischen Produktions- 
genossenschaften und ihre kooperativen 
Einrichtungen über 2,3 Md. M für Me- 
liorationen, Investitionszuschüsse, pro- 
duktgebundene Preiszuschläge und an- 
dere produktionsfördernde Maßnah- 
men bereitgestellt. Hinzu kommen über 
48 Md. M für produktgebundene 
Preisstützungen für Produktionsmittel 
für landwirtschaftliche Betriebe und 
weitere 1,2 Md. M für staatliche Auf- 
gaben im Bereich der Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft. !% 


Ausgaben für die nationale Verteidi- 
gung und für den Staatsapparat 


Die sozialistische Staatengemeinschaft 
führt einen unermüdlichen und konse- 
quenten Kampf um die Erhaltung und 
Sicherung des Friedens sowie für welt- 
weite Abrüstung. Die Feinde des Frie- 
dens und des Sozialismus wären nicht 
zu zügeln, wenn ihnen die sozialisti- 
schen Staaten schlecht bewaffnet gegen- 
überstünden. Trotz bestimmter Fort- 
schritte in der internationalen Entspan- 
nung. ist und bleibt es das Hauptziel 
des Imperialismus „seine Positionen zu 
bewahren und zu erweitern, die soziali- 
stische Ordnung zu untergraben und 
zu vernichten”!®. Zur Erreichung die- 
ses. Zieles verstärken die aggressivsten 
Kräfte der imperialistischen Staaten das 
Wettrüsten und wenden dafür ständig 
mehr finanzielle Mittel auf. Seit der 


13 Statistisches Jahrbuch der DDR 1979. Staatsverlag 
der DDR, Berlin 1979, S. 81. 

14 Gesetz über den Staatshaushaltsplan vom 15. De- 
zember 1978 (GBl. I Nr. 42 $. 463). 

15 Programm der SED. Dietz Verlag, Berlin 1976, 
$. 15. 
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Gründung der NATO wurden von den 
imperialistischen Staaten, die diesem 
Militärbündnis angehören, mehr als 
2 Billionen Dollar für Rüstungszwecke 
ausgegeben.!6 Allein die USA haben 
für die Rüstungen von 1947 bis 1978 
mehr als eine Billion Dollar ausgegeben, 
das ist 3mal mehr als für ihre Teilnahme 
am zweiten Weltkrieg und 36mal mehr 
als für ihre Teilnahme am ersten Welt- 
krieg. Im Mai 1978 beschloß der NATO- 
Rat eine weitere Verstärkung des Wett- 
rüstens, für das zusätzlich 80 Md. Dol- 
lar eingesetzt werden sollen.!7 
Angesichts dieser Entwicklung müssen 
die dem Warschauer Vertrag angehören- 
den sozialistischen Staaten im Interesse 
der Erhaltung des Friedens ihre Vertei- 
digungskraft ständig erhöhen. Im Pro- 
gramm der SED ist deshalb festgelegt: 
„Die Gewährleistung des Friedens und 
der Sicherheit erfordert auch von der 
Deutschen Demokratischen Republik 
die weitere Stärkung der Verteidigungs- 
bereitschaft. Die Sozialistische Einheits- 
partei Deutschlands geht auch in Zu- 
kunft davon aus, für die Lösung dieser 
Aufgabe im festen Bündnis mit der 
UdSSR und den anderen sozialistischen 
Staaten, durch die unerschütterliche 
Waffenbrüderschaft mit der Sowjet- 
armee und den anderen Bruderarmeen 
ihren Beitrag zu leisten.”!8 

Die dafür notwendigen finanziellen Mit- 
tel stellt unser Staat über den Staats- 
haushalt zur Verfügung. 1979 waren im 
'Staatshaushaltsplan für die nationale 
Verteidigung der DDR 8,6 Md. M vor- 
gesehen”. Für die öffentliche Sicher- 
heit, Rechtspflege und Sicherung der 
Staatsgrenze enthält der Staatshaus- 
haltsplan 3,4 Md. M. 

Der sozialistische Staat hat als Haupt- 
‘instrument der Werktätigen bei der Ge- 
staltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft vielseitige und umfang- 
reiche Aufgaben, zu deren Durchfüh- 
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rung der sozialistische Staatsapparat?® 
notwendig ist. Die Löhne und Gehälter 
der Mitarbeiter des Staatsapparates und 
die für ihre Tätigkeit erforderlichen 
sachlichen Voraussetzungen werden 
durch den Staatshaushalt finanziert. 
Diese Ausgaben für den Staatsapparat 
und die wirtschaftsleitenden Organe be- 
trugen 1978 rund 3,6 Md. M.?! 


Aufgaben 
1. Erklären Sie an Beispielen, wie 
der Staatshaushalt zur Verwirk- 
lichung der Hauptaufgabe genutzt 
wird! 


2. Erkundigen Sie sich, wie der 
Haushalt Ihrer Stadt oder Gemeinde 
oder Ihres Heimatkreises zur Durch- 
setzung der Wirtschafts- und Sozial- 
politik ‘im Territorium’ beiträgt! 


3. Erklären Sie Arten und Bedeu- 
tung der Einnahmen des Staatshaus- 
haltes aus der volkseigenen Wirt- 
schaft! 


4. Erläutern Sie an Beispielen, wie 
die Steuern und Abgaben zur Durch- 
setzung der Wirtschafts- und Sozial- 
politik des sozialistischen Staates 
beitragen! 


5. Erklären Sie Inhalt und Bedeu- 
tung der gesellschaftlichen Fonds! 


6. Begründen Sie, warum der soziu- 
listischen Landwirtschaft Mittel aus 
dem Staatshaushalt zur Yeriüigung 
gestellt werden! 


16 Vgl. Neuer Weg, Nr. 6/1976, $. 263. 

17 Vgl. Ponomarjow: Ein gefährlicher Kurs. In: Zu 
Problemen des Friedens und des Sozialismus, 
Heft 8/1978, S. 1012. 

18 Programm der SED. Dietz Verlag, Berlin 1976, 
5.63. 

19 Gesetz über den Staatshaushaltsplan 1979 vom 
15. Dezember 1978 (GBl.I Nr. 42 S. 462). 

20 Der sozialistische Staatsapparat sind die staat- 
lichen Organe, Institutionen und Einrichtungen 
des sozialistischen Staates, mittels derer die 
Volksvertretungen die staatlichen Funktionen aus- 
üben (vgl. Wörterbuch zum sozialistischen Staat, 
Dietz Verlag, Berlin 1974, $. 325). 

21 Neues Deutschland vom 29, 7.1979, S.3. 


7. Welche Bedeutung haben die Aus- 
gaben für die Verteidigung und für 
die Sicherheit der DDR? 


4.1.3. 
Planmäßigkeit und Stabilität 
des Staatshaushaltes 


4.1.3.1. 
Planmäßigkeit 
des Staatshaushaltes 


Planung des Staatshaushaltes 


Für die sozialistische Gesellschaft ist 
typisch, daß ihre gesamte Entwicklung 
planmäßig geleitet "und gestaltet wird. 
Auch die mit den Ware-Geld-Beziehun- 
gen verbundenen Wertkategorien wir- 


ken unter sozialistischen Produktions- 


verhältnissen nicht mehr spontan, son- 
dern sie werden planmäßig ausgenutzt. 
Das gilt auch für den Staatshaushalt. 
Die Planung des Staatshaushaltes ist 
fester Bestandteil der Planung der so- 
zialistischen Volkswirtschaft. Sie erfolgt 
in Übereinstimmung mit der Volkswirt- 
schaftsplanung und nach dem Grund- 
satz der Einheit von materieller und 
finanzieller Planung.” Dabei werden 
die Erkenntnisse aus der Analyse und 
Kontrolle der Plandurchführung be- 
rücksichtigt. 

Im Staatshaushaltsplan werden der Um- 
fang und die Quellen der Einnahmen 
sowie die Höhe und der Verwendungs- 
zweck der Ausgaben des Staates für ein 
Jahr festgelegt. 

Mit der Planung des Staatshaushaltes 
wird auf allen Ebenen der Volkswirt- 
schaft aktiv Einfluß genommen auf 


— die Erreichung hoher Produktions- 
und Leistungsziele sowie die Erhö- 
hung der Effektivität, besonders in 


den volkseigenen Kombinaten und 
Betrieben, 

- den zweckmäßigsten Einsatz der 
materiellen und finanziellen Fonds 
und die Durchsetzung des sozialisti- 
schen Sparsamkeitsprinzips in allen 
Bereichen und auf allen Gebieten 
des gesellschaftlichen Lebens, 

— die Erschließung aller betrieblichen 
und territorialen Leistungs- und Ef- 
fektivitätsreserven. 


Im Staatshaushaltsplan werden die Fi- 
nanzbeziehungen erfaßt, die zwischen 
den Organen des Staates und volkseige- 
nen Kombinaten und Betrieben, soziali- 
stischen Genossenschaften, privaten 


‚Handwerkern und Gewerbetreibenden, 


Organisationen und Einrichtungen so- 
wie der Bevölkerung bestehen. Der Pla- 
nung der Einnahmen und Ausgaben des 
Staatshaushaltes werden in zunehmen- 
dem Maße Normen und Richtwerte zu- 
grundegelegt. 


Das Gesetz über den Staatshaushaltsplan 


Die Volkskammer der DDR beschließt 
jährlich den Staatshaushaltsplan als Ge- 
setz. Damit werden gesetzlich fest- 
gelegt: 

— die Einnahmen und Ausgaben des 
Staates (untergliedert in .die Ein- 
nahmen und Ausgaben des 'Staats- 
haushaltsplanes und die Höhe der 
nach der wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung planmäßig zu bilden- 
den und zu verwendenden Fonds 
der volkseigenen Kombinate und 
Betriebe aus Gewinn), 

— die Einnahmen und Ausgaben des 
zentralen Haushaltes, 

— die Einnahmen und Ausgaben der 
Haushaltspläne .der Bezirke ins- 
gesamt einschließlich des Anteils der 


22 Vogl. Abschnitt 2.2.5. 
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Haushalte der Bezirke an den Ge- 
samteinnahmen des Staatshaushaltes 
sowie der Kassenbestand jedes Be- 


Beispiel: 


Auszug aus dem Gesetz über den 
Staatshaushaltsplan 197923 


81 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben des 
Staates, des Staatshaushaltsplanes 
der Deutschen Demokratischen Re- 
publik und die Fonds der VEB, 
volkseigenen Kombinate und VVB 
aus Gewinn werden wie folgt bestä- 
tigt: 


mm 


Ein- Staats-- Fonds 
nahmen haus- der VEB, 
und haltsplan volks- 
Ausgaben eigenen 
des Kombi- 
Staates nate und 
VVB aus 
Gewinn 
— in Mill. M— 
Einnahmen 155 744,7 137 363,4 18 381,3 
Ausgaben 155 681,7 137 300,4 18 381,3 


m En > 
Überschuß 
der Einnah- 
men über die 
Ausgaben im 
Jahre 1979 63,0 63,0 — 
(2) Der zentrale Haushaltsplan und die 
Haushaltspläne der Bezirke werden 


wie folgt bestätigt: 


a en EEE 


Zentraler Haushalts- 

Haushalts- pläne der 

plan Bezirke 
Einnahmen 104 809,8 32 553,6 
Ausgaben 104 746,8 32 553,6 

m N un, 
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zirkes am Anfang und am Ende des 
Planjahres, 

— die Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltes der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten und 
der Sozialversicherung der Mitglie- 
der sozialistischer Produktionsge- 
nossenschaften und anderer werktä- 
tiger Schichten sowie die jeweiligen 
Zuschüsse aus dem Staatshaushalt. 


Mit dem Gesetz über den Staatshaus- 
haltsplan wird bestimmt, welche Aufga- 
ben des sozialistischen Staates aus dem 
Staatshaushalt zu finanzieren sind und 
in welchem Umfang der sozialistische 
Staat dazu Mittel in Form von Abfüh- 
rungen der volkseigenen Kombinate und 
Betriebe, Abgaben der sozialistischen 
Landwirtschaft, Steuern, Gebühren und 
Beiträgen im Staatshaushalt zentrali- 
siert. " 


Haushaltspläne der staatlichen Organe 
und staatlichen Einrichtungen 


Im Zuge der Vorbereitung des Staats- 
haushaltsplanes für das folgende Plan- 
jahr werden durch das Ministerium der 
Finanzen Analysen, Berechnungen, Ab- 
stimmungen und Bilanzierungen vor- 
genommen. Danach erhalten die staat- 
lichen Organen und staatlichen Einrich- 
richtungen eine Reihe von Kennziffern 
als staatliche Aufgabe für den auszu- 
arbeitenden Entwurf ihres Haushalts- 
planes für das kommende Planjahr. 


In Plandiskussionen werden die Auf- 
gahen den Werktätigen erläutert und 
ihre Erfahrungen und Hinweise ge- 
nutzt, um die vorgesehenen materiellen 
Planaufgaben in hoher Qualität mit 
einem möglichst geringen Aufwand 
unter Durchsetzung des Prinzips sozia- 
listischer Sparsamkeit durchzuführen. 


23 Gesetz über den Staatshaushaltsplan 1979 vom 
15. Dezember 1978 (GBl. I Nr. 42 S, 462). 


Nach der Überprüfung der Planentwürfe 
durch das übergeordnete Organ und 
zentraler Bilanzierung der Einnahmen 
und Ausgaben des Staates für das fol- 
gende Planjahr erfolgt die endgültige 
Ausarbeitung des Staatshaushaltsplanes 
und seine Vorlage an den Ministerrat 
und durch ihn an die Volkskammer zur 
Beratung und Beschlußfassung. 

Auf der Grundlage des von der Volks- 
kammer beschlossenen Gesetzes über 
den Staatshaushaltsplan werden den 
zentralen Staatsorganen, den örtlichen 
Räten und ihren Einrichtungen staat- 
liche Planauflagen übergeben. Anhand 
der Planauflagen werden von den staat- 
lichen Organen und staatlichen Einrich- 
tungen die Haushaltspläne für das ent- 
sprechende Jahr aüfgestellt. 

Die örtlichen Volksvertretungen be- 
schließen den Haushaltsplan ihres Terri- 
toriums für das jeweilige Jahr. Mit die- 
sem Beschluß werden festgelegt 


— die Einnahmen und Ausgaben des 
örtlichen Haushalts und die aus Ge- 
winn planmäfig zu bildenden Fonds 
der unterstellten volkseigenen Be- 
triebe, Kombinate und wirtschafts- 
leitenden Organe, die nach dem Prin- 
zip der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung arbeiten, 

— die Einnahmen und Ausgaben. des 
Haushaltes des örtlichen Rates und 


-- die Einnahmen und Ausgaben der 
Haushalte der nachgeordneten 
Volksvertretungen insgesamt sowie 
der Anteil an den Gesamteinnahmen 
des Staatshaushaltes und der Kas- 
senbestand für jede nachgeordnete 
Volksvertretung. 


Beispiel: 


Der Haushaltsplan einer Stadt wird für 
das Planjahr mit folgenden Einnahmen 
und Ausgaben bestätigt: 


Einnahmen 32,8 Mill. M' 
Ausgaben 32,8 Mill. M 
Kassenbestand 

am 1.1. und 31. 12. 19.. 0,2 Mill. M 


Diese Einnahmen und Ausgaben werden 
nach Einzelplänen gegliedert (s. Tabelle 
4.:3.). j 


Dokumentation der Haushaltspläne 


Die bestätigten Haushaltspläne werden 
nach der vom Minister der Finanzen 
festgelegten Ordnung dokumentiert. Die 
Dokumentation der Haushaltspläne ist 
die Beurkundung der von den Volks- 
vertretungen beschlossenen Pläne. Die 
dokumentierten Haushaltspläne sind 
die ordnungsgemäßen Grundlagen für 
die Durchführung, Abrechnung und 
Kontrolle der beschlossenen Haushalts- 
pläne. 


4.1.3.2. 
Stabilität 
des Staatshaushaltes 


Eng verbunden mit der Planmähigkeit 
des Staatshaushaltes ist seine Stabilität. 
Sie drückt sich vor allem in der konti- 
nuierlichen Steigerung der Einnahmen 
und Ausgaben aus. Die Grundlage dafür 
ist die planmäßige, dynamische Lei- 
stungsentwicklung der sozialistischen 
Volkswirtschaft der DDR, die sich ins- 
besondere in Umfang und Effektivität 
der Produktion und im kontinuierlichen 
Wachstum des Nationaleinkommens 
ausdrückt. 


Die Stabilität des sozialistischen Staats- 
haushaltes zeigt sich außerdem in sei- 
ner Ausgeglichenheit. Sie wird vor allem 
durch hohe Rentabilität und' Effektivi- 
tät der volkseigenen Wirtschaft, Anwen- 
dung des sozialistischen Sparsamkeits- 
prinzips und planmäßige proportionale 


119 


Tabelle 4.3. 
“ Beispiel für die Gliederung 


der Einnahmen und Ausgaben nach Einzelplänen 


Insgesamt 


'Einzel- Bezeichnung Einnahmen Ausgaben 
plan Nr. in TM in TM 
03 Staatliche Verwaltung 11,5 1 300,0 
05 Inneres 30,0 150,0 
08 Finanzen 3 600,0 65,0 
16 Handel und Versorgung 725,0 2 100,0 
19 Gesundheits- und Sozialwesen 640,0 5 660,0 
22 Straßenwesen — 4 700,0 
24 Bauwesen 5,0 160,0 
25 Volksbildung 105,0 6 800,0 
30 Kultur 465,0 2 200,0 
35 Jugend, Sport, Naherholung 40,0 800,0 
36 Wohnungswirtschaft 3 200,0 5 900,0 
37,1 ÖVW —- stadtwirtschaftliche Dienstleistungen 800,0 - 2 500,0 
37,2 ÖVW — Betriebe 678,0 65,0 
42 Steuereinnahmen 2 300,0 — 
70 Berufsausbildung 0,5 200,0 
nen MY BEER NSS SEES EFOREEEEVESEESEGEED. ARE NEE 
Zwischensumme 12 600,0 32 600,0 
Anteil an den Gesamteinnahmen 
des Staatshaushaltes 20 000,0 m 
Bestand am 1.1. 19.. 200,0 — 
Überschuß am 31. 12. 19.. — 200,0 


Te TT | 


32 800,0 32 800,0 


mm mm 


Entwicklung der Volkswirtschaft ge- 
währleistet. 

Die Stabilität des Staatshaushaltes der 
DDR und seine zentrale Stellung bei 
der Finanzierung des Volkswirtschafts- 
planes werden auch in seinem wachsen- 
den Volumen sichtbar. Seit dem Grün- 
dungsjahr der DDR ist das Volumen 
des Staatshaushaltes im Jahre 1979 auf 
mehr als das Fünffache angestiegen. 


Aufgaben 
1. Begründen Sie, warum der so- 
zialistische Staatshaushalt durch 


Planmäßigkeit, Stabilität und Aus- 
'geglichenheit gekennzeichnet ist! 

2. Erläutern Sie die grundlegenden 
Aufgaben, die mit dem Staatshaus- 
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haltsplan und den Haushaltsplänen 
der staatlichen Organe und Einrich- 
tungen festgelegt werden! 


4.1.4. 
Einheitlichkeit und Aufbau 
des Staatshaushaltes 


4.1.4.1. 
Einheitlichkeit 
des Staatshaushaltes der DDR 


Seit der Haushaltsreform im Jahre 1950 
werden in der DDR die Haushalte der 
staatlichen Organe aller Leitungsebenen 
im einheitlichen Staatshaushalt der DDR 


zusammengeschlossen. Der Staatshaus- 
halt der DDR und die Haushalte der 
Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden 
dienen einheitlich der Verwirklichung 
der politischen, wirtschaftlichen, sozia- 
len und kulturellen Ziele, die in den 
Fünfjahrplänen und den Jahresplänen 
vom sozialistischen Staat festgelegt sind. 
Die Grundlage für die Einheitlichkeit 
des Staatshaushaltes ist die prinzipielle 
Interessenübereinstimmung auf allen 
Ebenen unseres Staates. Sie beruht auf 
den sozialistischen Produktionsverhält- 
nissen, auf dem Charakter unseres Staa- 
tes als Arbeiter-und-Bauern-Macht und 
auf der einheitlichen politischen Ziel- 
stellung. 


Die konkreten Aufgaben für die einzel- 
nen Haushalte sind jedoch unterschied- 
lich. Eine Gemeinde hat z. B. andere 
Aufgaben zu lösen als ein zentrales 
Staatsorgan. Das Bestimmende ist. je- 
doch, daß alle Staatsorgane ohne Aus- 
nahme für das Wohl der Menschen ar- 
beiten und ihre Haushalte stets der 
Durchführung der Hauptaufgabe die- 
nen. 


Mit der Einheitlichkeit des Staatshaus- 
haltes ist sein einheitlicher Aufbau un- 
lösbar verbunden. Der Aufbau des 
Staatshaushaltes ist seinen Zielen unter- 
geordnet und dient ihrer Durchsetzung. 


4.1.4.2. 
Einheitlicher Aufbau 
des Staatshaushaltes der DDR 


Bedeutung der Einheitlichkeit des 
Staatshaushaltes 


Für die Leitung und Planung der gesell- 
schaftlichen Entwicklung durch den so- 
zialistischen Staat ist der einheitliche 
Aufbau des Staatshaushaltes der DDR 
aus folgenden Gründen notwendig: 


— Er ermöglicht es, daß die im Staats- 
haushalt zentralisierten, Mittel in 
Übereinstimmung mit den Aufgaben 
des Volkswirtschaftsplanes an den 
Stellen eingesetzt werden können, 
an denen sie benötigt werden. Die 
zentral beschlossenen und bilanzier- 
ten Maßnahmen können in der ge- 
samten Republik einheitlich und un- 
abhängig von der Finanzkraft eines 
Kreises, einer Stadt oder Gemeinde 
durchgeführt werden. 

— Er trägt dazu bei, alle Volksvertre- 
tungen in die Lage zu versetzen, 
ihre Rechte und ihre Verantwortung 
für die Haushaltswirtschaft im Terri- 
torium in vollem Umfang wahrzu- 
nehmen. Jede Volksvertretung ver- 
fügt für ihren Verantwortungs- 
bereich über einen eigenen Haus- 
halt. Sie entscheidet auf der Grund- 
lage der Staatshaushaltsordnung und 
anderer gesetzlicher Bestimmungen 
eigenverantwortich über ihren 
Haushaltsplan. Die örtlichen Organe 
erhalten für die Lösung ihrer. Auf- 
gaben planmäßig finanzielle Mittel 
aus dem zentralen Haushalt in Form 
eines absoluten Betrages als „Anteil 
an den Gesamteinnahmen des Staats- 
haushaltes“. 


Dieser Anteil trägt den Charakter einer 
eigenen Einnahme. 


Hauptmerkmale des einheitlichen Auf- 
baus des Staatshaushaltes 


Der einheitliche Aufbau des Staatshaus- 
haltes der DDR ist durch folgende 
Merkmale gekennzeichnet: 


1. Entsprechend dem Prinzip des demo- 
kratischen Zentralismus sind im ein- 
heitlichen Staatshaushalt alle Haus- 
halte fest miteinander verbunden. 
Jeder Haushalt ist Bestandteil des 
Haushaltes der nächsthöheren staat- 
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lichen Leitungsebene. Der Haushalt 
einer Gemeinde z. B. ist zugleich Be- 
standteil des Haushaltes des Kreises. 
Dieser Aufbau des Staatshaushaltes 
nach dem Prinzip des demokrati- 
schen Zentralismus entspricht der 
grundsätzlichen Übereinstimmung 
der Interessen der örtlichen Organe, 
der Betriebe und Einrichtungen mit 
den zentralen Erfordernissen. Er ge- 
währleistet, daß die Haushaltsmittel 
bei dem’ Staatsorgan geplant und 
eingesetzt werden, das für die Lö- 
sung der betreffenden staatlichen 
Aufgaben verantwortlich ist. 


2. Der Aufbau des Staatshaushaltes 
geht vom einheitlichen Aufbau des 
Staates aus. Demzufolge umfaßt der 
Staatshaushalt der DDR :* 


a) den zentralen Haushalt, der aus 
den Haushalten der zentralen 
Staatsorgane besteht, 

b) den Haushalt der Hauptstadt der 
DDR und die Haushalte der Be- 
zirke und Kreise, 

c) die Haushalte der Städte, Gemein- 
den und Gemeindeverbände, 

d) den Haushalt der Sozialversiche- 
rung als selbständigen Bestandteil 
des Staatshaushaltes innerhalb des 
zentralen Haushaltes. 


Die unter b) und c) genannten Haus- 
halte werden auch als „örtliche Haus- 
halte” oder „Haushalte der örtlichen Or- 
gane der Staatsmacht” bezeichnet. 


Zentraler Haushalt 


Der zentrale Haushalt besteht aus den 
Haushalten der zentralen Organe und 
dem Haushalt der Sozialversicherung. 
In den Haushalten der zentralen Organe 
sind alle Einnahmen und Ausgaben der 
zentralen Staatsorgane und der ihnen 
direkt unterstellten Einrichtungen er- 
faßt. Im zentralen Haushalt werden die 
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: Abführungen der zentralgeleiteten Indu- 


strie und andere wichtige Einnahmen 
zentralisiert. Aus ihm werden Aufgaben 
und Maßnahmen von gesamtgesell- 
schaftlicher Bedeutung finanziert, z. B. 
Maßnahmen für den Ausbau der ma- 
teriell-technischen Basis der Volkswirt- 
schaft, Ausgaben für das Bildungs-, 
Gesundheits- und Sozialwesen sowie für 
die nationale Verteidigung. 


Ein selbständiger Bestandteil des Staats- 
haushaltes innerhalb des zentralen 
Haushaltes ist der Haushalt der Sozial- 
versicherung. Zu ihm gehören: 


a) die Sozialversicherung der Arbeiter 
und Angestellten beim Bundesvor- 
stand des FDGB, 

b) die Sozialversicherung der Mitglie- 
der der sozialistischen. Produktions- 
genossenschaften und der anderen 
werktätigen Schichten bei der Staat- 
lichen Versicherung der DDR. 


Die Einnahmen der Sozialversicherung 
sind im Unterschied zu allen anderen 
Einnahmen des Staatshaushaltes zweck- 
gebunden und nicht allgemeines Dek- 
kungsmittel. Der Haushalt der Sozial- 
versicherung wird deshalb im Gesetz 
über den Staatshaushaltsplan gesondert 
beschlossen. 


Haushalte der Bezirke 


Im Jahre 1979 verfügten die örtlichen 
Volksvertretungen über Haushaltsein- 
nahmen in Höhe von rd. 32,5 Md. M. 
Fast 18,9 Md. M davon waren der An- 
teil der örtlichen Staatsorgane an den 
Gesamteinnahmen des Staatshaushaltes. 
Das Haushaltsvolumen der einzelnen Be- 
zirke hängt in erster Linie von der 
Größe des Bezirkes und den im Bezirk 
planmäßig zu lösenden Aufgaben ab. 


24 Gesetz über die Staatshaushaltsordnung der DDR 
vom 13. Dezember 1968 (GBl. I Nr. 23 S. 383). 


Zentraler Haushalt 


Haushalt der 
Sozialversiche- 
rung 


Haushalte der 
zentralen 
Staatsorgane! 


Haushalt des Rates 
des Bezirkes! 


Haushalt des Rates 
des Kreises! 


einschließlich des Haushältsvolumens der Fachorgane sowie 
der direkt unterstellten staatlichen Einrichtungen 


Abb. 4.1. 

Aufbau 

des einheitlichen Staatshaushaltes 
der DDR 


Ein Bezirkshaushalt umfaßt den Haus- 
halt.des Rates des Bezirkes und die zu- 
sammengefaßten Haushalte seiner Stadt- 
und Landkreise. 


Im Haushalt des Rates eines Bezirkes 
sind alle Haushaltsbeziehungen zu den 


“direkt unterstellten Betrieben und Ein- ° 


richtungen und für alle durch den Be- 
zirk direkt durchzuführenden Maßnah- 


* men enthalten Das betrifft insbesondere 


Staatshaushatt der DDR | | 


Haushalte der Hauptstadt der DDR 
und der Bezirke _ (Zusammenfassung) 


Haushalt eines Bezirkes 


Haushalte der Kreise | 
' (Zusammenfassung) 


Haushalt eines Kreises 


Haushalt der Städte 


und Gemeinden _ 
(Zusammenfassung) - 


Haushalt einer Stadt/ ; 
Gemeinde! 
Betriebe der örtlichen Industrie, der 
Bauwirtschaft (vor allem die Woh- 


nungsbaukombinate), des Konsumgüter- 


handels und Teile des Nahverkehrs so- 
wie bestimmte Einrichtungen und Maß- 
nahmen des Gesundheitswesens, des 
Bildungswesens und der Kultur, wenn 
ihre Bedeutung über den Rahmen eines. 
Kreises hinausgeht. 


Haushalte der Kreise 


Der Haushalt eines Kreises umfaßt den 
Haushalt des Rates des Kreises und die 
zusammengefaßten Haushalte der zum 
Kreis gehörenden Städte, 
und Gemeindeverbände. Im Haushalt 
eines Rates des Kreises sind alle Haus- 
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Gemeinden 


haltsbeziehungen zu den direkt unter- 
‚stellten Betrieben und Einrichtungen 
und die finanziellen Mittel für die Maß- 
nahmen, die gemäß dem Plan unter 
Verantwortung des Rates des Kreises 
. durchgeführt werden, enthalten. In die- 
sen Haushalten werden vor allem die 
wachsenden Ausgaben für die dem ein- 
zelnen örtlichen Staatsorgan unter- 
stehenden Einrichtungen der Volksbil- 
- dung, des Gesundheits- und Sozialwe- 
sens, der Wohnungswirtschaft und der 
Kultur berücksichtigt. 


Eine wichtige Rolle spielen auch die Be- 
ziehungen zur örtlichen Versorgungs- 
‚wirtschaft, zur sozialistischen Land- 
wirtschaft und zu den kreisgeleiteten 
Betrieben des Handels und des Ver- 
kehrs, 


Bei großen Stadtkreisen setzt sich der 
Haushalt des Kreises aus dem des Rates 
des Kreises und dem zusammengefaßten 
Volumen der Haushalte der Stadtbe- 
zirke zusammen. 


Haushalte der Städte und Gemeinden 


Die Haushalte der Städte und Gemein- 
den bilden die unterste Ebene des ein- 
heitlichen Staatshaushaltes der DDR. 
Ihre Einnahmen und Ausgaben ergeben 
sich im wesentlichen aus den finanziel- 
len Beziehungen zu den ihnen unter- 
stellten Betrieben und Einrichtungen, 
besonders der örtlichen Versorgungs- 
wirtschaft und des Kommunalwesens, 
sowie aus den Haushaltsbeziehungen 
zu den Bürgern (z. B. Gemeindesteuern, 
Gebühren u.a.). Weitere Einnahme- 
quellen sind z.B. die Erhebung von 
Kurtaxe und Vergnügungssteuer sowie 
die Beteiligung an Wettspielumsätzen 
(z. B. Lotto und Toto) entsprechend der 
Aufteilung durch die übergeordnete 
Volksvertretung. 
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Einnahmen der Haushalte der Städte 
und Gemeinden können auch durch die 
Bereitstellung von Mitteln aus den 
Fonds der volkseigenen Kombinate, 
Betriebe, Genossenschaften und Ein- 
richtungen entstehen, wenn damit auf 
Grund von Verträgen Planaufgaben zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Werktätigen finanziert 
werden, z. B. die Schaffung von Kinder- 
krippen. 


Finanzielle Mittel der Zweckverbände 
und Gemeindeverbände 


Die Bildung von Zweckverbänden und 
Gemeindeverbänden zur gemeinschaft- 
lichen Lösung bestimmter Aufgaben in 
mehreren Städten und Gemeinden dient 
der Zusammenfassung und dem plan- 
mäßigen konzentrierten Einsatz vorhan- 
dener materieller und finanzieller Mit- 
tel. Dadurch wird es möglich, be- 
stimmte Planaufgaben zur weiteren Ver- 


besserung der Arbeits- und Lebensbe- _ 


dingungen der Bevölkerung schneller 
durchzuführen und den Nutzeffekt der 
eingesetzten materiellen und finanziel- 
len Fonds zu erhöhen. Die sozialistische 
Gemeinschaftsarbeit zwischen Gemein- 
den und Städten in Form von Zweckver- 
bänden und Gemeindeverbänden erhöht 
die Verantwortung der beteiligten 
Volksvertretungen für den zweckmäßig- 
sten und effektivsten Einsatz der Mit- 
tel. 


In Zweckverbänden arbeiten mehrere 
Städte und Gemeinden zur Lösung ganz 
bestimmter Aufgaben freiwillig zusam- 
men, z. B. bei der Werterhaltung, bei 
der Sicherung und Verbesserung be- 
stimmter hauswirtschaftlicher Dienstlei- 
stungen und Reparaturen, auf dem Ge- 
biet der Naherholung sowie der Stadt- 
und Gemeindewirtschaft. 


Gemeindeverbände sind eine höhere 
Form der Gemeinschaftsarbeit. In ihnen 
arbeiten mehrere Städte und Gemein- 
den freiwillig in umfassender Weise zu- 
sammen: Das Ziel besteht darin, die 
Wohnverhältnisse, die Versorgung der 
Bevölkerung mit Waren des täglichen 
Bedarfs sowie mit Reparaturen und 
Dienstleistungen, die Naherholungsmög- 
lichkeiten, die kulturelle, gesundheit- 
liche und soziale Betreuung der Bürger 
sowie die Instandhaltung von Straßen 
und die Verkehrsbedingungen gemein- 
sam und gezielt rasch zu verbessern. 


Die finanziellen Mittel, die von den 
Gemeindeverbänden zur Durchführung 
der geplanten Aufgaben benötigt wer- 
den, stellen die dem Verband angehören- 
den Städte und Gemeinden auf Beschluß 
ihrer Volksvertretungen aus ihren Haus- 
halten zur Verfügung. Für die Bewirt- 
schaftung der Haushaltsmittel, die den 
Verbänden von den Städten und Ge- 
meinden übertragen worden sind, gelten 
die gleichen Regelungen wie für die 
Haushaltswirtschaft der Städte und Ge- 
meinden. Das gilt auch dann, wenn Ge- 
meindeverbände eigene Hausbaltspläne 
aufstellen und durchführen. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie Grundlagen und 
Bedeutung der Einheitlichkeit des 
Staatshaushaltes der DDR! 


2. Erklären Sie den Aufbau des 
Staatshaushaltes der DDR und die 
Vorteile dieses einheitlichen Aut- 
baus! 


3. Welche Bedeutung hat der Anteil 
an den Gesamteinnahmen des 
Staatshaushaltes für die Stabilität 
der örtlichen Haushalte? 


4.1.5. 
Verantwortlichkeit 


. für die Leitung und Planung 


des Staatshaushaltes 


4.1.5.1. 

Verantwortlichkeit 

der zentralen 

staatlichen Leitungsorgane 


Die Planung und Durchführung des 
Staatshaushaltes der DDR ist ein Be- 
standteil der Ausübung der politischen 
Macht durch die demokratisch gewähl- 
ten Volksvertretungen des sozialisti- 
schen Staates. ö 
Die Festlegungen der Verantwortlich- 
keit für die Leitung und Planung des 
Staatshaushaltes entsprechen den allge- 
meinen Prinzipien der staatlichen Lei- 
tungstätigkeit. 

Die Volkskammer als. oberstes staat- 
liches Machtorgan der DDR entscheidet 
über die Grundfragen der Planung und 
Durchführung des Staatshaushaltes. Mit 
ihren Beschlüssen, die im Prinzip in Ge- 
setzen ihren Niederschlag finden, wer- 
den die für alle anderen Staatsorgane — 
Ministerrat, zentrale Staatsorgane so- 


. wie örtliche Volksvertretungen und Räte. 


— gültige Rechtsnormen, Grundsätze, 
Aufgaben und Regelungen verbindlich 
festgelegt. 

Die Beratung und Beschlußfassung im. 
Plenum der Volkskammer wird von den 
Ausschüssen der Volkskammer, insbe- 
sondere auch vom Haushalts- und 
Finanzausschuf, vorbereitet. 

Die Volkskammer nimmt nach Ablauf 
jedes Jahres die Rechenschaftslegung 
des Ministerrates über die Durchfüh- 
rung des Gesetzes über den Staatshaus- 
haltsplan sowie die Jahreshaushalts- 
rechnung entgegen und entlastet den 
Ministerrat nach Beratung für die 
Durchführung des Staatshaushaltsplanes 
des vorangegangenen Jahres. 
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Der Ministerrat leitet die Ausarbeitung 
der Ziele und Aufgaben des Staatshaus- 
haltes sowie des Staatshaushaltsplanes 
: für das folgende Planjahr. Er berät und 
bestätigt die erforderlichen Gesetzesent- 
würfe und legt sie der Volkskammer zur 
Beschlußfassung vor. 


Der Ministerrat organisiert die Durch- 
führung des Staatshaushaltsplanes und 
kontrolliert die Minister und Leiter der 
anderen zentralen Staatsorgane sowie 
die Vorsitzenden der Räte der Bezirke 
bei der Durchführung der Haushalts- 
pläne. 


Die Minister und Leiter anderer zentra- 
ler Staatsorgane sind für die Haushalts- 
und Finanzwirtschaft ihres Aufgabenge- 
bietes verantwortlich. Sie haben zu ge- 
währleisten, daß die Abführungen an 
den Staatshaushalt in voller Höhe ge- 
plant, erwirtschaftet und termingemäß 
geleistet werden. Sie sind also dafür ver- 
antwortlich, daß die für ihren Bereich 
bereitgestellten Mittel mit hohem Nut- 
zen für die gesamte Gesellschaft einge- 
setzt werden. Sie müssen die Erfüllung 
ihrer Haushalts- und Finanzpläne analy- 
sieren und die zur Sicherung der Plan- 
erfüllung erforderlichen Maßnahmen 
festlegen. Ihren Haushaltsplan haben sie 
gegenüber dem Minister der Finanzen 
abzurechnen. 


Der Minister der Finanzen ist verant- 

wortlich für 

— die Leitung und Planung des Staats- 
haushaltes in Durchführung der Be- 
schlüsse der Partei der Arbeiter- 
klasse auf der Grundlage der Ver- 
fassung, der Gesetze und anderer 
Rechtsvorschriften, 

— die einheitliche Ausarbeitung, Ab- 
rechnung und Kontrolle des Staats- 
haushaltsplanes nach den Prinzipien 
des demokratischen Zentralismus, 

— die Analyse der Erfüllung des 

. Staatshaushaltsplanes, die Sicherung 
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der Liquidität und die Erreichung 
des geplanten Überschusses. 


Der Minister der Finanzen hat das 
Recht, bei Nichterfüllung der Aufgaben 
des Staatshaushaltsplanes und bei Ver- 
stößen gegen die Haushaltsdisziplin eine 
Rechenschaftslegung des dafür verant- 
wortlichen Leiters vor dem Leiter des 
übergeordneten Staatsorgans oder im 
Ministerrat zu fordern. 

Die Staatsbank der DDR führt die Kon- 
ten des Staatshaushaltes und übernimmt 
damit wichtige Aufgaben der Haushalts- 
durchführung. Der Präsident der Staats- 
bank kann die Kontenführung für Haus- 


haltsorgane anderen Kreditinstituten 
übertragen. 

4.1.5.2. 

Verantwortlichkeit 


der örtlichen Organe 


Die örtlichen Volksvertretungen (Be- 
zirkstage, Kreistage, Stadtverordneten- 
versammlungen, Stadtbezirksversamm- 
lungen und Gemeindevertretungen) 
leiten in ihrem Territorium die 
wirtschaftliche, politische, kulturelle und 
soziale Entwicklung. Sie sind verant- 
wortlich für die Planung. und Leitung 
ihrer Haushaltswirtschaft auf der 
Grundlage der Beschlüsse der Volkskam- 
mer und anderer gesetzlicher Bestim- 
mungen sowie der Beschlüsse der höhe- 
ren Volksvertretungen. 

Die örtlichen Volksvertretungen haben 
eigene Einnahmen und verfügen auf 
der Grundlage des Planes eigenverant- 
wortlich über den effektivsten Einsatz 
ihrer Mittel. Sie beschließen den Haus- 
haltsplan für das jeweilige Jahr und 
nehmen Berichte über die Durchfüh- 
rung und Erfüllung des Haushaltsplanes 
entgegen. Nach Ablauf des Jahres prü- 
fen sie die Jahreshaushaltsrechnung 
ihres Rates und entlasten ihn für die 
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Durchführung des Haushaltsplanes des 
betreffenden Jahres. 


Die örtlichen Räte leiten als Organe der 


örtlichen Volksvertretungen die Ausar- 
beitung und Durchführung der für die 
Haushalts- und Finanzwirtschaft erfor- 
derlichen Beschlüsse und Maßnahmen. 
Die Leiter der Fachorgane der örtlichen 
Räte, z.B. für Land- und Nahrungsgü- 
terwirtschaft, Bauwesen, Volksbildung, 
sind im Rahmen des Haushaltes des ört- 
lichen Rates verantwortlich für einen so- 
genannten Einzelplan. Darin ist die 
Höhe der zu erwirtschaftenden Einnah- 
men und der Umfang. der. geplanten 
Ausgaben ihres Verantwortungsberei- 
ches verbindlich festgelegt. 

Als Fachorgan für die Haushalts- und 
Finanzwirtschaft ihres Territoriums be- 
steht bei den Räten der Bezirke, Kreise 
und der größeren Städte eine Abteilung 
Finanzen. Der Leiter der Abteilung 
Finanzen ist Mitglied des jeweiligen 
Rates für das Aufgabengebiet Finanzen 
und Preise. Er hat für den Verantwor- 
tungsbereich seines Rates die Aufstel- 
lung, Durchführung, Abrechnung und 
Kontrolle des Haushaltsplanes zu si- 
chern und zu koordinieren. 

In kleineren Städten und in den Ge- 
meinden sind für die Bearbeitung der 
Aufgaben auf dem Gebiet der Haus- 
haltswirtschaft entsprechende Kader 
eingesetzt; zum Teil sind auch beson- 
dere Sachgebiete dafür vorhanden. 


4.1.5.3. 

Verantwortlichkeit 

der wirtschaftsleitenden Organe, 
Kombinate, Betriebe und Einrichtungen 


In den wirtschaftsleitenden Organen so- 
wie in den volkseigenen Kombinaten 
und Betrieben sind die staatlichen Lei- 
ter für die Finanzwirtschaft ihres Or- 
gans, Kombinates oder Betriebes ver- 


antwortlich. Sie haben insbesondere die 
vollständige und termingemäße Erwirt- 
schaftung und Abführung der geplan- 
ten Mittel an den Staatshaushalt zu si- 
chern und die planmäßige Bildung und 
Verwendung der eigenen Fonds zu ge- 


"währleisten. Dabei sind die Finanzen ins- 


besondere für die sozialistische Inten- 
sivierung der Produktion, die plan- 
mäßige Senkung der Selbstkosten und 
die Erreichung eines hohen Leistungs- 
anstiegs zu nutzen. Eine besondere 
Verantwortung tragen dabei die Haupt- 
buchhalter der volkseigenen Kombi- 
nate und Betriebe. Die Leiter der staat- 
lichen Einrichtungen sind für die Haus- 
haltswirtschaft ihrer Einrichtung ver- 
antwortlich. Dazu gehört vor allem die 
Ausarbeitung, Durchführung und Ab- 
rechnung des Haushaltsplanes. Die 
Schwerpunkte dabei ‘sind die vollstän- 
dige Planung und termingerechte Reali- 
sierung der Einnahmen, der rationelle 
Einsatz der vorgesehenen Ausgaben zur 
Erfüllung der geplanten Aufgaben und 
die effektive Nutzung der materiellen 
und finanziellen Fonds zur Lösung der 
Hauptaufgabe. 

Die in den zentralen Staatsorganen, den 
Fachorganen der örtlichen Räte, ande- 
ren staatlichen Organen und in großen 
staatlichen Einrichtungen eingesetzten 
Leiter für Haushaltswirtschaft sind im 
besonderen Maße verantwortlich für 
die Durchsetzung des Prinzips der so- 
zialistischen Sparsamkeit bei der Pla- 
nung und Durchführung des Haushaltes 
ihres Organs . oder ihrer Einrichtung, 
insbesondere dafür, daß die Mittel nur 
für geplante Aufgaben mit hohem Nut- 
zen für die Gesellschaft eingesetzt wer- 
den. 


Aufgaben 


1. Wie wird bei der Leitung und Pla- 
nung des Staatshaushaltes das Prin- 
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zip des demokratischen Zentralis- 
mus verwirklicht? 


2. Welche Organe sind für die Lei- 
tung, Planung und Durchführung 
des Haushaltes Ihres Wohnortes und 
Ihres Kreises verantwortlich? 


4.1.6. 
Grundsätze 
der Haushaltswirtschaft 


Die für die Haushaltswirtschaft gelten- 
den Grundsätze sind im Gesetz über die 
Staatshaushaltsordnung der DDR? fest- 
gelegt. Wichtige Grundsätze sind: 


Die Planung des Staatshaushaltes erfolgt 


in Übereinstimmung mit dem Volks- 


wirtschaftsplan. 


Bei der Ausarbeitung und Durchfüh- 
rung des Staatshaushaltsplanes ist die 
Übereinstimmung der materiellen und 
finanziellen Aufgaben zu gewährlei- 
sten. Dabei muß mit der Haushalts- 
planung Einfluß auf die Gestaltung der 
materiellen Prozesse genommen werden. 


Bei der Leitung und Planung des Staats- 
haushaltes ist die Mitwirkung der Bür- 
ger zu sichern. 


Die Bürger verwirklichen ihre Rechte 
bei der Leitung und Planung des Staats- 
‘ haushaltes z. B. durch ihre Mitarbeit in 
in den Volksvertretungen, deren Aus- 
schüssen oder Kommissionen, in den 
Ausschüssen der Nationalen Front und 
in anderen Formen der Mitgestaltung 
des gesellschaftlichen Lebens. 


Einnahmen und Ausgaben sowie finan- 
zielle Fonds des Staatshaushaltes dür- 
fen nicht außerhalb des Haushaltes ge- 
führt werden. 
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Die Planung der Einnahmen und Aus- 
gaben hat grundsätzlich im Haushalt 
des Staatsorgans zu erfolgen, das für 
die Durchführung der volkswirtschaft- 
lichen Aufgaben verantwortlich ist. 


Mit der Leitung und Planung des Staats- 
haushaltes ist das Prinzip sozialistischer 
Sparsamkeit durchzusetzen. 


Die Haushaltsbeziehungen zur Wirt- 
schaft müssen so gestaltet und genutzt 
werden, daß eine ständige Steigerung 
der Leistungen durch die Erzeugung 
qualitäts- und sortimentsgerechter End- 
produkte bei gleichzeitiger Minimie- 
rung des Aufwands gefördert wird. 

Im Bereich der sozialen und kulturellen 
Einrichtungen sind die Haushaltsbezie- 
hungen so zu gestalten, daß durch 
planmäßige und effektive Nutzung aller 
bereitgestellten Mittel die bestmögliche 
Versorgung und Betreuung der ‚Bevöl- 
kerung gewährleistet wird. i 

In den staatlichen Organen sowie in den 
Verwaltungen der Betriebe und Einrich- 
tungen sind die Aufgaben mit möglichst: 
geringem, sinkendem Aufwand an Kräf- 
ten und Mitteln qualifiziert und ratio- 
nell durchzuführen. 


Beim Umgang mit den Mitteln des 
Staatshaushaltes ist eine strenge Finanz- 
disziplin zu wahren. 


Sozialistische Finanzdisziplin ist eine 
Seite der Staats- und Plandisziplin. 
Finanzdisziplin verlangt: 


“ — die Einhaltung der finanzrechtlichen 


Bestimmungen bei der Lösung der 
gestellten Aufgaben, 

— die Sicherung hoher Ziele im Plan 
bei der Festlegung der finanziellen 
Verpflichtungen gegenüber dem 
Staat, 


25 Gesetz über die Staatshaushaltsordnung der DDR 
vom 13. Dezember 1968 (GBl. I Nr. 23 S. 383). 


— die vollständige Erfassung und Rea- 
lisierung aller dem Staatshaushalt auf 
Grund der gesetzlichen Bestimmun- 
gen zustehenden Einnahmen, 


— die Erfüllung der mit dem Plan an 
die Finanzbeziehungen gestellten 
Anforderungen und die strikte 
Durchsetzung des sozialistischen 
Sparsamkeitsprinzips. 


Die Einhaltung der Finanzdisziplin ist 
streng zu kontrollieren. 


Aufgabe 


Erläutern Sie die wichtigsten Grund- 
sätze der Haushaltswirtschaft! 


4.2. 
Kredit 


4.2.1. 

Rolle des Kredits 

im volkswirtschaftlichen 
Reproduktionsprozeß 


lezı1. 


Notwendigkeit und Funktionen 
des sozialistischen Kredits 


Notwendigkeit des sozialistischen Kre- 
dits 


Der sozialistische Kredit ist eine plan- 
mäßige, befristete Geldüberlassung an 
den Kreditnehmer; er ist grundsätzlich 
zurückzuzahlen und mit der Zahlung 
von Zinsen für die zeitweilige Überlas- 
sung der Kreditmittel verknüpft. 

Die objektive Notwendigkeit des Kre- 
dits ergibt sich im Sozialismus aus der 
Existenz von Warenproduktion und -zir- 
kulation, die die Geldzirkulation ein- 
schließt. Die erzeugten Waren werden 
gegen Geld verkauft. Dadurch ent- 


stehen beim Verkäuferbetrieb Geld- 
fonds. Der Verkäuferbetrieb verwendet 
diese Geldfonds. Er zahlt z. B. Löhne 
an die Werktätigen, begleicht Rechnun- 
gen an Lieferbetriebe, bildet die be- 
trieblichen Fonds für die erweiterte Re- 
produktion und die materielle Stimulie- 
rung und führt Teile des Gewinns an 
den Staatshaushalt ab. 


Den planmäßig gebildeten Geldfonds 
stehen in der sozialistischen Volkswirt- 
schaft im entsprechenden Umfange ma- 
terielle Fonds (Waren für die Bevölke- 
rung, Investitionsgüter für die Volks- 
wirtschaft, Exportgüter) gegenüber. 
Werden alle planmäßig gebildeten Geld- 
fonds verwendet, können sämtliche 
planmäßig produzierten Waren realisiert 
werden. Werden: jedoch in bestimmtem 
Umfange zeitweilig Geldfonds ange- 
sammelt, dann verzichten die Inhaber 
der Geldfonds vorübergehend auf ihre 


Realisierung durch Kauf von Wären. 


In Höhe dieser Geldfonds stehen ent- 
sprechende materielle Fonds für eine 
zeitweilige Umverteilung in der Volks- 


wirtschaft zur Verfügung. 


Die Ansammlung von Geldfonds führt 
zwangsläufig dazu, daß sich in entspre- 
chender Größe materielle Fonds bilden. 
Auch diese Fonds müssen für die Er- 
höhung der Leistungskraft der Wirt- 
schaft genutzt werden, denn die ökono- 
mischen Gesetze des Sozialismus ver- 
langen objektiv die bestmögliche Nut- 
zung aller verfügbaren materiellen und, 
finanziellen Mittel. Die Nutzung und 
der planmäßige Einsatz aller Fonds wird 
mit Hilfe des sozialistischen Kredits er- 
reicht. Der sozialistische Kredit ist also 
objektiv erforderlich für die 


— Erschließfung und den Einsatz aller 
vorhandenen Fonds für eine hoch- 
effektive planmäßige Produktion, 

— Sicherung der Kontinuität des plan- 
mäßigen Reproduktionsprozesses. 
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Der gesellschaftliche Kreditfonds ist 
ein „gesellschaftliches Verhältnis zwi- 
schen den zeitweilig nicht realisierten 
Geldeinkünften, die sich als Geldfonds 
niederschlagen, und der Notwendig- 
keit, die von diesen repräsentierten ma- 
teriellen Fonds planmäßig in.der sozia- 
listischen Reproduktion umzuverteilen 
und einzusetzen“, 

Das Wesen des sözidiistischen Kredits 
wird durch die sozialistischen Produk- 
tionsverhältnisse bestimmt. Der soziali- 
stische Kredit dient der Durchsetzung 
‚der Interessen der Arbeiterklasse und 
der mit ihr verbündeten Klasse der Ge- 
nossenschaftsbauern und anderen werk- 
tätigen Schichten. 

Daher erfolgt die planmäßige Bildung 
und Verwendung des gesellschaftlichen 
Kreditfonds entsprechend den gesell- 
schaftlichen Erfordernissen. 


Das verlangt, daß der sozialistische 


Kredit 


— in der Hand des Staates konzentriert 
ist, 

— als direkter Bankkredit eingesetzt 
wird, 

— als fester Bestandteil der Leitung, 
Planung und ökonomischen Stimulie- 
rung der Volkswirtschaft durch den 
sozialistischen Staat ausgenutzt wird. 
Deshalb wird der gesellschaftliche 
Kreditfonds von der Staatsbank in 
Verwirklichung der von Partei und 
Regierung beschlossenen Geld- und 
Kreditpolitik konzentriert und 
entsprechend den Festlegungen des 
Planes dorthin gelenkt, wo er im 
Interesse der volkswirtschaftlichen 
Effektivität erforderlich ist. J 


Die Ansammlung zeitweilig freier Geld- 
fonds 


Die Ansammlung von zeitweilig freien 
. Geldfonds vollzieht sich z. B. in der 
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Wirtschaft, beim Staatshaushalt und 
bei der Bevölkerung. 

In der Wirtschaft fallen die Bildung 
der Geldfonds (durch Verkauf der Er- 
zeugnisse) und der Bedarf an Geld (um 
entsprechende Zahlungsverpflichtungen 
an den Staat oder an Lieferbetriebe er- 
füllen zu können) zeitlich oft nicht zu- 
sammen. So wird der Arbeitslohn nicht 
täglich gezahlt, der Betrieb sammelt die 
dafür benötigten Mittel an. Die Zahlun- 
gen für Material, Rohstoffe und Ener- 
gie sind im allgemeinen zu anderen’ 
Terminen fällig, als die Bezahlung der 
abgesetzten Erzeugnisse erfolgt. Für 
die Durchführung von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen müssen die erforder- 
lichen Mittel erst eine bestimmte Zeit 
akkumuliert werden. 


Die Ansammlung von Geldfonds der Be- 
triebe vollzieht sich vor allem bei der 
Bildung finanzieller Fonds für die er- 
weiterte Reproduktion und die mate- 
rielle Stimulierung sowie bei der Bil- 
dung finanzieller Reserven für ver- 

schiedene Zwecke. 


Beim Staatshaushalt stehen den Einnah- 
men nicht gleichzeitig entsprechend 
hohe Ausgaben gegenüber. Für den so- 
zialistischen Staatshäushalt ist die Er- 
wirtschaftung eines Haushaltsüberschus- 
ses charakteristisch. So entstehen Geld- 
fonds des Staatshaushaltes, die sich in 
den Kassenbeständen und Haushalts- 
reserven der staatlichen Organe und 
Einrichtungen widerspiegeln. 


Auch bei der Bevölkerung fallen Zu- 
fluß und Verwendung der Einkommen 
in der Regel zeitlich auseinander, so 
daß Geldfonds gebildet werden. Diese 
Geldfondsbildung wird durch das be- 
wußte Sparen verstärkt. Das Sparen ist 
in der DDR vorwiegend Zwecksparen, 


26 Ehlert, Hunstock, Tannert: Geldzirkulation und 
Kredit in der sozialistischen Planwirtschaft. Ver- 
lag Die Wirtschaft, Berlin 1977, S. 62. 


z. B. zum späteren Kauf hochwertiger 
industrieller Konsumgüter, zur Finan- 
zierung von Urlaubsreisen ins Ausland, 
zur Finanzierung des Eigenheimbaus. 
Das Sparen dient auch zur Ansammlung 
einer Geldreserve für das Alter oder 
für andere Fälle eines zusätzlichen 
Geldbedarfs. 

Die Hauptformen des Sparens in der 
DDR sind das Spargiro- und das Buch- 
sparen bei den Sparkassen und anderen 
Kreditinstituten sowie das Versiche- 
‚rungssparen bei der Staatlichen Ver- 
sicherung der DDR, 


Funktionen des sozialistischen Kredits 


Mit der Bildung, Verteilung und Ver- 
wendung von Geldfonds übt der Kredit 
objektiv verschiedene Funktionen aus. 
Sie sind untrennbar mit den Funktionen 
des Geldes und den Funktionen der Fi- 
nanzen verbunden. 

Die Verteilungsfunktion der Finanzen 
wird beim Kredit vor allem über die 
Emission von Geld wirksam. Mit der 
Kreditgewährung wird planmäßig Geld 
in Umlauf gesetzt. 

Der planmäßige Geldumlauf ist eine 
wichtige Voraussetzung der planmäßi- 
gen proportionalen Entwicklung der 
Volkswirtschaft und der Erhöhung ihrer 
Leistungskraft sowie der auf soziale 
Sicherheit der Bürger gerichteten Politik 
des Staates. 

Die Stimulierungsfunktion des Kredits 
wird vor allem im Rahmen der wirt- 
schaftlichen Rechnungsführung der 
Kombinate und Betriebe ausgenutzt. Die 
Bedingungen der Ausreichung, Verzin- 
sung und Tilgung der Kredite werden 
so gestaltet, daß das Interesse der Kol- 
lektive an hohen Leistungen bei der Er- 
füllung und Übererfüllung der staat- 
lichen Pläne und an der Beseitigung der 
Ursachen von Planwidrigkeiten geför- 
dert wird. 


Die Nutzung der Kontrollfunktion er-" 
streckt sich auf die Kontrolle durch die 
Kreditinstitute bei der Vorbereitung, ‘ 
Durchführung und Abrechnung. der 

Pläne. Über die Bankkontrolle als eine 

Form der Kontrolle durch die Mark 

wird auf die ständige Verbesserung des 

Verhältnisses von Aufwand und Ergeb- - 
nis, auf die allseitige Durchsetzung des 

Prinzips sozialistischer Sparsamkeit und 

auf die Erschliefung aller materiellen 

und finanziellen Reserven für die Erhö- 

hung der Leistungskraft und Effektivi- 

tät der Volkswirtschaft Einfluß genom- 

men. 


Zur Durchsetzung dieser Funktionen 
unterbreiten die Banken eigene Vor- 
schläge und Stellungnahmen zu den 
Planentwürfen der Kombinate und Be- 
triebe und unterstützen die ökonomi- 
schen Anstrengungen der Kollektive, 
indem sie differenzierte Bedingungen 
für die Kreditausreichung, -tilgung und 
-verzinsung stellen. 


Die zeitweilige Übertragung von An- 
sprüchen auf materielle Fonds mittels 
des Kredits ist durch bestimmte spezi- 
fische Merkmale gekennzeichnet: 


1. Der Kredit hat Einfluß auf den Geld- 
umlauf, weil im Sozialismus nur über 
den Kredit Geld in Umlauf gesetzt 
wird. 

2. Mit der Kreditausreichung ist kein 
Wechsel des Eigentums an den Geld- 
fonds verbunden; die Kredite müs- 
sen durch die Kreditnehmer erwirt- 
schaftet und zurückgezahlt werden. 

3. Die Kredite werden zweckgebunden 
und befristet ausgereicht; damit 
wird die Einheit von materieller und 
finanzieller Planung gewährleistet 
und stimulierend auf die Kreditneh- 
mer eingewirkt. 

4. Für die zeitweilige Überlassung oder 
Inanspruchnahme der durch Kredit 
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gebildeten Geldfonds müssen Zinsen 
gezahlt werden. 


5, Die Höhe der Zinssätze wird diffe- 
renziert festgelegt. Außerdem kön- 
nen Zinszu- und Zinsabschläge, Zins- 
erlasse oder Zinserstattungen ange- 
wandt werden. 


‚Diese Merkmale des sozialistischen Kre- 
dits schlagen sich in der Planung und 
Gewährung des Kredits, in entsprechen- 
den Rechtsnormen und Organisations- 
maßnahmen, in den verschiedenen Kre- 
ditarten und in der Ausgestaltung der 
Kreditverträge nieder. 


4.2.2.2. 
Planmäßige Nutzung des Kredits 
durch den sozialistischen Staat 


Der sozialistische Staat nutzt den Kredit 
bewußt aus mit dem Ziel, „die wachsen- 
den Geld- und Kreditfonds auf der 
Grundlage des Planes’ für die weitere 
Stärkung der materiell-technischen Basis 
der Volkswirtschaft auf dem Wege der 
konsequenten Intensivierung und für 
eine bedarfsgerechte Produktion und 
Zirkulation mit einem hohen volkswirt- 
schäftlichen Nutzeffekt einzusetzen”.?7 


Sozialistische Kreditprinzipien 


Die sozialistischen Kreditprinzipien ste- 
hen in unmittelbarem Zusammenhang 
mit den Grundprinzipien der Leitung, 
Planung und ökonomischen Stimulie- 
rung der Volkswirtschaft. Zu ihnen ge- 
hören: 


1. Prinzip der Einheit von Kreditgewäh- 


rung und Plan 


‘ Ausreichung, Verzinsung und Tilgung 
der Kredite haben nur in Übereinstim- 
mung mit dem Plan zu erfolgen. Dieses 
Prinzip schließt auch die Zweckgebun- 
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denheit der Kredite für die Finanzierung 
der Aufgaben des Planes ein. Im Plan 
und in den Rechtsvorschriften werden 
die Kreditzwecke eindeutig bestimmt. 
Die Kredite werden nur als direkte 
Bankkredite ausgereicht, Sie werden bei 
der Planung und Bilanzierung,  aus- 
gehend von den Rechtsvorschriften, 
unterteilt in 


— Grundmittelkredite 
schaft, 


— Umlaufmittelkredite an die Wirt- 
schaft, 

— Kredite an das Wohnungswesen 
sowie für den Bau staatlicher Ein- 
richtungen, 


— Kredite an die Bevölkerung, 


an die Wirt- 


Weiterhin wird zwischen Krediten zur 
Finanzierung planmäßiger Aufgaben, 
Zusatzkrediten zur Finanzierung zusätz- 
licher, im volkswirtschaftlichen Inter- 
esse liegender Vorhaben mit hoher Ef- 
fektivität und Krediten zur Überbrük- 
kung zeitweiliger Liquiditätsschwierig- 
keiten unterschieden. 


2. Prinzip der Einheit von Kredit und 
Bewegung der materiellen Produkte 


Dieses Prinzip beruht auf der Einheit 
von materiellen und finanziellen Prozes- 
sen. Die Kreditgewährung ist fest an 
die Produktion, Distribution und Zirku- 
lation des materiellen Produkts gebun- 
den. Kredite dürfen nur für die plan- 
mäßige Vermittlung dieser Prozesse ge- 
währt werden. Die über den Kredit ge- 
bildeten Geldfonds müssen entspre- 
chend den Anforderungen des .Planes 
materiell realisierbar sein. Deshalb er- 
folgt die Kreditausreichung objekt- 
gebunden. 


27 Direktive des IX. Parteitages der SED zum Fünf- 
jahrplan für die Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR in den Jahren 1976-1980. Dietz Verlag, 
Berlin 1976, S. 172, 


3, Prinzip der Erwirtschaftung, Rück- 
zahlung und Verzinsung des in An- 
spruch genommenen Kredits 


Durch dieses Prinzip wird vor all allem auf. 


die enge_V Verbindung _ "des. "Kredits.-mit—.. 


der wirtschaftlichen Rechnungsführung___ 


orientiert, Über die Kreditbedingungen 
wird ein effektiver Einsatz aller mate- 
riellen und finanziellen Fonds und die 
Durchsetzung des sozialistischen Spar- 
samkeitsprinzips stimuliert, 


Die sozialistischen Kreditprinzipien 
schlagen sich in der Leitung und Pla- 
nung des Kredits, in Rechtsnormen und 
Organisationsmaßnahmen, in den Kre- 
ditarten, in der Ausgestaltung der Kre- 
ditverträge und in der Zusammenarbeit 
der Geld- und Kreditinstitute mit Betrie- 


ben, wirtschaftsleitenden Organen sowie. 


mit der Bevölkerung nieder. 


Der Kredit als Instrument der Leitung 
und Planung 


Über den Kredit wird bei der Planaus- 
arbeitung, während der Plandurchfüh- 
rung und bei der Abrechnung und Ana- 
lyse der Planerfüllung Einfluß auf die 
sozialistische Reproduktion genommen, 
Deshalb erarbeiten die Staatsbank und 
die anderen Geld- und Kreditinstitute 
Stellungnahmen zu den Planentwürfen 
der Kombinate, Betriebe, wirtschafts- 
leitenden Organe und Ministerien, um 
materielle und finanzielle Reserven auf- 
zudecken und ihre Nutzung für die stän- 
dige Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät und die Planerfüllung zu fördern. 
Sie unterbreiten Vorschläge zur Errei- 
chung und gezielten Überbietung der 
staatlichen Aufgaben. Die Banken müs- 
sen auch einen begründeten Standpunkt 
zur Aufnahme der Grund- und Umlauf- 
mittelkredite in die Planentwürfe der 
‚ Kombinate, Betriebe, wirtschaftsleiten- 
den Organe und Ministerien vertreten, 


und insbesondere müssen sie mit kon- 
kreten, verbindlichen Bedingungen für 
die Kreditgewährung auf die weitere 
Qualifizierung der. Pläne Einfluß neh- 
men. 


Der Kredit als Gegenstand der Planung 


Der sozialistische Kredit ist jedoch nicht 
nur Instrument, sondern zugleich Ge- 
genstand der Planung, Das bedeutet, 
daß das Entstehen der Geldfonds und 
der Einsatz der Kredite, ihr Volumen, 
ihre Struktur und ihr Verwendungs- 
zweck ebenfalls geplant werden, Die 
Planung der Geldfonds und der Kredite 
erfolgt in der Bilanz des Kreditsystems 


‘der DDR. Die Planung und Bilanzierung 


der Kredite und Geldfonds wird so 
durchgeführt, daß sie in Übereinstim- 
mung mit der materiellen Planung dazu 
beitragen, das bewußte Handeln der 
Werktätigen auf die Erzielung hoher 
Leistungen für die Gesellschaft zu len- 
ken, das sozialistische Sparsamkeits- 
prinzip zu verwirklichen und eine 
exakte Kontrolle über die Planerfüllung 
und über die Einhaltung der Finanzdis- 
ziplin zu gewährleisten. 


Verantwortlich für die Planung und 


- Bilanzierung der Geldfonds und Kredite 


sowie für die Erarbeitung staatlicher 
Plankennziffern für den Krediteinsatz 
auf der Grundlage des Volkswirtschafts- 
planes und der Finanzbilanz des Staates 
ist die Staatsbank. Sie arbeitet eng mit 
den anderen Geld- und Kreditinstituten 
zusammen. 


Die Staatsbank und die anderen Geld- 
und Kreditinstitute planen anhand der 
staatlichen Plankennziffern die Geld- 
fonds und Kredite für ihren Verantwor- 
tungsbereich in Zusammenarbeit mit 
der Staatlichen Plankommission, mit 
dem Ministerium der Finanzen, mit den 
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wirtschaftsleitenden Organen und den 
Räten der Bezirke, - 


Die zentralen Staatsorgane und die wirt- 
schaftsleitenden Organe differenzieren 
die staatlichen Plankennziffern für den 
Krediteinsatz (z. B. die Veränderung der 
Grundmittelkredite und des Eigenmit- 
telanteils an den Umlaufmitteln) auf 
Kombinate, Betriebe und Einrichtungen 
in enger Zusammenarbeit mit den Geld- 
. und Kreditinstituten, 


Die Kombinate, Betriebe und Einrich- 
tungen ihrerseits planen den Kreditein- 
satz für Investitionen, materielle Um- 
laufmittel und Forderungen in Überein- 
stimmung mit den anderen materiellen 
und finanziellen Plänen. 


Auf der Grundlage der Planentwürfe 
der Ministerien und der anderen zen- 
. tralen Staatsorgane wird durch die 
. Staatsbank in enger Gemeinschaftsarbeit 
mit der Staatlichen Plankommission und 
dem Ministerium der Finanzen der 
Planentwurf der Bilanz des Kredit- 
systems der DDR ausgearbeitet und 
dem Ministerrat zur Bestätigung vor- 
gelegt. Nach dem Beschluß der Volks- 
kammer über den Volkswirtschaftsplan 
erhalten die Filialen der Staatsbank und 
die anderen Banken staatliche Planauf- 
lagen für den Krediteinsatz. Sie sind die 
verbindliche Grundlage für die endgül- 
‚tige Ausarbeitung und die Durchfüh- 
rung der Kreditpläne der Bankfilialen 
und den Abschluß der Kreditverträge 
zwischen Betrieb und Bankfiliale. 


4.2.1.3. 
Zins und seine Wirkung 
Kreditzins 


Der. Bankzins ist unter sozialistischen 
"Produktionsverhältnissen ein staatlich 
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festgelegtes Entgelt für die Inanspruch- 
nahme von Krediten und für die Anlage 
von Geldfonds. Er wird ausgenutzt, um 
über die Kreditgewährung den effekti- 
ven Einsatz materieller und finanzieller 
Fonds entsprechend den Zielen des Pla- 
nes zu stimulieren und die Effektivitäts- 
entwicklung zu kontrollieren. Der Bank- 
zins wird differenziert angewendet, Die 
Zinssätze werden vom sozialistischen 
Staat so festgelegt, daß der Zins die 
Durchsetzung der Wirtschafts-- und 
Sozialpolitik unterstützt, 


Für alle Zweige der Volkswirtschaft ist 
unabhängig von der Art der finanzierten 
Fonds (Grundmittel, Umlaufmittel) ein 
Grundzinssatz für die Inanspruchnahme 
von planmäfigen Bankkrediten durch 
die Betriebe festgelegt. 


Der Grundzinssatz ist ein staatliches 
Normativ, das der Planung und Berech- 
nung der Zinsen für planmäßige Kredite 
in der Finanzplanung der Kombinate 
und Betriebe und der Preiskalkulation 
zugrunde zu legen ist. Er beträgt gegen- 
wärtig 5 Prozent jährlich, 


Der Kreditzins ist so gestaltet, daß er 
die Kombinate und Betriebe anregt, mit 
dem Kredit einen hohen betrieblichen 
und volkswirtschaftlichen Nutzen zu er- 
zielen. Zur Erhöhung der ökonomischen 
Wirkung des Kreditzinses werden Zins- 
abschläge, Zinszuschläge sowie Sank- 
tionszinsen, also vom Grundzinssatz ab- 
weichende Zinssätze, angewendet. 
Diese differenzierte Gestaltung der 
Zinssätze dient einerseits der besonde- 
ren Förderung bestimmter Bereiche der 
Volkswirtschaft (z. B. sozialistische Ge- 
nossenschaften der Landwirtschaft, 
Wohnungsbau) ; andererseits sollen da- 
durch die Kombinate und Betriebe zur 
schnellen Beseitigung von Planwidrig- 
keiten sowie zu rascher Rückzahlung 
der Kredite veranlaßt werden. Der: Kre- 


ditzins ist ein Kostenbestandteil und 
wird im Rahmen der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung der Kombinate und 
Betriebe wirksam. Er muß planmäßig 
durch die Kreditnehmer erwirtschaftet 
werden. 


Zinsabschläge vom Grundzinssatz kön- 
nen bis zu einem Jahreszinssatz von 1,8 
Prozent vorgenommen werden, wenn 
die zu kreditierenden Maßnahmen zu 
einem hohen volkswirtschaftlichen Nut- 
zen führen. Das betrifft vor allem Kre- 
dite für Zwecke der sozialistischen Ra- 
tionalisierung, für die Unterstützung 
der Neuererbewegung sowie für die zu- 
sätzliche Produktion von Konsumgütern 
und die Eigenherstellung von Rationali- 
sierungsmitteln. Zinsabschläge werden 
auch für Kredite gewährt, mit denen die 
Kombinate und Betriebe Aufgaben 
finanzieren, die sie im volkswirtschaft- 
lichen Interesse durchführen, z. B. zu- 
sätzliche Reservehaltung bestimmter 
Rohstoffe. 


Zinszuschläge zum Grundzinssatz sind 
von den Kombinaten und Betrieben für 


außerplanmäfige Kredite zu zahlen, die 


zur zeitweiligen Finanzierung von Plan- 
widrigkeiten aufgenommen werden 
müssen. Sie können differenziert bis zu 
einem Gesamtzinssatz von 8 Prozent 
jährlich festgelegt werden. Dabei sind 
die volkswirtschaftlichen Auswirkungen 
der Verletzung der Plandisziplin und 
die im Betrieb zu erreichende ökonomi- 
sche Wirkung zu berücksichtigen. 


Zinszuschläge dürfen weder geplant 
noch in den Preisen kalkuliert werden. 
Sie übersteigen also die geplanten Ko- 
sten der Kombinate und Betriebe: und 
üben einen ökonomischen Druck aus, 
die Planwidrigkeiten möglichst schnell 
zu beseitigen. 


Sanktionszinsen sind von den Kombina- 
ten und Betrieben zu zahlen, wenn in 


den Kreditverträgen vereinbarte Bedin- 
gungen für die Erfüllung der Planziele 
nicht eingehalten werden. Dadurch sol- 
len die Kombinate und Betriebe veran- 
laßt werden, unverzüglich die Ursachen 
für eingetretene Rückstände festzustel- 
len und Maßnahmen zur Sicherung der 
Planerfüllung zu ergreifen. 


Sanktionszinsen können unter Berück- 
sichtigung volkswirtschaftlicher Auswir- 
kungen bis zu einem Gesamtzinssatz 
von 10 Prozent jährlich erhoben werden. 
Eine zusätzliche Stimulierung 'der Be- 
triebskollektive zur schnelleren Über- 
windung der Planwidrigkeiten wird da- 
durch erreicht, daß Zinszuschläge und 
Sanktionszinsen bei Beseitigung der 
ihnen zugrunde liegenden Ursachen von 


den Banken teilweise oder ganz erstattet 


werden können. 


Zinsen für die Anlage von Geldfonds 
(Guthabenzins) 


Für eine Reihe von Geldfonds zahlen 
die Geld- und Kreditinstitute Guthaben- 
zinsen an die Eigentümer der Einlagen. 
An sozialistische Genossenschaften der 
Landwirtschaft und ihre kooperativen 
Einrichtungen werden. z. B. entspre- 
chend der Anlagedauer der Geldfonds 
Zinsen in Höhe von 1 bis 4 Prozent jähr- . 
lich gezahlt. 


Für Spareinlagen der Bevölkerung be- 
trägt der einheitliche Zinssatz 3,25 Pro- 
zent/Jahr. 


Geldfonds der volkseigenen Wirtschaft 
— außer Guthaben aus dem Prämien- 
fonds und dem Kultur- und Sozialfonds 
— werden nicht verzinst. ' 


Planung der Zinsen 


Der Umfang der Zinseinnahmen und 
Zinsausgaben der Geld- und Kreditinsti- 
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tute wird — untergliedert nach Kredit- 
und Geldfondsarten — mit Hilfe der 
Zinsbilanz geplant. Dabei wird vom bi- 
lanzierten Durchschnittsbestand der 
Kredite und Geldfonds ausgegangen. 
Die Zinsbilanz wird von den Geld- und 
. Kreditinstituten für ihren Verantwor- 
tungsbereich und von der Staatsbank 
der DDR für die gesamte Volkswirt- 
schaft erarbeitet. Sie bildet eine wich- 
tige Grundlage für die Finanzplanung 
der Geld- und Kreditinstitute. 


In der Zinsbilanz der Volkswirtschaft 
wird sichtbar, in welchem Umfang Na- 
tionaleinkommen in Form von Zinsen 
innerhalb der Volkswirtschaft und an 
die Bevölkerung umverteilt wird. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie, was unter dem so- 
zialistischen Kredit zu verstehen ist! 


2. Begründen Sie die Notwendigkeit 
des Kredits im Sozialismus am Bei- 
spiel des Grundmittel- und Umlauf- 
mittelkredits! 


3. Charakterisieren Sie die Vertei- 
lung finanzieller Mittel über den so- 
zialistischen Kerdit! 


4. Zeigen Sie an Beispielen, wie der 

. Kredit zur ökonomischen Stimulie- 
rung und Kontrolle der Wirtschaft 
ausgenutzt wird! 


5. Überlegen Sie, welche wichtigen 
Zusammenhänge zwischen Geldakku- 
mulation, Kredit und Intensivierung 
der Produktion bestehen! 


6. Erklären Sie an Beispielen die 
Sparmotive der Bevölkerung, und be- 
gründen Sie die Bedeutung des Spa- 
rens! 


7. Weisen Sie an Beispielen nach, 
wie der Kreditzins einen effektiven 
Kreditsatz stimuliert! 


136 


4.2.2. 
Geldumlauf und Zahlungsverkehr 


4.2.2.1. 
Geldumlauf 


Der sozialistische Staat setzt über die 


- Kreditausreichung Geld in Umlauf. Da- 


durch entstehen Geldfonds in allen Be- 
reichen der Volkswirtschaft und bei der 
Bevölkerung. 


Grundlage und Ausgangspunkt für die 
Bewegung des Geldes sind die Produk- 
tion und Zirkulation der Waren. Das 
Geld zirkuliert ständig zwischen den 
Käufern und Verkäufern der Waren. 
Während jedoch die Waren den Weg 
vom Verkäufer zum Käufer nehmen, be- 
wegt sich das Geld vom Käufer zum 
Verkäufer. 

Die Geldzirkulation hat folgende be- 
sondere Merkmale: 


— Das Geld verbleibt im Zirkulations- 
prozeß, die Ware hingegen wird bei 
der Konsumtion oder Akkumulation 
verbraucht. 


— Das Geld’ vollzieht auch Bewegun- 
gen, die nicht direkt mit einer Wa- 
renbewegung verbunden sind. Sie 
dienen jedoch ebenfalls dazu, die 
Realisierung des gesellschaftlichen 
Produkts zu sichern, d.h. die Geld- 
mittel an die Stelle zu bringen, wo 
sie entsprechend der materiellen 
Zielstellung des Planes gebraucht 
werden. So zahlen die Betriebe 
Löhne, Gehälter, Prämien und Ver- 
sicherungsbeiträge; sie führen einen 
Teil des Nettogewinns, die Produk- 
tionsfondsabgabe und die produkt- 
gebundenen Abgaben an den Staat 
ab. Die Bevölkerung verwendet 
Geld für Mieten, Beiträge, Gebühren, 
Steuern, Einzahlungen auf Sparkon- 
ten; ihr fließt Geld in Form von 


Löhnen, Prämien, Renten, Stipen- 
dien oder Abhebungen von Spar- 
konten zu. 


Der Geldumlauf ist die durch die Be- 
dingungen der Warenproduktion und 
des Zahlungsverkehrs bestimmte Be- 
wegungsform des Geldes. 


Er umfaßt die Zirkulation von Bar- und 
Buchgeld in der Währung des Landes 


zur planmäßigen finanziellen Realisie- - 


rung des Reproduktionsprozesses. 


Die Geldzirkulation geht von den ma- 
teriellen Prozessen aus und schließt alle 
Bewegungen des Bar- und Buchgeldes 
ein, die sich von der Geldemission über 
Umverteilungs- und Akkumulationspro- 
zesse des Geldes bis zur Verwendung 
des Geldes für die Bezahlung von Waren 
und produktiven Leistungen vollziehen. 
Unter den Bedingungen der Warenpro- 
duktion und -zirkulation ist der das. 
umlauf eine objektive Kategorie. Seine 
planmäßige Organisation durch den so- 
zialistischen Staat ist ein wesentliches 


Abb. 4.2. 
Elemente 
des einheitlichen Geldumlaufs 


Bargeldumlauf 


Einheitlicher Geldumlauf 


Element der Leitung und Planung des 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozes- 
ses. Die planmäßige Organisierung des 
Geldumlaufs umfaßt vor allem 


x die Gestaltung des sozialistischen 
Geldumlaufs als einheitlichen Geld- 
umlauf und die Abgrenzung: seiner 
beiden Sphären (Bargeld- und Buch- 
geldumlauf), 
die Verpflichtung der Kombinate, 
Betriebe und Einrichtungen, Bank- 
konten zu führen und die Zahlungen 
‘untereinander über die Banken bar- 
geldlos abzuwickeln, 

Y die gesetzliche Regelung der Zah- 
lungs- und Verrechungsbeziehungen. 


Formen des Geldumlaufs 


Der Geldumlauf wird vom sozialistischen 
Staat geleitet und geplant und durch 
unsere Währungseinheit — die Mark 
der DDR — vollzogen. Er ist deshalb dem 
Wesen nach ein einheitlicher Geldum- 
lauf, der in zwei Formen und zwei Sphä- 
ren in Erscheinung tritt, als Bargeld- 
umlauf und als Buchgeldumlauf. 
Die Einheitlichkeit des Geldumlaufs wird 
durch die Staatsbank der DDR als Emis- 
sions- und Verrechnungszentrum der 
Volkswirtschaft gesichert. Es gehört zu 
den Vorzügen des Geldumlaufs im So- 


Buchgeld 


Buchgeldumlauf 
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zialismus, daß dadurch seine Planung 
als fester Bestandteil der volkswirt- 
schaftlichen Planung gewährleistet wird 
und daß ein einheitliches Verrechnungs- 
system vorhanden ist. Dabei werden 
der Bargeld- und der Buchgeldumlauf 
voneinander abgegrenzt und planmäßig 
‚organisiert. 

Der Bargeldumlauf ist in der Hauptsache 
auf die Geldbeziehungen der Bevölke- 
rung konzentriert und wird in Form von 
Münzen und Banknoten durchgeführt. 
Allerdings gewinnen auch bei der Be- 
völkerung bargeldlose Verrechnungen 
(Schecks, Abbuchungsaufträge, Über- 
weisungen) zunehmend an Bedeutung. 
Der Bargeldumlauf verläuft in . zwei 
Hauptströmen: 


a) Einnahmen des Einzelhandels durch 
Verkauf von Waren an die Bevölke- 
“rung, ! 
b) Einzahlungen der Einzelhandelsbe- 
..triebe auf ihre Bankkonten. 


Der Buchgeldumlauf und die mit ihm 
verbundenen Verrechnungen bestehen 
vor allem zwischen den Betrieben als 
. Käufer und Verkäufer, zwischen den Be- 
‚trieben und staatlichen Organen sowie 
zwischen den Betrieben und der Bevöl- 
kerung bei bargeldloser Zahlung (Über- 
weisung) von Löhnen und, Gehältern 
der Werktätigen. Er vollzieht sich über 
die Zu- und Abbuchungen auf den Kon- 
ten bei den Geld- und Kreditinstituten 
und schließt faktisch das gesamte Kon- 
tensystem ein. 


Geldumlaufgesetz 


Die Planung des Geldumlaufs basiert 
auf der Ausnutzung der ökonomischen 
Gesetze, wobei insbesondere das öko- 
. nomische Grundgesetz, das Gesetz der 
planmäßigen proportionalen Entwick- 
lung der Volkswirtschaft und das Gesetz 
der Verteilung nach der Arbeitsleistung 
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ihervorzuheben sind. Der Geldumlauf 
wird jedoch auch durch spezielle öko- 
nomische Gesetze, besonders durch das 
Gesetz über die für den Umlauf not- 
wendige Geldmenge, bestimmt. 

Dieses von Karl Marx formulierte Ge- 
setz lautet in der Grundform: 


Für die Waren- Preissumme 

zirkulation u der Waren 

nn Umschlagszahl 
. des Geldes 


Mit diesem — oft vereinfacht als Geld- 
umlaufgesetz bezeichneten — Gesetz 
werden zwei Grundbeziehungen ausge- 
drückt: 


- die Beziehung der. umlaufenden 
Geldmenge zur Warenmenge in 
ihrem Preisausdruck und — im wei- 
teren Sinne — zur materiellen Pro- 
duktion überhaupt, 


— die Beziehung der notwendigen 
Geldmenge zum Tempo des Geld- 
umlaufs, das maßgeblich von der 
Periodizität der Einkommensbildung 
und vom Tempo, dem Volumen und 
der Qualität der Warenbewegung be- 
einflußt wird; das bedeutet, daß die 
benötigte Geldmenge um so kleiner 

Ist, je schneller sie zirkuliert. 
Me Geldalı aulohklen wird KK auch 
durch Eihzaglen von Hasofeli son an 

Planung des Geldumlaufs g/e/cAea 7a 

GeschfeungT. 

Die Planung des Geldumlaufs ist ein - 

Teil der Planung der Geldfonds und 

der Kredite und erfolgt mittels der 

Bilanz des Kreditsystems. In dieser 

Bilanz werden ausgehend von der Pla- 


28 Vgl. z,B. Verordnung über die Verrechnung von 
Geldforderungen aus zwischenbetrieblichen Ware- 
Geld-Beziehungen - Verrechnungsverordnung - 
‘vom 12. Juni 1968 (GBl. II Nr. 64 S.423); Ver- 
ordnung über die Regelung des Zahlungsverkehrs - 
Zahlungsverkehrs-Verordnung vom 12. Mai 1969 
(GBl, II Nr. 40 5.261); Anordnung über den 
baren Zahlungsverkehr vom 12. Mai 1969 (GBl. II 
Nr. 40 S. 263). 


nung und Bilanzierung wesentlicher ma- 
terieller und finanzieller Prozesse Um- 
fang, Struktur und Entwicklung des 
Geldvolumens bilanziert. Damit werden 
alle in der Volkswirtschaft vorhandenen 
Geldfonds erfaßt, d.h. alle im Umlauf 
befindlichen Banknoten und Münzen 
(Bargeldumlauf), die Buchgeldbestände 
sowie alle durch die Banken ausgereich- 
ten Kredite. In die Planung des Geld- 
umlaufs wird sowohl das Geld- und Kre- 
ditvolumen zu Beginn des Planjahres 
als auch seine Veränderung während 
des Planzeitraumes einbezogen. 


Die Planung des volkswirtschaftlich not- 
wendigen Geldvolumens hat auch große 
Bedeutung: für die Sicherung der Stabi- 
lität der Währung der DDR, weil sie da- 
zu beiträgt, daß " 


— die Übereinstimmung der materiel- 
len und geldmäßigen Seite des Re- 


produktionsprozesses hergestellt 
wird, 

— nur soviel Geld in die Zirkulation 
gelangt, wie zur  planmäßigen 


Durchführung des volkswirtschaft- 
lichen Reproduktionsprozesses not- 
wendig ist. 


Abb. 4.3. 
Elemente 
des einheitlichen Zahlungsverkehrs 


Bargeldumlauf 


Barer 
Zahlungsverkehr 


Einheitlicher 
Zahlungsverkehr 


4.2.2.2. 
Zahlungs- 
und Verrechnungsverkehr 


Der Zahlungs- und Verrechnungsver- 
kehr umfaßt alle Zahlungen und Ver- 
rechnungen von Betrieben und Bür- 
gern innerhalb der Volkswirtschaft so- 
wie die Zahlungsbeziehungen zum Aus- 
land. Zum Zahlungs- und Verrech- | 
nungsverkehr gehört sowohl die Orga- 
nisation des Barzahlungsverkehrs als 
auch die der bargeldlosen Zahlungen. 
Die bargeldlosen Zahlungen werden als 
Verrechnungen bezeichnet. Ein großer 
Vorzug der-sozialistischen Wirtschaft ist 
die Einheitlichkeit des Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehrs. 

Die Einheitlichkeit des Zahlungsver- 
kehrs basiert auf dem einheitlichen 
Geldumlauf; sie wird durch Rechtsnor- 
men, durch das einheitliche Verrech- 
nungsnetz der Geld- und Kreditinstitute, 
durch einheitliche Verfahren und Bedin- : 
gungen für den Zahlungs- und Ver- 
rechnungsverkehr sowie durch einheit- 
liche Sicherungsmittel und Zahlungs- 
dokumente verwirklicht. Die Kombi- 
nate, Betriebe, Genossenschaften, staat- 
lichen Organe und Einrichtungen sind 
durch Rechtsnormen verpflichtet, zur 
Durchführung ihres Zahlungsverkehrs 
mit dem zuständigen Geld- und Kredit- 
institut Kontoverträge abzuschließen 


und auf dieser Grundlage Konten zu 
unterhalten. 


Buchgeldumlauf 


Bargeldloser 
Zahlungsverkehr 
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Der gesamte Zahlungsverkehr ist so ge- 
staltet, daß die Erfüllung der Pläne un- 
terstützt und eine höhere Effektivität 
der Zirkulationsprozesse erreicht wird. 
Durch differenzierte Zahlungsbedingun- 
gen wird im zwischenbetrieblichen Zah- 
lungsverkehr eine größtmögliche An- 
näherung der Zahlungsbedingungen an 
die Zirkulationsbedingungen der Waren 
erreicht. i 


Barer Zahlungsverkehr 


Der bare Zahlungsverkehr wird insbe- 
sondere für Zahlungen der Kombinate, 
Betriebe und Einrichtungen an die Bür- 
ger (Lohn, Prämien, Stipendien usw.), 
für die Bezahlung von Warenkäufen und 
Leistungen durch die Bürger und für 
Kleinzahlungen der Kombinate, Be- 
triebe und Einrichtungen (Beträge bis 
zu 2°0 M) bei sofortiger Übergabe oder 
‚ Inanspruchnahme der Ware oder Lei- 
stung angewendet. 


Bargeldlioser Zahlungsverkehr (Verrech- 
nungsverkehr) 


Beim Verrechnungsverkehr werden die 
Geldbewegungen unbar durch entspre- 
chende Buchungen auf den Konten der 
Zahlungspartner bei ihren Geld- und 
Kreditinstituten vorgenommen. 


Der Verrechnungsverkehr ist umfang- 
reicher als der bare Zahlungsverkehr, 
. weil die meisten Geldbeziehungen der 
Kombinate, Betriebe, Genossenschaften, 
staatlichen Organe und Einrichtungen 
entsprechend den Rechtsvorschriften 
bargeldlos abgewickelt werden und dar- 
über hinaus die gesellschaftlichen Orga- 
nisationen und die Bürger diese vorteil- 
hafte und moderne Form des Zahlungs- 
verkehrs zunehmend nutzen. 


Der Verrechnungsverkehr wird nach 
einheitlichen Verfahren, Gründsätzen, 
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Richtlinien, Vordrucken und Siche- 
rungsmitteln mit Hilfe der EDV abge- 
wickelt. Dadurch wird seine rationelle 
Durchführung gewährleistet. 


Verrechnungsverfahren 


Die Verrechnungsverfahren unterstüt- 
zen die sozialistische Reproduktion, in- 
dem sie die Warenzirkulation durch 
eine schnelle Rechnungslegung und 
Verrechnung kontrollieren und aktiv. 
fördern. Durch die verschiedenen Ver- 
rechnungsverfahren sollen die Verrech- 
nungen einfach, schnell und sicher ab- 
gewickelt werden. 

Alle Verrechnungsverfahren bilden ge- 
meinsam das einheitliche Verrech- 
nungssystem. 

Das einheitliche Verrechnungssystem 


— ist ein Bindeglied zwischen den 
Kombinaten und Betrieben. Es 
nimmt auf die planmäßige Gestal- 
tung des Zirkulationsprozesses Ein- 
fluß und führt zu einer schnellen 
Realisierung und Kontrolle der Wa- 
renbeziehungen; 

— ist so gestaltet, daß durch die diffe- 
renziertten Verrechnungsverfahren 
und Zahlungsbedingungen eine weit- 
gehende Übereinstimmung mit den 
zugrunde liegenden materiellen Pro- 
zessen erreicht wird; 

— gewährleistet, daß die Betriebe ihre 

‘ Rechte und Pflichten bei ihren Ge- 
schäftsbeziehungen und der eigen- 
verantwortlichen Disposition über 
ihre finanziellen Fonds im Rahmen 
des Planes wahrnehmen können und 
daß die Waren oder Leistungen ge- 
prüft werden können. 


Die Frist für die Bezahlung von Waren- 
lieferungen oder produktiven Leistun- 
gen ist so zu vereinbaren, daß die .not- 
wendige Zeit für den Transport und die 
Waren- und Rechnungsprüfung unter 


Beachtung der Art und Eigenschaft der Überweisung des Rechnungsbetrages 
Ware oder Leistung vorhanden ist. Die innerhalb der geltenden Zahlungsfrist. 
Zahlungsfrist beginnt am Tage nach Er- Er beauftragt seine Bank, den Rech- 
teilung der Rechnung; sie soll im Prin- nungsbetrag von seinem Konto abzu- 
zip vollen Kalenderwochen entspre- buchen und auf das Konto des Lieferers 
chen (7, 14, 21 oder 28 Tage). der Ware zu überweisen. Das Überwei- 
Für die Durchführung des bargeld- sungsverfahren ist besonders dann an- 
losen Zahlungsverkehrs können ver- zuwenden, wenn die Ware nicht unmit- 
schiedene Verrechnungsverfahren ange- telbar bei ihrer Übernahme geprüft wer- 


wandt werden: den kann. Es ist das Verrechnungsver- 
— Überweisungsverfahren, fahren, das in der DDR am meisten 
— Scheckverfahren, angewandt wird, " 

— Lastschriftverfahren, 

— Akkreditivverfahren. Scheckvärfahren 
Überweisungsverfahren Bei diesem Verfahren übergibt der Käu- 


Bei diesem Verfahren veranlaßt der fer dem Verkäufer bei Übernahme der 
Käufer nach Prüfung der Ware die Ware einen Scheck, den dieser seiner 
Bank zur Gutschrift auf sein Konto ein- 
reicht. Die Gutschrift erfolgt sofort nach 
Vorlage des Schecks, jedoch vorbehalt- 


Abb. 4.4. lich seiner Einlösung bei entsprechender 
Abwicklung Deckung auf dem Bankkonto des 
des Überweisungsvertahrens Scheckausstellers. Der Scheck wird der 
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Übergabe der Ware und der Rechnung 


Verkäuferbetrieb 


Einreichung 
des 
Schecks 


Bank des Verkäufers 


Konto des Verkäufers 


| Gutschrift 


Verrechnung des Scheckbetrages 


Abb. 4.5, 
Abwicklung des Scheckverfahrens 


Bank des Ausstellers zur Bel&tung sei- 
nes Kontos übermittelt. Zwischen den 
Banken ‚erfolgt — ebenso wie beim 
Überweisungsverfahren — eine entspre- 
chende Verrechnung des Gegenwerts. 
Das Scheckverfahren ist vor allem dann 
zweckmäßig, wenn der Käufer die Wa- 
renlieferung oder Leistung unmittel- 
bar vom Verkäufer entgegennimmt und 
sie sofort prüfen kann. 


Lastschriftverfahren 


Im Unterschied zum Überweisungsver- 
fahren wird beim Lastschriftverfahren 
der Zahlungsvorgang vom Verkäufer 
ausgelöst. Er erteilt seiner Bank den 
Auftrag, den Rechnungsbetrag zu Lasten 
des Käufers zu verrechnen. Der Betrag 
wird auf dem Konto des Verkäufers gut- 
geschrieben — vorbehaltlich entspre- 
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Prüfung von Ware und Rechnung 
Übergabe des Schecks 


Bank des Käufers 


Korto des Kaufers 


Belastung | i 


chender Deckung auf dem Konto des 
Käufers —. Der Lastschriftauftrag wird 
der Bank des Käufers zugeleitet, dort 
wird das Konto des Käufers belastet, 
und der Lastschriftauftrag wird zwi- 
schen den beteiligten Banken verrech- 
net. 


Das Lastschriftverfahren ist für die Be- 
zahlung von Geldforderungen aus der 
Lieferung von Elektroenergie, Gas, 
Wärme und Wasser verbindlich vorge- 
schrieben. Außerdem sollen die Betriebe 
und Einrichtungen dieses Verfahren 
vereinbaren für die Bezahlung von Lei- 
stungen im Transport- und Nachrichten- 
verkehr, für die Begleichung fester Ge- 
bühren und Entgelte, für Warenliefe- 
rungen und Leistungen, bei denen auf 
eine Prüfung verzichtet werden kann, 
eine Prüfung nicht möglich ist oder 
eine Prüfung bereits vor der Übergabe 
der Rechnung erfolgt ist. 


Das Lastschriftverfahren vereinfacht 
den Zahlungsausgleich und trägt zu sei- 
ner Rationalisierung bei. 


Verkäuferbetrieb 


Bank des Verkäufers 


Konto des Verkäufers 


| Gutschrift 


Übergabe der Ware und der Rechnung 


Käuferbetrieb 


Information 
über 
Belastung 
gemäß 
Lastschrift- 
auftrag 
(Kontoaus- 
zug und 
Lastschrift- 
beleg) 


Bank des Käufers 


Konto des Käufers 


Belastung | 


Verrechnung zwischen den Banken und 


den Konten 


Abb. 4.6. 
Abwicklung 
des Lastschriftverfahrens 


Akkreditivverfahren - 


Das Wesen eines Akkreditivs besteht 
darin, daß der Käufer vor der Lieferung 
der Ware bei seiner Bank den Rech- 
nungsbetrag bereitstellen muß. Dem 
Verkäufer muß vom Käufer eine ent- 
sprechende Bestätigung der Bank vor- 
gelegt werden. Der Verkäufer erhält da- 
durch die Garantie, daß er über den 
Rechnungsbetrag sofort verfügen kann, 
wenn die Ware vertragsgerecht gelie- 


fert ist und die im Vertrag festgelegten ' 


Dokumente vorgelegt sind. 


Das Akkreditivverfahren spielt eine 
große Rolle im Außenhandel. Im Inland 
wird es nur sehr selten angewandt, und 
‚zwar bei besonderen Schwierigkeiten, 


z. B. bei bekannter schlechter Zahlungs- 
disziplin des Käufers. 


Die Durchführung des Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehrs durch die Geld- 
und Kreditinstitute ist eine wichtige 
Dienstleistung für die Betriebe und die 
Bürger. 


Da durch die Bevölkerung immer mehr 
Spargirokonten geführt werden, nimmt 
der bargeldiose Zahlungsverkehr auch 
in diesem Bereich zu, z.B. in Form von 
Schecks und Überweisungen (als Ein- 
zel- oder Dauerauftrag) sowie in Form 
der Abbuchungsverfahren bei ständig 
wiederkehrenden Zahlungen. Die bar- 
geldlosen Zahlungsverfahren erleich- 
tern es den Bürgern, ihre Zahlungsver- 
pflichtungen zu erfüllen. 


Zwischenstaatlicher Zahlungsverkehr 


Die Geldbeziehungen im zwischenstaat- _ 
lichen Zahlungsverkehr _ werden mit 


x 
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Hilfe spezieller Verrechnungsverfahren 
abgewickelt. Die Verrechnung kom- 
merzieller Zahlungen für Warenlieferun- 
gen und Leistungen erfolgt über die 
Deutsche Außenhandelsbank (DABA), 
die. ihrerseits Konten bei ausländischen 
Banken unterhält. 


Die Rechnungsbeträge für alle kom- 
merziellen Beziehungen der DDR mit 
Partnern in den RGW-Ländern werden 
über Konten der beteiligten Banken bei 
der Internationalen Bank für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit in Moskau 
(IBWZ), die als gemeinsames Verrech- 
nungszentrum fungiert, vorgenommen. 


Im nichtkommerziellen Bereich, der 
insbesondere den wachsenden Reise- 
zahlungsverkehr umfaßt, vollzieht sich 
die Verrechnung zwischen den beteilig- 
ten Banken, die Valutamittel in Form von 
Sorten und Devisen an- und verkaufen, 
ebenfalls über die IBWZ oder auslän- 
dische Banken, bei denen die DABA 
Konten unterhält. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie den Geldumlauf in 
der DDR und die wesentlichen Un- 
'terschiede zwischen Warenzirkula- 
tion und Geldzirkulation! 


2. Erläutern Sie den Zusammenhang 
zwischen Geldumlauf und Kredit! 


3. Begründen Sie die Einheitlichkeit 
des Zahlungsverkehrs, und erläutern 
‚ Sie seine beiden Formen! 


N. Legen Sie dar, warum verschie- 
dene Verrechnungsverfahren not- 
wendig sind, und überlegen Sie, 
welche Vor- und Nachteile mit dem 
Überweisungsverfahren, dem Scheck- 
verfahren und dem Lastschriftver- 

. Zahren verbunden sind! 
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4.2.3. 

Einfluß des Kredits 

auf eine planmäßjige, 
bedarfsgerechte Produktion 
und höchste Effektivität 


4.2.3.1. 
Grundsätze für die Gestaltung 
der Kreditbeziehungen 


Für die Inanspruchnahme eines Kredits 


ist zwischen dem Kreditnehmer und , 


der Bank ein Kreditvertrag abzuschlie- 


ßen. Die Grundsätze für die Gestaltung 


des Kredits, für seine Voraussetzungen 
und Bedingungen sind in der „Kredit- 
verordnung sozialistischer Betriebe”? 
festgelegt. Diese: Grundsätze gelten 
sinngemäß für alle Volkswirtschaftsbe- 
reiche und die Betriebe aller Eigen- 
tumsformen. Besonderheiten, die sich 
aus den unterschiedlichen Reproduk- 
tionsbedingungen der Volkswirtschafts- 
bereiche ergeben, sind in spezifischen 
Rechtsnormen geregelt. In diesem Ab- 
schnitt erfolgt die Darstellung des Kre- 
dits am Beispiel der volkseigenen Indu- 
strie. 


Kreditvoraussetzungen 


Der Abschluß eines Kreditvertrages ist 
an die Einhaltung allgemeiner und spe- 
zifischer Kreditvoraussetzungen ge- 
knüpft. Dazu gehören u.a. der Einsatz 
der Kredite für eine bedarfsgerechte 
Produktion bei hoher Effektivität, die 
Einhaltung der staatlichen Plankenn- 
ziffern, die Beteiligung mit eigenen Mit- 
teln. 


29 Verordnung über die Durchführung der Kredit- 
und Zinspolitik gegenüber volkseigenen Betrieben, 
konsumgenossenschaftlichen Betrieben und sozia- 
listischen Wohnungsbaugenossenschaften - Kredit- 
verordnung sozialistischer Betriebe - vom 22. De- 
zember 1971 (GBl. 1/1972 Nr. 4 S. 41). 


Indem die Geld- und Kreditinstitute die 
Erfüllung der Voraussetzungen für ‘die 


Kreditgewährung kontrollieren, beein-, 


flussen sie die planmäßige und effek- 
tive Durchführung der Reproduktion 
wesentlich. 

Näch der Kreditverordnung haben die 
volkseigenen Kombinate und Betriebe 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen, 
wenn sie einen Kredit in Anspruch neh- 
men wollen: 


1. Die Kombinate und Betriebe müssen 
Eigenmittel und Kredit planmäßig so 
einsetzen, daß die Produktion und 
Zirkulation von Waren zur Versor- 
gung der Bevölkerung und der Wirt- 
schaft sowie für den Export bedarfs- 
gerecht in hoher Qualität erfolgt 
und durch Steigerung der Arbeits- 
produktivität und Senkung der 
Selbstkosten eine hohe Effektivität 
der Grund- und Umlaufmittel er- 
zielt wird. 

2. Die staatlichen Plankennziffern und 

die vom übergeordneten Organ in 
Abstimmung mit der Bank festgeleg- 
ten Nutzenskenaziffern müssen ein- 
gehalten werden. 
Mit staatlichen Plankennziffern und 
Nutzenskennziffern, z. B. über die 
Fondseffektivität und Fondsrentabi- 
lität, den Fondszuwachs, die Mate- 
rialausnutzung, die Maschinenaus- 
nutzung, die Ausnutzung des Ar- 
beitsvermögens und die Nutzung 
des Arbeitszeitfonds, werden von 
den wirtschaftsleitenden und staat- 
lichen Organen gesellschaftliche An- 
forderungen an die Kombinate und 
Betriebe zur Ausnutzung ihrer Fonds 
gestellt. 

3. Die betrieblichen Fonds sind minde- 
stens in der Höhe, die in Rechtsvor- 
schriften oder anderen Regelungen 
festgelegt ist, durch Eigenmittel zu 
finanzieren. 


Diese Voraussetzung regt zur plan- 
mäßigen Erwirtschaftung der eige- 
nen Mittel durch die Steigerung der 
Effektivitäit und Rentabilität der 
Produktion an. 

4. Die materielle Deckung der durch 
Kredit zu finanzierenden Prozesse 
und der Absatz der Erzeugnisse 
müssen gewährleistet sein. Mit die- 
ser Voraussetzung wird vor allem 
die Übereinstimmung der materiel- 
len und finanziellen Seite des be- 
trieblichen Reproduktionsprozesses 
kontrolliert. Sie schließt die ver- 
tragliche Bindung des Absatzes der 
produzierten Erzeugnisse ein als 
Nachweis dafür, daß bedarfsgerecht 
produziert wird. 


5. Die Zahlungsfähigkeit des Kredit- 


nehmers muß gesichert sein. Der 
Kreditnehmer muß den Kredit ver- 
. tragsgemäß tilgen und die Kredit- 
zinsen zahlen können. 
Diese Kreditvoraussetzung stellt 
hohe Anforderungen an die Effekti- 
vität der wirtschaftlichen Tätigkeit 
der Kombinate und Betriebe und 
trägt besonders dazu bei, daß der 
Kredit planmäßig und mit hohem 
Nutzen eingesetzt wird. 


Kreditantrag und Kreditabstimmung 


Der Kreditantrag ist grundsätzlich vom 
Kombinat oder Betrieb bei der zustän- 
digen Bank zu stellen. Das schließt 
nicht aus, daß die Bank dem Kombinat 
oder Betrieb Kredite anbieten kann. 

Im Kreditantrag müssen Zweck, Höhe 
und Tilgung des Kredits, eine Begrün- 
dung des Kreditbedarfs und der Nach- 


‘weis darüber, daß die Voraussetzungen 


für die Kreditgewährung erfüllt sind, 
enthalten sein. 


Der Kreditantrag und eine Kredit- 
abstimmung zwischen Kreditnehmer 
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und Bank gehen dem Abschluß des Kre- 


ditvertrages im Planungsprozeß vor- 
aus. Basis für die Kreditabstimmung 
sind die staatlichen Aufgaben für die 


Ausarbeitung der Pläne. Mit der Kre-. 


ditabstimmung kann eine Kreditzusage 
oder eine Stellungnahme der Bank zum 
Planentwurf des Kreditnehmers verbun- 
den werden. Die Kreditabstimmung ist 
eine wichtige Grundlage für die Pla- 
nung im Kombinat und im Betrieb und 
für die Kreditplanung und -bilanzierung. 
‘ Die Kreditabstimmung erfolgt für den 
jeweiligen Jahresplan, und zwar für die 
Grund- und Umlaufmittelkredite. 
In der Vorbereitungsphase von Investi- 
tionen werden Kreditzusagen für die 
gesamte, oft mehrere Jahre umfassende 
Zeitdauer einer Investition gegeben. Die 
Kreditzusage verpflichtet die Bank zum 


Abschluß des Kreditvertrages, wenn der 


Betrieb die in der Kreditabstimmung 
festgelegten Bedingungen erfüllt. 


Kreditvertrag 


Der Kreditvertrag ist die Grundlage für 
die Gewährung der Kredite. Nach Vor- 
liegen der staatlichen Planauflagen wird 
er zwischen Bank und Kreditnehmer 
(Kombinat, Betrieb) abgeschlossen. Zu 
seinem Inhalt gehören Zweck, Höhe und 
Frist. sowie Termin der Inanspruch- 
nahme des Kredits, Tilgungsraten, Zins- 
satz, Anwendung von Zinszu- und Zins- 
abschlägen und die Vereinbarung von 
Sanktionen bei Vertragsverletzungen. 


4.2.3.2, 
Grundmittelkredite 
an die Wirtschaft 


Grundmittelkredite dienen der Finan- 
zierung von Investitionen auf der 
Grundlage der kompletten Planung der 
Grundfondsreproduktion. Dazu gehören 
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Investitionen zur Rationalisierung der 
Produktion und zur Verbesserung der 


Arbeits- und Lebensbedingungen, des _ | 


Umweltschutzes sowie des Arbeits- und 
Brandschutzes. Grundmittelkredite kön- 
nen Investitionsauftraggebern nach 
planmäßigem Einsatz ihrer eigenen Mit- 
tel auch zur Begleichung von Abschlags- 
zahlungen gewährt werden. 


Eine entscheidende Voraussetzung für 
die planmäßige Rückzahlung dieser 
Kredite besteht darin, daß die Kombi- 
nate und Betriebe eine hohe Effektivität 
ihrer Wirtschaftstätigkeit sichern und 
insbesondere den geplanten Zuwachs 
an Produktionskapazität und Effktivi- 
tät zu den geplanten Terminen errei- 
chen oder überbieten. Auf diese Weise 
stimuliert der Grundmittelkredit den 
Kampf der Werktätigen um eine hohe 
Planmäßigkeit und Effektivität des be- 
trieblichen und volkswirtschaftlichen 
Reproduktionsprozesses, 


Grundmittelkredite werden nur gewährt, 
wenn die Betriebe der Bank nachwei- 
sen, daß sie 


- alle Möglichkeiten zur Modernisie- 
rung und Rekonstruktion der Grund- 
"Tonds_ durch sozialistische Rationali- 
‘sierung mit dem Ziel nutzen, die In- 
tensivierung zu vertiefen und die 
Effektivität zu erhöhen, indem sie 
den. wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt, "beschleunigen, ’ "die” Ar- 
beitsproduktivität steigern, die Ko- 
sten. und insbesondere den Material- 
yerbrauch. senken ‘und "Arbeitsplätze 
einsparen; 

— veraltete Grundfonds aussondern 
und durch Einsatz hochproduktiver 
Anlagen die Grundfonds erneuern; 

— die Grundfonds nur dann extensiv 
erweitern, wenn sie die vorhandenen 
Grundfonds voll ausnutzen un 
ihnen planmäßig zusätzliche Arbeits- 
kräfte zur zur Verfügung” stehen. 


Die Tilgung der Grundmittelkredite er- 

folgt insbesondere aus 

— Amortisationen, 

— Erlösen aus 
Grundmitteln, 

— Mitteln des Leistungsfonds, soweit 
sie für die planmäßige Kredittilgung 
vorgesehen sind, 

— Nettogewinn, 

-—- den in die Selbstkosten verrechneten 
Rastbuchwerten. 


Den Betrieben wird die Höhe der 
Grundmittelkredite als staatliche Plan- 


dem Verkauf von 


kennziffer „Veränderung des Kredit- . 


volumens für verzinsliche Grundmittel- 
kredite” vorgegeben. Die Banken haben 
darauf Einfluß zu‘‘nehmen, daß die 
Grundmittelkreditte die konsequente 
Durchsetzung der Intensivierung ‚för- 
dern. Daher stimulieren und kontrol- 
lieren die Banken die gründliche Vor- 
bereitung, die materielle Sicherung so- 
wie die planmäßige Fertigstellung und 
Nutzung der Investitionen während der 
Planausarbeitung und -durchführung. 


4.2.3.3. 
Umlaufmittelkredite 
‚ an die Wirtschaft 


Umlaufmittelkredite werden für die 
Finanzierung der geplanten Umlaufmit- 
tel gewährt, die zur Vorbereitung und 
Durchführung der Produktion, für wis- 
senschaftlich-technische und andere Lei- 
stungen sowie für die planmäßige Zir- 
kulation einschließlich der Forderungen 
aus Warenlieferungen und Leistungen 
benötigt werden. 


Ihre Planung erfolgt auf der Grundlage 
staatlicher Plankennziffern über den 
Umschlag der materiellen Umlaufmittel 
unter Berücksichtigung eines Mindest- 
anteils der Eigenmittel an der Finanzie- 
rung der Umlaufmittel. Dieser Eigen- 


mittelanteil beträgt zur Zeit etwa 50 
Prozent im Durchschnitt der Volkswirt- 
schaft. 


Mit der Gewährung von Umlaufmittel- 
krediten nehmen die Banken Einfluß 
darauf, daß der Prozcß der Reproduk- 
tion planmäßig und effektiv gestaltet 
wird, insbesondere daß der Umschlag 
der Umlaufmittelbestände beschleunigt 
und eine ökonomische Materialverwen- 
dung und Vorratswirtschaft nach fort- 
schrittlichen Normen und Kennziffern 
gesichert wird. 


Die Umlaufmittelkredite werden haupt- 
sächlich als Bestands- und Forderungs- 
kredite ausgereicht. Sie dienen 


— der Finanzierung planmäßiger Um- 


laufmittelbestände (Richtsatzplan- 
. kredit), 
— der Finanzierung von zeitweilig 


überhöhten materiellen Umlaufmit- 
telbeständen, wenn die Bestandshal- 
tung im volkswirtschaftlichen Inter- 
esse liegt, 

— zur Überbrückung zeitweiliger Li- 
quiditätsschwierigkeiten, 

— zur planmäßigen Vorfinanzierung 
von Geldmitteln, wenn der zeitliche 
Auseinanderfall zwischen der Er- 
wirtschaftung der Mittel und dem 
Termin der Zahlungsverpflichtung 
ökonomisch begründet ist. 


Aufgaben 


1. Wie nimmt die Bank durch die 
differenzierten Voraussetzungen für 
die Kreditgewährung Einfluß auf die 
planmäßige und effektive Gestal- 
tung des Reproduktionsprozesses? 
2. Wie vollziehen sich Vorbereitung 
und Abschluß eines Kreditvertra- 
ges? 

3. Erläutern Sie, wie die Bank durch 
die Gewährung von Grundmittel- 
krediten auf eine hohe Grundfonds- 
ökonomie Einfluß nimmt! 
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4. Wofür werden Umlaufmittelkre- 
dite gewährt? 


4.2.4. 

Kredite als Instrument 

zur Verwirklichung 

des sozialpolitischen Programms 


4.2.4.1. 

Kredite für das Wohnungswesen 
sowie für den Bau 

staatlicher Einrichtungen 


Die Lebensbedingungen der Bevölke- 
rung werden maßgeblich von den Wohn- 
bedingungen bestimmt. Darum ist die 
Befriedigung der Bedürfnisse der Be- 
völkerung nach ausreichendem und mo- 
dernem Wohnraum ein außerordentlich 
wichtiges Anliegen der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik in der DDR. „Das Woh- 
nungsbauprogramm ist das Kernstück 
der Sozialpolitik der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands. Es ist darauf 
gerichtet, bis 1990 die Wohnungsfrage 
zu lösen.” Die Größe dieser Aufgabe 
wird daran deutlich, daß planmäßig bis 
1980 750000 Wohnungen durch Neu- 
bau und Modernisierung geschaffen 
werden sollen, die einen finanziellen 
Aufwand von etwa 50 Md. M erfor- 
dern.?! 


Eine wichtige Finanzierungsquelle für 
den volkseigenen und genossenschaft- 
lichen Wohnungsbau sowie für den 
Eigenheimbau von Arbeiterfamilien und 
kinderreichen Familien ist der Staats- 
haushalt. Jedoch werden in großem Um- 
fang auch Kredite zunächst für die Bau- 
'betriebe und nach Fertigstellung der 
Wohngebäude für die Rechtsträger der 
Wohnungen bereitgestellt. Diese Kre- 
dite werden später aus Haushaltsmitteln 
oder aus Eigenmitteln der Eigentümer 
getilgt. 
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Kredite werden auch zur Förderung des 
Baus von Eigenheimen im Rahmen der 
staatlichen Sozialpolitik” sowie zur 
Finanzierung von Maßnahmen des Um-, 
Aus- und Neubaus und der Modernisie- 
rung des Wohnraumbestandes gewährt. 


Daraus ergibt sich, daß die Kreditinsti- 


tute über den Kredit und die entspre- 
chenden Kreditbedingungen wesent- 
lichen Einfluß auf den Wohnungsbau 
ausüben. 


Der Wohnungsneubau erfolgt komplex, 
d.h, mit den Wohnungen werden 
gleichzeitig die erforderlichen gesell- 
schaftlichen Einrichtungen gebaut. Die 
Vorbereitung dieser Investitionen ist 
von besonderer Bedeutung, beispiels- 
weise bestimmt die Wahl des Standortes 
weitgehend die Höhe des Erschließungs- 
und Folgeaufwandes. Deshalb wirken 
die Finanz- und Bankorgane bereits bei 
der Vorbereitung von Investitionen im 
komplexen Wohnungsbau darauf ein, 
daß ein kostengünstiger Standort fest- 
gelegt und der für den Standort'und die 
Größe des Bauvorhabens am besten ge- 
eignete Typ für die Wohnungen, Ver- 
sorgungs- und Nachfolgeeinrichtungen 
verwendet wird. Für den volkseigenen 
und genossenschaftlichen Wohnungsbau 
sowie für den Bau von Eigenheimen 
gibt es staatliche Aufwandsnormative 
für die Höhe der Baukosten je Woh- 
nungseinheit. Die Bank hat mit dafür 
zu sorgen, daß diese Aufwandsnorma- 
tive bei der Vorbereitung und Durch- 
führung der Investition eingehalten wer- 
den. Wenn die staatlichen Aufwands- 
normative überschritten werden, kann 
die Bank die Kreditgewährung. teil- 


30 Programm der SED. Dietz Verlag, Berlin 1976, 
S. 23. 

31 Vgl. Bericht des ZK der SED an den IX. Parteitag 
der SED. Berichterstatter: Genosse Erich Honecker. 
Dietz Verlag, Berlin 1976, 5. 44. 

32 Vgl. Verordnung zur Förderung des Baus von 
Eigenheimen vom 24. November 1971 (GBI. II 
Nr. 80 $. 709). 


weise oder ganz verweigern oder sogar 
einstellen. Zu dieser Maßnahme ist sie 
auch berechtigt und verpflichtet, wenn 
andere wesentliche Unzulänglichkeiten 
bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Investition auftreten. 


4.2.4.2. 
Kredite an die Bevölkerung 


Der Bevölkerung werden hauptsächlich 
Kredite zur Förderung junger Ehen, zur 
Förderung des Baus von Eigenheimen 
und Teilzahlungskredite gewährt. Sie 
werden allgemein als Konsumtionskre- 
dite oder Konsumentenkredite bezeich- 
net. 


Durch zielgerichtete Ausreichung der 
Kredite an die Bevölkerung kann der 
sozialistische Staat differenziert die so- 
zialen Bedürfnisse einzelner Bevölke- 
rungsgruppen berücksichtigen und die 
Befriedigung des Bedarfs der Bevölke- 
rung an Konsumgütern planmäßig mit 
beeinflussen. Diese Kredite sind durch 
ihre Zweckbestimmung und ihre gün- 
stigen Bedingungen für die Rückzah- 
lung und Verzinsung ein Instrument der 
staatlichen Sozialpolitik. 

Durch die Kredite an junge Eheleute 
werden die materiellen Voraussetzungen 
für die Gründung einer Familie wesent- 
lich erleichtert. Kredite an junge Ehe- 
leute können in Anspruch genommen 
werden: 


a) für die Beschaffung der Wohnungs- 
ausstattung, - 

b) für die Entrichtung des Genossen- 
schaftsanteils nach Eintritt in eine 
sozialistische Wohnungsbaugenossen- 
schaft, 

c) für den Ankauf eines ständig be- 
wohnbaren Fertighauses oder den 
Bau oder die Erweiterung eines 
Eigenheimes als Hauptwohnsitz. 


Voraussetzungen für die Gewährung 
des Kredits an junge Eheleute sind, 


— daß es sich um eine Erstehe handelt 
und daß beide Eheleute am Tage der 
Eheschließung das 26. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, 


— daß ihr gemeinsames monatliches 
Bruttoeinkommen am Tag der Ehe- 
schließung 1400,- M nicht über- 
steigt und 


— daß mindestens einer der beiden 
Ehepartner Arbeiter, Angestellter, 
Angehöriger der bewaffneten Or- 
gane, Student oder Mitglied einer 
sozialistischen Produktionsgenossen- 
schaft ist. 


Die Höhe des Kredits kann bis zu. 
5000 M betragen. Der Kredit ist zins- 
los; es ist keine Eigenmittelbeteiligung 
nachzuweisen. Die Laufzeit des Kredits 
beträgt maximal acht Jahre. Während 
des Grundwehrdienstes des Ehemanns 
kann die Tilgung ausgesetzt werden. 


Für dıe Wohnungsbeschaffung kann ein 
weiterer zinsloser Kredit bs zu 5090 M 
an junge Eheleute gewährt werden. 
Beım Eıgenheimbau erhalten junge Ehe- 
leute diesen Kredit zusätzlich zu den 
in der Verordnung über die Förderung 
des Baus von Eigenheimen’”” festge- 
legten Vergünstigungen. 


Junge Eheleute, die diese zinslosen Kre- 
dite in Anspruch nehmen, erhalten bei 
der Geburt von Kindern Krediterlaß. 
Er beträgt bei der Geburt des 1. Kin- 
des 1000,- M, des 2. Kindes weitere 
1500,— M und des 3. Kindes weitere 
2500, —M. In diesen Fällen werden die 
erlassenen Beträge als Kreditrückzah- 
lung vom Staatshaushalt übernommen. 


33 Vgl. Verordnung über die Gewährung von Kre- 
diten zu vergünstigten Bedingungen an junge 
Eheleute vom 10. Mai 1972 (GBl. II Nr. 27 S. 316). 

34 Vgl. Verordnung über die Förderung des Baus 
von Eigenheimen, a. a.O. 
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Die großzügigen sozialen Maßnahmen 
zur Förderung junger Ehen konnten im 
Ergebnis des planmäßigen Leistungs- 
anstiegs der Volkswirtschaft der DDR 
eingeführt werden. Sie sind ein Aus- 
druck für die Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik und für die konkrete 
Durchführung der von der Partei der 
Arbeiterklasse beschlossenen Haupt- 
aufgabe. Zugleich sind sie ein weiterer 
Beweis dafür, daß im Sozialismus die 
Ergebnisse der Arbeit den Werktätigen 
zugute kommen. 


Die Sparkassen der DDR können auch 
Teilzahlungskredite gewähren. Nach 
Abschluß ‘eines Teilzahlungskredit- 
vertrages erhält der Bürger einen Kre- 
ditkaufbrief über die vertraglich ver- 
einbarte Kreditsumme, der zum Ein- 
kauf der Waren im Einzelhandel be- 
rechtigt. 


Mit Hilfe von Teilzahlungskrediten kön- 
nen nur solche Konsumgüter erworben 
werden, die in einem Warenverzeichnis 
des Ministeriums für Handel und Ver- 
sorgung enthalten sind. 


Der Zinssatz für Teilzahlungskredite 
beträgt 6 Prozent jährlich, jedoch sind 
Teilzahlungskredite für kinderreiche Fa- 
milien mit 4 und 5 Kindern nur mit 
'3 Prozent zu verzinsen, und Familien 
mit 6 und mehr Kindern erhalten den 
Teilzahlungskredit zinslos. 


Die Höhe des Teilzahlungskredits ist 
gesetzlich nicht begrenzt. Sie ergibt 
sich aus dem Preis der gewünschten 
Waren unter Berücksichtigung eines 
vom Ministerium für Handel und Ver- 
sorgung festgelegten Anzahlungsbetra- 
ges, der im allgemeinen zwischen 10 
und 25 Prozent des Preises beträgt. Auf- 
gabe der Sparkasse ist es, die Kredit- 
höhe so zu begrenzen, daf bei Beach- 
tung der Nutzungsdauer des zu kaufen- 
den Gegenstandes sowohl die Kredit- 
laufzeit als auch die finanziellen Be- 
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lastungen des Kreditnehmers durch die 
Tilgungsraten vertretbar sind. 


Aufgaben 


1. Beweisen Sie anhand von Beispie- 
| len, wie der Kredit bei der Ver- 
wirklichung des sozialpolitischen 
Programms genutzt wird! 
2. Begründen Sie, warum die For- 
men und Bedingungen der Kredite 
an: die Bevölkerung unterschiedlich 
sind! j 


4.3. 
Finanzen 
der sozialistischen Wirtschaft 


4.3.1. 

Stellung der Finanzen 

der sozialistischen Wirtschaft 
und ihre Verbindung 

mit der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung 


4.3.1.1. 

Rolle 
der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung 


Mit der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung als einer wichtigen Methode 
der sozialistischen Wirtschaftsführung 
nutzt der sozialistische Staat die Ware- 
Geld-Beziehungen und die mit ihnen 
verbundenen materiellen Interessen der 
Kombinate und Betriebe bewußt und 
planmäßig, um die Erhöhung der gesell- 
schaftlichen Produktion und die Steige- 
rung ihrer Effektivität entsprechend 
den gesellschaftlichen Erfordernissen 
ökonomisch zu stimulieren. Die wirt- 
schaftliche Rechnungsführung ist im So- 
zialismus eine objektive ökonomische 
Kategorie. 


.. .- 
Ä 


Als Bestandteil des Systems der Lei- 
tung, Planung und ökonomischen Sti- 
mulierung ist die wirtschaftliche Rech- 
nungsführung darauf gerichtet, die Er- 


fordernisse der ökonomischen Gesetze , 


und die davon abgeleiteten wirtschafts- 
politischen Aufgaben unter Beachtung 
des Sparsamkeitsprinzips zu verwirkli- 
chen. Insbesondere orientiert sie auf die 
Erhöhung der Effektivität der Produk- 
tion bei Senkung des Produktionsver- 
brauchs, vor allem des Verbrauchs an 
Material, Rohstoffen und Energie, also 
auf die ständige Verbesserung des Ver- 
hältnisses zwischen Aufwand und Er- 
gebnis. 

Bei der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung geht es vor allem um die Sen- 
kung der Kosten und um höchste Effek- 
tivität des Reproduktionsprozesses. 

Die wirtschaftliche Rechnungsführung 
ist untrennbar mit der staatlichen Pla- 
nung und den sozialistischen Finanzen 
verbunden. Auf Grund der engen Wech- 
selbeziehungen hängt der Wirkungsgrad 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung 
in hohem Maße von der Qualität der 
staatlichen Planung und der wirksamen 
Nutzung der sozialistischen Finanzen 
ab. . 

° Reale, bilanzierte und stabile staatliche 
Pläne sind eine entscheidende Bedin- 
gung für das Funktionieren der wirt- 
schaftlichen Rechnungsführung, die in 
allen Phasen der Planausarbeitung und 
Plandurchführung genutzt wird. 

Die: wirtschaftliche Rechnungsführung 
verlangt von den Kombinaten und Be- 
trieben, daf sie ihre Kosten und Erlöse 
genau erfassen und gegenüberstellen. 
Auf diese Weise wird der ökonomische 
Nutzen ihrer Tätigkeit im Gewinn sicht- 
bar gemacht. 

Es geht dabei nicht nur darum, daß die 
Kosten eines Betriebes durch Erlöse 
gedeckt werden und ein Gewinn erzielt 
wird. Vielmehr kommt es darauf an, 
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durch Steigerung von Produktivität 
und Effektivität bei der planmäßigen 
Herstellung bedarfsgerechter Erzeug- 
nisse die Hauptfaktoren der. Intensivie- 
rung immer wirksamer zu nutzen und 
auf diese Weise rentabel’” zu arbeiten. 
Damit werden ‚ständig bessere Bedin- 
gungen für die weitere erfolgreiche Ver- 
wirklichung der Hauptaufgabe geschaf- 
fen. Die wirtschaftliche Rechnungsfüh- 
rung fordert vor allem, 


— die Produktion durch die effektive 
Nutzung des wissenschaftlich-techni- 
schen Fortschritts und durch sozia- 
listische Rationalisierung zu inten- 
sivieren, 

— den Produktionsverbrauch zu sen- 
ken, und zwar insbesondere durch 
eine hohe Materialökonomie und 
die Anwendung fortschrittlicher Ma- 
terialverbrauchs- und -bestands- 
normen, und das Prinzip sozialisti- 
scher Sparsamkeit in der gesamten 
wirtschaftlichen Tätigkeit durch- . 
zusetzen, 

— den” Produktionsumfang und die 
Qualität der planmäßigen, bedarfs- 
gerechten Produktion zu erhöhen so- 
wie den Export und die Exportrenta- 
bilität zu steigern, z 

— die produktiven Fonds effektiv aus- 
zulasten und die Arbeitszeit voll aus- 
zunutzen, j 

— in ständiger, enger Wechselwirkung 
mit den sozialistischen Finanzen 
die Leistungskraft der Kombinate 
und Betriebe zielstrebig zu entwik- 
keln und aktiv die Mobilisierung 
von Reserven zu fördern. 


Durch die gesetzlichen Bestimmungen 
zur wirtschaftlichen Rechnungsführung 


35 Ein Betrieb wird als rentabel bezeichnet, wenn in 
einem bestimmten Zeitraum die Erlöse aus dem 
Absatz seiner Produktion die Kosten für die ab- 
gesetzten Erzeugnisse decken und außerdem noch 
ein Überschuß, ein Gewinn, entsteht. 
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schafft der: sozialistische: Staat solche 
Bedingungen für die wirtschaftliche Tä- 
‚tigkeit der Kombinate und Betriebe, daß 
‘ der. Grundsatz. verwirklicht wird: Was 
der Gesellschaft nützt, soll auch für das 
'Kambinat, den Betrieb und für den ein- 


zelnen Werktätigen von Vorteil sein. 
- - Hinsichtlich des Wirkungsbereichs der: 


wirtschaftlichen. Rechnungsführung ist 
zu "unterscheiden zwischen 


— der wirtschaftlichen Rechnungsfüh- 
„rung des Kombinats in seiner Ge- 
.. .samtheit, 

 .— der wirtschaftlichen Rechnungsfüh- 

"rung der einzelnen Kombinatsbetrie- 

 beund _ 

..—: der: innerbetrieblichen . wirtschaft- 

„lichen Rechnungsführung. 


Die wirtschaftliche Rechnungsführung 
der Kombinate basiert auf der wirt- 
schaftlichen Rechnungsführung der Be- 
_triebe. Sie faßt jedoch nicht deren Er- 
gebnisse einfach zusammen, sondern 
. stellt eine neue Qualität dar. 

- Die‘ innerbetriebliche 
„‚Rechnungsführung ist die Anwendung 
.von Elementen der , wirtschaftlichen 


'Rechnungsführung in den einzelnen Ab-. 


‚teilungen, Meisterbereichen und Briga- 
‚den. - 
: Zu dieser Zweck werden die’ betrieb- 
’ lichen. Planauflagen, wie Warenproduk- 
tion in Menge ‘und Wert, Arbeitszeit, 
Materialverbrauch und andere 'geeigne- 
‘te Kennziffern, möglichst bis auf den 
einzelnen Arbeitsplatz aufgeschlüsselt. 
: Dadurch erfährt jeder Werktätige, wel- 
chen persönlichen Beitrag er zur Erfül- 
‚lung der betrieblichen Aufgaben leisten 
muß. Das stärkt das persönliche Verant- 
 wortungsbewußtsein . gegenüber dem 
‘Betrieb und der "Gesellschaft. Außer- 
dem erhält jeder Werktätige die Mög- 
- lichkeit, selbst zu kontrollieren, ob- er 


‘seine Aufgaben erfüllt und den Anfor- 


\ derungen gerecht wird. 
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wirtschaftliche . 


43.1.2. 


er 


Gleichzeitig werden auf diese Weise 
wichtige Voraussetzungen für die Mobi- 
lisierung der Initiativen der Werktäti- 
gen im sozialistischen Wettbewerb ge- 
schaffen. Es gilt, bewährte Methoden 
des sozialistischen Wettbewerbs und 
sozialistischen Betriebswirtschaft, 
wie  persönlich-schöpferische Pläne, 
Haushaltsbücher, Aufschlüsselung der 
beeinflußbaren Kosten auf die Kollek- 
tive, saldierte Abrechnung der Wett- 
bewerbsergebnisse, Gebrauchswert-Ko- 
sten-Analyse! und Notizen zum Plan, 
umfassender zu nutzen. 


Folgende Prinzipien der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung müssen in Verbin- 
dung mit der konkreten Ausnutzung der 
Finanzen für die Leitung, Planung und 
ökonomische Stimulierung der Kombi- 


'nate und Betriebe durchgesetzt werden: 


— das Prinzip der wirtschaftlich-opera- 

tiven Selbständigkeit der Kombinate 
und Betriebe, 

— das Prinzip der Eigenerwirtschaf- 
tung der Mittel, 

— das Prinzip der materiellen Inter- 
essiertheit und materiellen Verant- 
wortlichkeit sowie 

— das Prinzip der Kontrolle durch die 

: Mark. 


Wesen der Finanzen 


| der sozialistischen Wirtschaft 


Die: Finanzen der sozialistischen Wirt- 


‚schaft sind die vom sozialistischen Staat 


festgelegten und organisierten Geld- 
beziehungen zur planmäßigen. Bildung 
und Verwendung dezentraler Geldtonds . 
durch die sozialistischen ‚Wirtschafts- 
einheiten. 

Die Finanzen sind in ihrer Gesamtheit 
eine selbständige ökonomische Katego- 


rie, deren Wirkungsbereich ‚über: die - 


wirtschaftliche Rechnungsführung: hin- 
ausgeht. Sie ‚sind in ihrer,engen Wech- 
selbeziehung zur wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung der Kombinate und Be- 
triebe so zu nutzen, daß durch die Bil- 
dung und Verwendung der finanziellen 
Fonds die Tätigkeit der. Kombinate und 
' Betriebe so gut wie möglich organisiert 
werden kann. 


Die Entwicklung der Finanzen der so- 
zialistischen Wirtschaft ist unmittelbar 
mit der .Entwicklung der Kosten 'der 
: Produktion verbunden. Deshalb bildet 
der Kostenplan das Kernstück des Fi- 
nanzplans. 


“Mit Hilfe der. Finanzen der sozialisti- 
schen Wirtschaft wird in Verbindung 
mit der. wirtschaftlichen Rechnungsfüh- 
rung insbesondere. Einfluß genommen 
auf 


—.die Erhöhung des 
Nutzens aus den Ergebnissen von 
Wissenschaft und Technik, 

— die Verbesserung der Materialöko- 

 nomie und eine rationelle Bestands- 
haltung auf der Basis fortgeschrit- 
tener Materialverbrauchs- und Be- 
standsnormen, 

— den effektiven Einsatz der Umlauf- 
mittel und die Beschleunigung ihres 
Umschlags, 

— eine effektive Nutzung der Erik 

“ fonds, 

— einen hohen Nutzeffekt der Investi- 
tionen, insbesondere durch Erhö- 
hung des Anteils der Rationalisie- 
rungsinvestitionen und die plan- 
mäßige, möglichst vorfristige Fertig- 


stellung produktionswirksamer Vor- 


haben, | 
— den rationellen Einsatz des gesell- 
schaftlichen Arbeitsvermögens, 


— die ständige Verbesserung des Ver- 
hältnisses von Aufwand und Nutzen, 


vor allem durch die Senkung der Ko- 


bar. 


ökonomischen. 


F 


"sten für : Material, 
"Energie,: Ausschuß, Nacharbeit und . 


Garantieleistungen sowie .für Lei- 


tung und Verwaltung. 


Durch die Finanzen der sozialistischen 


Rohstoffe . und: 


Wirtschaft werden gleichzeitig. Grund- 


lagen für die Führung des: sozialisti- 


schen Wettbewerbs geschaffen, da sich - 
_ in den Finanzen die materiellen. Auf- 
..wendungen und Ergebnisse der Wirt- 
schaftstätigkeit der Kombinate und Be- 
triebe widerspiegeln. Die ‚Arbeitsergeb- 
nisse der einzelnen Kollektive werden’ 


dadurch abrechenbar und vergleich- 


4.3.1.3. 

Verantwortung 

der Kombinate und Betriebe _ 
für eine 
‘effektive Fondswirtschaft 


“ Die gezläihsftuchen Kombinate und‘ Be- 
triebe sind  entsprechend- dem Prinzip 


der wirtschaftlich-operativen Selbstän- 


digkeit verantwortlich für die Erfül-, 
lung ihrer Planaufgaben. Sie verfügen 
über die erforderlichen materiellen und 
finanziellen Mittel für die planmäßige - 
Durchführung des: Reproduktionsprozes- 


'ses. Diese Mittel weltden als Fonds be- 


„‚zeichnet...... :“ 


Die Fonds — als allgemeine ökonomi- 


sche Kategorie - umfassen den Bestand 


oder Vorrat an Mitteln oder die wäh- 


rend einer bestimmten Zeit zur Verfü- 


gung stehenden materiellen und finan- 
ziellen Mittel, mit deren Hilte die öko- : 


nomischen und sozialen Aufgaben in 


den verschiedenen Bereichen der Volks- 


wirtschaft gelöst werden. 


Die Fonds der sozialistischen Kombi- 


nate und Betriebe sind gesellschaftliches _ 
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Eigentum. Sie müssen gesamtgesell- 
schaftlichen Interessen dienen. Die 
Kombinate und Betriebe sind verpflich- 
tet, mit Hilfe der Fonds ihren Repro- 
duktionsprozeß von der Forschung und 
Entwicklung über die Beschaffung und 
die Produktion bis zum Absatz so zu ge- 
stalten, daß ein hoher volkswirtschaft- 
licher Nutzeffekt erreicht wird. 
„Die betrieblichen Fonds sind konse- 
quent auf die Durchführung der Plan- 
aufgaben und den wissenschaftlich-tech- 
nischen Vorlauf in Verbindung mit der 
Verbesserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen zu konzentrieren.”° 
Je rationeller und effektiver die Fonds 
eingesetzt werden, um so größer ist der 
Nutzen für den Betrieb, das Kombinat, 
die Gesellschaft und für jeden Werk- 
...tätigen. 

'Die Fonds durchlaufen im Reproduk- 
_ tionsprozeß der Kombinate und Betrie- 
be drei Stadien. Dabei vollziehen sie 
einen Formwandel und üben spezifische 
Funktionen aus. 
Die Bewegung der Produktions- und 
Zirkulationsfonds im Reproduktions- 


Abb. 4.7. 
Stadien des Krzislaufs der Fonds 
und deren Formwandel 


1. Stadium 


Beschaffung 


2. Stadium 


Produktion . 


prozeß ist der Kreislauf der Fonds. Die 
ständige Wiederholung des Kreislaufs 
wird als Umschlag der Fonds bezeich- 
net. 


Im 1. Stadium des Kreislaufs der Fonds 
erfolgt die Beschaffung der Arbeits- 
mittel (Am) und Arbeitsgegenstände 
(Ag) sowie die Bereitstellung der Mittel 
für die Löhne der Arbeitskräfte (Ak). 
Die Geldfonds gehen in die Form der 
produktiven Fonds über. 

Im 2. Stadium findet die Produktion 
statt. Die produktiven Fonds vollziehen 
die Umwandlung in die Warenfonds. 


Im 3. Stadium erfolgt der Absatz der 
hergestellten Erzeugnisse. Wenn der in 
der Produktion geschaffene Wert reali- 
siert wird, verwandeln sich die Waren- 
fonds in Geldfonds. Damit sind die Vor- 
aussetzungen für den Beginn eines 
neuen Kreislaufs geschaffen. 


:Der Kreislauf und der Umschlag der 


Fonds vollzieht sich aber nicht nur nach- 
einander, sondern auch nebeneinander. 
Wenn der Reproduktionsprozeß nicht 
unterbrochen werden soll, müssen dem- 
zufolge ständig Geldfonds, Produktions- 
fonds und Warenfonds vorhanden sein. 
Der kontinuierliche Kreislauf der Fonds 
ist eine wesentliche Bedingung für einen 


36 Bericht des ZK der SED an den IX. Parteitag der 
SED, a.a. O., 5. 88. 


3. Stadium 


Pm Am 
Geldfonds Z en Ag —— Produk- ——e Waren» —e Geld- — 
ohn tions - 
fonds 


fonds fonds 


Zirkulationssphäre 
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Produktionssphäre 


Zirkulationssphäre 
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hohen Nutzeffekt der eingesetzten 
Fonds. Jede Unterbrechung oder Stö- 
rung des Kreislaufs führt zu ökonomi- 
schen Verlusten. Eine Beschleunigung 
des Kreislaufs der Fonds ist dagegen ein 
Ausdruck für die Intensivierung der 
Produktion, die z. B. durch bessere Aus- 
nutzung der Grundfonds, Erhöhung der 
Materialökonomie und der produktiven 
lebendigen Arbeit erreicht worden sein 
kann. 

Daraus folgt, daß der Kreislauf der 
Fonds nicht dem Selbstlauf überlassen 
werden darf. Vielmehr muß das bestän- 
dige Ineinandergreifen der verschiede- 
nen Stadien planmäßig gestaltet werden. 
Produktion und Zirkulation stellen da- 
bei eine untrennbare Einheit dar. 


Abb, 4.8. 
Gliederung der betrieblichen Fonds 


Die nach der wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung arbeitenden Kombinate 
und Betriebe sind für den planmäßigen 
Kreislauf ihrer Fonds verantwortlich. 
Sie müssen für ihre Fondswirtschaft Be- 
dingungen schaffen, durch die die plan- 
mäßige Reproduktion und eine wirk- 
same ökonomische Stimulierung der 
materiellen Interessen gesichert sind. 


Die Gliederung der Fonds der Kombi- 
nate und Betriebe erfolgt nach ihrer 
Funktion im Reproduktionsprozeß oder 
nach den einzelnen Stadien des Kreis- 
laufs. 


Die Produktionsfonds bilden den wich- 
tigsten Teil der Fonds. Ihre rationelle 
Nutzung und die Erhöhung ihrer Effek- 
tivität ist eine wesentliche Aufgabe zur 
Verwirklichung der Intensivierung der 
gesellschaftlichen Produktion. 


Entsprechend ihrem Verhalten im Kreis- 
lauf wird zwischen Produktiönsgrund- 


Produktionsfonds 


Produktionsgrund- 
fonds 


fonds 


Anlagen 


Wirtschaftsinventar u.a. 


Grundmittel 


Warenfonds 


Produk tionsumlauf- 


- Rohstoffe und 


Geldfonds 


Zirkulationsfonds 


Produktionsgebäude Fertigerzeugnisse 
Grundmaterial 
Ausrüstungen und Brennstoffe Geldmittel 


Antriebsmaschinen Hıilfs- und In Verrechnung 
und Einrichtungen Verpackungsmaterial befindliche Mittel 
Arbeitsmaschinen, Geringwertige und ' 
Geräte, Apparate schnellverschleißende 

Werkzeuge 
Transportmittel und Unvollendete Produktion, 
Hebezeuge Vorleistungen 
Produktions - und Halbfabrikate, 


Ersatzteile u.a. 


Umlaufmittel 
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und Produktionsumlauffonds unterschie- 
den. 

Die Produktionsgrundfonds dienen der 
Produktion während einer langen Zeit. 
Sie behalten über die gesamte Nutzungs- 
dauer ihre Naturalform bei und gehen 
nur wertmäßig, und zwar allmählich, in 
das neue Produkt ein. Die Wertübertra- 
gung erfolgt dabei in Höhe des Ver- 
schleißes der Grundmittel, der in Form 
der Abschreibungen in die Selbstkosten 
verrechnet wird. Aus dem Erlös der ab- 
gesetzten Erzeugnisse stehen dem Be- 
trieb die entsprechenden Beträge in 
Form der Amortisationen dann wieder 
zur Verfügung. A 
Die Produktionsumlauffonds gehen im 
Stadium der Produk!‘ n stofflich und 
wertmäßig in das ne e Produkt ein.’? 
Die Produktionsumlauffonds durchlau- 
fen also alle Stadien des Kreislaufs, neh- 
men aber nur einmal am Produktions- 
prozeß teil. 

Die Zirkulationsfonds werden in der 
Zirkulationssphäre eingesetzt. Von der 
Menge und der Qualität der Fertig- 
erzeugnisse hängen die Versorgung der 
Bevölkerung und die Versorgung ande- 
rer Betriebe mit Material, Zuliefer- 
teilen u.ä. ab, 

Zwischen der Entwicklung der Produk- 
tions- und der Zirkulationsfonds muß 
ein optimales Verhältnis hergestellt 
werden, um eine kontinuierliche Plan- 
erfüllung und ein stabiles Wachstum 
der Produktion zu gewährleisten. 
In.Rechnungsführung und Statistik wer- 
den die Produktionsgrundfonds als 
Grundmittel und die Produktions- 
umlauffonds zusammen mit den Zirku- 
lationsfonds als Umlaufmittel ausgewie- 
sen. 

Die zur Wirtschaftstätigkeit notwendi- 
gen Fonds müssen vor Beginn des Pro- 
duktionsprozesses bereitstehen. Die 
Fonds können nicht beliebig erweitert 
werden. Um die geplante hohe 
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Leistungssteigerung unserer Volkswirt- 
schaft zu erreichen, müssen die vor- 
handenen Produktionsfonds effektiver 
genutzt werden. 


Der größtmögliche ökonomische Nutzen 
der eingesetzten Fonds ist unter den 
Bedingungen der intensiv erweiterten 
Reproduktion der Volkswirtschaft ein 
ent5cheidender Maßstab für die Lei- 
stungen der Betriebe, 


Zur Berechnung und zum Vergleich des 
Nutzeffekts der eingesetzten Fonds die- 
nen verschiedene Kennziffern: 


Produktionsvolumen 
Fondsquote zu Fe Tem ” 
Produktionsfonds 
Produktionsfonds 
Fondsintensität —n : 
Produktionsvolumen 
Gewinn 
Fondsrentabilität = ws 
Produktionsfonds 


Die Fondsquote zeigt, welche Menge an 
Produktion je Einheit der produktiven 
Fonds hergestellt wird. Je höher die 
Fondsquote, um so höher die Effektivi- 
tät der eingesetzten Fonds. 

Die Fondsintensität zeigt, wieviel Pro- 
duktionsfonds zur Herstellung einer be- 
stimmten Produktionsmenge benötigt 
werden. Je niedriger die Fondsintensi- 
tät, um so höher ist die Effektivität der 
eingesetzten Fonds. 

Die Fondsrentabilität zeigt, welche 
Menge an Gewinn im Verhältnis zu den 
eingesetzten Fonds erzielt wird. Die 
Fondsrentabilität steigt, wenn mit den 
eingesetzten Fonds ein höherer Gewinn 
erzielt wird. 


37 Eine Ausnahme bilden dabei die Brenn und 
Hilfsstoffe (z B. Energi . Schmierstoffe) sowie 
div geringw rt'gen und schnellverschleifenden Ar- 
beitsmittel (z.B Kleinwerkzeuge), die zwar wert- 
mäßig, aber nicht stofflich in das neue Produkt 
eingehen. 


Die Kombinate und Betriebe haben alle 
Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Grundfonds-, Material- und Arbeits- 
ökonomie zu nutzen, dabei die Ergeb- 
nisse von .Wissenschaft und Technik 
zielstrebig anzuwenden und die Inten- 
sivierung und sozialistische Rationali- 
sierung der Produktion weiter zu ver- 
tiefen. 

Dabei kommt der Neuererbewegung ei- 
ne entscheidende Rolle zu. Sie trägt 
zur Durchsetzung des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts bei und ist un- 
mittelbarer Ausdruck der Initiative der 
Werktätigen. Die Initiative ist darauf 
gerichtet, durch die sozialistische Ratio- 
nalisierung die Leistungsfähigkeit un- 
serer Wirtschaft zu steigern und die Ar- 
beits- und Lebensbedingungen zu ver- 
bessern. Gleichzeitig unterstützt die 
Neuererbewegung die Qualifizierung 
der Werktätigen und ihre Entwicklung 
zu sozialistischen Persönlichkeiten. 


Zur Erhöhung des ökonomischen Nut- 
zens der eingesetzten Fonds ist es not- 
wendig, durch geeignete Formen der 
materiellen und moralischen Interes- 
siertheit die Verhaltensweise jedes 
Werktätigen und die Arbeit jedes Kom- 
binates und Betriebes so zu beeinflus- 
sen, daß ein höchstmögliches Ergebnis 
erreicht werden kann. 

Die effektive Nutzung der Fonds ist 
eine wichtige Voraussetzung für nied- 
rige Selbstkosten und für einen hohen 
Nettogewinn der Kombinate und Be- 
triebe. 


Aufgaben 


KiCharakterisieren Sie die . Aufga- 
ben und Merkmale der wirtschatt- 
lichen Rechnungsführung in den so- 
zialistischen Konibinaten und Betrie- 
- ben/ und begründen Sie die Not- 
wendigkeit der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung! 


2. Was ist unter den Finanzen der 
sozialistischen Wirtschaft zu verste- 
hen, und wie werden sie in enger 
Wechselwirkung mit der wirtschaft- 
lichen Rechnungsführung genutzt? 
3, Erläutern Sie die Rolle der Pro- 
duktionsgrund- und Produktions- 
umlauttonds im Produktionsprozeß! 
4, Erläutern Sie den Kreislauf und 
Umschlag der Fonds, und begründen 
Sie, warum sich dieser Prozeß nicht 
nur nacheinander, sondern auch ne- 
beneinander vollziehen mußl 
5. Untersuchen Sie den Eintluß der 
Erhöhung der Fondsettektivität auf 
“ die Größe des Nationaleinkommens! 


4.3.2. 


Planmäßige Erwirtschaftung 
der Mittel 

durch die volkseigenen 
Kombinate und Betriebe 


4.3.2.1. 
Erhöhung der Erlöse 


Die Kombinate und Betriebe müssen die 
Mittel für die erweiterte Reproduk- 
tion selbst erwirtschaften. Sie müssen 
ihre Ausgaben durch eigene Einnahmen 
decken und darüber hinaus einen Ge- 


fElb alte ebeh.E nahen Fe Fe 


‚ten... 


Aus dem erwirtschafteten Gewinn sind: 

— die Abführungen an den Staatshaus- 
halt zu realisieren und , 

— die Zuführungen zu den betrieblichen 
Fonds zu sichern. 


Der sozialistische Staat überläßt den 
Kombinaten und Betrieben also einen 
Teil des erwirtschafteten Gewinns und 
macht dessen Größe von der Leistung 


abhängig. Dadurch haben die Kombi- 


nate, Betriebe und die Werktätigen ein 
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Ein 


‘ direktes natebieili Interesse, die Lei- 


,stungen zu steigern, den geplanten Auf- 
„wand einzuhalten oder zu unterschrei- 


‘ten, also die Erlöse zu erhöhen und die 


‚Rentabilität zu verbessern. : 


Erlöse sind Geldbeträge, die die Kom- 
binate und Betriebe beim Verkauf ihrer 
Erzeugnisse und Leistungen_einnehmen. 


‚Ihre Höhe. ergibt sich aus der Menge 
“und dem Preis der abaesetzten Erzeug- 
‚ nisse oder erbrachten Leistungen. Um 
‚die geplanten Erlöse zu erzielen und das 
- geplante Ergebnis zu erreichen, müssen 
. die. Erzeugnisse planmäßig produziert 
“und abgesetzt werden. 
Da Erlöse nur aus abgesetzter Waren- 
produktion fließen können, hat die Be- 
: standsentwicklung an Fertigerzeugnıs- 
sen unmittelbaren Einfluß auf die Höhe 
“der. Erlöse und des Gewinns. Bestände 
. an. Fertigerzeugnissen verkörpern her- 
.. gestellte, aber nicht abgesetzte Produk- 
tion, Jede Erhöhung ‚der Bestände eines 
' Betriebes an fertigen Erzeugnissen 
wirkt sich negativ auf die Höhe seiner 
‘Erlöse und seines Gewinns aus; um- 
‚gekehrt führt eine Minderung der Be- 
stände an Fertigerzeugnissen zu einer 
Erhöhung der Erlöse und damit des Ge- 
winns. Die Erhöhung der Erlöse erfor- 
‘dert also, die Erzeugnisse planmäßig 
abzusetzen und die Bestandswirtschaft 
‚ständig zu verbessern. 
Auger.den genannten Faktoren (Menge, 
‘Preis, ‘Bestand an Fertigerzeugnissen) 


hat die Qualität der Erzeugnisse großen. 


„Einfluß. auf die Höhe der Erlöse, Sie 
' wirkt im wesentlichen über den Preis 
der Erzeugnisse unmittelbar anf die 
"Höhe des Gewinns. 


' Ein Anreiz zur Verbesserung der Quali- 
tät und zur Produktion von neuen Er- 
zeugnissen mit hoher, Qualität wird z, B. 
. dadurch geschaffen, daß Erzeugnis- 
‚preise 
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nach . Qualifikationsmerkmalen. 


Testskfelt ‘oder Preiszu- oder .abschläge. 
berechnet werden. 


In gleicher Richtung wirkt die Bildung 
der Industriepreise für neue und weiter- - 
entwickelte ‚Erzeugnisse durch die An- 
wendung des Bean De mn Yerlilin 
ses, i \ Ss 


Das Preis- Heu: Verhältnis berück- 
sichtigt den Gebrauchswert des Erzeug- 
nisses und die wissenschaftlich-tech- . 
nische Entwicklung -auf ‘dem betref- 
fenden Gebiet. Das Preis-Leistungs-Ver- 
hältnis kommt nicht bei’ der, Bildung _ 
der Einzelhandelsverkaufspreise zur 
Anwendung ‚(bezieht sich also nur, auf 
die Industriepreise).. 


Es gelten folgende wichtige Grund- 
sätze für die Preisfestsetzung bei neuen 
oder weiterentwickelten Erzeugnissen: 


= Der Industriepreis ist höher, wenn 
die Qualität besser ist als beim bis- 
herigen Erzeugnis und wenn der hö- 
here Gebrauchswert-beim Anwender 
zu einem höheren Nutzen führt. 
— Dem Industriepreis wird. der ge- 
 sellschaftlich notwendige Aufwand 
für die geplante Qualıtat zugrunde 
gelegt. Für Spitzenerzeugnisse mit 
dem Gütezeichen „Q” wird ein Zu- 
schlag gewährt. 


— Für-echnisch überholte Srzeugnisse, 
die nicht den Qualitätsfestlegungen 
entsprechen, werden Preisabschläge) 
vorgenommen. 


— Wenn Erzeugnisse im Ergebnis von 
Intensivierungsmaßnahmen im Ver- 
gleich zu gleichartigen Erzeugnissen 

‘kostengünstiger. also, mit geringe- 
ren Kosten produziert werden, ohne 
daß sich der Gebrauchswert und die 
Qualität ‚verschlechtern, werden die 
Industriepreise . beibehalten... d.h. 
der Preis wird in Höhe des vergleich- 

baren, bisher produzierten Erzeug- 
nisses festgelegt. 
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Für in der Produktion befindliche Er-/ 
zeugnisse, deren Gebrauchseigerischaf-| 
ten gleichbleiben, werden die Industrie- 
preise im Verlaufe eines Fünfjahrplanes\ 
nur auf Beschluß des Ministerrates ge- | 
ändert, um sie besser der Entwicklung ! 
des tatsächlichen Aufwands anzunähern. ' 
Das hat Vorteile für Kombinate und 
Betriebe, denen es gelingt, durch Ein- ı 
sparungen an Material, produktiven 
Fonds und lebendiger Arbeit die be- 
triebsindividuellen Selbstkosten zu sen- 
ken. Sie können beim Absatz einen hö- 
heren Gewinn je Erzeugnis und schließ- } 
lich insgesamt ein höheres Betriebs- | 
ergebnis realisieren. Die Preise für die ; 
in der Produktion befindlichen Erzeug- \ 
nisse wirken somit stimulierend auf die 
betriebliche Selbstköstensenkung. Sie 
fördern die Anstrengungen der Betriebs- 
kollektive zur Vertiefung der Intensivie” 
rung.’8 


4.3.2.2. 
"Senkung der Kosten 


Kosten sind die in Geld ausgedrückten 
Aufwendungen für den Verbrauch von 
vergegenständlichter und lebendiger Ar- 

"Deit_sowie sonstige Geldausgaben zur 
Vorbereitung der Produktion, zur Her- 
stellung und zur Realisierung von Er- 


zeugnissen und Leistungen. 


Sie entstehen durch den Verschleiß der 
Maschinen und Anlagen, durch den Ver- 
brauch von Rohstoffen, Material und 
Energie, durch die Löhne für die Werk- 
tätigen und die Betriebsanteile zu ih- 
rer Sozialversicherung, durch Aufwen- 
dungen für Transport, Lagerhaltung 
und Absatz, durch Ausgaben für Leitung 
und Verwaltung sowie für die Bildung 
bestimmter Geldfonds (z. B. Fonds Wis- 
senschaft und Technik, Kultur- und So- 
zialfonds)® für die Vorbereitung, die 


Durchführung und den Absatz der 
Produktion. 

Die Kosten der Kombinate und Betriebe 
umfassen auch die Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung. 

Die gesellschaftlich notwendigen Selbst- 
kosten für die Herstellung eines Er- 
zeugnisses und ein kalkulatorischer Ge- 
winnzuschlag (als 


‚men im Prinzip den Preis eines Erzeug- 
Inisses (Selbstkosten + Gewinn Be- 
triebspreis). o 

Die Selbstkosten der Erzeugnisse be- 
tragen im allgemeinen etwa 80 bis 9 
Prozent des Preises der Erzeugnisse. 
Ihre Senkung ist bedeutsam für die Er- 
höhung des Gewinns. Die Erhöhung des 
Gewinns führt wiederum zur Vergröße- 
rung des gesellschaftlichen Reichtums. 
Die Senkung der Selbstkosten ist ein 
Ausdruck für die Erhöhung der Effek- 
tivität der gesellschaftlichen Produktion 
und deshalb ein besonders wichtiger 
Grundsatz sozialistischer Wirtschafts- 
führung. 

Durch die Anwendung von Normen 
und Kennziffern für den Verbrauch an 
vergegenständlichter und lebendiger Ar- 
beit, die Arbeit mit dem Haushaltsbuch, 
die persönlich-schöpferischen Pläne, die 
Notizen zum Plan und andere bewährte 


Geldausdruck des h 
!durch die lebendige Arbeit geschaffe- | 
\nen Wertes des Mehrprodukts) bestim- 


Methoden des sozialistischen Wettbe- 


werbs wird ständig Bu ko: a" 


der Kosten eingewirkt. - 


BE 


38 Vgl. Anordnung über die zentrale staatliche Kal- 


kulationsrichtlinie zur Bildung von Industrie- 
preisen vom 10. Juni 1976 (GBl. I Nr. 24 $. 321). 

Neben dem Begriff Kosten wird häufig der Begriff 
Selbstkosten verwandt. Als Kosten werden all- 
gemein die oben genarinten Aufwendungen be- 
zeichnet, ohne Bezug auf einen bestimmten Zeit- 
raum, auf einen bestimmten Bereich ihrer Ent- 
stehung oder auf ein bestimmtes Erzeugnis. Als 
Seibstkosten werden die Kosten bezeichnet, die in 
‘einem bestimmten Zeitraum in einem Betrieb, 
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einer Abteilung oder für ein bestimmtes Erzeugnis: 


und für die Gesamtheit der erbrachten Leistungen 
entstanden sind. 
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(Wert der vergegenständlichten Arbeit) 


| Übertragener Wert 
der Arbeitsmittel 


Abb. 4.9. 
Schema 
der Hauptbestandteile der Kosten 


’ 


Die Höhe der Kosten wird durch das 

Niveau der Arbeitsproduktivität beein- 

flußt. 

Die Arbeitsproduktivität ist der Nutz- 

effekt der zweckgerichteten mensch- 

lichen Tätigkeit bei der Schaffung von 

Gebrauchswerten. Um die Arbeitspro- 

duktivität (Ap) zu bestimmen, werden 

zwei Größen ins Verhältnis gesetzt: 

1. die Menge der hergestellten Ge- 
brauchswerte und 

2. der dazu erforderliche Arbeitsauf- 
wand. 


Allgemein gilt daher 


Menge der hergestellten 
Gebrauchswerte 
Ap= - 


Arbeitszeitaufwand ' 


Beispiel: 


In einem VEB werden 4 000 000 Einheiten 
eines Erzcugnisses in 2 000 000 Arbeitsstun- 
den hergestellt. Die Ap beträgt 


4 000 000 
zur i its- Einheiten 
A u = 2 Ein- 
srunde 2 000 000 Std. heiten 
oder 
2 000 000 Std. 
— je Einheit = — — =05 
. 4 000 000 Stunden 
Einheiten 
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“Übertragener Wert der verbrauchten Produktionsmittel 


Übertragener Wert 
der Arbeitsgegenstände 
. | Adschreibungen Materialkosten 


Wert des Produkts für sich 
(Teil des durch lebendige 
Arbeit geschaffenen Neu- 
werts) 


Eine Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät liegt vor, 


a) wenn bei gleichbleibendem Aufwand 
an Arbeit mehr Erzeugnisse herge- 
stellt werden, 

b) wenn die gleiche Erzeugnismenge 
mit weniger Aufwand an Arbeit her- 
gestellt wird. 


Das Kriterium für die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität ist die Einsparung 
an lebendiger und vergegenständlichter 
Arbeit je Erzeugniseinheit. 


Beispiele:’ 


a) In 2 000 000 Arbeitsstunden werden 
statt 4 000 000 Erzeugniseinheiten 
4 400 000 produziert. 
Die Ap beträgt 


4 400 000 
je Arbeits- ur, iu 
stunde 2 000 000 Einheiten 
Stunden 
2 000 000 
R .o_ Stunden 
je Erzeugnis a an — 0,455 
einheit 4400000. Stunden 
Einheiten 


Die Arbeitsproduktivität ist um 10 Pro- 
zent (auf 110 Prozent) gestiegen. 


b) Für die 4000000 Erzeugniseinheiten 
werden nicht mehr 20 000 000 Stunden 


40 Alle gegenwärtig angewandten Methoden der 
Messung der Arbeitsproduktivität berücksichtigen 
nur den Aufwand an lebendiger Arbeit. Die Ent- 
wicklung des Aufwandes an vergegenständlichter 
Arbeit und damit des ‚Gesamtarbeitsaufwandes 
kann vorläufig nur über den Wertausdruck, die 
Selbstkosten, kontrolliert werden. 


“ 


Arbeitszeit benötigt, 
sondern nur noch 1 820000. 
Die Ap beträgt dann 


4 000 000 
je Arbeits- - Einheiten 22 
stunde 1 820 000 Einheiten 
Stunden 
1 820 000 
R na Stunden 
je Erzeugnis - —0,455 
einheit 4 000 000 Stunden 
Einheiten 


Die Arbeitsproduktivität ist ebenfalls 
um 10 Prozent (auf 110 Prozent) ge- 
stiegen. 

In jedem Falle sinkt bei steigender Ar- 
beitsproduktivität der Aufwand an le- 
bendiger Arbeit je Erzeugniseinheit. 
Sinkender Aufwand an Arbeit führtim 
Prinzip zu sinkenden Selbstkosten je 
Erzeugniseinheit. 

Außerdem bewirkt die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität eine Steigerung der._ 
Erzeugnismenge je Zeiteinheit, was zu 
einer weiteren Kostensenkung führen 
kann, weil bestimmte Kostenarten bei 
einer Leistungssteigerung nicht im glei- 
chen Maße wachsen wie die Leistung 
(z. B. Abschreibungen für Gebäude, Ko- 
sten für die Leitung und Verwaltung). 
In unserer sozialistischen Gesellschaft 
wächst die Arbeitsproduktivität plan- 
mäßig und stetig. i 
Zur planmäßigen Steigerung des Ni- 
veaus der Arbeitsproduktivität wird 
den volkseigenen Kombinaten und Be- 
trieben die staatliche Plankennziffer Ar- 
beitsproduktivität der Arbeiter und An- 
gestellten insgesamt in Vollbeschäftig- 
teneinheiten (VbE)*! als staatliche 
Planauflage verbindlich vorgegeben. 
Gegenwärtig wird die Arbeitsprodukti- 
vität im allgemeinen durch zwei unter- 
schiedliche Kennziffern ausgedrückt: 


— Arbeitsproduktivität der Arbeiter 
und Angestellten insgesamt (in VbE) 


auf Basis der industriellen Waren- 
produktion‘? 


Industrielle Warenproduktion 
(wertmäßig) 


Arbeiter und Angestellte 
(Anzahl in VbE) 


—" Arbeitsproduktivität der Arbeiter 
und Angestellten insgesamt (in VbE) 
- auf Basis der Eigenleistung®% 
Netfeproo felkepret I 
Eigenfeistung des Betriebes 
(wertmäßig) 


Arbeiter und Angestellte ä 
(Anzahl in VbE) 


Die Faktoren, die zu einer Steigerung 
der Arbeitsproduktivität führen, bewir- 
ken gleichzeitig eine Senkung der 
Selbstkosten. 


Die Maßnahmen zur Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität und zur Senkung der ... 
Selbstkosten werden von den Kombina- 
ten und Betrieben exakt geplant. 


Mit der Kostenplanung muß gesichert 
werden, daß die Selbstkostensenkung er- 
reicht wird, die dem Kombinat oder 
Betrieb als Ziel für die Erhöhung der 
Effektivität übergeben worden ist. 


Die Senkung der Selbstkosten muß in 
Übereinstimmung mit den materiellen - 
Zielen zur Reduzierung. des Aufwands 
für die Produktion geplant und durch- 


41 Die VbE ist eine Maßeinheit bei der Planung der 
Arbeitskräfte. Mit ihrer Hilfe wird die Anzahl 
der beschäftigten Arbeiter und Angestellten in 
Personen (also einschließlich der Teilzeitbeschäf- 
tigten) in Vollbeschäftigte umgerechnet. 

42 Die Kennziffer Industrielle Warenproduktion 
(IWP) verkörpert die Preissumme aller hergestell- 
ten und zum Absatz bestimmten industriellen 
Fertigerzeugnisse und Leistungen. 

43 Die Eigenleistung (EL) widerspiegelt im wesent- 
lichen den durch die produktive lebendige Arbeit 
im Kombinat oder Betrieb geschaffenen Neuwert. 
Eigenleistung (vereinfacht) = Industrielle Waren- 
produktion (wertmäßig) zu Betriebspreisen - 
Verbrauch von Grundmaterial - Verbrauch pro: 
duktiver Leistungen. 
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geführt werden. Die Hauptwege dazu 
sind: . e 


1. Anwendung der Ergebnisse von Wis- 
senschaft und Technik 


Auf diesem Gebiet sind die entschei- 

denden Einflußfaktoren: 

— die Maßnahmen des Planes Wissen- 
schaft und Technik, wobei vor allem 
die Zielstellungen in .den Pflichten- 
heften berücksichtigt werden müs- 
sen, 

—- die Maßnahmen des Staatsplanes 
Sozialistische Rationalisierung, 

— die Investitionen, wobei besonders 
der in der Grundsatzentscheidung 
festgelegte ökonomische Nutzen be- 
achtet werden muß. 


Der Maßstab für die Qualität der wis- 
senschaftlich-technischen Leistungen ist 
das international fortgeschrittene Ni- 
veau der betreffenden Produktion, denn 
mit der Einführung wissenschaftlich- 
technischer Arbeitsergebnisse wird über 
die Arbeitsproduktivität und die Kosten 
der nächsten Jahre entschieden. Erfah- 
rungen besagen, daß die Ergebnisse, 
die durch Beeinflussung der Selbstkosten 
bei der Entwicklung und Konstruktion 
erreicht werden können, etwa viermal 
so groß sind wie die Möglichkeiten zur 
Kostensenkung durch Rationalisierungs- 
und Neuerervorschläge im Prozeß der 
Produktion. 


‚ Im Vordergrund müssen die Erhöhung 
des wissenschaftlich-technischen Ni- 
veaus der Produktion durch Maßnah- 
men der sozialistischen Rationalisierung 
(z. B. durch produktivitätsfördernde In- 
vestitionen, Mechanisierung und Auto- 
matisierung des Produktionsprozesses, 
Rekonstruktionsmaßnahmen) und die 
Weiterentwicklung von Technologien, 
Verfahren und Erzeugnissen (z. B. Ent- 
wicklung und Einführung neuer, zeit- 
sparender technologischer Verfahren 
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und neuer verbesserter Erzeugnisse) 
stehen. 


2. Rationellere Auslastung der Grund- 
fonds 


Die ständig zunehmende Ausstattung 
der Kombinate und Betriebe mit Grund- 
mitteln zwingt zu einer höchstmög- 
lichen Auslastung, insbesondere der 
hochproduktiven Anlagen Wichtige 
Wege dazu sind die mehrschichtige Aus- 
lastung, die planmäßige und vorbeu- 
gende Instandhaltung und die Senkung 
der Stillstandszeiten, z. B. durch Schicht- 
übergabe bei laufenden Maschinen. 
Durch weitere Intensivierung und Ratio- 
nalisierung der Grundfonds müssen die 
Selbstkosten gesenkt werden. Dazu die- 
nen vor allem 
—: die Modernisierung vorhandener Ar- 
beitsmittel durch konstruktive Ver- 
änderungen, durch die z. B. größere 
Arbeitsgeschwindigkeiten, genaueres 
Arbeiten, leichtere Bedienung und 
teilweise auch eine selbständigere 
Arbeitsweise der Maschinen erreicht 
werden. Die Modernisierung wirkt 
dem Verschleiß entgegen und er- 
höht die Nutzungsdauer der Maschi- 
nen. Alte, verbrauchte oder nicht 
mehr einsetzbare Maschinen und 
Anlagen sind planmäßig auszuson- 
dern; 
— die Mechanisierung, die die Anwen- 


dung mechanischer, hydraulischer, 
pneumatischer, elektrischer und 
elektronischer Mechanismen zum 


Ziel hat. Auch die Mechanisierung 
erhöht die Arbeitsproduktivität und 
die Effektivität der Grundfonds. Sie 
hat in der sozialistischen Gesell- 
schaft gleichzeitig die Aufgabe, die 
Arbeits- und Lebensbedingungen zu 
verbessern. Durch sie wird vor allem 
die körperlich schwere Arbeit 
schrittweise beseitigt. Die Mechani- 
sierung erhöht die Arbeitssicher- 


heit, verbessert die Arbeitsgenauig- 
keit und damit auch die Qualität der 
Erzeugnisse. Sie reduziert oder be- 
seitigt manuelle und zeitraubende 
Arbeiten und vervielfacht die Pro- 
duktionskraft der Werktätigen. Bei 
der Mechanisierung wird jedoch die 
Operation der Maschine nach wie 
vor vom Menschen gesteuert und 
kontrolliert; 

- die Teilautomatisierung und Auto- 
matisierung als höchste Form der so- 
zialistischen Rationalisierung. Durch 
sie werden Funktionen der Steue- 
rung und Regelung, die bisher der 
Mensch übernehmen mußte, den 
Maschinen und Mechanismen über- 
tragen. Erst dadurch kann der 
Mensch weitgehend von schwerer 
körperlicher Arbeit und geistiger 
Routinebeschäftigung befreit wer- 


den. Teilautomatisierung und Auto- 


matisierung werden vorrangig auf 
volkswirtschaftlich bedeutsame 
Schwerpunktvorhaben konzentriert 
(z.B. Automatisierung kontinuier- 
licher Prozesse in der Chemie und 
bei der Energieerzeugung sowie 
Automatisierung von Prozessen der 
Informationsverarbeitung durch elek- 
tronische Datenverarbeitungsanla- 
gen). 


3. Verbesserung der Materialökonomie 


Der Kampf um hohe Materialökonomie 
gehört zu den wichtigsten Grundsätzen 
sozialistischen Wirtschaftens. Der inter- 
national zunehmende Aufwand für die 
Gewinnung von Rohstoffen und die be- 
grenzte Rohstoffbasis unseres Landes 
erhärten diese Forderung. Weil der Be- 
darf an Energie, Rohstoffen und Mate- 
rialien mit wachsendem Produktions- 
volumen in unserer Volkswirtschaft 
steigt, müssen die Anstrengungen der 
Werktätigen in den Kombinaten und 
Betrieben darauf gerichtet sein, alle 


"technologischen 


Möglichkeiten zu erschließen, um den 

Energie-, Rohstoff- und Materialver- 
brauch je Erzeugniseinheit zu ‚senken. 
Die Bedeutung des sparsamsten Mate- 
rialverbrauchs wird z. B. daran deut- 
lich, daß mehr als 60 Prozent der Ko- 
sten der Industrie Materialkosten sind. 


Die Verbesserung der Materialökono- 
mie erfordert: 


Anwendung materialsparender Verfah- 
ren und Technologien 

Eine hohe Materialökonomie muß be- 
reits in der Phase der technischen und 
Produktionsvorberei- 
tung angestrebt werden, z. B. durch ge- 
eignete Konstruktionen, wie Leichtbau- 
weise, und durch andere materialspa- 
rende Maßnahmen. 


Senkung der Produktionsverluste 
Erzeugnisse, deren Eigenschaften den 
geforderten Standards und Normen 
nicht entsprechen, haben im allgemei- 
nen keinen hohen Gebrauchswert; sie 
können letztlich sogar eine Vergeudung 
von Material und Arbeit darstellen 
(Ausschuß). Ebenso können , Produk- 
tionsverluste durch schlechte Lagerung, 
unachtsamen Umgang mit Material u. ä. 
entstehen. Durch standardgerechte Pro- 
duktion, Ordnung und Sicherheit, hohe 
Qualifikation und bewußte Disziplin der 
Arbeitskräfte müssen derartige Verluste 
vermieden werden. 


Maximale Nutzung von Sekundärroh- 
stoffen 

In der Produktion und der Konsumtion 
entstehen vielfältige Abfälle, die einer‘ 
erneuten Verwendung zugeführt wer- 
den können und müssen. Ihr Wieder- 
einsatz erweitert die Rohstoffbasis un- 
serer Volkswirtschaft. Der Anteil der: 
Sekundärrohstoffe am Materialeinsatz 
beträgt z. B. bei Eisenwerkstoffen 50 
Prozent des gesamten Materialeinsatzes. 
Diese bedeutenden Materialreserven 
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wieder nutzbar zu machen, muß das An- 
liegen der Kombinate und Betriebe sein. 


Materialsubstitution . 

Die Notwendigkeit, alle Reserven zu er- 
schließen, verlangt auch, herkömmliche 
Materialien durch neuartige Werkstoffe 
zu ersetzen, zu substituieren. So können 
z. B. Schwarz-, Bunt- und Leichtmetalle, 
aber auch Holz, Naturfasern und Häute 
durch Plaste, Elaste und synthetische 
Faserstoffe ersetzt werden. Bedeutungs- 
voll ist der Austausch der Materialien 
vor allem dort, wo dadurch auf den Im- 
port von Rohstoffen verzichtet werden 
kann. 


Arbeit mit Materialverbrauchs- und Ma- 


terialvorratsnormen 
Materialverbrauchsnormen legen den 
technisch begründeten‘ Materialver- 


brauch für die Herstellung eines Er- 
zeugnisses fest. Materialvorratsnormen 
sind ökonomisch begründete Richtwerte 
für die betrieblichen Materialvorräte. 


Materialverbrauchs- und -vorratsnor- 
men drücken den gesellschaftlich zuläs- 
sigen Aufwand aus. Sie sind wichtige 
Hilfsmittel für die Planung, Analyse 
und Kontrolle der Materialwirtschaft 
und für die Verbesserung der Material- 
ökonomie überhaupt. 


Damit die Normen ihre stimulierende 
‘Funktion erfüllen können, müssen sie 
ständig den neuesten Bedingungen ent- 
sprechen. Sie müssen z. B. die Ergebnisse 
des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts und der Neuererbewegung be- 
rücksichtigen und deshalb periodisch 
überarbeitet werden. 


In Verbindung mit dem Haushaltsbuch 
ist die Einhaltung der Materialver- 
brauchsnormen und anderer Kennzif- 
fern des Materialverbrauchs (z. B. Ma- 
terialausnutzungskoeffizienten, Ausbeu- 
tenormen und . Vorgaben für den Ein- 
satz von Hilfsmaterial) ein wichtiger 
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Aspekt im sozialistischen Wettbe- 


werb.““ 


Jeder Werktätige wird zielgerichtet auf 
die sparsame Verwendung von Rohstof- 
fen und Material an seinem Arbeitsplatz 
orientiert. Die Einhaltung oder Unter- 
bietung der Normen und Kennziffern 
wird wirkungsvoll mit der materiellen 
Interessiertheit der Werktätigen ver- 
bunden. 


4. Rationelle Nutzung des gesellschaft- 
lichen Arbeitsvermögens 


Bei der rationellen Nutzung des gesell- 
scHaftlichen Arbeitsvermögens geht es 
darum, die Organisation der Produktion 
und der Leitung zu vervollkommnen, 
z. B. durch wissenschaftliche Arbeits- 
organisation, durch Anwendung der EDV 
und durch Verbesserung der Qualifika- 
tion der Arbeitskräfte. Die rationellere 
Nutzung des gesellschaftlichen Arbeits- 
vermögens muß sich in der Senkung 
des Lohnaufwandes je Erzeugnis- oder 
Leistungseinheit auch kostenwirksam 
niederschlagen. 


5. Senkung der Gemeinkosten 


Die Gemeinkosten sind jener Teil der 
Kosten, der einem Erzeugnis nicht di- 
rekt zugeordnet werden kann, z. B. die 
Kosten für Leitung und Verwaltung, 
Heizung, Beleuchtung usw. Welche Ko- 
sten im Kombinat oder Betrieb als Ge- 
meinkosten auftreten, ist von den jewei- 
ligen betrieblichen Bedingungen abhän- 
gig. In der Regel handelt es sich um 
sehr hohe Kostenanteile. 

Die Senkung der Gemeinkosten je Ein- 
heit des Erzeugnisses kann erreicht 
werden 


44- Vgl. Anordnung über die Direktive zur Durc- 
setzung einer straffen und zielgerichteten Arbeit 
mit Materialverbrauchsnormen in den Kombinaten 
und Betrieben vom 5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 8 
S. 147). » 


— durch eine: absolute Senkung der 
 Gemeinkosten; z. B.-durch die Ratio- 
nalisierung der. Verwaltungsarbeit, 


-— durch eine relative Senkung der 
Gemeinkosten;. da die Gemeinkosten 


je Erzeugnis bei einer Steigerung der, 


Produktion nicht im gleichen Tempo 
wachsen. wie die Leistungen, sinken.) 
sie relativ. ze 


4.3.2.3. un 
Einheitliches Betriebsergebnis. 


Das Ergebnis der witschwitltchen Tä- 
tigkeit der Kombinate und Betriebe — 
und damit die Selbstkostensenkung - 
spiegelt sich wertmäßig in zusammen- 


gefaßter Form im Gewinn, wider. Der‘ 
Gewinn ist eine wichtige Kennziffer zur 


Beurteilung der betrieblichen Leistung. _ 
Der'Gewinn (Bruttogewinn) wird in den 
volkseigenen. Kombinaten und Betrie- 
ben als einheitliches Betriebsergebnis 
'(EBE) gebildet, und zwar aus dem-als 
staatliche - Plankennziffer 
_ Ergebnis Inland und aus sonstigem Um- 
"satz (Inlandsergebnis)“ und aus dem Er- 
gebnis aus Export. . | u & 


X: 


Beispiel: 


Bildung des einheitlichen Betriebsergeb- 
" nisses6 


Erlöse aus 

abgesetzter 
- Warenproduktion -- 15 EIN TM > 
..— Selbstkosten 
der abgesetzten 
Warenproduktion 


wi 


14 100 TM 


—. Ergebnis „ar oe 
aus abgesetzter 
Warenproduktion 
zuBP 


2 000 TM 
1700 TM. 


. Erlöse aus Export 
— Exportkosten 


- festgelegten . 


“1500 IM 


— Ergebnis 


‚aus Export 300 TM 
Einheitliches 
Betriebsergebnis Re 
(Bruttogewinn) . 1800 TM 


Daraus. ist erkennbar: 


Das Ergebnis ist die Differenz zwischen: 
der realisierten Warenproduktion zu.. 


- Betriebspreisen und den esambelbite.. 


kosten der realisierten ‘Warenproduk-". 
tion.4” Übersteigen die Erlöse die Ge- 
samtselbstkosten, entsteht ein Gewinn. 


Sind aber.die Selbstkosten höher als die . 


_ Erlöse, dann tritt ein Verlust ein. 


Im einheitlichen Betriebsergebnis wer- ; 


den auch im Export erzielte: Ergebnisse ie 


gewinnwirksam.. Das Ergebnis aus Ex-: e 
port ist die Differenz zwischen den Ex- 


porterlösen und den Exportkosten. Der: 


Gewinn erhöht sich durch Erhöhung des“ 


Exportvolumens, durch verbesserte : 


-Struktur der Exporte und -durch höhere 
Exportrentabilität. Die Kombinate und; 


Betriebe werden auf diese Weise direkt! 


.-an der Produktion und am. Absatz ex 


portrentabler: ‚Erzeugnisse interessiert. 


Die Generaldirektoren der. Kombinate . 


können unter bestimmten Voraussetzun- 


gen festlegen, daß das Ergebnis aus 
Export nicht in den Betrieben, sondern - 
zentral im Kombinat gebildet wird. Das. 
ist vor allem dann zweckmäßig, wenn: 
zentral darüber entschieden wird, ob 


Pan 


45 vgl. AO über - die Beasing er‘ Planung der = 
DDR 1976 bis: 1980..vom 
- 20. November 1974 (GBI. Sonderdruck Nr. 75a... 


, Volkswirtschaft der 


S. 48). 
46 . Aus Versintshnngsgränden wird unterstellt, daß 
der Betriebspreis: (BP) dem Industrieabgabepreis 
(TAP) entspricht. Der BP ist gleich dem IAP, wenn 
» keine produktgebundene Abgabe erhoben oder 
. keine produktgebundene Stützung gewährt wird, 
47. Vgl. Definitionen für Planung, Rechnungsführung 
und Statistik. Staatsverlag der DDR. Berlin‘ 1976, 

- SyÄL6: 
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 Ersatzprodukt 


Abb. 4.10. 
‚ Zusammensetzung des Reineinkommens 


ünd wann Erzeugnisse von Betrieben für, 
das Inland oder für das. Ausland ‚vor-/ 
‚gesehen werden. 


„Das einheitliche Betriebsergebnis ist die 


wichtigste. Quelle für die erweiterte Re- 
produktion sowie für die Durchführung 
‚des sozialpolitischen‘ Programms, 


. Alle in der- Volkswirtschaft in einer be- _ 


stimmten Zeit (z. B. in einem Planjahr) 
' hergestellten Erzeugnisse und Leistun- - 
.. gen bilden in ihrer Gesamtheit das ge- 
 sellschaftliche Gesamtprodukt. 
‚Vom gesellschaftlichen Gesamtprodukt 
‚verbleibt nach Abzug der verbrauchten 
Produktionsmittel (des Ersatzprodukts) 
und des notwendigen Produkts ein 
. Mehrprodukt, dessen Wert als Reinein- 
kommen. der Gesellschaft realisiert wird. 
' Die wichtigsten. Bestandteile des Rein- 
'einkommens sind der Bruttogewinn und 


‘_ die produktgebundene Abgabe. Der Ge- 


winn und die produktgebundene Ab- 

gabe sind Bestandteile der Preise.‘8 

.. Sie werden von den völkseigenen Kom- 

. binaten und Betrieben beim Absatz der 
Erzeugnisse oder Leistungen als-Teil der 

. Erlöse vereinnahmt. 5 

| Wesentliche Teile des ‚Reineinkommens 
werden durch den sozialistischen Staat 
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Zentra-. Betrieb- 


lisiertes ° liches 
Reinein- Reinen- 
kommen » kommen 


mit- Hilfe der Finanzen, insbesondere. 


des: Staatshaushaltes,; ; ‘für die weitere 


Erhöhung’ des materiellen und kulturel- 
len Lebensniveaus der Bevölkerung, die 
ständige Erweiterung und Modernisie- 
rung der materiell-technischen Basis der 
Volkswirtschaft sowie für die Stärkung 
der Verteidigungsbereitschaft der DDR 


umverteilt. . 


Weitere Reinefrkofinienkteite verbiet- 


‘ben im Kombinat oder Betrieb, Das be- 


triebliche Reineinkommen dient der 
planmäßigen Finanzierung betrieblicher 
Aufgaben, vor allem der erweiterten 


. Reproduktion, der „Verbesserung der 


Arbeits: und Lebensbedingungen und . 
der materiellen Interessiertheit der. 
Werktätigen. _ 


Aufgaben 


u; Erläutern Sie den Einfluß der 
Stelgenung der Arbeitsproduktivität 


vu 


48 ee der Industriepreise:: Selbstkosten + 
Gewinn = Betriebspreis - + : produktgebundene 
Abgabe oder - produktgebundene Stützung = 
Industrieabgabepreis. Produktgebundene Abgaben 
und Stützungen werden aus preispolitischen Grün- 
den festgelegt. Der gesamte Gewinn wird. zur 


“Unterscheidung vom Nettogewinn als Bruttogewinn 


bezeichnet. Er ist das einheitliche Betriebsergeb- 
nis 0° 

(Vgl. "Anordnung. über die zentrale staatliche 

Kalkulationsrichtlinie zur Bildung von Industrie- ” 

preisen vom 10. Juni 1976, GBl.I'Nr. 24 5. 321). 


. Produktionsfonds - 
abgabe | 


Nettogewinn- 
aebführung -_. 


im Betrieb ver - 
bleibender : : _ 
SI Ben 


Zentralisiertes Reineinkommen 
Reineinkommen der Gesellschaft 


Abb. 411. u | 5. Legen Sie dar, warum und wie: 


Bildung des zeiiwpalisieeten Por das Reineinkommen BEER, und 
und ia betrieblichen Reineinkommens - umverteilt wird! x 
4.3.3. 


auf die Entwicklung der Erlöse, der 
. Kosten und des Gewinns eines volks- der volkseigenen 


“ eigenen Betriebes! Kombinate und Betriebe: . 
"2. Charakterisieren Sie die. Haupt- gegenüber dem Staat . 


- wege der Selbstkostensenkung! _und.die Bildung 
3. Überlegen Sie, warum der Kampf ihrer finanziellen Fonds . 
um die Senkung der Selbstkosten 
und um die größtmögliche Eitektivi- 
tät das Kernstück der’ wirtschaft- 4.3.3.1. 
lichen  Rechnungsführung und der - Finanzielle Anforderungen 


Finanzielle Verpflichtungen, . 


4. Erklären ER was jerer dem ein- - an die Kombinate und Betriebe u : 
‚heitlichen Betriebsergebnis zu ver- ee at 


“ stehen ist, und erläutern Sie die we- L2. am ee ee 
sentlichen Einflußfaktoren auf das .In .der sozialistischen Gesellschaft ist 
. ‚einheitliche Betriebsergebnis! : nicht der Gewinn oberstes Ziel der Pro-: 


7. 


duktion, sondern die immer bessere Be- 


friedigung der wachsenden materiellen 
und kulturellen Bedürfnisse der Bevöl- 
kerung. Damit unterscheidet sich der 
Gewinn in seinem Wesen prinzipiell 
vom kapitalistischen Profit. Das bedeutet 
aber nicht, daß die Rentabilität der‘ Be- 
triebe und die Erwirtschaftung von Ge- 
winn im Sozialismus unterschätzt wer- 
den dürften. 

„Wenn von den Aufgaben zur schnelle- 
ren Erhöhung des Nationaleinkommens 
die Rede ist, dann spielt das Reinein- 
kommen, d. h. das zu produzierende ge- 
sellschaftliche Mehrprodukt, als wich- 
tiger Bestandteil des Nationaleinkom- 
mens eine entscheidende Rolle. Es ist da- 
bei erforderlich, im Zusammenhang mit 
einer höheren bedarfs- und qualitäts- 
gerechten Produktion der Rolle des Ge- 
winns in unserer volkseigenen Wirt- 
schaft, der die Größe des Nationalein- 
kommens und besonders des Reinein- 
kommens maßgeblich beeinflußt, eine 
wachsende Bedeutung beizumessen.”‘? 
Unser sozialistischer Staat ist also an 
hohen, auf eigenen Leistungen der 
"Kombinate und Betriebe beruhenden 
Gewinnen interessiert. Deshalb spielt 
der Gewinn als ökonomische Kategorie 
in der wirtschaftlichen Rechnungsfüh- 
rung eine bedeutende Rolle. Er wirkt 
als wichtiger ökonomischer Hebel-und 
hat enge Beziehungen zu anderen öko- 
nomischen Stimuli der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung, wie Kosten, Preis, 
Produktionsfondsabgabe und Zins, so- 
wie zur materiellen Interessiertheit der 
Werktätigen. Die gesetzlichen Regelun- 
gen zur wirtschaftlichen Rechnungsfüh- 
rung sind darauf gerichtet, denjenigen 
Kombinaten und Betrieben die höchsten 
materiellen Vorteile einzuräumen, die 
mit niedrigsten Kosten und höchster Ef- 
fektivität bedarfsgerechte Waren produ- 
zieren. Auf diese Weise wird eine immer 
bessere -Übereinstimmung der Inter- 
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essen der Betriebskollektive und der 
einzelnen Werktätigen mit den gesell- 
schaftlichen Erfordernissen hergestellt. 


Wachsende Gewinne der Kombinate 
und Betriebe sind die Grundlage für 
höhere Leistungen des Staates. Die 
Finanzbeziehungen, die durch die Ab- 
führungen der Kombinate und Betriebe 
entstehen, nutzt der sozialistische Staat 
zur Stimulierung einer hocheffektiven 
und bedarfsgerechten Produktion. 


Die volkseigenen Kombinate und Be- ' 
triebe haben durch Intensivierung der 
Produktion und Steigerung der Arbeits- 
produktivität das einheitliche Betriebs- 
ergebnis aus. drei entscheidenden Quel- 
len zu erwirtschaften: 


a) aus der Erfüllung und Übererfüllung 
der geplanten Produktion in Menge, 
Qualität und Sortiment unter Ein- 
haltung der gesetzlichen Preise, 


b) aus der Senkung der Selbstkosten, » 


‘c) aus der Erfüllung und Übererfüllung 


der Exporte sowie der Verbesserung 
der Struktur der Exporte und der 
Erhöhung der Rentabilität der 
Außenhandelstätigkeit. 


Um Gewinne über den Plan hinaus zu 
erwirtschaften, müssen die Betriebskol- 
lektive zusätzliche Reserven erschlie- 
fen. Das kann nur durch aktive Mit- 
wirkung der Werktätigen an der Inten- 
sivierung des Reproduktionsprozesses 
und durch Entfaltung ihrer schöpferi- 
schen Fähigkeiten und Kräfte im sozia- 
listischen Wettbewerb erreicht werden. 
Dabei werden die sozialistischen Finan- 
zen zielgerichtet zur materiellen Stimu- 
lierung ausgenutzt. Den Kombinaten 
und Betrieben werden über den Plan 
hinaus erzielte Gewinne nur dann als 


49 Böhm, Siegfried: Materielle und finanzielle Fonds 
noch effektiver nutzen. Diskussionsrede. auf der 
8. Tagung des ZK der SED. In: 8. Tagung des ZK 
der SED, Dietz Verlag, Berlin 1978, S. 192. 


7 erveirtschaftetes. Betsiebsergebnis 
erkannt, wenn sie aus einer der ge- 
nannten Quellen stammen, Gewinne, 
die nicht auf eigenen Leistungen be- 
ruhen, sondern z.B. 
gegen. das planmäßige Sortiment oder 
aus überhöhten Preisen resultieren, 
müssen an den Staatshaushalt abgeführt 
werden. 


Die Gestaltung der Finanzbeziehungen 
der 'Kombinate und Betriebe zum 
Staatshaushalt ist gesetzlich geregelt. 


Die zur Umverteilung bestimmten finan- 


ziellen Mittel müssen in der geplanten 
Höhe kontinuierlich an den Staatshaus- 
halt abgeführt werden, weil der Staat 
‘seine Verpflichtungen, z. B. für die 


Zahlung von Löhnen im Gesundheits- .. 


wesen und in der Volksbildung, eben- 
falls pünktlich und kontinuierlich er- 
füllen muß. 


Um eine stimulierende Wirkung zu er- 
reichen, ist die Bildung bestimmter 
.. eigener finanzieller Fonds, z.B. des Be- 
.. triebsprämienfonds, an die Erfüllung 
der Verpflichtungen der Kombinate 
und Betriebe gegenüber dem Staatshaus- 
halt geknüpft. Zuführungen zu den eige- 
nen Fonds setzen die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen ‚gegenüber dem Staatshaus- 
* halt voraus: 


. Dutch Mlkkenesoierki Formen der Ab- 
führungen, z. B. ‚Produktionsfondsab- 
gabe, Nettogewinnabführung und pro- 
duktgebundene Abgaben, werden 


die Kombinate ‘und Betriebe auf be- 


‚stimmte Schwerpunkte bei der Steige- 


rung ihrer. TeRtung ı gan Effektivität ge- 


lenkt. - 


Der sozialistische Staat Hützt die Haus- 
haltsbeziehungen der: Kombinate und 


Betriebe gleichzeitig aus, um mit ihrer. 


„Hilfe die .Finanzkontrolle gegenüber 


den Wirtschaftseinheiten wirkungsvoll 


und, rationell auszuüben. _ 


:AI* ‚ 


aus Verstößen ” 
Bruttogewinn an den 


‘2 


4.3.3.2. = #1 
Produktionsfondsabgabe a. e 
Die Brodukonsfondantgahe, ri): Er 
aus dem vom Betrieb‘ erwirtschafteten - 
sozialistischen 
Staat abzuführen. Die Produktions- 
fondsabgabe steht an erster‘ Stelle der : 
Gewinnverwendung. Sie beeinflußt da-: 
durch die Höhe des Nagel) " 


Einheitliches Beiriobsergebnis . ae 
(Bruttogewinn) Ze 5 


. — Produktionsfondsabgabe 


== NER agAyAOR 


Die Produktionsfondsabgabe ist ‚eine‘. 
Abgabe der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe auf’ das Volkseigentüm, :. 
das ihnen in Form von produktiven ss 
Fonds zur Nutzung übergeben worden 
ist. Durch sie ‘werden die Kombinate 
und Betriebe angeregt .die vorhande- ' 
nen Fonds rationell auszunutzen ‚und. . 
neue Fonds effektiv einzusetzen, Zu:‘ 


‚gleich ist sie eine bedeutende Einnahme ” 


des sozialistischen Staates. Sie wird in. 


“der Regel als fester Prozentsatz in Höhe .. 


von 6 Prozent pro Jahr auf die Summe‘ 
der im Durchschnitt im Betrieb vorhan- 
denen Produktionsfonds erhoben. =. : 
In die Berechnung der PFA werden. im. 
wesentlichen einbezogen: 


— alle Grundmittel, die in der materiel 
len Produktion eingesetzt: sind, zu | 
Bruttowerten, Ye, 

— alle noch nicht abgeschlossenen | In- 
vestitionsvorhaten und . Ki 

— alle materiellen Umlaufmittel FT: 
wesentlichen Bestände an Material, 
Rohstoffen, unvollendeten Erzeug-- 
nissen und Fertigerzeugnissen) - 


50 Vgl Verordnung Aber die Produktionsfonds:- 
abgabe vom 16. Dezember 1970 (GBl; 11/1971" Nr. 4 


5,33) und nachfolgende Durchführungsbestimmun- 


gen: 1. DB zur VO vom 16. Dezember 1970 (GB]. 
IV1971 Nr.4 5.34) und .2.DB zur vo, ‚vom Sr 
23. April 1971 (GBI. u Nr. 42 S. 326), : 5 
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Unberücksichtigt bleiben bei der Be- : 


rechnung der Produktionsfondsabgabe 


un 


die Grundmittel, die dem Arbeitsschutz ; 
und der kulturellen und sozialen Be- :' 


treuung der Werktätigen dienen, z. B. 


Grundmittel für Wissenschaft, 
Volksbildung und Kultur, 
Grundmittel für Gesundheits- und 
Sozialwesen, 

Grundmittel für Brandschutz, Zivil- 
verteidigung und lebensrettende! 
Einrichtungen (z. B. im Bergbau). 


— 


Beispiel: 


Berechnung der Produktionsfondsab- 
gabe für einen Betrieb 
(vereinfacht) 
geplanter Durchschnitts- 
bestand produktionsfonds- 
abgabepflichtiger Grund- 


mittel für das Planjahr 7000 TM 
+ entsprechender 

Durchschnittsbestand an 

materiellen Umlaufmitteln 2000 TM 
= Durchschnittsbestand 

an abgabepflichtigen j 

produktiven Fonds 9000 TM 
Jahresbetrag der PFA 
(Normativ PFA: 6 Prozent) 540 TM 

- Die. abzuführende Produktionsfonds- 


abgabe steht im direkten proportionalen 
Verhältnis zu den produktiven Fonds; 
sie steigt, wenn sich die produktiven 
Fonds vergrößern; sie sinkt, wenn weni- 
ger produktive Fonds in Anspruch ge- 
nommen werden. 


Diese Wechselbeziehung wird in der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung aus- 
genutzt, um die Kombinate und Betriebe 
mit ökonomischen Mitteln anzuregen, 


— nur so viel produktive Fonds anzu- 
schaffen, wie zur Erfüllung der Plan- 
aufgaben unbedingt nötig sind, d. h. 
die Bestände an Grundmitteln und 
materiellen Umlaufmitteln im öko- 
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{ 
nomisch richtigen Verhältnis zur 
Entwicklung der Leistungen zu hal- 
ten, 
die Maschinen und Anlagen rationell 
"zu nutzen und möglichst mehrschich- 
tig Auszulasten, 


— veraltete Grundmittel auszusondern, 
die Investitionen rasch durchzufüh- 
ren und schnell ihren geplanten Nut- 
zen zu erreichen. 


Der ökonomische Einfluß auf die Fonds- 
wirtschaft der Betriebe ist aus folgen- 
den Gründen notwendig: 


1. Die geplante hohe Leistungssteige- 
rung unserer Volkswirtschaft und der 
bereits erreichte hohe Ausstattungsgrad 
an Produktionsfonds sowie ihr wissen- 
schaftlich-technisches Niveau erfordern 
deren effektivste Nutzung. Dabei genügt 
es bei intensiv erweiterter Reproduktion 
z. B. nicht mehr, die vorhandenen hoch- 
leistungsfähigen Grundmittel nur ein- 
schichtig auszulasten. 


Beispiel: 


Die geplante tägliche Warenproduktion 
eines Betriebes sieht die Herstellung von 
300 Stück vom Erzeugnis A vor. Die 
mögliche Leistungsfähigkeit einer be- 
reits vorhandenen Maschine beträgt in . 
einer Schicht 1C0 Stück. Die Herstellung 
von 300 Stück ist entweder dadurch zu 
erreichen, daß drei Maschinen ein- 
gesetzt werden; die in jeweils einer 
Schicht pro Maschine 100 Stück herstel- 
len, oder dadurch, daß die vorhandene 
Maschine in drei Schichten ausgelastet 
wird. (Technisch notwendige Pausen zur 
Wartung der Maschinen werden hier 
nicht berücksichtigt.) 


Wird die vorhandene Maschine intensi- 
ver und effektiver genutzt, erübrigt sich 
die Vergrößerung der Grundfonds durch 
die Anschaffung von zwei weiteren Ma- 
schinen. Demzufolge ist auch keine 


höhere Produktionsfondsabgabe zu ent- 
richten. 


2. Durch mehrschichtige Ausnutzung 
der Maschinen und Anlagen wird ihr 
Wert in kürzerer Zeit auf die hergestell- 
ten Erzeugnisse übertragen. Folglich 
fließen die Geldmittel für die Reproduk- 
tion der betreffenden Grundmittel 
(Amortisationen) nach dem Verkauf der 
Erzeugnisse schneller in den Betrieb zu- 
rück als bei Einschichtbetrieb. Dadurch 
besteht früher die Möglichkeit, neue, 
modernere Maschinen zu erwerben und 
die Produktion mit Grundmitteln fort- 
zusetzen, die dem wissenschaftlich-tech- 
nischen Höchststand entsprechen und 
eine höhere Leistungsfähigkeit besitzen. 
Das‘ist unter den heutigen Bedingungen 
des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts von besonderer Bedeutung. 


Darüber hinaus führt eine mehrschich- 
tige Ausnutzung zur Senkung der Selbst- 
kosten je Erzeugniseinheit. Das wird 
z. B. bei den Abschreibungen deutlich, 
die bei mehrschichtiger Ausnutzung 
nicht im gleichen Maße steigen wie die 
Leistungen, so daß sich die Abschreibun- 
gen je Erzeugniseinheit verringern. | 
Die Senkung der Selbstkosten durch 
höhere Schichtauslastung führt zu einer 
Erhöhung des produzierten Reinein- 
kommens. Die stimulierende Wirkung 
der PFA wird dadurch erreicht, daß von 
ihr die Höhe des Nettogewinns und da- 
mit die materielle Interessiertheit der 
Betriebe und der Werktätigen unmittel- 
bar beeinflußt werden. 


Beispiel: 


Wirkung der Produktionsfonds- 
abgabe 


Ein Betrieb erzielt mit den 
produktiven Fonds in Höhe von 
durchschnittlich 9000 TM 
planmäßig ein einheitliches 


Betriebsergebnis von 1800 TM. 


Nach Abzug 

der Produktionsfondsabgabe 

in Höhe von 540 TM. 
verbleibt ein Nettogewinn 

von 1260 TM. 


Variante 1 zum Beispiel: 


‘Wenn der Betrieb durch höhere Schicht- 


auslastung der Grundmittel seine Pro- 
duktionsmenge steigert und damit ein 
höheres . Betriebsergebnis realisiert, 
bleibt die  Produktionsfondsabgabe 
trotzdem konstant, weil die abgabe- 
pflichtigen produktiven Fonds nicht 
vergrößert werden. Der ökonomische 
Effekt zeigt sich in einer spürbaren Er- 
höhung des Nettogewinns: 


Erhöhtes einheitliches , 
2200 TM 


Betriebsergebnis 
— Produktionsfondsabgabe 540 TM 
= Nettogewinn 1 660 TM 


Durch jede Erhöhung des einheitlichen 
Betriebsergebnisses bei gleichbleibenden 
produktiven Fonds erhöht sich der 
Nettogewinn. Der Betrieb hat an diesem 
höheren Nettogewinn unmittelbares In- 
teresse, weil er einen Teil dieses Netto- 
gewinns seinen betrieblichen Fonds zu- 
führen darf. Es können z. B. dem Prä- 
mienfonds höhere Beträge zugeführt : 
und mehr Mittel zur Stimulierung von 
Leistungen — insbesondere der im 
Mehrschichtsystem arbeitenden Werk- 
tätigen — eingesetzt werden. 


Variante 2 zum Beispiel: 


Wird eine neu angeschaffte Spezial- 
maschine mit einem Bruttowert - von 
1500 TM nur einschichtig genutzt und 
die entsprechende alte Maschine nicht 
ausgesondert, erhöhen sich die abgabe- 
pflichtigen Produktionsfonds auf 10 500 
TM. Die Produktionsfondsabgabe steigt 
folglich auf 630 TM. Wenn das Be- 
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triebsergebnis nicht steigt, weil die 
neue Maschine keine höhere Leistungs- 
fähigkeit hat und nur einschichtig ein- 
gesetzt wird, vermindert sich durch die 
höhere PFA der Nettogewinn: 


Einheitliches 
Betriebsergebnis 1800 TM 
— Produktionsfondsabgabe & 630 TM 
1170 TM 


= Nettogewinn 


‚In diesem Falle steht also eine nied- 
rigere Summe als bei der Variante 1 zum 
Beispiel für die betrieblichen Fondszu- 
führungen zur Verfügung. 


Die Produktionsfondsabgabe veranlaßt 
die Betriebe, 


— regelmäßig Analysen und Berech- 
nungen der Fondsökonomie vorzu- 
nehmen, 

— optimale Varianten des Einsatzes 
der produktiven Fonds zu ermitteln, 

— vorhandene Reserven aufzudecken, 

— veraltete Grundmittel auszusondern, 

— ‚Bestände an materiellen Umlaufmit- 
.teln so niedrig wie möglich zu hal- 
‘ten und 

— 'unplanmäßige Mehrbestände an ma- 
‚teriellen Umlaufmitteln abzubauen. 


4.3.3.3. 
Nettogewinn und Nettogewinn- 
abführung 


Der Nettogewinn ist der Teil des ein- 
heitlichen Betriebsergebnisses, der dem 
Kombinat oder dem Betrieb nach Ab- 
zug ‚der. Produktionsfondsabgabe ver- 
bleibt. 


Die Größe des Nettogewinns hängt vom 
Wirken jener Faktoren ab, die die Größe 
des einheitlichen Betriebsergebnisses be- 
stimmen (insbesondere von der Senkung 
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der Selbstkosten), und von der Höhe 
der an den Staatshaushalt abzuführen- 
den Produktionsfondsabgabe, 


Der Nettogewinn wirkt stimulierend auf 
die wirtschaftliche Tätigkeit und die 
materielle Interessiertheit der Betriebs- 
kollektive sowie der einzelnen Werk- 
tätigen. Diese Wirkung hängt wesentlich 
von den Bestimmungen über die Ver- 
wendung des Nettogewinns ab, 


Da die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe Mittel erwirtschaften, die für die 
Befriedigung gesamtgesellschaftlicher 
Bedürfnisse erforderlich sind, wird die 
Nettogewinnabführung an den Staat als 
staatliche Plankennziffer festgelegt. 


Die Nettogewinnabführung an den Staat 


ist von den Betrieben in wel Eenal: 


lichen Raten an den Staaishaushalt zu 


entrichten, Sie ist eine sehr wichtige Ein- 


nahmequelle des sozialistischen Staates. 
Die Nettogewinnabführung wird für die 
Kombinate und Betriebe vom sozialisti- 
schen Staat. in absoluter Höhe plan- 
mäßig differenziert festgelegt, und zwar 
entsprechend den jeweiligen Produk- 
tions- und Reproduktionsbedingungen, 
dem Investitionsbedarf und anderen 
Faktoren. 


Da Eiffektivitätssteigerungen in den 
volkseigenen Kombinaten und Betrie- 
ben fast immer auch eine Steigerung 
der Nettogewinnabführung nach sich 
ziehen, hat die Nettogewinnabführung 
unter den Einnahmen des Staatshaushal- 
tes aus der volkseigenen Wirtschaft das 
größte Wachstum. Der Teil des Netto- 
gewinns, der nach der Abführung eines 
Teiles des Nettogewinns an den Staat 
im Kombinat oder Betrieb verbleibt, 
wird entsprechend den Rechtsvorschrif- 
ten verwandt, und zwar für 


— Zuführungen zum Prämienfonds, 
— die planmäßige Tilgung von Grund- 
mittelkrediten, 


— die vertragliche Tilgung ven gewähr- 


ten Krediten wogen nicht planmäßi-.: 


E ha o BER mit-', 
ger Exrwietse Ferne ud u = Die‘ Beiifebe See: ‚darauf orientlärt.- 


Fr 
_ planmäßige Zufühfüngen zum: Inve- 
stitionsfonds, 
— Zuführungen zum Umlaufmittel- 
fonds, 


— Beiträge für treiwillige Verslehssin- 


gen und andere in Rechtsvorschrif- 


ten besonders festgelegte Zwecke, 
_ Zuführungen zum Reservefonds; 


— Zuführungen zu anderen in Rechts 


vorschriften festgelegten Fonds für 
besondere Verwendungszwecke. 


"Beispiel: 
Planung der. Nettogewihnverwendung 
' (vereinfacht) 


Geplanter Nettogewinn 1260 TM 


; Planmäßige Nettogewinnverwendung: 


 Nettogewinnabführung 
an den Staat 
 Nettogewinnverwendung 
im Betrieb: j 
— Zuführung . f 
zum Prämienfonds 400 
— Tilgung von 
;  Grundmittelkrediten 20 
— Zuführung zum 
Investitionsfonds 
— Zuführung zum 
Umlaufmittelfonds 


180 
160 760TM 


. "1260 TM 


Die Kombinate und Betriebe werden. 
durch spezielle Regelungen daran inter- 


essiert, bei der Planausarbeitung die 
staatliche Aufgabe Nettogewinn bereits 
‚in ihrem Planentwurf zu überbieten und 
„bei der ‚Plandurchführung durch effek- 


-tives Wirtschaften eine hohe Übererfül- 
lung der staatlichen Planauflage Netto-. 


‚gexian zu erreichen.! 


6510 TM 


die ihnen für die Planaüsarbeitung über- .. 
gebene staatliche Aufgabe Nettogewinn. 


zu überbieten und die Überbietung’ in. 


den Planentwurf aufzunehmen. Der. Teil: 


‘des. Nettogewinns, der ‚die staatliche‘ 
Aufgabe übersteigt, wird als überbote-'' en 


ner Nettogewinn bezeichnet, wenn :er 
Bestandteil der. staatlichen: Planauflage 


is -Überbotanee: Nettogewinn und. seine ne 
‚Verwendung Re 


z k eh ee 


£ 


wird. Überbotener Nettogewinn ist’ ent- 


sprechend den Rechtsvorschriften. u 2 
verwenden für Zuführungen “nen, 


— zum Prämienfonds . (zuäätzliche Zu- vE 


führungen), 
„Konto Junger Sozialisten”52, 

— zum Umlaufmittelfonds, um:die nr 
die staatliche Aufgabe hinaus :über- 
nommenen zusätzlichen . Planauf- 


gaben unter Einhäftung des: deplände 
ze sichern‘ i 


ten Eigenmittelanteils : 
(mit Zustimmung des übergeorine, 
‚ten Organs), 


— zum Reservefonds im Wake. Ph 


festgelegten Limits‘ 


Diese Zuführungen ° dürfen insgesamt 
50. Prozent des. 


nicht überschreiten. ing gi 


zuführen. 


Beispiel: 


Staatliche Aufgabe 
Nettogewinn 


51 Vgl. Einanilerunigihält ; für die volkagene" ür 
Wirtschaft vom 21. August 1979 (GBl.T Nr; 28 . 


S. 253). 


Leistungsfonds - u audı: 


überbotenen. Netto- . 
.gewinns des Kombinates oder Betriebes 


1 260 Im 


Der darüber hinaus Yerbiälbände! über“ a 
. botene Nettogewinn-ist an den Staat or 


52‘ Vgl, gemeinsamer Beschluß des ale ber 


Deutschen Demokratischen Republik und des Zen-, e; 
tralrates der Freien Deutschen Jugend über die: : 


Bildung und Verwendung: des „Kontos Junger: : 


. Sozialisten” in volkseigenen . Betrieben, Kombi | 
naten, Staatsorganen und staatlichen Einrichtun- 2 


gen vom 21. März 1974 en I Nr. 20 5. a 


Erin 2 173: 


Überbietung 

der staatlichen Aufgabe 
im Planvorschlag 

des Betriebes 


Staatliche Planauflage 
Nettogewinn 


200 TM 


1460 TM 
Planmäßige Verwen- 


dung des überbotenen 


Nettogewinns 200 TM 


zusätzliche Zuführung 
. zum Prämienfonds 55 TM 
Zuführung 


zum Leistungsfonds 10 TM 


Zuführung zum Konto 
„Junger Sozialisten“ 5 TM 
Zuführung 

zum Reservefonds 6 TM 76 TM 
Abführung an den 
Staat 124 TM 


\ 
Te 


Der überbotene Nettogewinn beruht 
also auf einem gegenüber der staatlichen 
Aufgabe freiwillig erhöhten Planvor- 
schlag. 


Wenn die Reserven bereits bei der Aus- 
arbeitung des Planvorschlags der Kom- 
binate und Betriebe aufgedeckt und bei 
der Festlegung der staatlichen Planauf- 
lage Nettogewinn planwirksam gemacht 
werden, ist das volkswirtschaftlich vor- 
teilhafter als eine spätere Übererfüllung 
des lediglich auf der Grundlage der 
staatlichen Planaufgabe geplanten Ge- 
winns. Die zur Erschließung der Reser- 
ven notwendigen materiellen Bedingun- 
gen (z.B. erhöhter Materialbedarf, zu- 
sätzliche Rationalisierungsmittel). so- 
wie die volkswirtschaftlichen Auswir- 
kungen (z. B. zusätzliche Konsumgüter 
und Exporterzeugnisse sowie der höhere 
Gewinn) können bei der Betriebs-, 
Volkswirtschafts- und Staatshaushalts- 
planung berücksichtigt und bilanziert 
werden. Deshalb wird der freiwillig er- 
höhte Planvorschlag materiell stimuliert. 
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Die Zuführungsmöglichkeiten zu den 
entsprechenden Fonds der volkseigenen 
Kombinate und Betriebe sind in diesem 
Fall höher als bei der Übererfüllung des 
Gewinns, der auf der Basis der staat- 
lichen Aufgabe als Planauflage fest- 
gelegt wird! 


Ein weiterer Vorteil der planmäßigen 
Überbietung der staatlichen Aufgabe 
Nettogewinn gegenüber einer Über- 
erfüllung der staatlichen Planauflage be- 
steht darin, daß die zusätzliche Netto- 
gewinnabführung bereits in die Planung 
der Einnahmen und Ausgaben des 
Staatshaushaltes einbezogen werden 
kann. Auch die volkseigenen Kombinate 
und Betriebe können unter der Voraus- 
setzung, daß der geplante höhere Netto- 
gewinn tatsächlich erwirtschaftet wird, 
bereits während des gesamten Planjah-. 
res über die ihnen verbleibenden höhe- 


ren Nettogewinnanteile verfügen. 


2. Überplanmäßig erwirtschafteter Netto- 
gewinn und seine Verwendung 


Als überplanmäßig erwirtschafteter. 
Nettogewinn wird der Nettogewinn be- 
zeichnet, der auf der Grundlage eigener 
ökonomischer Leistungen von den Kom- 
binäten und Betrieben über die staat- 
liche Planauflage Nettogewinn hinaus 
tatsächlich erwirtschaftet wird, ohne daß 
die staatliche Aufgabe Nettogewinn 
überboten worden ist. 


Überplanmäßig erwirtschafteter Netto- 
gewinn kann im wesentlichen verwen- 
det werden wie überbotener Netto- 
gewinn. Wird er aus zusätzlicher Selbst- 
kostensenkung erwirtschaftet, kann er 
für die Finanzierung geplanter Rationa- 
lisierungsinvestitionen anstelle von plan- 
mäßig vorgesehenen Krediten eingesetzt 
werden. Die Zuführungsmöglichkeiten 
zu den eigenen Fonds sind aber gerin- 
ger. Mindestens 50 Prozent des über- 


w 


planmäßig „erwirtschafteten ‘Nettoge- 
winns sind an den Staat abzuführen. 


P- 


3. Nichterfüllung des geplanten Netto- - 


gewinns 


Bei Nichterfüllung der staatlichen Plan 
auflage Nettogewinn müssen die Zufüh- 
rungen zu den eigenen Fonds in Höhe 
von 50 Prozent des nicht erfüllten Betra- 
ges reduziert werden. Die restlichen 50 
Prozent können zu Lasten des Staats- 
haushaltes van der geplanten Netto- 


. gewinnabführung an den Staat gekürzt 


werden. Der Betrieb muß in diesem 
Falle bei der Bank zusätzliche Kredite 
für geplante, aber nicht erwirtschaftete 
Eigenmittel aufnehmen. Die Bank legt 
besondere Bedingungen zur Aufholung 
der Rückstände fest. Der Betrieb unter- 
liegt damit der verstärkten Bankkon 
trolle; er muß alle Reserven ausschöp: 
fen, um die eingetretenen Rückstände 
aufzuholen und den geplanten Gewinn 
zu erreichen. 


Die Bestimmungen für die Nettogewinn- 


- verwendung sind darauf gerichtet, eine 
planmäßige Arbeit und hohe Leistungen 
der Kollektive in den Kombinaten und 


Betrieben zu stimulieren. Die Werktäti- 
gen werden darauf orientiert, durch zu- 
sätzliche Initiativen Leistungs- und 
Effektivitätsreserven und damit weitere 
Gewinnquellen zü erschließen. 


Das ist für sie selbst und für die Kom- 
binate und Betriebe von materiellem 
Vorteil. Auch der sozialistische Staat er- 
hält für die Finanzierung gesamtgesell- 
schaftlicher Aufgaben mehr Mittel, die 
er zusätzlich für die Hebung des mate- 
riellen und kulturellen Lebensniveaus 
und für den Ausbau der materiell-tech- 
nischen Basis einsetzen kann. Darin 
‚zeigt sich die Bedeutung der Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik. 


4.3.3.4. 


Produktgebundene Kbaseh m indes 


Finanzbeziehungen der volkseigenen 
Wirtschaft zum Staatshaushalt 


,; N 


Die produktgebundenen Abgaben sind 


preispolitisch bedingte Abgaben. 


Ein wichtiges Merkmal dieser Abgabe 


ist ihre Bindung an ein bestimmtes Er- 
zeugnis. Die produktgebundene Abgabe: 


ist nur von den Betrieben zu entrichten, 
die Erzeugnisse herstellen, für die der. 
Staat die Abführung einer produkt- 
gebundenen Abgabe ausdrücklich fest- 


N 


gelegt hat. Für gleiche Erzeugnisse wird 


im Prinzip ein einheitlicher Abgabe-' . 


betrag erhoben, der in der Preiskalkula- 


tion als Differenz zwischen dem Indu- 
strieabgabepreis und dem Betriebspreis 


des Erzeugnisses sichtbar wird. 


Die Verpflichtung zur Zahlung der pro- 2 
duktgebundenen Abgabe entsteht beim.. 


Verkauf der Erzeugnisse oder bei: be- 


stimmten Leistungen. Die Abführungs- 


zeiträume sind je nach der Höhe der zu. 
zahlenden produktgebundenen Abgabe: 
“ differenziert. 


Zwischenzeitlich werden 
diese Mittel (als Teil der Erlöse) im 
Kombinat oder Betrieb auf einem Son- 


derkonto angesammelt. Sie stehen den 
Kombinaten und Betrieben für Finan- - 


zierungszwecke nicht zur Verfügung, 


sondern sind in voller Höhe an den 


Staatshaushalt abzuführen. 


Mit Hilfe der produktgebundenen Ab- . 


gabe nimmt der sozialistische Staat über 
den Preis Einfluß auf den Verbrauch 
bestimmter Konsumgüter. 


Weitere Finanzbeziehungen ‚der sole: . 


eigenen Wirtschaft zum Staatshaushalt 
bestehen in Form der : Abführung der 


Lohnsteuer der Werktätigen und: der. 


Beiträge zu ihrer Sozialversicherung so- 


wie in einer Reihe von Zuschüssen aus‘ 


dem Staatshaushalt einschließlich der . 
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produktgebundenen Stützungen für be- 
stimmte Erzeugnisse. Alle Finanzbezie- 
hungen dieser Art sind durch besondere 
Rechtsnormen geregelt. 


4.3.3.5. 
Bildung der finanziellen Fonds der 
Kombinate und Betriebe 


Die Kombinate und Betriebe haben auf 
der Grundlage des Planes nicht nur die 
Mittel für die Produktion und für die 
Abführungen an den Staatshaushalt zu 
erwirtschaften, sondern auch die Mittel, 
die sie planmäßig für die erweiterte 
Reproduktion und die materielle Stimu- 
lierung benötigen. Dafür bilden sie ent- 
sprechend den Rechtsvorschriften®? fi- 
nanzielle Fonds. Die Finanzierungsquel- 
len werden vom sozialistischen Staat 
unter Berücksichtigung bestimmter wirt- 
schaftspolitischer Gesichtspunkte fest- 
gelegt. 


Die wichtigsten Quellen, 'aus denen die 
finanziellen Fonds der Kombinate und 
Betriebe gebildet werden, sind der 
Nettogewinn und die Selbstkosten, 


Aus dem Nettogewinn werden folgen- 

den finanziellen Fonds Mittel zugeführt: 

— dem Prämienfonds, 

— dem Investitionsfonds, 

— dem Leistungsfonds, 

-— dem Umlaufmittelfonds, 

— zum Teil dem „Konto Junger Sozia- 
listen“ 

— dem Reservefonds. hur Kosnbinat 


Aus den Kosten werden finanziert: 


— der Fonds Wissenschaft und Tech- 
nik, 


— der -Reparaturfonds, Instandhaltungsfon 


— der Kultur- und Sozialfonds, 

— der Risikofonds, 

- zum Teil das „Konto Junger Sozia- 
listen“. 
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Die Kombinate und Betriebe haben zu 
sichern, daß die finanziellen Fonds der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung 


— planmäßig und zweckgebunden ge- 
bildet und verwendet werden, 

— mit den im Plan festgelegten Auf- 
gaben übereinstimmen und materiell 
realisierbar sind, 

— so eingesetzt werden, daß mit dem 
geringsten Aufwand höchstmög- 
licher Nutzen erreicht wird, 

— für die materielle Stimulierung der 
Werktätigen zu hohen Leistungen 
genutzt werden. 


Im Zusammenhang mit den Leitungs- 
aufgaben ergeben sich in den Kombina- 
ten besondere Konsequenzen für eine 
effektive Finanzwirtschaft. Die Kom- 
binate sind für die ihnen übertragenen 
materiellen und finanziellen Fonds ver- 
antwortlich. Ausgehend davon, entschei- 
den die Generaldirektoren der Kombi- 
nate mit dem Plan eigenverantwortlich, 
in welchem Umfang von ihren Betrieben 
finanzielle Mittel 


— zu erwirtschaften sind, 

— für die Finanzierung der erweiter- 
ten Reproduktion und für die mate- 
rielle Interessiertheit verwendet wer- 
den sollen, 

— für einen konzentrierten Einsatz im 
Kombinat oder für die Erfüllung der 
Verpflichtungen des Kombinats ge- 
genüber dem Staatshaushalt an. das 
Kombinat abgeführt werden müs- 
sen. 


Dabei ist die im Plan der Kombinats- 
betriebe festgelegte Aufnahme und Til- 
gung von Krediten zu berücksichtigen. 
Der Generaldirektor regelt also die Bil- 
dung finanzieller Fonds in den Kombi- 
natsbetrieben und zentral für das ge- 


53 Vgl. Finanzierungsrichtlinie für die volkseigene 
Wirtschaft vom 21. August 1979 (GBl. I Nr. 28 
$. 253). 


samte Kombinat in eigener Verantwor- 
tung. Er kann bestimmen, daß aus der 
Gewinnabführung oder aus finanziellen 
Fonds der Betriebe z. B. Mittel des 
Fonds Wissenschaft und Technik, des 
Investitionsfonds, des 
sowie des Kultur- und Sozialfonds zen- 
tral im Kombinat geplant, gebildet und 
mit hohem Nutzen für die Gesamtent- 
wicklung des Kombinats eingesetzt wer- 
den, 


Aufgaben 


1. Warum sind für die Realisierung 
der Hauptaufgabe wachsende Ge- 
winne der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe notwendig? Welche 
Schlußfolgerungen ergeben sich dar- 
aus für die Gestaltung der Abfüh- 
rungsverpflichtungen an den sozia- 
listischen Staat? 

2. Ermitteln Sie in dem folgenden 
Beispiel die Auswirkungen, die sich 
durch die veränderte Höhe der pro- 
duktiven Fonds auf den Nettogewinn 
ergeben! 


Beispiel: 


Ein Betrieb verfügt über baöbsoeh 
tige produktive Fonds. in Höhe von 
20 000 TM. 

Er hat folgende Kennziffern se 
Einheitliches Betriebsergebnis 2400 TM 
— Produktionsfondsabgabe 1200 TM 


== Nettogewinn 1200 TM 


Durch Aussonderung veralteter Grund- 
mittel in Höhe von 2000 TM verringert 
er zu Beginn des Planjahres seine pro- 
duktiven Fonds. Das einheitliche Be- 
triebsergebnis wird erfüllt, weil durch 
bessere Auslastung der vorhandenen Ma- 
schinen kein Ausfall eintritt. 


3. Zeigen Sie, wie die gesetzlichen 
Regelungen über die Nettogewinn- 
verwendung einschließlich der Netto- 
gewinnabführung die Arbeit der 
volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe stimulieren! 


Leistungsfonds. 


4. Legen Sie dar, welche finanziellen 
Fonds die Kombinate und Betriebe 
bilden, und nennen Sie die wichtig- 
sten Zutührungsquellen! 


5, Überlegen Sie, warum die General- 
direktoren der Kombinate das Recht 
haben, die Bildung tinanzieller Fonds 
in den Kombinatsbetrieben und zen- 
tral im Kombinat in eigener Verant- 
wortung zu regeln! 


4.3.4. 

Wirkungsweise 

der Finanzbeziehungen 

in den volkseigenen 
Kombinaten und Betrieben 


4.3.4.1. 
Fonds 
für die erweiterte Reproduktion 


Die Finanzen der sozialistischen Wirt- 
schaft müssen durch die volkseigenen 
Kombinate und Betriebe so ausgenutzt 
werden, daß der Grundgedanke der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung, die 
Verbesserung des Verhältnisses von 
Aufwand und Ergebnis, vor allem durch 
die Senkung der Selbstkosten für Mate- 
rial, Rohstoffe und Energieverbrauch 
verwirklicht wird. 


Es gilt, „mit Hilfe der Finanzen und des 
Geldes hohe Ergebnisse der Intensivie- 
rung, insbesondere der wissenschaftlich- 
technischen Arbeit und der sozialisti- 
schen Rationalisierung, zu fordern, zu 
fördern, unbestechlich abzurechnen und 
zu kontrollieren”. 


Die Bildung und Verwendung der finan- 
ziellen Fonds der wirtschaftlichen Rech- 
nungsführung in den volkseigenen Kom- 
binaten und Betrieben ist gesetzlich fest- 
gelegt. 


54 Böhm, Siegfried: a. a. O., 5. 191. 
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Wichtige Fonds der Kombinate und Be- 
triebe für die erweiterte Reproduktion 
sind: 


— der Fonds Wissenschaft und Technik 
und 
— der Investitionsfonds. 


Fonds Wissenschaft und Technik 


Der wissenschaftlich-technische Fort- 
schritt ist der Hauptfaktor für die Inten- 
sivierung auf allen Gebieten unserer 
Volkswirtschaft. Von seiner produktiven 
Wirksamkeit hängt in entscheidendem 
Maße ab, wie die hohen Ziele der Lei- 
stungs- und Effektivitätsentwicklung er- 
reicht und überboten werden. 


Bedeutende Mittel werden deshalb zur 
Finanzierung von Forschung und Ent- 
wicklung eingesetzt; erhebliche wissen- 
schaftliche Kapazitäten werden für For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten ge- 
nutzt. Alle Kräfte und Mittel müssen so 
eingesetzt werden, daß meßbare Erfolge, 
besonders bei der Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität, erzielt werden. 


Mehr als zwei Drittel der notwendigen 
Steigerung der Arbeitsproduktivität müs- 
sen durch die Anwendung des wissen- 
schaftlich-technischen Fortschritts reali- 
siert werden. Durch die stärkere Nutzung 
wissenschaftlich-technischer Erkennt- 
nisse müssen vor allem die Entwicklung, 
Anwendung und umfassende Nutzung 
von material-, energie- und arbeitszeit- 
sparenden Verfahren und Technologien 
in der Industrie sowie die Entwicklung 
und Produktion neuer Erzeugnisse mit 
hohen Gebrauchseigenschaften und ‚ho- 
her Qualität beschleunigt werden. 

Der Plan. Wissenschaft und Technik der 
Kombinate und Betriebe enthält kon- 
krete,' aufgabenbezogene Ziele für wis- 
senschaftlich-technische Leistungen. Das 
sind z.B. bestimmte Komplexe der an- 
gewandten Forschung und Entwicklung, 
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Aufgaben zur Einführung wissenschaft- 
lich-technischer Ergebnisse, Aufgaben 
der Standardisierung. Ihre Realisierung 
erfordert eine exakte und verantwor- 
tungsvolle Vorbereitung sowie qualitäts- 
und termingerechte Durchführung aller 
wissenschaftlich-technischen Arbeiten 
einschließlich der kurzfristigen Überlei- 
tung der Ergebnisse in die Produktion. 
Dazu haben die Methoden der Finanzie- 
rung, Kontrolle und Stimulierung wis- 
senschaftlich-technischer Leistungen bei- 
zutragen. 


Die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe bilden zur Finanzierung ihrer 
Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
den Fonds Wissenschaft und Technik. 
Die Bildung dieses Fonds erfolgt plan- 
mäßig vorwiegend zu Lasten der Selbst- 
kosten.55 Dabei werden gesellschaft- 
liche Maßstäbe (Normative) für Auf- 
wand und Nutzen zugrunde gelegt. 


Der Fonds Wissenschaft und Technik 
wird zweckgebunden zur Finanzierung 
der Aufgaben des Planes Wissenschaft 
und Technik verwendet; das sind im 
wesentlichen: 


a) die auftragsgebundene Finanzierung 
von Forschungs- und Entwicklungs- 
kosten, die für neue Erzeugnisse und 
neue Produktionsverfahren im Inter- 
esse des wissenschaftlich-technischen 
Vorlaufs für künftige Produktions- 
zeiträume entstanden sind; 


Beispiel: 

Kosten für die Neuentwicklung 
einer Spezialmaschine. Während der 
wissenschaftlich-technischen Vor- 
bereitung hat der Betrieb Aufwen- 
dungen, z. B. für den Bau des Funk- 
tionsmusters und die Fertigung der 
Nullserie. 


55 Anordnung über die Finanzierung und Stimulie- 
zung wissenschaftlich-technischer Leistungen in der 
DDR vom 18. Dezember 1972 (GBl. II Nr. 73 
S. 840). 


b) die Finanzierung von Anlaufkosten, 

die bei der Einführung der Ergeb- 
nisse von Forschung und Entwick- 
lung in die Produktion entstehen; 
Beispiel: 
Die Einführung der neu entwickelten 
Spezialmaschine in die normale Pro- 
duktion erfordert einen bestimmten 
Mehraufwand, z. B. für Lohnaus- 
gleich an die Werktätigen während 
der Einarbeitungszeit. 


c) die Finanzierung der Vergütung von 
Neuerervorschlägen und Erfindun- 
gen. 


Die ‚Kombinate und Betriebe werden 
durch die Finanzierung aus dem Fonds 
Wissenschaft und Technik angeregt, 
ihre wissenschaftlich-technischen Auf- 
gaben planmäßig vorzubereiten und 
durchzuführen. 


Der Finanzbedarf wird durch die plan- 
mäßige Fondsbildung gedeckt. Tritt in 
Ausnahmefällen ein Finanzbedarf ein, 
bevor die Mittel erwirtschaftet sind 
(z. B. bei vorfristiger Erfüllung von Auf- 
gaben oder bei Finanzierung zusätz- 
licher Aufgaben), können Kredite auf- 
genommen werden. 


Zur Finanzierung ausgewählter For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben 
(z. B. auf entscheidenden Gebieten, wie 
Chemie und Elektronik) werden auch 
Mittel des Staatshaushaltes eingesetzt. 
Mit Hilfe der Finanzen muß ein starker 
ökonomischer Druck auf die planmäßige 
Durchführung der Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben und damit auf die 
weitere Intensivierung ausgeübt werden. 
Vor allem ist Einfluß darauf zu nehmen, 
daß das geplante ökonomische Ergebnis 
termingerecht erreicht wird. 


Auch auf die Arbeit in selbständigen 
Forschungsbetrieben muß mit Hilfe der 
Finanzen eingewirkt werden. Diese müs- 
sen durch Verkauf ihrer wissenschaft- 


lich-technischen Leistungen die erfor- 
derlichen Geldmittel selbst erwirtschaf- 
ten. 

Für die Verwendung des Fonds Wissen- 
schaft und Technik gilt der Grundsatz 
höchster Sparsamkeit. Kosten durch 
mangelhafte wissenschaftlich-technische 
Arbeit dürfen nicht aus dem Fonds Wis- 
senschaft und Technik, sondern müssen 
zu Lasten der Selbstkosten finanziert 
werden. 


Investitionsfonds 


Investitionen sind „die Gesamtheit der 
materiellen und finanziellen Aufwen- 
dungen für die Erneuerung (Ersatz) ver- 
brauchter, die Modernisierung vorhan- 
dener und die Schaffung neuer Grund- 
mittel in allen Bereichen der Volkswirt- 
schaft”%, 


Unter den Bedingungen der intensiv er- 
weiterten Reproduktion sind vor allem 
Investitionen für die kontinuierliche 
Modernisierung vorhandener Maschi- 
nen und Anlagen und Investitionen in 
Verbindung mit der Aussonderung ver- 
alteter Grundmittel und ihre Erneuerung 
durch hochproduktive Maschinen und 
Anlagen durchzuführen. 


Es geht vor allem darum, mit Hilfe der 
Investitionen 


wissenschaftlich-technische Ergeb- 
nisse schnell in die Produktion ein- 
zuführen und zu nutzen und Neue- 
rervorschläge so schnell wie möglich 
zu realisieren, 

die Arbeitsproduktivität zu steigern 
und die Selbstkosten zu senken, ins- 
besondere den spezifischen Mate- 
rial-, Rohstoff- und Energiever- 
brauch zu verringern, 

Arbeitsplätze einzusparen. 


56 Definitionen für Planung, Rechnungsführung und 
Statistik. Staatsverlagg der DDR, Berlin 1976, 


S. 11783. 
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Auch die Investitionen zur Verbesse- 

rung der Arbeits- und Lebensbedingun- 

gen in Verbindung mit der sozialisti- 
schen Rationalisierung der Produktion 
sind von besonderer Bedeutung. 

Im Fünfjahrplan und in den Jahres- 

voikswirtschaftsplänen wird festgelegt, 

welche Aufgaben für die planmäßige 
proportionale Entwicklung der Zweige 
der Volkswirtschaft sowie der Territo- 
rien vorgesehen sind. Auf dieser Grund- 
lage erhalten die volkseigenen Kombi- 
nate und Betriebe staatliche Plankenn- 
ziffern für die materielle Entwicklung 
der Grundfonds, darunter die staatliche 

Plankennziffer „Investitionen (materiel- 

les Volumen)”, 

Die Kombinate und Betriebe fungieren 

als Investitionsauftraggeber und sind 

damit unmittelbar für die Vorbereitung 

‘und Durchführung von Investitionen 

verantwortlich, 

Bei jedem Investitionsvorhaben hat der 

Investitionsauftraggeber dafür zu sor- 

gen, daf 

— jede Investition rechtzeitig und 
gründlich vorbereitet wird, 

— die Investitionen auf produktions- 
wirksame Vorhaben konzentriert 
werden, die die schnelle Einführung 
der Ergebnisse von Wissenschaft 
und Technik in die Produktion ge- 
währleisten und die Intensivierung 
und sozialistische Rationalisierung 
fördern, 

— nur die im Plan enthaltenen Investi- 
tionen durchgeführt werden und 
sich die finanziellen Investitionsauf- 
wendungen gegenüber der bestätig- 
ten Grundsatzentscheidung nicht er- 
höhen, 

- die Baumaßnahmen termin- und 
qualitätsgerecht durchgeführt und 
die Bauzeiten verkürzt werden. 


Die volkseigenen Kombinate und Be- 
riebe bilden zur Finanzierung ihrer In- 


‚80 


. 


vestitionen einen Investitionsfonds im 
wesentlichen aus folgenden Quellen: 


1. 


2i 


3. 


4. 


5. 


6. 


Zu 


8. 


9. 


Amortisationen; sie werden über die 
Abschreibungen in die Kosten ver- 
rechnet und fließen nach der Bezah- 
lung der abgesetzten Erzeugnisse in 
den Betrieb zurück; sie sind also aus 
den Erlösen angesammelte Geld- 
fonds, die dem im Arbeitsprozeß auf 
die hergestellten Erzeugnisse über- 
tragenen Wert der Grundmittel ent- 
sprechen; 

Mittel des Leistungsfonds (gemäß 
den Verwendungsbestimmungen) ; 
Erlöse aus dem Verkauf, dem Abriß 
und der Verschrottung von Grund- 
mitteln in Verbindung mit Investi- 
tionen; 

Mittel aus Versicherungsleistungen 
für Grundmittel; 

Mittel aus der Umverteilung von 
Gewinnen und Amortisationen durch 
das Kombinat; 

verzinsliche Grundmittelkredite bis 
zur Höhe der hierfür vorgegebenen 
staatlichen Plankennziffer; 
unverzinsliche Kredite, die geson- 
dert beschlossen und durch den 
Staatshaushalt getilgt werden, 
Mittel des „Kontos Junger Sozia- 
listen” (entsprechend den Verwen- 
dungsbestimmungen), 

Zuführungen durch andere Kombina- 
te oder Betriebe auf Grund der Betei- 
ligung an geplanten gemeinsamen 
Investitionen, die durch die Minister 
oder Räte der Bezirke besonders be- 
stätigt werden; 


10. Nettogewinn; sofern die genannten 


Quellen nicht ausreichen, setzen die 
Betriebe planmäßig verbleibende 
Teile des betrieblichen Nettogewinns 
für die Zuführung zum Investitions- 
fonds ein. 


Die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe erwirtschaften also die Mittel für 


die Finanzierung der Investitionen im 
wesentlichen selbst. 

Der Investitionsfonds wird - ausgehend 
von der materiellen Planung der Inve- 
stitionen — in Höhe des planmäßigen 
-Finanzbedarfs für die Vorbereitung der 
Investitionen, zur Bezahlung abrech- 
nungsfähiger Abschnitte der Investitio- 
nen sowie für fällige Abschlagszahlun- 
gen geplant. 

Die Verwendung der zugeführten Mittel 
erfolgt objektbezogen zur Finanzierung 
von Investitionsaufwendungen.?” Die 
Verwendung darf grundsätzlich nur in 
Höhe der geplanten Investitionsaufwen- 
dungen erfolgen. Das bedeutet, daß für 
ein Vorhaben maximal die Mittel bereit- 
gestellt werden, die in der Titelliste der 
Investitionen für das betreffende Objekt 
entsprechend der Grundsatzentschei- 
dung ausgewiesen sind. 

Mehrkosten, die durch Mängel in der 
Vorbereitung und Durchführung verur- 
sacht wurden, dürfen nicht aus dem In- 
vestitionsfonds finanziert werden. Ihre 
Finanzierung erfolgt zu Lasten der 
Selbstkosten. 


Beispiel: 
Bildung und Verwendung 
des Investitionsfonds (vereinfacht) 


1. geplanter Finanzbedarf 
für Investitionen im Planjahr 


a) Investitionsvorhaben 
Nr. KC-01, 
Bezahlung der Investi- 
tionsaufwendungen für 
Vorbereitung bis 31. 12. 

b) Investitionsvorhaben 
Nr. KC-02, bis 31. 12. 
fällige Abschlagszahlung 
für Durchführung 


600 TM 


2500 TM 


= geplante Verwendung 


des Investitionsfonds 3100 TM 


2. geplante Finanzierungsquellen 
im Planjahr 


a) Amortisationen 300 TM 


b) Mittel des Leistungsfonds 

c) Erlöse aus Verkauf und 
Verschrottung gebrauchter 
Grundmittel sowie sonstige 
Erlöse entsprechend 
den Rechtsvorsehriften 

d) Grundmittelkredite 
(geplant) 

e) Zuführungen aus dem 

Nettogewinn 


150 TM 


200 TM 
1800 TM, 


650 TM 


= geplante Bildung 


des Investitionsfonds 3100 TM 


Die gesetzlichen Regelungen legen fest, 
daß ein bestimmter Anteil der Investi- 
tionen durch Kredit finanziert werden 
muß. Das ermöglicht der Bank, durch 
Gestaltung der Kreditbedingungen, Zin- 
sen, Sanktionen und durch die Bank- 
kontrolle Einfluß auf die Investitions- 
tätigkeit der Betriebe zu nehmen. 


4.3.4.2. 
Fonds . 


der ökonomischen Stimulierung, 


Durch die zielgerichtete Anwendung 
und Ausnutzung der sozialistischen Fi- 
nanzen wird das materielle Interesse 
der Werktätigen sowie der Kombinate 
und Betriebe auf effektive wirtschaft- 


liche Leistungen entsprechend den 
volkswirtschaftlichen Erfordernissen 
orientiert. 


„Die betrieblichen Fonds der ökonomi- 
schen Stimulierung sind in den Betrie- 
ben und Kombinaten so einzusetzen, daß 

die. Werktätigen materiell interessiert 
werden, hohe Leistungen bei der Vertie- 


57 Investitionsaufwendungen sind im wesentlichen 
der Aufwand für die Bezahlung fertiggestellter 
Leistungen für die Investitionsvorbereitung (z. B. 
für Aufwands und Nutzensberechnungen, Projek- 
tierung), die Bezahlung von Leistungen für die 
Investitionsdurchführung (z. B. Bauleistungen) und 
den Erwerb der Investitionsgüter (z.B. Ausrü- 
stungen). 
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fung der Intensivierung zu vollbrin- 
gen.”58 

Die stimulierende Wirkung der Finan- 
zen und der wirtschaftlichen Rechnungs- 
führung wird dabei vor allem in zwei 
Richtungen gelenkt: 


1..Das materielle Interesse an hohen 
ökonomischen Leistungen wird schon in 
der Plandiskussion genutzt. Das soll 
dazu beitragen, daf bereits bei der Plan- 
ausarbeitung alle real erschließbaren 
Reserven in den Planentwurf einbezo- 
gen und bilanziert werden, um die staat- 
lichen Aufgaben zu erreichen und nach 
Möglichkeit gezielt zu überbieten. 

2. Die materielle Interessiertheit wird 
auf die Realisierung der staatlichen 
Planauflagen, auf ihre Erfüllung und ge- 


zielte Übererfüllung bei der Plandurch- 


führung gerichtet. Es wird vor allem 
darauf orientiert, die geplanten Erzeug- 
nisse und Leistungen bedarfsgerecht in 
Menge und Sortiment, termingerecht, in 
guter Qualität und mit sinkenden Ko- 
sten zu produzieren. 


Prämienfonds 


Der Prämienfonds dient der materiellen 
Anerkennung hoher Leistungen der 
Werktätigen bei der Überbietung der 
staatlichen Aufgaben und der Erfüllung 
und Übererfüllung der staatlichen Plan- 
auflagen. Damit der Prämienfonds eine 
stimulierende Wirkung ausübt, muß er 
eng mit den Ergebnissen der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit der Betriebe verbunden 
sein, 

Der Prämienfonds wird leistungsabhän- 
gig auf der Grundlage entsprechender 
staatlicher Plankennziffern gebildet.59 
Er wird grundsätzlich aus dem Netto- 
gewinn finanziert. 

Die Kombinate und Betriebe können 
den Prämienfonds in der vorgegebenen 
Höhe bilden, wenn die festgelegten 
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‚Kennziffer 


Plankennziffern Warenproduktion und 
Nettogewinn erfüllt werden. Höhere Zu- 
führungen zum Prämienfonds sind mög- 
lich, wenn die staatlichen Plankennzif- 
fern Warenproduktion und Nettogewinn 
bei der Planausarbeitung überboten 
oder wenn die staatlichen Plankennzif- 
fern bei der Plandurchführung überer- 
füllt werden. Die zusätzlichen Zufüh- 
rungen zum Prämienfonds werden auf 
der Grundlage von differenzierten Pro- 
zentsätzen für die Überbietung oder 
Übererfüllung der Kennziffern Waren- 
produktion und Nettogewinn geplant 
und vorgenommen. Dafür gelten fol- 
gende Grundsätze: ; 

1. Die staatlichen Plankennziffern wer- 
den überboten. 


‚Beispiel: 


Staatliche Plankennziffer 
(staatliche Aufgabe): 


Warenproduktion 90 000 TM 
Nettogewinn 10 000 TM 
Prämienfonds (insgesamt) 1200 TM 


Planentwurf des Betriebes, der dann 

mit der staatlichen Planauflage 

bestätigt wird: 

Planvor- Überbie- 

schlag tung der 
staat- 
lichen 
Aufgabe 
in Höhe» 
von 

in TM Prozent 

Warenproduktion 91 800 2,0 

Nettogewinn 10500 5,0 


58 Ebenda, S. 171. 

59 Die Grundsätze für die Planung, Bildung und Ver- 
wendung des Prämienfonds werden durch den Mi- 
nisterrat in Abstimmung mit dem Bundesvorstand 
des FDGB_ festgelegt. Gegenwärtig gültige ge- 
setzliche Grundlagen : 

Verordnung über die Planung, Bildung und Ver- 
wendung des Prämienfonds und des Kultur- und 
Sozialfonds für volkseigene Betriebe vom 12, Ja- 
nuar 1972 (GBl. II Nr.5 $,49), 

2. Verordnung über die Planung, Bildung und 
Verwendung des Prämienfonds und des Kultur- 
und Sozialfonds für volkseigene Betriebe vom 
21. Mai 1973 (GBl. I Nr. 30 S. 293). 


“ Geplante bzw. tatsächliche Bildung 
des Prämienfonds 


Staatliche Plankennziffer 
Prämienfonds 
(insgesamt) 

+ zusätzliche Zuführung 
für (erreichte) Über- 
bietung Warenproduktion 
(je 1 Prozent Überbietung 

"2,5 Prozent der staatlichen 

» Plankennziffer 

“ Prämienfonds insgesamt; 
2.2,5 = 5 Prozent 
von 1200 TM) 


1200 TM 


60 TM 


s 1260 TM 

+ zusätzliche Zuführung für 

(erreichte) Überbietung 

Nettogewinn 

(je 1 Prozent Überbietung 

0,8 Prozent der staatlichen 

Plankennziffer 

Prämienfonds insgesamt; 

5: 0,8 Prozent == 4 Prozent 


von 1200 TM) 48 TM 


— Prämienfonds 1308 TM 
Der Betrieb kann somit gegenüber der 
staatlichen Plankennziffer Prämienfonds 
(insgesamt) eine zusätzliche Fondszufüh- 
rung von 108 TM vornehmen. 


Dieser besondere materielle Anreiz 
wird gewährt, weil die Werktätigen mit 
den höheren Planzielen eine größere 
Verantwortung übernehmen. Untrenn- 
bar damit verbunden sind höhere Anfor- 
derungen an die Leiter der Kombinate 
und Betriebe, aber auch an die Partei- 
und Gewerkschaftsleitungen, die in 
Plandiskussionen und Aussprachen mit 
den Werktätigen die staatlichen Auf- 
gaben erläutern, Möglichkeiten ihrer 


Überbietung beraten und Maßnahmen 


treffen müssen, die die vorgesehene 
Überbietung sichern. Wird der höhere 
Plan nicht ganz erfüllt, dann wird die 
erhöhte Fondszuführung nur auf die 
tatsächlich erreichte Überbietung ge- 


währt. Der materielle Vorteil für das 
Betriebskollektiv ist trotzdem größer als 
bei Übererfüllung eines niedrigeren 
Planziels im Verlaufe des Planjahres. 


2. Die staatlichen Plankennziffern wer- 
den übererfüllt. 


Zusätzliche Zuführungen für eine Über- 
erfüllung der Kennziffern Nettogewinn 
und Warenproduktion, die während der 
Plandurchführung erreicht worden sind, 
werden nach den gleichen Prinzipien 
berechnet wie bei der Überbietung. Die 
festgelegten Prozentsätze für die Bemes- 
sung der Zuführung sind jedoch niedri- 
ger als bei der Überbietung der staat- 
lichen Aufgaben. Darüber hinaus ist die 
zusätzliche Zuführung für die Übererfül- 
lung der staatlichen Plankennziffer 
Warenproduktion von zwei weiteren 
Kennziffern abhängig, die durch das 
übergeordnete . Organ gemeinsam mit 
der zuständigen Gewerkschaftsleitung 
festzulegen sind (z. B. Export nach Wirt- 
schaftsgebieten und abgesetzte Produk- 
tion für die Bevölkerung). 


Beispiel: 


Staatliche Plankennziffer 
(staatliche Planauflage): 


Warenproduktion - "90.000 TM 
Nettogewinn 10 000 TM 
Prämienfonds (insgesamt) 1200 TM 
Planerfüllung des Betriebes: 
Kennziffer Plan- Über- 
erfüllung erfüllung 
des Pla- 
nes um 
in TM Prozent 
Warenproduktion 91.800 2,0 
Nettogewinn 10 500 5,0 


60 Von der Erfüllung zweier weiterer Kennziffern 
wird in diesem Beispiel aus Vereinfachungsgrün- 
den abgesehen. 
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Tatsächliche Bildung 
des Prämienfonds 


Staatliche Plankennziffer 
Prämienfonds - 
(insgesamt) 1200 TM 


-F zusätzliche Zuführung 
für Übererfüllung 
Warenproduktion 
(je 1 Prozent Übererfüllung 
1,5 Prozent der staatlichen 
Plankennziffer 
Prämienfonds — insgesamt; 
2:1,5 = 3 Prozent 
von 1200 TM) 

+ zusätzliche Zuführung 
für Übererfüllung 
Nettogewinn 

(je 1 Prozent Übererfüllung 

0,5 Prozent der staatlichen 
Plankennziffer 
Prämienfonds — insgesamt; 
5-0,5 = 2,5 Prozent 
von 1200 TM) 


36 TM 


30 TM 


= Prämienfonds 1266 TM 


Der Betrieb kann seinem Prämienfonds 
infolge der Übererfüllung des Plans 
66 TM mehr zuführen. Ein Vergleich 
mit dem vorangegangenen Beispiel 
macht jedoch den Vorteil der Überbie- 
tung gegenüber der Übererfüllung deut- 
lich. 


3. Die staatlichen Plankennziffern wer- 
den nicht erreicht. 


Werden bei der Planausarbeitung die 
staatlichen Aufgaben Warenproduktion 
und Nettogewinn nicht erreicht oder 
werden die staatlichen Planauflagen 
Warenproduktion und Nettogewinn in 
der Plandurchführung nicht erfüllt, so 
reduzieren sich die Fondszuführungen 
entsprechend den gesetzlichen Fest- 
legungen. Der Prämienfonds kann dann 
nicht in der Höhe geplant und gebildet 
werden, wie es die staatliche Plankenn- 
ziffer vorsieht.: Dabei werden Minde- 
rungen für die Nichterreichung der 
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staatlichen Aufgaben nach den gleichen 
Grundsätzen behandelt wie eine Unter- 
erfüllung der staatlichen Planauflage. 


. Beispiel: 


Verminderte Bildung des Prämienfonds 
auf der Grundlage einer Untererfüllung 
der staatlichen Planauflage 

bei der Plandurchführung. 


Staatliche Plankennziffer 
(staatliche Planauflage): 


Warenproduktion 00 000 TM 
Nettogewinn 10 000 TM 
Prämienfonds (insgesanit) 1200 TM 
Planerfüllung des Betriebes 
Kennziffer Plan- Unter- 
erfüllung erfüllung 
des Pla- 
nes um 
in TM Prozent 
Warenproduktion 81000 10,0 
Nettogewinn 9 600 4,0 
Tatsächliche Bildung 
des Prämienfonds 
Staatliche" Plankennziffer 
Prämienfonds 
(insgesamt) 1200 TM 
— Reduzierung für Unter- 
erfüllung Warenproduktion 
(je 1 Prozent Untererfüllung 
1,5 Prozent der staatlichen 
Plankennziffer 
Prämienfonds — insgesamt; 
10-15 = 15 Prozent 
von 1 200 TM) 180 TM 
— Reduzierung für Unter- 
erfüllung Nettogewinn 
(je 1 Prozent Untererfüllung 
0,5 Prozent der staatlichen 
Plankennziffer 
Prämienfonds — insgesamt; 
4.0,5 — 2 Prozent 
von 1200 TM) 24 TM 
= Prämienfonds 996 TM 


Der Betrieb kann gegenüber ‘der staat- 
lichen Plankennziffer Prämienfonds 


(insgesamt) nur diese verringerte Fonds- 
zuführung vornehmen. 


Die verringerte Zuführung ist ein spür- 
barer materieller Nachteil für: die Be- 
triebe, die ihre staatlichen Aufgaben 
nicht erreichen oder ihre staatlichen 
Planauflagen nicht erfüllen. Damit je- 
- doch auch in diesen Betrieben für be- 
stimmte kollektive Leistungen Prämien- 
mittel zur Verfügung stehen, ist eine 
gesetzliche Mindestzuführung in Höhe 
von 80 Prozent des geplanten Prämien- 
volumens festgelegt. 


An den Beispielen wird deutlich, wie 
die volkseigenen Kombinate und Be- 
triebe mit den Regelungen für die Bil- 
dung des Prämienfonds bereits bei der 
Planausarbeitung auf anspruchsvolle 
Planziele orientiert und an einer hohen 
tedarfsgerechten Erfüllung und Über- 
erfüllung der Warenproduktion und des 
Nettogewinns interessiert werden. 


Die Verwendung des Prämienfonds 
wird in den Betriebskollektivverträgen 
festgelegt. Die Prämienfondsverordnung 
sieht folgende Formen der Verwendung 
von Prämienmitteln vor: 


— auftragsgebundene Prämien zur An- 
erkennung hoher kollektiver Lei- 
stungen (insbesondere bei Rationali- 
sierungsvorhaben, Überführung 
neuer Verfahren und Erzeugnisse in 
die Produktion, Aufgaben der For- 
schung und Entwicklung), 

— Jahresendprämien als Form der ma- 
teriellen Interessiertheit der Werk- 
tätigen an guten Wirtschaftsergebnis- 
sen des Betriebes im gesamten Plan- 
jahr, 

— sofortige Prämierung hervorragen- 
der Leistungen der Werktätigen im 
sozialistischen Wettbewerb, 

— Verwendung von Mitteln zur Ver- 
besserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Werktätigen des 
Betriebes. 


Die bis zum Jahresende nicht in An- 
spruch genommenen Mittel des Prä- 
mienfonds sind in das Folgejahr über- 
tragbar. 


Die Prämienmittel sind so einzusetzen, 
daß die Betriebskollektive im soziali- 
stischen Wettbewerb an der Steigerung 
der Produktion, an der Senkung der 
Kosten, insbesondere der Einsparung 


.von Material, Rohstoffen und Energie, 


sowie an der Erhöhung der Effektivität 
und Qualität, am wissenschaftlich-tech- 
nischen Fortschritt und am Wachstum 
der Arbeitsproduktivität materiell inter- 
essiert werden. 


Zur Gewährung leistungsabhängiger 
Prämierungen müssen im Betrieb Be- 
dingungen geschaffen werden, die es 
ermöglichen, die Leistungen der Ar- 
beitskollektive und der einzelnen Werk- 
tätigen bei der Planerfüllung und -über- 
erfüllung meß- und vergleichbar zu 
machen. Das setzt voraus, wichtige Lei- 
stungs- und Effektivitätskennziffern des 
Betriebsplanes, die von den Werktäti- 
gen direkt beeinflußbar sind, auf Ar- 
beitsbereiche (Meisterbereiche, Briga- 
den) und Arbeitsplätze aufzuschlüsseln 
und entsprechend abzurechnen. Das be- 
trifft z.B. solche Kennziffern wie 


—- Produktionsleistung in Menge und 
Wert, 

— Eigenleistung, 

— Selbstkostensenkung, insbesondere 
Senkung. der Material-, Rohstoff- 
und Energiekosten und der .Kosten 
für Ausschuß, Nacharbeit und Ga- 
rantieleistungen. 


Durch Formen der innerbetrieblichen 
wirtschaftlichen Rechnungsführung, wie 
Haushaltsbücher oder persönlich-schöp- 
ferische Pläne, kann mit Hilfe der Prä- 
mien ein hoher materieller Anreiz zur 
Verbesserung des Verhältnisses von Auf- 
wand und Ergebnis sowie zur Steige- 
rung der Effektivität durch Erfüllung 
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und Übererfüllung der Planaufgaben er- 
reicht werden. 


Kultur- und Sozialfonds 


Der Kultur- und Sozialfonds dient der 
Finanzierung von Maßnahmen zur kul- 
turellen und sozialen Betreuung der 
Werktätigen in den volkseigenen Kom- 
binaten und Betrieben. 

Die Zuführung zum Kultur- und Sozial- 
fonds wird ebenfalls als staatliche Plan- 
kennziffer vorgegeben. Dabei wird von 
dem im Vorjahr geplanten Volumen aus- 
‘ gegangen und im Rahmen des Plan- 
limits seine kontinuierliche Erhöhung, 
insbesondere in Betrieben mit einem ho- 
hen Anteil an Schichtarbeitern und 
Frauen, gewährleistet. 

Die Bildung des Kultur- und Sozial- 
fonds erfolgt in der planmäßig vor- 
gegebenen Höhe zu Lasten der Selbst- 
kosten. 

Der Kultur- und Sozialfonds wird auf 
der Grundlage von konkreten Verein- 
barungen in den Betriebskollektiv- 
 verträgen zweckgebunden verwendet. 
Dabei bestehen enge Beziehungen zum 
Plan der Entwicklung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen, der Bestandteil 
des Betriebsplanes ist. Der Kultur- und 
Sozialfonds wird schwerpunktmäßig ver- 
wendet für die Finanzierung von Maf- 
nahmen 


zur Verbesserung der Arbeiter- 
versorgung, vor allem der Schicht- 
arbeiter,. 


— zur Förderung von Körperkultur 
und Sport, ; 

— zur Verbesserung der gesundheit- 
lichen und sozialen Betreuung so- 
wie 

— zur Verbesserung des betrieblichen 
Wohnungswesens. 


Durch rationellen Einsatz der materiel- 
len und finanziellen Fonds für kultu- 
relle und soziale Zwecke ist darauf ein- 
zuwirken, daß die Betreuung der Werk- 
tätigen mit hoher sozialer Wirksam- 
keit durchgeführt und planmäßig wei- 
ter verbessert wird. 


Die Mittel werden dabei im wesent- 
lichen als Zuschüsse zur Deckung der 
Kosten betrieblicher Maßnahmen und 
Einrichtungen sowie als Unterstüt- 
zungen verwendet. Die Kontrolle er- 
folgt durch die zuständige Gewerk- 
schaftsleitung. 


Nicht im Planjahr verwendete Mittel 
werden auf den Kultur- und Sozial- 
fonds des Folgejahres übertragen. 


Leistungsfonds 


Der Leistungsfonds®? ergänzt die Mög- 
lichkeiten der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe zur ökonomischen Stimu- 
lierung, die mit dem Prämienfonds und 
dem Kultur- und Sozialfonds gegeben 
sind. Er hat einen besonderen Charak- 
ter. Er orientiert die Betriebskollektive 
auf die Übernahme hoher Planziele bei 
der Planausarbeitung und auf die Über- 


zur Förderung der Frauen und zur ‚jerfüllung bei der Steigerung der Ar- R: 


Schaffung von Erleichterungen für re ee auf eine hohe Ma- 


berufstätige Mütter, <.:terialökonomie und sparsamen Energie- 


zur Erweiterung und Entwicklung En rauch, auf eine rzeugnis- 


der Erholungsmöglichkeiten der Be- 
triebsangehörigen, 

zur Förderung und Entwicklung des 
geistig-kulturellen Lebens, 

zur Förderung der sozialistischen 
Entwicklung der Jugend, 


i 
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61 Vgl. Verordnung über die Planung, Bildung und 
Verwendung des Prämienfonds und des Kultur- 
und Sozialfonds für volkseigene Betriebe vom 
12. Januar 1972 (GBl. II Nr. 5 S.49 $ 12-14). 

‚Vgl. Anordnung über die Planung, Bildung und 
Verwendung des Leistungsfonds der volkseigenen 
Betriebe vom 15. Mai 1975 (GBl. I Nr. 23 S. 416). 
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{ı 
qualität, auf die Produktion neuer und 
weiterentwickelter ,” Erzeugnisse sowie 
auf die Senkung der Selbstkosten für 


‚Ausschuß, Nacharbeit und Garantie- 


leistungen. 


Der Leistungsfonds kann gebildet wer- 
den, wenn es den Betriebskollektiven 
gelingt, durch Mobilisierung ' zusätz- 
licher Initiativen im sozialistischen 
Wettbewerb und durch das Aufdecken 
von Reserven effektiver zu wirtschaf- 
ten, als es die Planziele vorsehen. 


Die Anstrengungen der Betriebe wer- 
den auf wesentliche Schwerpunkte der 
Intensivierung gelenkt. Die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität und die Sen- 
kung der Kosten sind daher wichtige 
Kriterien für die Zuführung von Mit- 
teln. ö 

Die Zuführungen werden als Prozent- 
satz vom geplanten Lohnfonds für Pro- 
duktionsarbeiter berechnet. 


Die Wahl des geplanten Lohnfonds für 
Produktionsarbeiter als Berechnungs- 
grundlage für die Fondszuführung be- 
günstigt die Betriebe, deren Anstren- 
gungen zur Senkung des Verwaltungs- 
aufwandes zu einer Verbesserung des 
zahlenmäßigen Verhältnisses zwischen 
Produktionsarbeitern und übrigen Be- 
schäftigten geführt haben. 


Zuführungen zum Leistungsfonds kön- 
nen bei Erfüllung folgender Bedingun- 
gen geplant und vorgenommen wer- 
den: 


1. Die staatliche Aufgabe zur Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität wird bei 
der Planausarbeitung überboten, und 
die Überbietung. wird in den Plan auf- 
genommen. 

2. Die staatliche Planauflage zur Stei- 
gerung. der Arbeitsproduktivität wird 
während der Plandurchführung über- 
erfüllt. 

In diesen Fällen ist die Höhe der Zu- 
führung zum Leistungsfonds abhängig 


von der gegenüber dem Plan erreichten 
Überbietung oder Übererfüllung der 
staatlichen Plankennziffer Arbeits- 
produktivität. Bei einer Überbietung 
während der Planausarbeitung ist der 
Prozentsatz der Zuführungen höher als 
bei„einer Übererfüllung während der 
Plandurchführung. 


Bei Überbietung der staatlichen Auf- 
gaben betragen die Zuführungen zum 
Leistungsfonds je 1 Prozent der erreich- 
ten Überbietung der Arbeitsproduktivi- 
tät 1,2 Prozent des geplanten Lohn- 
fonds der Produktionsarbeiter. 


Beispiel: 


Überbietung der staatlichen Aufgabe Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität um 2 Pro- 
zent; geplanter Lohnfonds für Produktions- 
arbeiter 4000 TM. Die Zuführung zum Lei- 
stungsfonds beträgt 96 TM (2 - 1,2 Prozent 
2,4 Prozent; 2,4 Prozent von 4000 TM 
96 TM). 


Bei Übererfüllung der staatlichen Plan- 
auflagen können dem Leistungsfonds je 
1 Prozent Übererfüllung der Arbeits- 
produktivität 0,8 Prozent des geplan- 
ten Lohnfonds der Produktionsarbeiter 
zugeführt werden. 

Beispiel: 

Übererfüllung der staatlichen Planauflage 
Steigerung der Arbeitsproduktivität um 
2 Prozent; geplanter Lohnfonds für Produk- 
tionsarbeiter 4000 TM. Die Zuführung zum 
Leistungsfonds beträgt 64 TM (2 - 0,8 Pro- 


zent = 1,6 Prozent; 1,6 Prozent von 4 000 TM 
—= 64 TM). 


Die Betriebe werden durch diese Diffe- 
renzierung angeregt, bereits während 
der Planausarbeitung Reserven zur Erhö- 
hung der Arbeitsproduktivität über 
die staatliche Aufgabe hinaus zu er- 
schließen und in ihren Plan aufzuneh- 
men. 


Das ist von außerordentlichem Vorteil 
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sowohl für die betriebliche als auch für 
die volkswirtschaftliche Planung und 
Bilanzierung. Dadurch können die Aus- 
wirkungen, die durch die.höhere Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität entste- 
hen, von vornherein mit erfaßt werden. 
Die volle Zuführung zum Leistungs- 
fonds auf Grund einer hohen Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität ist je- 
doch davon abhängig, ob die’ geplante 
Selbstkostensenkung erreicht wird. Ent- 
sprechend dem Anteil, den die Jugend 
daran hat, daß Zuführungen zum Lei- 
stungsfonds möglich werden, sind auf 
der Grundlage der geltenden Rechts- 
vorschriften Zuführungen zum „Konto 
Junger Sozialisten” vorzunehmen. 


3. Es werden Einsparungen an Energie, 
volkswirtschaftlich wichtigen Rohstof- 
fen und Material, insbesondere an Im- 
portrohstoffen und -material, erzielt, 
und zwar durch Senkung des spezifi- 
schen Verbrauchs je Erzeugnis. 


Hierbei kann ein festgelegter Prozent- 
satz der erreichten Kostensenkung dem 
Leistungsfonds zugeführt werden. Dazu 


ist auf der Grundlage erzeugnisbezoge- 


ner Kennziffern die Senkung des spezi- 
fischen Verbrauchs gegenüber dem Vor- 
jahr exakt nachzuweisen. Die bestätig- 
ten Normative des Energie- und Mate- 
rialverbrauchs müssen dabei eingehal- 
ten oder unterschritten werden. Die Ein- 
sparung von Energie wird besonders 
stark stimuliert. 


Um die Industriezweige und Betriebe 
auf die Einsparung der wichtigsten 
Rohstoffe, Materialien und Energie- 
arten zu orientieren, wird jeweils vom 
übergeordneten Organ für den Zweig 
festgelegt, für welche Energie, ausge- 
wählte Positionen an Rohstoffen oder 
‘Material Zuführungen zum Leistungs- 
fonds geplant und vorgenommen wer- 
den können. 
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4. Die Qualität der Erzeugnisse vard 
erhöht. 


5. Neue und weiterentwickelte Erzeug- 
nisse mit hohen Gebrauchseigenschaf- 
ten und niedrigen Kosten werden pro- 
duziert. 


6. Die Kosten für Ausschuß, Nach- 
arbeit und Garantieleistungen werden 
gesenkt. 


Die Quelle für diese drei letztgenann- 
ten Zuführungen sind Anteile an Preis- 
zuschlägen für Erzeugnisse mit dem 
Gütezeichen Q, an Zusatzgewinnen für 
neue und weiterentwickelte Erzeug- 
nisse und an erzielten Kostensenkun- 
gen durch Verringerung der Kosten 
für Ausschuß, Nacharbeit und Garantie- 
leistungen. 


Der Prozentsatz dieser Anteile wird 
durch den Leiter des übergeordneten 
Organs in Abstimmung mit dem zustän- 
digen Minister festgelegt. 


Alle Zuführungen zum Leistungsfonds 
sind als Verwendung überbotener oder 
überplanmäßig erwirtschafteter Netto- 
gewinne zu planen und vorzunehmen, 
jedoch nicht zu Lasten der Netto- 
ewinnabführung an den Staat. 

Die Grundsätze für die Verwendung 
des Leistungsfonds orientieren auf die 
sozialistische Rationalisierung der Pro- 
duktion und auf die Befriedigung kol- 
lektiver Bedürfnisse der gesamten Be- 
legschaft eines Betriebes.‘ Der Lei- 
stungsfonds soll helfen, die kollektive 
materielle Interessiertheit zu stärken. 
Der Leistungsfonds kann verwendet 
werden für 


— Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen, z.B. Versorgung 
und Betreuung der Schichtarbeiter, 
‚soziale und kulturelle Betreuung, 
Erholung und Freizeitgestaltung 
der Werktätigen, Finanzierung ge- 


meinsam mit den örtlichen Räten im 
Territorium. geplanter Maßnahmen, 
— Maßnahmen der sozialistischen Ra- 
tionalisierung®®, z.B. Herstellung 
von Rationalisierungsmitteln, Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Ar- 


beitsorganisation, 
— zentrale Maßnahmen des FDGB, 
‘ z.B. Schaffung von Urlauber- 


dörfern und Erholungsstätten. 


Der Leistungsfonds darf nicht verwen- 
det werden für Prämien und andere per- 
sönliche Zuwendungen. Der Verwen- 
dung der Mittel muß die betriebliche 
Gewerkschaftsleitung zustimmen. 

Die Gestaltung und Wirkung des Lei- 
stungsfonds machen deutlich, daß auf 
Grund einer hohen Effektivität zusätz- 
liche Mittel für die weiteren Rationali- 
sierungsmaßnahmen und für die wei- 
tere Verbesserung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen verwendet werden 
können. Dadurch kann das Tempo der 
Steigerung der Produktivität und der 
Effektivität in den kommenden Jahren 
noch mehr beschleunigt werden. Der 
Leistungsfonds muß in den Betrieben 
genutzt werden, um die Initiative der 
Werktätigen zu fördern. 


Aufgaben 


. 1. Charakterisieren Sie die Bedeu- 

tung von Wissenschaft und Technik 
für die Steigerung der Arbeits- 
produktivität, und erläutern Sie, 
wie bei der Finanzierung von wis- 
senschattlich-technischen Leistungen 
auf Planmäßigkeit und hohe Eftek- 
tivität Einfluß genommen wird! 
2. Erläutern Sie, aus welchen Quel- 
len der Investitionstonds gebildet 
wird, und begründen Sie, warum ein 
Teil der Investitionen aus Krediten 
zu finanzieren ist! Welche wichti- 
gen Grundsätze sind bei der. Finan- 
zierung von Investitionen zu be- 
achten? 


3. Erklären Sie den Zusammenhang 
zwischen der Erreichung ‘einer ho- 
hen Qualität und Eftektivität der 
Arbeit, dem sozialistischen Wett- 
bewerb, dem Haushaltsbuch und der 
Neuerertätigkeit in den volkseige- 
nen Kombinaten und Betrieben! 
Werten Sie zur Lösung dieser Autf- 
gabe aktuelles Material aus der Ta- 
gespresse oder dem Fernsehen über 
die Wettbewerbsführung soziali- 
stischer Kombinate und Betriebe aus, 
und überlegen Sie, durch welche ti- 
nanziellen Fonds der ökonomischen 
Stimulierung die Werktätigen ma- 
teriell an hohen Leistungen inter- 
essiert werden! 

4. Begründen Sie, warum die Über- 
bietung der staatlichen Aufgaben 
stärker stimuliert wird als die Über- 
erfüllung der entsprechenden Plan- 
kennziftern! 

5. Erläutern Sie die Wirkung des 
Leistungsfonds, und beweisen Sie 
an Beispielen den Zusammenhang 
zwischen dem Leistungstonds und 
der Lösung der Hauptaufgabe! 


4.4. 
Versicherung 


4.4.1. 
Versicherung 
als finanzieller Sicherungsfonds 


4.4.1.1. 
Wesen 
der sozialistischen Versicherung 


Die spezifische Aufgabe der Versiche- 
rung besteht darin, finanzielle Reserven 


63 Entsprechend der Anordnung Nr. 2 über die Bil- 
dung und Verwendung des Leistungsfonds der 
volkseigenen Betriebe vom 19. Juli 1978 (GBl. I 
Nr. 22 S. 249) sind zur Erhöhung der Effektivität 
und Qualität der Arbeit mindestens 25 Prozent 
der zur Verfügung stehenden Mittel des Leistungs- 
fonds für Maßnahmen der sozialistischen Ratio- 
nalisierung einzusetzen. 
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in Form von Sicherungsfonds zu bilden, 
damit diese Geldfonds zum völligen 


oder teilweisen Ausgleich bestimmter “ 


zufälliger Schäden durch nicht vorher- 
sehbare Ereignisse oder zur Finanzie- 
rung größerer Geldausgaben in be- 
stimmten Sonderfällen im Leben der 
Bürger zur Verfügung stehen. Die Bil- 
dung der finanziellen Sicherungsfonds 
organisiert der sozialistische Staat. 


Eine Versicherung wird abgeschlossen, 
wenn Betriebe und Personen nicht oder 
nur unvollkommen in der Lage sind, 
selbst ausreichende finanzielle Reser- 
ven anzulegen, wenn eine individuelle 
Reservebildung unzweckmäßig ist oder 
wenn ein finanzieller Ausgleich von 
Verlusten nicht aus anderen gesell- 
schaftlichen Geldfonds erfolgen kann. 


Für die sozialistische Versicherung ist 
charakteristisch daß der Versiche- 
rungsfonds kollektiv gebildet und indi- 
viduell verteilt und verwendet wird. 
Auf diese Weise kann ein zufällig ent- 
standener bestimmter Geldbedarf eines 
einzelnen (Betrieb oder Bürger) befrie- 
digt werden. Eine grundlegende Bedin- 
gung dafür ist, daß die Gesamtheit des 
Geldbedarfs, der aus solchen zufälligen 
Schadensereignissen entsteht, einge- 
schätzt werden kann. 


Die ökonomische Kategorie Versiche- 
rung wird wie folgt definiert: „Die Ver- 
sicherung ist die auf der Ausnutzung 
statistischer  Gesetzmähigkeiten _be- 
ruhende, staatlich organisierte Form der 
ollektiven Bildung finanzieller Reser- 
ven mit dem Ziel der individuellen Ver- 
teilung und Verwendung zur Deckung 
künftiger und in ihrer Gesamtheit 
schätzbarer Bedürfnisse, die sich als 
Folge bestimmter, zufällig und massen- 
weise auftretender schadenstiftender und 
ähnlicher Ereignisse in’ ‚der Volkswirt- 
schaft und bei den Bürgern ergeben.”% 
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4.4.1.2. 


Grundsätze : 
der Bildung und Verteilun 
von Versicherungsfonds 


Die Bildung und Verwendung von 
Geldfonds der Versicherung ist durch 
folgende Merkmale gekennzeichnet: 


a) Die Bildung des Versicherungsfonds 
erfolgt durch Beitragszahlung. 


b) Die Höhe der Beiträge richtet sich 
nach dem von der Versicherung zu 
übernehmenden Wagnis und nach der 
Höhe der Leistung im ' Versiche- 
rungsfall. Damit wird gewährleistet, 
daß die durch Beiträge gebildeten 
Versicherungsfonds die Zahlung der 
Versicherungsleistungen ermög- 
lichen. 


Dieses Prinzip gilt jedoch nicht für 
die Sozialversicherung. Die Leistun- 
gen der Sozialversicherung sind we- 
sentlich höher als die Beitragsein- 
nahmen; die erhebliche Differenz 
wird entsprechend der Sozialpolitik 
des sozialistischen Staates aus dem 
Staatshaushalt finanziert. 


c) Es besteht grundsätzlich kein direk- 
ter Anspruch auf Rückzahlung der 
gezahlten Versicherungsbeiträge, je- 
doch ein Anspruch auf die verein- 
barte oder gesetzlich festgelegte 
Versicherungsleistung. Der An- 
spruch entsteht, wenn das Ereignis 
eintritt, für das die Versicherung 
vereinbart oder gesetzlich festgelegt 
ist. 


d) Es bestehen (gesetzlich festgelegte) 
Pflichtversicherungen und auf Ver- 
trägen beruhende freiwillige Ver- 
sicherungen für Kombinate, Be- 
triebe und Einrichtungen in allen 


64 Die Staatliche Versicherung in der DDR. Verlag 
Die Wirtschaft, Berlin 1974, S, 50, 


Pflichtversicherung 


durch 


Pflichtversicherter 


Abb. 4.12. 
Begründung 
der Versicherungsverhältnisse 


Gesetz 


Bereichen der Volkswirtschaft und 
für die Bevölkerung. 


Die Versicherungsbedingungen für 
die freiwilligen Versicherungen sind 
ebenfalls durch Rechtsnormen fest- 
gelegt. 


Die Tätigkeit der Versicherungseinrich- 
tungen beschränkt sich nicht auf den 
Ausgleich von Schäden. Vielmehr 
nimmt die Versicherung mit ihren Mög- 
lichkeiten ständig vorbeugend darauf 
Einfluß, daß Schäden verhütet werden, 
weil jede Störung des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses zu einem ma- 
teriellen Verlust für die sozialistische 
Gesellschaft führt, auch wenn er durch 
die Versicherung finanziell ausge- 
glichen wird. Es gilt, mit unserem 
Volksvermögen sorgsam umzugehen 
und die zur Ordnung und Sicherheit 
erlassenen gesetzlichen Bestimmungen, 
besonders des Gesundheits-, Arbeits- 
und Brandschutzes, ständig verantwor- 
tungsbewußt einzuhalten und dadurch 
Schäden zu vermeiden. 


Versicherungsverhältnisse 


Begründung 
(Abschluß) 

Partner der Versiche- 
rungseinrichtung ist 


Freiwillige Versicherung 


durch Vertrag 


Versicherungsnehmer 
4.4.1.3. 


Versicherungseinrichtungen 


Für die planmäßige Bildung, Verwal- 
tung und Verteilung des Versiche- 
rungsfonds bestehen in der DDR fol- 
gende Versicherungseinrichtungen: 


— die Sozialversicherung der Arbeiter 
und Angestellten beim Bundesvor- 
. stand des FDGB, 
— die Staatliche 
DDR, 
— die Auslands- und Rückversiche- 
rungs-AG der DDR (DARAG). 


Jede ‘dieser Versicherungseinrichtungen 
hat spezifische, voneinander abge- 
grenzte Aufgaben zu erfüllen (vgl. 
Abb. 4.13.). 


Versicherung der 


Aufgaben 


1. Begründen Sie, warum mit Hilfe 
der Versicherung Geldreserven ge- 
bildet werden müssen! 

2. Erläutern Sie die Grundsätze für 
die Bildung und Verwendung des 
Versicherungstonds! 

3. Erläutern Sie den grundsätz- 
lichen Aufbau des Versicherungs- 
wesens in der DDR! 

4. Erläutern Sie die Bedeutung de: 
Schadenverhütung, und begründer 
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“ Aufgabenbereiche 


Sozialversicherung Sach-, Haftpflicht - Auslands - und 
und Rückversicherung 


Personenversicherung 


! Arbeiter Mitglieder Volkseigene Kombi- Außenhandelsbetrie- 
| und sozialistischer| nate und Betriebe, be, Hochseehandels - 
i Versicher- Angestellte Produktions- | Genossenschaften, und Fischereiflotte, 
i te j genossen- staatliche Organe * Binnenflotte der DDR 
5 schaften und | und: Einrichtungen, Interflug usw. 
; andere werk-| gesellschaftliche 
N tätige Organisationen und 
i Schichten 
Verwaltu Auslands - und 
der Sozial. Rückversicherungs - 
N versicherung AG der DDR 
! Versiche - der Arbeiter Staatliche Versicherung der (DARAG) ” 
rungs- und DDR P 
einrich- . Angestellten 
tung beim Bundes- 
vorstand des 
FDGB 
J * P 
I 
| Abb. 4.13. : für das Wohl des Menschen und seine 
| Aufgabenbereiche und Struktur soziale Sicherheit. 
des Versicherungswesens der DDR Entsprechend den volkswirtschaftlichen 


Möglichkeiten trägt die Sozialversiche- 
rung in wesentlichem Maße dazu bei, 
den Schutz von Gesundheit und Ar- 
Sie, warum die Schadenverhütung beitskraft sowie die materielle Sicher- 
i eine Aufgabe der gesamten Gesell- heit bei Krankheit und Unfall durch 
i schaft ist! unentgeltliche medizinische Betreuung 
und Hilfe, Arzneimittel, klinische Be- 
handlung, Kuren usw. zu garantieren. 
4.4.2. Dazu gehören auch die Fürsorge im Al- 
Sozialversicherung ter und bei Invalidität und der beson- 

' dere Schutz von Mutter und Kind.® 
| Die Sozialversicherung wird durch den 


44.21 FDGB geleitet und verwaltet®® für 
Allgemeine Aufgaben — Arbeiter und Angestellte, 

| der Sozialversicherung — Studenten und Aspiranten, 

} — Ärzte, Zahn- und Tierärzte, die in 

Die Sozialversicherung ist intder DDR eigener Praxis ‚tätig sind, und 

. ein wichtiger Bestandteil der Sozial- 65 Vgl. Verfassung der DDR vom 6. April 1968 in 
politik des Staates. Sie gehört zu den der Fassung des Gesetzes zur Ergänzung und Än- 

FR s derung der Verfassung der DDR vom 7. Oktober 

Errungenschaften der Werktätigen in 3974 (GBl.I Nr. 47 $.425, insbesondere Artikel 
unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat und 35, 36 und 38). 


ist ein Ausdruck der umfassenden Vor- 66 Verordnung zur Sozialpflichtversicherung der Ar- 
a ee beiter und Angestellten - SVO - vom 17. Novem- 
sorge der sozialistischen Gesellschaft ber 1977 (GBl. I Nr. 35 S. 373). 
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Arbeiter und Angestellte, 
Studenten und. Aspiranten, 

In eigener Praxis tätige Ärzte, 
Zahnärzte und Tierärzte, 
Freiberuflich tätige Kultur - und 
Kunstschaffende, sofern sie 


Mitglieder in Künstlerverbänden 
sind 


Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten beim Bundesvorstand 
des FDGB 


Abb. 4.14. 
Ptlichtversicherte Personenkreise®” 
und Träger der Sozialversicherung 


— freiberuflich tätige Kultur- und 
Kunstschaffende, sofern sie Mitglie- 
der in Künstlerverbänden sind. 

Für Mitglieder sozialistischer Produk- 

tionsgenossenschaften, selbständige 

Handwerker und Gewerbetreibende ist 

die Staatliche Versicherung der DDR 

Träger der Sozialversicherung.‘® 

Die Sozialversicherung der Arbeiter 

und Angestellten beim FDGB und die 

Sozialversicherung bei der Staatlichen 

Versicherung der DDR werden durch 

demokratische Mitarbeit der Werktäti- 

gen mitgestaltet, z. B. in den Räten für 

Sozialversicherung bei den Betriebsge- 

werkschaftsleitungen, in Beiräten, Be- 

schwerdekommissionen und Kurkom- 
missionen für die Sozialversicherung 


Mitglieder sozialistischer Produk- 
tionsgenossenschaften einschließ- 
lich der in kooperative Einrich- 
tungen der Landwirtschaft und ın 
volkseigene Betriebe delegierten 
Mitglieder, > 

Mitglieder der Kollegien 

der Rechtsanwälte, 

Inhaber von Handwerksbetrieben 
sowie deren ständig mitarbeitende 
Ehegatten, 


Inhaber von Gewerbebetrieben, 

freiberuflich Tätige und andere 
selbständig Tätige sowie deren 
ständig mitarbeitende Ehegatten 


Sozialversicherung bei der 
Staatlichen Versicherung der DDR 


bei der Staatlichen Versicherung der 
DDR. Auf diese Weise nehmen die 
Werktätigen darauf Einfluß, daß die 
für die Leistungen der Sozialversiche- 
rung bereitgestellten und ständig stei- 


- genden finanziellen Mittel mit hohem 
sozialen und 


Nutzen zur materiellen, 
gesundheitlichen Betreuung der Werk- 
tätigen, Rentner und deren Familien- 
angehörigen verwendet werden. 


4.4.2.2. 
Versicherungsschutz 
in der Sozialpflichtversicherung 


Alle Werktätigen 
Dauer eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
bei der Sozialversicherung der Arbeiter 


67 Familienangehörige, die selbst keinen Anspruch 
auf der Grundlagr einer eigenen Versicherung ha- 
ben, sind mitversichert. 

68 Verordnung über die Sozialversicherung bei der 
Staatlichen Versicherung der DDR vom 9. Dezem- 
ber 1977 (GBi. 71978 Nr.1 S.1). 
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sind während der’ 


und Angestellten pflichtversichert. Teil- 
zeitbeschäftigte, deren Bruttoverdienst 
im Monat weniger als 75,— M beträgt, 
unterliegen keiner Sozialpflichtversiche- 
rung. Sinngemäß gilt das auch für Mit- 
glieder sozialistischer Produktionsge- 
nossenschaften und Angehörige ande- 
rer werktätiger Schichten. Auch hier be- 
steht keine Sozialpflichtversicherung, 
wenn die beitragspflichtigen Einkünfte 
jährlich weniger als 900,- M oder mo- 
natlich weniger als 75,— M betragen. 
Die Sozialpflichtversicherung besteht 
auch weiter bei 


— Arbeitsunfähigkeit infolge Krank- 
heit, Arbeitsunfall, Berufskrankheit 
oder bei Quarantäne, 


— Freistellung von der Arbeit zur 
Pflege erkrankter Kinder oder bei 
Quarantäne in der Kindereinrich- 
-tung sowie zur Betreuung der Kin- 
der bei Erkrankung des Ehegatten, 

— Schwangerschafts- und Wochen- 
urlaub sowie beim Bezug von Müt- 
terunterstützung, 

— vereinbarter unbezahlter Freistel- 
lung von der Arbeit bis 3 Wochen 
(für Arbeiter und Angestellte, PGH- 
Mitglieder und nach Rahmenkollek- 


tivvertrag vergütete Mitglieder 
landwirtschaftlicher Produktions- 
genossenschaften). 


Bei Arbeitsunfällen und Berufskrank- 


heiten werden erhöhte Leistungen ge- 
währt, 


4.4.2.3. 
Bildung der Geldfonds:. 
der Sozialpflichtversicherung 


Die Geldfonds der Sozialpflichtver- 
sicherung werden gebildet durch 


— Beitragszahlung der Pflichtversicher- 
ten, 
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— Beitragszahlung der Betriebe,$° 


— Zahlung der Unfallumlage durch die 
Betriebe, 


— Zuschüsse aus dem Staatshaushalt. 


Die Beiträge der Pflichtversicherten be- 
tragen 10 Prozent des Monatseinkom- 
mens bis zu 600,— M oder 10 Prozent 
des Jahreseinkommens bis 7200,— M. 
Handwerker und selbständig Tätige so- 
wie deren ständig mitarbeitende Ehe- 
gatten zahlen 20 Prozent Beitrag. 


Die Betriebe zahlen seit dem 1. 1. 1978 
einen Beitrag in Höhe von 12,5 Prozent 


des beitragspflichtigen Lohnes ihrer ' 


Werktätigen. Die Höhe der Unfall- 
umlage ist nach Gefahrenklassen, 
in die die verschiedenen Berufsgruppen 
eingestuft sind, differenziert. Sie wird 
ebenfalls nach der Höhe der beitrags- 
pflichtigen Einkommen bemessen. 


Die Beitragseinnahmen der Sozialver- 


sicherung reichen nicht aus, um die ge- 
sctzlich festgelegten Leistungen in vol- 
lem Umfang zu finanzieren. Deshalb 
gewährt der sozialistische Staat aus 
dem Staatshaushalt die erforderlichen 
umfangreichen Zuschüsse. Ihre Höhe 
wird jeweils im Gesetz über den Staats- 
haushaltsplan beschlossen. 


Die folgende Tabelle zeigt einen Aus- 
zug aus dem Gesetz über den Staats- 
haushaltsplan 1979 vom 15. Dezember 
1978, 5 370, 


„Unter Berücksichtigung des in den ge- 
sellschaftlichen Fonds gemäß $ 2 Abs. 1 
enthaltenen Zuschusses des Staatshaus- 
haltes für die Sozialversicherung werden 
die Haushaltspläne der Sozialversiche- 
rung wie folgt bestätigt: 


69 Die Bezeichnung „Betriebe” schließt hier Kombi- 
nate, staatliche Organe und Einrichtungen sowie 
gesellschaftliche Organisationen ein. 

720 GBI. 1/1978 Nr. 42 S. 462. 


Arbeiter Mitglieder der 


und An- sozialistischen 
gestellte Produktions- 
genossenschaften 
und andere 
werktätige 
Schichten 
— in Mill. M -— 
Einnahmen 13 190,9 1 560,6 
Ausgaben 22 048,4 3 109,0 
Zuschuß 
aus dem b 
9757,65 1 608,4” 


Staatshaushalt 


Die Gestaltung der Sozialversicherung 
in der DDR ist ein Ergebnis des Kamp- 
fes der Arbeiterklasse und aller anderen 
Werktätigen um ihre politischen und 
sozialen Rechte, um soziale Sicherheit 
und Geborgenheit. Der sozialistische 
Staat verwirklicht über die Sozialver- 
sicherung einen wesentlichen Teil sei- 
ner Sozialpolitik. Es ist kennzeichnend 
für die Sozialversicherung in der DDR, 
daß ihre Leistungen entsprechend den 
volkswirtschaftlichen Möglichkeiten sy- 
stematisch verbessert werden, ohne dab 
die Versicherten dafür höhere Beiträge 
zahlen müssen. Zur Finanzierung der 
wachsenden Leistungen werden jährlich 
steigende Zuschüsse aus dem Staats- 
haushalt bereitgestellt. Dagegen werden 
unter kapitalistischen Bedingungen bei 
höheren Leistungen stets die Beiträge 
.der versicherten Werktätigen erhöht, 
und bei Verteuerung der Sachleistungen 
in Auswirkung der inflationären Ent- 
wicklung werden die Versicherungslei- 
stungen entsprechend eingeschränkt, 
um den Profit der Versicherungsein- 
richtungen zu sichern: 


4.4.2.4. . 
Leistungen 
der Sozialversicherung 


Zur Erhaltung und Wiederherstellung 


der Gesundheit und Leistungsfähigkeit 


sowie bei Mutterschaft, im Alter und 


bei Todesfall gewährt die Sozialver- 
sicherung den Werktätigen und ihren 
mitversicherten Familienangehörigen 
umfangreiche Leistungen. Dabei wird 
zwischen 

— Sachleistungen, 

— kurzfristigen Geldleistungen und 

— Rentenleistungen 


unterschieden. > 


Sachleistungen _ 


Die Sachleistungen der Sozialversiche- 


“zung?! sind sehr umfangreich. So wur- 


den 1978 in staatlichen Einrichtungen 
für ambulante Behandlungen über 150 
Mill. Konsultationen durchgeführt und 
allein von der Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten fast 268 000 
Kuren (ohne Kuren für Kinder) finan- 
ziert. 


Geldleistungen 


Die kurzfristigen Geldleistungen der 
Sozialversicherung sind ebenfalls be- 
trächtlich. So betrugen die Ausgaben 
für Krankengeld der Arbeiter und An- 
gestellten im Jahre 1978 mehr als 2,9 
Md. .M. Für Mutterschaft wurden von 
der Sozialversicherung der Arbeiter 
und Angestellten fast 1,2 Md. M an 
Geldleistungen gewährt”? z. B. für 
Schwangeren- und Wochengeld, staat- 
liche Geburtenbeihilfe und Stillgeld, 
Unterstützungen bei Pflege erkrankter 
Kinder und für Mütter mit 2 und mehr 
Kindern nach Ablauf des Wochen- 
urlaubs. 


Die Gewährung der Geldleistungen der 
Sozialversicherung ist an bestimmte, in 


71 Vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR 1979. Staats- 
verlag der DDR, Berlin 1979, S. 327 ff. 
72 Ebenda, 5. 334, 338 und 339. 
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‚| Sachleistungen 


Ärztliche und zahnärzt- 


liche Behandlung 
Stationäre Behandlung 
in Krankenhäusern 
und anderen Gesund- 
heitseinrichtungen 
ohne zeitliche 
Begrenzung 
Arzneimittel sowie 
andere Heil- und 
Hilfsmittel (z.B. 
Massagen, Bäder 
Zahnersatz ) 
Prophylaktische 
Kuren sowie Heil- 
und Genesungskuren 
Übernahme von Fahrt- 
und Transportkosten 


Leistungen der Sozialversicherung 


- insgesamt - 


Kurzfristige 
Geldleistungen 


Krankengeld bei vor- 
übergehender Arbeits- 
unfähigkeit wegen 
Krankheit, Arbeits - 
unfall und Berufs- 
krankheit sowie bei 
Quarantäne 


Schwangerschafts - 
und Wochengeld 

= Mütterunterstützung 
Unterstützung für 
alleinstehende Ver- 
sicherte bei Pflege 
erkrankter Kinder 
Unterstützung bei 
Freistellung von der 
Arbeit zur Betreuung 
der Kinder während 
der Zeit der Erkran- 
kung des nichtberufs= 
tätigen Ehegatten 
Monatlicher Zuschuß 
zum Familienaufwand 


Rentenleistungen 


Rente bei Erreichen 
der in Rechtsvor- 
schriften festgelegten 
Altersgrenzen 

( Altersrente) 


Rente bei Invalidität, 
bei Arbeitsunfall und 
Berufskrankheit sowie 
bei Wechsel des 
Arbeitsplatzes, zur 
Vermeidung einer 
Berufskrankheit 
Rente an Hinterblie- 
bene und Unterhalts- 
rente 

Pflege -, Sonderpflege- 
und Blindengeld 
Zusatzrente im Alter, 
ber Invalidität und an 
Hinterbliebene, wenn 
der Werktätige der 
freiwilligen Zusatz- 
rentenversicherung 


Bestattungsbeihilfe 


beigetreten ist 


einschließlich Über- 
führungskosten 


Abb. 4.15. 
Leistungen der Sozialversicherung 
— Überblick — 


. Rechtsvorschriften festgelegte Voraus- 


setzungen gebunden. Für die Zahlung 
von Krankengeld muß dem Betrieb z. 
B. innerhalb von 3 Tagen die ärztliche 
Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit 
vorgelegt werden. Die Höhe des Kran- 
kengeldes ist von einer Reihe Faktoren 
abhängig. Die wichtigsten sind 
— die Höhe der beitragspflichtigen 
Einkünfte, die der Berechnung zu- 
grunde zu legen sind, 
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— die Anzahl der zum Haushalt ge- 
hörenden Kinder, 

— die Zugehörigkeit zur freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung, 

— die Dauer der Arbeitsunfähigkeit, 

—: die Ursache, die zur Arbeitsunfähig- 
keit geführt hat. 


Rentenleistungen - 


Die umfangreichsten Leistungen der So- 
zialversicherung sind die Rentenlei- 
stungen. Sie betrugen im Jahre 1978 
insgesamt 13336 Mill. Mark.” 

Nach dem VIII. und IX. Parteitag der 
SED sind die Renten wesentlich erhöht 


73 Ebenda, S. 340, 


“ worden. Auch darin kommt die Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik in 
der DDR zum Ausdruck. Die plan- 
mäßige Steigerung unserer Wirtschafts- 
kraft schafft die ökonomischen Voraus- 
setzungen für die Verwirklichung des 
beschlossenen Sozialprogramms. Dafür 
ist auch die erneute Erhöhung der Ren- 
ten ab Dezember 1979 ein überzeugen- 
der Beweis. 


Die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung der Rentenleistungen und auch 
die Berechnungsgrundsätze sind unter- 
schiedlich. Im Rentenrecht der DDR 
werden sowohl das sozialistische Lei- 
stungsprinzip (durch Berücksichtigung 
der Arbeitsjahre und des sozialversiche- 
rungsbeitragspflichtigen Einkommens 
der letzten 29 Jahre vor Rentenbeginn) 
als auch soziale Gesichtspunkte (z. B 
durch Zahlung einer Mindestrente) be- 
rücksichtigt. 


Anspruch auf Altersrente haben: 


— Frauen ab Vollendung des 6). Le- 
bensjahres, 

— Männer ab Vollendung des 65. Le- 
bensjahres, 


“ wenn sie mindestens 15 Jahre eine ver- 
sicherungspflichtige a ae ausgeübt 
haben. 

Für Frauen, die drei und mehr Kinder 
geboren haben, verkürzt sich dieser 
Zeitraum. 


Grundlagen für die Rentenberechnung ' 


sind: 


1. die in den letzten 20 Kalenderjahren 
vor Beendigung der letzten versiche- 
rungspflichtigen Tätigkeit erzielten bei- 
tragspflichtigen monatlichen Durch- 
schnittseinkünfte (mindestens 150,- M), 


2. die Anzahl der Jahre der versiche- 
rungspflichtigen Tätigkeit, 


3. die Zurechnungszeiten 


— für Arbeitslosigkeit 
bis 31. 12. 1945, 
— für Frauen . 
® für jedes von ihnen 
geborene Kind: 1 Jahr, 


® bei versicherungspflichtiger 
Tätigkeit von 


20 bis 24 Jahren: 1 Jahr, 
25 bis 29 Jahren: 2 Jahre, 
‚ 30 bis 34 Jahren: 3 Jahre, 
35 bis 39 Jahren: 4 Jahre, 
40 und mehr Jahren: 5 Jahre, 


4. die gezahlten Beiträge zur freiwilli- 
gen Zusatzrentenversicherung der SV. 


Die monatliche Altersrente (ohne Be- 
rücksichtigung der freiwilligen Zusatz- 
rentenversicherung) wird berechnet: 


a) aus einem Festbetrag in Höhe von 
110,— M und 


b) einem Steigerungsbetrag 
von 


in Höhe 


— 1 Prozent der: beitragspflichtigen 
monatlichen Durchschnittseinkünfte 
für jedes Jahr der versicherungs- 
pflichtigen Tätigkeit, 


— 1 Prozent für jedes Jahr der Zu- 
rechnungszeiten. 


Alle Renten werden auf volle Mark-Be- 
träge aufgerundet. Die- Mindestrente 
beträgt 270,— Mark. 


Beispiel: 


Eine Pflichtversicherte vollendet 1980 das 
60. Lebensjahr. Sie weist eine versicherungs- 
pflichtige Tätigkeit von 34 Jahren nach und 
hat 3 Kinder geboren. Ihre beitragspflichti- 
gen monatlichen Durchschnittseinkünfte ha- . 
ben in der Zeit vom 1.1.1960 bis 31. 12. 1979 
(letzte 20 Kalenderjahre vor Rentenbeginn) 
600,— Mark betragen. 
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1. Ermittlung des Prozentsatzes 
für den Steigerungsbetrag 


(Steigerungssatz) 
Prozent 
34 Jahre versicherungs- j 
pflichtige Tätigkeit 34 
3 Jahre Zurechnungszeit 
für 3 Geburten 3 
3 Jahre Zurechnungszeit 
für Frauen 
bei 34 Arbeitsjahren 3 


Stelgerungsrate 40 


2. Ermittlung der monatlichen Rente 


Mark 

Festbetrag 110,— 
Stelgerungsbetrag == 40 Prozent 
der monatlichen beitrags- 
pflichtigen Durchschnitts- 
einkünfte 240,— 

monatliche Altersrente 350,— 
4.4.2.5. 
Freiwillige 


Zusatzrentenversicherung”‘ 


Aufgaben der freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung 


Die freiwillige Zusatzrentenversiche- 
rung wurde 1971 eingeführt. Ihr kön- 
nen alle Sozialpflichtversicherten bei- 
treten — soweit sie nicht bereits eine 
Alters- oder Invalidenrente beziehen — 
wenn ihr beitragspflichtiges Einkommen 
620,— M monatlich oder 7200,— M 
jährlich (bei Vollbeschäftigung) über- 
steigt. 

Die freiwillige Zusatzrentenversiche- 
rung soll den gesetzlich garantierten 
Versicherungsschutz der Sozialpflicht- 
versicherung für diese Werktätigen er- 
gänzen, damit ihr Lebensniveau auch 
bei länger dauernden Minderungen des 
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Einkommens durch Krankheit, Invalidi- 


tät usw. nicht wesentlich beeinträchtigt 


wird, 


Die freiwillige Zusatzrentenversiche- 
rung entspricht dem Bedürfnis vieler 
Werktätiger, sich und die Familie zu- 
sätzlich finanziell zu schützen, 


Versicherungsschutz in der freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung 


Die freiwillige Zusatzrentenversiche- 
tung gewährt folgende Leistungen: 


= Zusatzaältersrente, 
— Zusatzinvalidenrente, 
-— Zusatzhinterbliebenenrente, 


— erhöhtes Krankengeld bei Arbeits- 
unfähigkeit infolge Krankheit und 
‚aus anderen Gründen, 


Grundlage für ‚die Berechnung der 
Höhe der Zusatzrente sind 


— die Gesamtzeit der Zugehörigkeit 
zur freiwilligen Zusatzrentenversi- 
cherung, 


— die während dieser Zeit erzielten 
monatlichen Durchschnittseinkünfte 
über 60)9,— M, für die Beiträge zur 
Zusatzrentenversicherung gezahlt 
worden sind, 


— Zurechnungszeiten und 


— zusätzliche Versicherungszeiten für 
ältere Versicherte. 


Bildung des Geldfonds der freiwilligen 
Zusatzrentenversicherung 


Die freiwillige Zusatzrentenversiche- 
rung wird finanziert durch: 


74 Vgl. Verordnung über die freiwillige Zusatzrenten- 


versicherung der Sozialversicherung - FZR-Ver- 
ordnung - vom 17. November 1977 (GBl. I Nr. 35 
$. 395). 


1. Beiträge der Versicherten in Höhe 
von 10 Prozent ihrer Einkünfte über 
600,- M monatlich oder 7200,- M 
jährlich (bei voller Beschäftigung) ; 


Dabei werden als Bemessungsgrundlage 
zugrunde gelegt: 


— entweder nur die Einkünfte bis zu 
1200,- M mortatlich oder 14 400,- 
M jährlich, 

— oder die tatsächlichen Einkünfte 
über 600,- M monatlich oder 7200,-— 
M jährlich, wenn Arbeiter, Ange- 
stellte und Mitglieder sozialistischer 
Produktionsgenossenschaften sich 
für höhere Beiträge, die zu höheren 
Leistungen führen, entscheiden. 


2. Beiträge der Betriebe (im Prinzip in 
der gleichen Höhe wie die Werktätigen) ; 


3, Zuschüsse aus dem Staatshaushalt. 


Der sozialistische Staat garantiert die in 
den Rechtsvorschriften festgelegten Lei- 
stungen unabhängig von der Höhe der 
Einnahmen. Den Mitgliedern der frei- 
willigen Zusatzrentenversicherung wird 
mit Beginn des 26. Jahres ihrer Zuge- 
hörigkeit der ‚Beitrag erlassen oder er- 
mäßigt. Die Betriebe zahlen jedoch ihre 
Beiträge weiter. 


Aufgaben 


1. Charakterisieren Sie die Leistun- 
gen der Sozialversicherung! 


2. Begründen Sie die Vorteile einer 
freiwilligen 
rung! 


3. Beweisen Sie die Überlegenheit 
der Sozialversicherung in der DDR 
gegenüber kapitalistischen Kranken- 
versicherungen! 


Zusatzrentenversiche- _ 


4.4.3. 
Personenversicherungen 
sowie Sach- und Haftpflicht- 
versicherungen für Bürger 


4.4.3.1. 

Personenversicherungen 

bei der Staatlichen Versicherung 
der DDR 


Notwendigkeit der 0 
Personenversicherungen 


Die Personenversicherungen sind Ver- 
sicherungsformen, die auf freiwilliger 
Basis abgeschlossen werden und bei de- 
nen das versicherte Risiko an das 
menschliche Leben oder an den Eintritt 
bestimmter Ereignisse im menschlichen 
Leben gebunden ist. Sie sind notwen- 
dig, weil im Verlaufe des menschlichen 
Lebens Ereignisse eintreten können, die 
einen zusätzlichen Geldbedarf aus- 
lösen, der aus eigenen Mitteln nicht 
ohne Beeinträchtigung der sozialen 
Lage befriedigt werden könnte, Bei den 
Ursachen handelt es sich um Ereignisse, 
deren Eintritt nicht vorhergeschen 
werden kann, wie längere Krankheit, 
Unfall, Tod, oder auch um solche Er- 
eignisse wie Heirat und Alter, 


Obwohl die materielle Sicherheit der 
Werktätigen bei Krankheit und Unfall 
sowie die Fürsorge im Alter und bei In- 
validität vor allem durch die Sozial- 
pflichtversicherung und durch die Un- 
fallversicherungen der Betriebe ge- 
währleistet sind, können dadurch nicht 
alle Sicherungsbedürfnisse befriedigt 
werden. Deshalb muß der Bürger auch 
selbst entsprechende Vorsorge treffen. 
Die Möglichkeit dazu hat er durch den 
Abschluß von Personenversicherungen 
bei der Staatlichen Versicherung der 
DDR. 
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Unfall- und Krankentagegeldversicherungen 


Unfallversiche - 
rungen 


Krankentagegeld- 
versicherungen 


Abb. 4.16. 
Arten der Unfall- und 
Krankentagegeldversicherungen 


Unfall- und Krankentagegeld- 
versicherungen 


Wichtige Personenversicherungen bei 
‘der Staatlichen Versicherung sind Un- 
fall- und Krankentagegeldversicherun- 
gen. Zu 

Die verschiedenen Arten und die inner- 
halb jeder Art möglichen Varianten — 
als Tarife bezeichnet — entsprechen 
den unterschiedlichen Versicherungsbe- 
dürfnissen der Bürger. So kann die 
Kombinierte Unfall- und Krankentage- 
geldversicherung (Tarif BK) von Ar- 
beitern und Angestellten sowie von 
Mitgliedern sozialistischer Produktions- 
genossenschaften abgeschlossen werden, 
um Anspruch auf folgende Leistungen 
zu erwerben: 


— Krankentagegeld bei vorübergehen- 
der Arbeitsunfähigkeit infolge Un- 
fall, Krankheit und Berufskrankheit, 
wenn von der Sozialversicherung 
nicht mehr 90 Prozent der Nettoein- 
künfte als Krankengeld gezahlt 
werden, 

— eine einmalige Entschädigung :tei 
dauerndem Körperschaden 
Unfall, 

— eine einmalige Entschädigung bei 
Tod durch Unfall. 
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durch 


Kombinierte 
Personen - und 
Kinderversiche- 
rungen 


Kombinierte 
Unfall-und 
Krankentagegeld- 
versicherungen 


Die Höhe der Leistungen wird verein- 
bart. Das vereinbarte Tagegeld und 
das Krankengeld der Sozialversiche- 
rung dürfen zusammen 90 Prozent des 
durchschnittlichen täglichen Nettoein- 
kommens der versicherten Person nicht 


überschreiten. 

Lebensversicherungen 

Die. Lebensversicherungen sind mit 
einem Sparvorgang verbunden. Bei 


sparwirkenden Versicherungen ist der 

Eintritt des Versicherungsfalles gewiß. 

Die Leistungen werden gewährt: 

— im Fall des Todes des Versicherten 
oder 

— zu einem vereinbarten Zeitpunkt. 


4.4.3.2, 
Sach- und 
Haftpflichtversicherungen 


“der Bürger 


Aufgaben der Sach- und Haftpflicht- 
versicherungen der Bürger 


In unserer Republik hat sich das ma- 
terielle und kulturelle Lebensniveau der 
Bürger und damit auch die Ausstattung 
ihrer Haushalte mit hochwertigen und 
langlebigen Gebrauchsgegenständen 
ständig erhöht. 


Durch zufällige Schadenereignisse kann 


. ein größerer Geldbedarf für die Wieder- 


herstellung von beschädigten oder die 
Wiederbeschaffung. _von vernichteten 
Sachen sowie für die Befriedigung von 
berechtigten und die Abwehr von nicht 
berechtigten Ansprüchen aus der ge- 
setzlich festgelegten Verantwortlichkeit 
für Schadenersatz entstehen. 


Die Bürger sind gesetzlich verpflichtet, 
sich gegen die finanziellen Folgen be- 
stimmter unvorhersehbarer Ereignisse 
dieser Art zu versichern. Darüber hin- 
aus können sie bei Bedarf freiwillige 
Sach- und Haftpflichtversicherungen ab- 
schließen. 


P£lichtversicherungen 


1. Feuer-Pflichtversicherung von 
Gebäuden - 


Der Umfang des Versicherungsschutzes 
bei der Feuer-Pflichtversicherung von 
Gebäuden der Bürger ist in Abb. 4.17. 
dargestellt. 

Die Höhe der Versicherungsleistung 
wird in den Versicherungsbedingungen 
exakt festgelegt. Überwiegend wird bei 
der Feuer-Pflichtversicherung von Ge- 


Abb. 4.17. 

Umtang des Versicherungsschutzes 
bei der Feuer-Ptlichtversicherung 
von Gebäuden der Bürger 


Versicherte Sachen 


Gebäude und Gebäude - 
gruppen, wenn sie einen 
Grundwert von mindestens 
1000,- Mark haben 


Brand 
Blitzschlag 


Versicherte Gefahren 


Explosion und Schäden 
durch Luftfahrzeuge 


bäuden der Neuwert der versicherten 
Sachen als Entschädigung gezahlt: 


2. Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 


Bei Unfällen mit Kraftfahrzeugen wer- 
den häufig Schäden verursacht, für die 
nach dem. Zivilgesetzbuch der Halter 
des Kräftfahrzeuges haftbar ist. Damit 
die Schadenersatzansprüche ohne Rück- 
sicht auf die finanzielle Lage des für 
den Schaden Verantwortlichen befrie- 
digt werden können, wird mit der Zu- 
lassung eines Kraftfahrzeugs die Kraft- 
fahr-Haftpflicht-Versicherung abge- _ 
schlossen. 


Der Versicherungsschutz besteht, wenn 
durch den Gebrauch eines Kraftfahr- 
zeuges 


— fremde Personen verletzt oder ge- 
tötet werden, 


— Sachen anderer beschädigt oder zer- 
stört werden oder abhanden kom- 
men, j 


— anderen Bürgern, Betrieben usw. 
Vermögensschäden entstehen, die 
weder mit einem Personen-+ noch 
mit einem Sachschaden zusammen- 
hängen. 


Die Staatliche Versicherung der DDR be- 
friedigt in diesen Fällen berechtigte 
Schadenersatzansprüche und wehrt un- 
berechtigte ab. 


Umfang des 
Versicherungsschufzes 


Direkte Schäden 

Folgeschäden 

Entstandene Geldaufwen- 

dungen durch 

- Rettungsmaßnahmen 

- Aufräumungs- und 
Abbruchkosten 

Aufwendungen zur Schaden: 

verhütung und -minderung 
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Freiwillige Versicherungen 


1. Freiwillige Versicherung von 
Gebäuden 


Durch sie können sich Hauseigentümer 
gegen Schäden durch  Elementarereig- 
nisse, Leitungswasser und gegen An- 
sprüche der gesetzlich festgelegten 
Verantwortlichkeit für Schadenszufü- 
gung versichern und damit den Ver- 
sicherungsschutz, 
Feuer-Pflichtversicherung haben, ergän- 
zen. 


2. Haushaltversicherung 


Sie gewährt Versicherungsschutz für 
die Sachen des Haushaltes, die der ver- 
sicherten Person, ihrem Ehegatten und 
ihren Kindern gehören. Eingeschlossen 
sind auch Bargeld, Wertpapiere, 
Schmucksachen, Edelmetalle, Urkun- 
den und Sammlungen. 


Der Versicherungsschutz wird gewährt, 
wenn die Schäden durch Brand, Blitz- 
schlag, Explosion, Luftfahrzeuge, Lei- 
tungswasser, Einbruchdiebstahl, Raub 
oder Elementarereignisse verursacht 
sind, Der Versicherungsschutz kann auf 
weitere Sachen, deren Vorhandensein 
für Haushalte typisch ist (z, B. Klein- 


“ vieh, Einrichtungsgegenstände, Werk- 


zeug) ausgedehnt werden. 


Die Haushaltversicherung gewährt 
auch Versicherungsschutz gegen die ge- 
setzlich festgelegte Verantwortlichkeit 
für Schadenszufügung, und zwar für die 
Befriedigung berechtigter und die Ab- 
wehr unberechtigter Schadenersatzan- 
sprüche, die gegen die versicherten Per- 
sonen erhoben werden, wenn durch 
ihre Handlungsweise oder Unterlassun- 
gen Personen verletzt oder getötet,. Sa- 
chen beschädigt oder zerstört werden. 
Die Entschädigung für beschädigte oder 
zerstörte Sachen erfolgt abhängig von 
der Art der Sachen und ihrem Wert bei 
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den sie durch die 


Eintritt des Schadensfalles zum Neu- 
wert, zum Zeitwert oder zum Wieder- 
beschaffungspreis. 


3. Versicherung des persönlichen Eigen- 
tums der Mitglieder von LPG und GPG 


Wegen der Besonderheiten in der Zu- 
sammensetzung des Eigentums land- 
wirtschaftlicher Haushalte — zum Ei- 
gentum gehören auch Tiere, Futtervor- 
räte und ähnliches — ist diese beson- 
dere Versicherung notwendig. Ver- 
sichert sind: Gebäude, Sachen des Haus- 
haltes, totes landwirtschaftliches Inven- 
tar, lebendes Inventar und die Verant- 
wortlichkeit für Schadenszufügung. 


4. Kraftfahrzeugversicherung (Kasko- 
Versicherung) 


Durch Unfall, mut- oder böswillige 
Handlungen, Brand oder Explosion, un- 
mittelbare Einwirkung von Blitzschlag, 
Sturm, Hochwasser, Überschwemmung, 
Hagel, Erd- oder Schneerutsch, Fels- 
sturz oder Erdbeben, Diebstahl und un- 
befugten Gebrauch, Raub oder Unter- 
schlagung sowie beim Transport von 
Personen, die ärztlicher Hilfe bedürfen, 
können Kraftfahrzeuge beschädigt oder 
zerstört werden oder in Verlust geraten. 
Die Kaskoversicherung schützt gegen 
die finanziellen Auswirkungen dieser 
Gefahren. 


Aufgaben 


] 1. Begründen Sie die Notwendigkeit 


‘von Sach- und Hattptlichtversiche- 
zungen der Bürger! 


2. Erklären Sie wichtige Zusammen- 
hänge zwischen den Versicherungen 
der Bürger und der Hauptautigabe 
am Beispiel der Sozialpflichtver- 
sicherung, der freiwilligen Zusatz- 
rentenversicherung und der Perso- 
nenversicherungen! 


4,4,4. 
Versicherungen für 
die sozialistische Wirtschaft 


4.4.4.1. 
Bedeutung der Versicherung 
der sozialistischen Wirtschaft 


Die Kontinuität des Reproduktionspro- 
zesses in den sozialistischen Betrieben 
kann durch schadenstiftende Ereignisse 
nachteilig beeinflußt werden. Ob, zu 
- welehem Zeitpunkt und in welchem Um- 
fang bei einem bestimmten Betrieb sol- 
che Schäden eintreten, ist nicht voraus- 
zusehen. Der Umfang derartiger Schä- 
den ist jedoch mit Hilfe mathematisch- 
statistischer Methoden für die Gesamt- 
heit der Betriebe schätzbar. 
Der einzelne Betrieb hat durch den Ab- 
schluß von Versicherungen die Möglich- 
keit, solchen zusätzlichen Geldbedarf in- 
folge von Schadenereignissen schnell 
und ohne Rückgriff auf die eigenen be- 
trieblichen Fonds zu befriedigen und mit 
Hilfe der Versicherung unberechtigte 
Forderungen abzuwehren. 
Die Versicherung der volkseigenen Be- 
triebe und Kombinate, wirtschaftslei- 
tenden Organe, staatlichen Einrichtun- 
gen und Banken ist gesetzlich geregelt. 
Das Gesetz legt die Grundsätze für die 
Gestaltung der Pflichtversicherungen 


und der freiwilligen Versicherungen 
fest. Sie gelten für alle Wirtschafts- 
bereiche. 
4.4.4.2. 


Pflichtversicherungen 
der volkseigenen Wirtschaft 


Pflichtversicherungen sind erforderlich, 
wenn im gesamtgesellschaftlichen Inter- 
esse eine unverzügliche Beseitigung von 
Schäden notwendig ist. Beiträge zu 


Pflichtversicherungen . sind Bestandteil 
der Kosten der Betriebe. 


1. Versicherung der Grund- und Umlauf- 
mittel 


Grundmittelbestand ah Winrdaiveb. 
brauch in der Industrie der DDR ver- 
körperten 1978 einen Wert von über 
516 Md. M?5, Die Grund- und Umlauf- 
mittel sind vielfältigen Gefahren aus- 
gesetzt, die zu einer Beschädigung oder 
Zerstörung führen können. 1978 gab es 
bei der Pflichtversicherung von Sachen 
fast 470 009 Versicherungsfälle.7® 


Zum Ausgleich größerer Schäden an 
Grund- und Umlaufmitteln werden bei 
der Staatlichen Versicherung entspre- 
chende finanzielle Sicherungsfonds ge- 
bildet, Das ist volkswirtschaftlich ratio- 
neller als die Bildung entsprechender 
Reservefonds bei den Betrieben. 


Die Höhe der Entschädigung für Grund- 
mittel ist von den Kosten für die ‚Wie- 
derherstellung oder Wiederbeschaffung 
der beschädigten oder vernichteten _ 
Grundmittel abhängig. Dabei werden 
bestimmte Höchstgrenzen berücksich- 
tigt. 
Für materielle Umlaufmittel wird eine 
Entschädigung bis zur Höhe der Kosten 
gezahlt, die bis zum Eintritt des Scha- 
dens angefallen sind, höchstens jedoch 
bis zur Höhe des Preises, der bei einem 
Verkauf erzielt werden würde. 

Durch gesetzliche Bestimmungen und 
durch Vereinbarungen wird darauf ein- 
gewirkt, daß die Werktätigen in den Be- 
trieben Ordnung und Sicherheit einhal- 
ten sowie Schäden am Volkseigentum 
verhindern. 


Eine Entschädigung wird nur gezahlt, 


. wenn der Schaden je Ereignis 1 000,— 


75 Vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR 1979. Staats- 
verlag der DDR, Berlin 1979, $. 75, 81. 
76 Ebenda, S. 256. 
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Versicherte Sachen 


Grundmittel 
Materielle Umlaufmittel 


Noch nicht abgeschlossene 
Investitionen 


Bargeld und 
Wertpapiere 


senkung) 
Brand 


Abb. 4.18. 
Umfang des Versicherungsschutzes 
bei Grund- und Umlaufmitteln 


Mark übersteigt. Ist die Verletzung von 
Sicherheitsbestimmungen Ursache des 
Schadens, kann die Staatliche Versiche- 
rung der DDR die Entschädigung kür- 
zen. 


2. Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 


Hier gelten im Prinzip die gleichen Be- 
stimmungen wie für die Kraftfahr-Haft- 
pflicht-Versicherung der Bürger (vgl. 
4.4.3.2.). 


3. Zusätzliche Unfallversicherung 


Durch die zusätzliche Unfallversiche- 


rung. wird garantiert, daß die volks- 


: eigenen Kombinate und Betriebe ihrer 


im Arbeitsgesetzbuch festgelegten mate- 
riellen Verantwortung gerecht werden 
können. Versichert sind alle Personen, 
die in einem Arbeitsrechtsverhältnis 
zum versicherten Betrieb stehen oder 


‘ ehrenamtlich oder nebenberuflich für 


ihn tätig sind. 
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Versicherte Gefahren 


Elementarereignisse 

(wie Blitzschlag , Hoch- 
wasser, Überschwernmung, 
Sturm, Hagel, Schnee- 
druck, Erdbeben, Erd- 
rutsch, Felssturz, Boden- 


Explosion, Implosior 


Schäden durch 
Luftfahrzeuge 


Umfang des 
Versicherungsschutzes 


Direkte Schäden 
Folgeschäden 


Abbruch - und 
Aufräumungskosten 


Aufwendungen zur 
Schadenminderung 


Versicherte Ereignisse sind Unfälle (im 
Sinne der Sozialversicherung) 


.— auf dem direkten Wege zum oder 


vom Arbeits-, Einsatz-, Veranstal- 
tungs-, Schul- oder Lehrgangsort, 

— bei Delegierungen durch den Be- 
trieb zum Besuch von Schulen und 
Lehrgängen, 

— bei Einsätzen und Veranstaltungen, 
die der Betrieb durchführt oder an 
denen er sich beteiligt, 

— während der Ausübung gesellschaft- 
licher Tätigkeit. 


Anspruch auf die Leistungen haben die 
Betroffenen oder ihre Hinterbliebenen. 
Diese Leistungen werden zusätzlich zu 
den Leistungen der Sozialversicherung 
gezahlt. 


4.4.4.3. 
Freiwillige Versicherungen 
der volkseigenen Wirtschaft 


Sicherungsbedürfnisse der volkseigenen 
Wirtschaft, die über die Pflichtversiche- 
rungen hinausgehen, können durch frei- 
willige Versicherungen gedeckt werden. 
Beiträge zu freiwilligen Versicherungen 
müssen aus dem Teil des Nettogewinns 
bezahlt werden, der dem Betrieb ver- 
bleibt. 


1. Haftpflichtversicherung 


Jeder Betrieb, der rechtswidrig einen 
Schaden verursacht, ist zum Ersatz die- 
ses Schadens verpflichtet. Zur Befriedi- 
gung berechtigter und zur Abwehr un- 
berechtigter Schadenersatzansprüche 
kann er eine Haftpflichtversicherung ab- 
schließen. 


2. Kraftfahrzeugversicherung 


Diese Versicherung ergänzt die Pflicht- 
versicherung für die Grund- und Um- 
laufmittel. Durch sie sind Kraftfahr- 
zeuge gegen Beschädigung, Zerstörung 


oder Verlust durch Unfall, mut- oder 


böswillige Handlungen, Diebstahl, Raub 
und unbefugten Gebrauch sowie durch 
den Transport von Personen, die ärzt- 
licher Hilfe bedürfen, versichert. 


3. Gütertransportversicherung 


Beim Transport können Güter beschä- 
digt werden oder in Verlust geraten. 
Liefert ein volkseigener Betrieb Güter, 
die besonders transportgefährdet sind, 
z. B. empfindliche Geräte, Glas oder 
Porzellan, kann er sich gegen die finan- 
ziellen Auswirkungen von Transport- 
schäden durch eine Versicherung schüt- 
zen. 


4. Versicherung ‚gegen Schäden durch 
Leitungswasser 


Diese Versicherung gewährt Versiche- 
rungsschutz für Schäden an Grundmit- 
teln, materiellen Umlaufmitteln, noch 
nicht abgeschlossenen Investitionen so- 
wie Bargeld, die entstehen, wenn Was- 
ser aus Wasserleitungs-, Abwasserlei- 
tungs-, Warmwasserversorgungs- oder 
Zentralheizungsanlagen austritt. 


5, Versicherung gegen Schäden durch 
Einbruchdiebstahl 


Versichert werden können Grundmittel 
sowie materielle Umlaufmittel gegen 


Schäden, die durch Einbruchdiebstahl 
oder Raub verursacht werden. Auch 
Bargeld und Wertpapiere können auf 
diese Weise gegen Beraubung im Be- 
trieb und auf dem Transport versichert 
werden. 


Aufgaben 


1. Begründen Sie an Beispielen die 
| Bedeutung der Pflichtversicherungen 
für Grund- und Umlaufmittel der 
volkseigenen Wirtschaft! 
2. Überlegen Sie, warum nicht alle 
Versicherungen der volkseigenen 
Wirtschaft Pflichtversicherungen 
sind! ' 


4.5. 
Valuten 


4.5.1. 

Verwirklichung 

des staatlichen Valutamonopols 
in der Gestaltung 

der Valutabeziehungen 


4.5.1.1. 
Valuten 
und staatliches Valutamonopol 


Durch die vielfältigen wirtschaftlichen, 
politischen und kulturellen Beziehungen 
unserer Republik zu ausländischen Part- 
nern, insbesondere durch die Vertiefung 
der Zusammenarbeit der sozialistischen 
Bruderländer im RGW, entstehen Geld- 
beziehungen und -fonds, die über die 
Grenzen unseres Landes hinausgehen. 

Die Bedeutung der internationalen Be- 
ziehungen zeigt sich u. a. daran, daß 
die DDR etwa 69 Prozent der Rohstoffe 
importiert und durch Exporte in ent- 
sprechendem Umfang Geldmittel für die 
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Bezahlung der Importe erwerben muß. 
Die Geldbeziehungen im Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehr mit dem Ausland, 
werden nicht in der Währung der DDR, 
sondern in einer jeweils vereinbarten 
ausländischen Währung abgewickelt. Es 
entstehen Valutabeziehungen und Va- 
lutafonds. 


Valuten sind alle ausländischen Währun- 
gen und die auf sie lautenden Zah- 
lungsmittel (Sorten und Devisen) sowie 
Edelmetallbestände. 


Im Devisengesetz’? ist exakt bestimmt, . 


was Devisenwerte sind. Zu den Devi- 
senwerten gehören danach 


— ‚alle Geldzeichen von Währungen 
anderer Staaten, d. h. Münzen und 
Papiergeldzeichen (im Bankverkehr 
als „Sorten“ bezeichnet), 

— alle Schecks, Akkreditive, Kredit- 
briefe, Wechsel, Zahlungsaufträge 
und -anweisungen, Guthaben sowie 
Gutscheine, die auf andere Währun- 
gen lauten (im Bankverkehr als 
„Devisen” bezeichnet). 


Als Devisenwerte werden in der DDR 
außerdem erfaßt: 


— alle im Ausland ausgegebenen Wert- 
papiere, Anteilrechte, Einlagen und 
Sparkassenbücher, 

— im Ausland befindliche Sachen und 
Grundstücke von Bürgern der DDR 
(Deviseninländer) und Forderungen 
dieser Bürger an ausländische Institu- 
tionen und Bürger. 


Valutabeziehungen sind also alle inter- 
nationalen Geldbeziehungen, die sich 
aus wirtschaftlichen, politischen, kultu- 
rellen und privaten Beziehungen mit 
dem Ausland ergeben. 

Valutafonds sind gesellschaftliche Geld- 
fonds in Form von Valuten, die durch 
Valutabeziehungen gebildet und ver- 
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wendet werden. Sie sind als Konto- 
bestände Valutaguthaben und als Ver- 
bindlichkeiten Valutakredite. 

Die Staatsbank legt die Grundsätze für 
die Durchführung des zwischenstaat- 
lichen Zahlungs- und Verrechnungsver- 
kehrs fest. Sie ist berechtigt, Devisen, 
Sorten, Gold und andere Edelmetalle 
anzukaufen, zu verkaufen und zu ver- 
wahren, Die Staatsbank und andere vom 
Präsidenten der Staatsbank damit be- 
auftragte Kreditinstitute üben in Ihrem 
Aufgabenbereich die Kontrolle über den 
Umlauf von Devisenwerten aus und er- 
fassen die entsprechenden Umsätze, 


Ausschließlich sie haben das Recht, 
Zahlungsmittel anderer Währungen zu 
kaufen und zu verkaufen. Sie führen 
den internationalen Zahlungs- und Ver- 
rechnungsverkehr durch. 

Die Bildung und Verwendung der Va- 
lutafonds sind wie folgt gekennzeich- 
net: 


1. Der Valutafonds ist für den zwischen- 
staatlichen Zahlungs- und Verrech- 
nungsverkehr erforderlich. 

Er wird in Form von Konten und De- 
pots bei Banken anderer Länder und 
bei inländischen Geld- und Kreditinsti- 
tuten unterhalten und- umfaßt Devisen, 
Sorten und Edelmetalle. 

2. Der Valutafonds wird in fremder 
Währung gebildet. Er entsteht durch 
Erlöse aus Exporten und aus nichtkom- 
merziellen Leistungen sowie durch Auf- 
nahme von Bankkrediten im Ausland; 
er wird planmäßig für die Bezahlung 
von Importen, nichtkommerziellen Lei- 
stungen anderer Länder sowie für die 
Gewährung von Bankkrediten und für 
Kredittilgungen an das Ausland ver- 
wendet. 

3. Vom Präsidenten der Staatsbank der 
DDR müssen im Rahmen der vom Mini- 


77 Devisengesetz vom 19. Dezember 1973 (GBI. I 
Nr. 58 $. 574 85). 


sterrat getroffenen Entscheidungen Um- 
rechnungssätze (Valutakurse) festgesetzt 
und veröffentlicht werden. Zwischen 
den verschiedenen Währungen bestehen 
Umrechnungsverhältnisse, die durch den 
sozialistischen Staat in Form von Koef- 
fizienten oder Kursen — auch als Um- 
rechnungssätze bezeichnet — fixiert wer- 
den. 

Das Valutamonopol ist in der Verfas- 
sung der DDR festgelögt: „Die Außen- 
wirtschaft einschließlich des Außenhan- 
dels und der Valutawirtschaft ist staat- 
liches Monopol”.78 

Das Valutamonopol beinhaltet die Kon- 
zentration, Leitung und Kontrolle aller 
Geldbeziehungen zum Ausland in den 
Händen des sozialistischen Staates. Mit 
Hilfe des Valutamonopols sichert sich 
der sozialistische Staat das alleinige 
Recht, sämtliche Geldbeziehungen zum 
sozialistischen Wirtschaftsgebiet und 
zum nichtsozialistischen Wirtschafts- 
gebiet zu leiten und zu planen. 

Auf diese Weise wird die Planmäßigkeit 
der Valutabeziehungen der DDR zu den 
sozialistischen Bruderländern gesichert 
und dazu beigetragen, die Prinzipien 
des sozialistischen Internationalismus zu 
verwirklichen. Das Valutamonopol dient 
auch dazu, mit den kapitalistischen In- 
dustrieländern und den Entwicklungs- 
ländern gegenseitig vorteilhafte Finanz- 
beziehungen herzustellen und das Prin- 
zip der Gleichberechtigung und der 
friedlichen Koexistenz in den internatio- 
nalen Beziehungen durchzusetzen, Das 
Valutamonopol hat zwei grundlegende 
Aufgaben. 

Es dient einmal der planmäßigen pro- 
portionalen Entwicklung aller Valuta- 
beziehungen durch den sozialistischen 
Staat, insbesondere der Festigung und 
Vertiefung der ökonomischen Beziehun- 
gen zu den sozialistischen Bruderlän- 
dern; zum anderen dient es dem Schutz 
unserer Volkswirtschaft und damit auch 


unserer Währung vor schädlichen Wir- 
kungen der ökonomischen Gesetze des 
Kapitalismus und vor der ökonomischen 
Aggression imperialistischer Staaten. 

Das. Valutamonopol wird in der DDR’ 
mit Hilfe gesetzlicher Bestimmungen 
durchgesetzt. Wichtigste Bestimmung 
ist das Devisengesetz vom 19. Dezem- 
ber 1973 (GBl. I Nr. 58 S. 574) mit sei-. 
nen Durchführungsbestimmungen. i 


4.5.1.2. 
Kommerzielle und nicht- 
kommerzielle Valutabeziehungen 


Kommerzielle Valutabeziehungen 


Grundlage der kommerziellen Valuta- 
beziehungen sind die Wirtschaftsbezie- 
hungen mit dem Ausland, d.h. der 
grenzüberschreitende Waren- und 
Dienstleistungsverkehr einschließlich 
des Erwerbs und der Vergabe von Li- 
zenzen. Folgende Arten kommerzieller 
Valutabeziehungen sind vor allem von 
Bedeutung: 


— Valutabeziehungen im Zusammen- 
hang mit Lieferungen und Leistun- 
gen aus dem Export und Import von 
Waren, 


— Valutabeziehungen aus der Gewäh- 
rung oder Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen, 


— Valutabeziehungen aus der inter- 
nationalen Zusammenarbeit der so- 
zialistischen Länder in Forschung 
und Produktion, 


— Valutabeziehungen aus der Gewäh- 
‘rung und aus der Inanspruchnahme 
von Bankkrediten sowie aus inter- 
nationalen Versicherungsbeziehun- 
gen. 


78 Vogl. Verfassung der DDR, Artikel 9 Absatz 5. 
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Valutabeziehungen im Zusammenhang 
mit Lieferungen und Leistungen aus 
dem Export und Import von Waren 


Sie ergeben sich aus dem Außenhandel 
der DDR, der auf Grund der zuneh- 
menden internationalen sozialistischen 
Arbeitsteilung, besonders im Rahmen 
der sozialistischen ökonomischen Inte- 
gration, planmäßig schneller wächst als 
die industrielle Warenproduktion. Durch 
die zunehmenden Erlöse aus Exporten 
und die Bezahlung von Importen er- 
weitern sich ständig Inhalt und Um- 
fang unserer Valutabeziehungen. 
Exporte führen zu Valutaforderungen in 
Höhe der realisierten Exportpreise. 
Dis: Forderungen werden planmäßig 
zul Jurchsetzung der Außenwirtschafts- 
politik unseres Staates einschließlich der 
Tilgung von Valutaverbindlichkeiten 
aus Importen verwendet. 


Valutabeziehungen aus der Gewährung 
oder Inanspruchnahme von Diensilei- 
stungen 


Sie sind mit der planmäßigen Erweite- 
rung der internationalen Wirtschafts- 
beziehungen verbunden. Aktive Dienst- 
leistungen — also Dienstleistungen, die 
die DDR für andere Länder durchführt 
— bringen Valutaerlöse und erhöhen 
unseren Valutafonds. 

Passive Zienstleistungen — Dienstlei- 
stungen, :lie die DDR von anderen Län- 
dern in Anspruch nimmt — führen zu 
.Valutaausgaben und verringern unseren 
Valutafonds. 

Die umfangreichsten Valutabeziehungen 
‚auf dem Gebiet der Dienstleistungen 
entstchen im Zusammenhang mit Trans- 
portleistungen. Zu ihnen gehören vor 
allem Eisenbahn-, See- und Luftfracht- 
gebühren, Hafenliege- und -benutzungs- 
gebühren sowie die Bezahlung von Eon: 
sendiensten. 
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Der wachsende Export und Import kom- 


pletter Industrieanlagen erfordert den 


Einsatz von Ingenieuren und Monteuren 
für den Aufbau dieser Anlagen, für die 
Einweisung der Arbeiter und Inge- 
nieure des Abnehmerlandes, für Repara- 
turen und andere Dienstleistungen. Da- 
durch werden ebenfalls umfangreiche 
Valutateziehungen ausgelöst. 


Valutabeziehungen aus der internationa- 
len Zusammenarbeit der sozialistischen 
Länder in Forschung und Produktion 


Sie entstehen im Ergebnis der immer 
engeren Zusammenarbeit der sozialisti- 
schen Länder. Wesentlichen Einfluß 
auf die immer engere Zusammenarbeit 
der sozialistischen Länder hat die plan- 
mäßige Realisierung der Maßnahmen 
des Komplexprogrammes für die wei- 
tere Vertiefung und Vervollkommnung 
der Zusammenarbeit und Entwicklung 
der sozialistischen ökonomischen Inte- 
gration der Mitgliedsländer des RGW’®, 
aus denen vielfältige, umfangreiche Va- 
lutabeziehungen entstehen. Neue For- 
men der wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit der sazinlisiischen Länder sind 
vor allem 


— gemeinsame Forschungszentren, wie 
das Atomforschungszentrum in 
Dubna bei Moskau; 


— gemeinsame Vorhaben, wie die Erd- 
ölleitung „Freundschaft“, das Ener- 
gieverbundsystem „Frieden“ usw.; 


— Investitionsbeteiligungen, z. B. ge- 
meinsame Errichtung des Papier- 
und Zellstoffkombinats Ust-Ilimsk in 
Sibirien durch sechs RGW-Länder; 


29 Vgl. Komplexprogramm für die weitere Vertie- 
fung und Vervollkommnung der Zusammenarbeit 
und Entwicklung der sozialistischen ökonomischen 
Integration der Mitgliedsländer des RGW. In: 
Dokumente RGW. Staatsverlag der DDR, Berlin 
1971. 


— Schaffung internationaler Wirt- 
schaftsorganisationen auf zwei- oder 
mehrseitiger Basis, wie beispiels- 
weise die Wirtschaftsvereinigung 
Assofoto, in der die Arbeit von etwa 
50000 Werktätigen der Fotochemie 
der UdSSR und DDR koordiniert 
wird. 


Valutabeziehungen aus der Gewährung 
und aus der Inanspruchnahme von Kre- 
diten sowie aus internationalen Ver- 
sicherungsbeziehungen 


Sie werden durch die Tätigkeit der Ban- 
ken, vor allem durch Ausreichung und 
Tilgung von Krediten, Ausführung von 
Verrechnungen, Zahlung von "Zinsen 
und. Provisionen sowie durch Versiche- 
rungstätigkeit ausgelöst. Diese Valuta- 
beziehungen im RGW werden durch die 
Internationale Bank für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (IBWZ) durchgeführt 
und gefördert. Sie erledigt die Verrech- 
nungen zwischen den Mitgliedsländern, 
‘ gewährt ihnen Kredite für die Außen- 
handelsgeschäfte und: führt selbst Ge- 
schäfte mit Gold, konvertierbaren Wäh- 
rungen und Wertpapieren durch. 


Zur Finanzierung von Maßnahmen de 
internationalen sozialistischen Arbeits- 
teilung, Spezialisierung und Kooperation, 
zur Erweiterung der Rohstoffbasis und 
zum Bau gemeinsamer Objekte wurde 
1970 die Internationale Investitionsbank 
(IIB) gegründet. Bei ihr besteht auch 
ein Sonderfonds zur Kreditierung der 
technischen und ökonomischen Unter- 
stützung von Entwicklungsländern. 


Auf dem Gebiet der Versicherung ent- 
stehen durch die Zahlung und Verein- 
nahmung von Versicherungsbeiträgen 
und -leistungen in fremder Währung 
ebenfalls Valutabeziehungen. Die Auf- 
gaben, die sich daraus ergeben, werden 
von der Auslands- und Rückversiche- 


rungs-AG der DDR (DARAG) wahrge, 
nommen. 


Nichtkommerzielle Valutabeziehungen 


Grundlage der nichtkommerziellen Va- 
lutabeziehungen sind die internationa- 
len Beziehungen im Bereich der Politik, 
der Kultur und des Sports, im interna- 
tionalen Tourismus und die Beziehungen 
der Bürger zum Ausland. Die nichtkom- 
merziellen Valutabeziehungen haben 
sich durch die weltweite diplomatische 
Anerkennung der DDR dynamisch ent- 
wickelt. Auch die Einführung des visa- 
freien Reiseverkehrs der DDR mit der 
Volksrepublik Polen und mit der Tsche- 
choslowakischen Sozialistischen Repu- 
blik hat wesentlich zu ihrer Ausweitung 
beigetragen. 


Die nichtkommerziellen Valutabezie- - 
hungen umfassen unter anderem Valuta- 
einnahmen und -ausgaben für 


— den internationalen Reiseverkehr 
der Bürger der DDR; 
— die Unterhaltung diplomatischer 


Handels- und anderer Vertretungen 
im Ausland und in der DDR; 


— den Aufenthalt von Delegationen 
gesellschaftlicher Organisationen, 
Künstlern, Sportlern, Wissenschaft- 
lern, Studenten usw. im Ausland und 
ausländischen Besuchern in der 
DDR; 


-— die Verrechnung von Löhnen, Ge- 
hältern, Honoraren, Krankengeldern 
und anderer persönlicher Zahlungen 
für im Ausland tätige Bürger der 
DDR und für in der DDR tätige Aus- 
länder. 


Zu den nichtkommerziellen Valutabezie- 
hungen gehören auch die Mitgliedsbei- 
träge für internationale Organisationen, 
2. B. für die UNO. 
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Aufgaben 
1. Erklären Sie anhand von Beispie- 
len den Inhalt des Begriffs „Valuta”! 
2. Erläutern Sie Aufgaben und Be- 
deutung des staatlichen Valutamono- 
pols! 
3. Nennen Sie Beispiele für das Ent- 
stehen von Valutabeziehungen, und 
ordnen Sie diese den kommerziellen 
und den nichtkommerziellen Valuta- 
beziehungen zu! 


4.5.2. 


- Valutabeziehungen 


bei der Verwirklichung 
der sozialistischen 


"ökonomischen Integration 


4.5.2.1. 

Entwicklung der Zusammenarbeit 
mit den 

sozialistischen Bruderländern 

auf dem Gebiet 

der Valutabeziehungen 


Die Bedeutung der Zusammenarbeit mit 
den sozialistischen Bruderländern 


Die Entwicklung unserer Republik ist 
untrennbar mit dem Erstarken des so- 
zialistischen Weltsystems verbunden. 
Das enge Bündnis mit der UdSSR und 
den anderen sozialistischen Bruderlän- 
dern ist das feste Fundament für die 
weitere erfolgreiche Gestaltung der ent- 
wickelten sozialistischen Gesellschaft in 
der DDR. Mehr als zwei Drittel des 
Außenhandels wickelt die DDR mit den 
sozialistischen Ländern ab, insbesondere 
mit der UdSSR, die unser größter Han- 
delspartner ist. 


Der. Außenhandelsumsatz der DDR er- 
reichte 1978 ein Volumen von 96,9 Md. 
Valuta-Mark (zu effektiven Preisen). 
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Über zwei Drittel davon entstanden aus 
kommerziellen Beziehungen mit den 
RGW-Ländern (66,6 Md. Valuta-Mark). 
Der Außenhandelsumsatz zwischen der 
DDR und der UdSSR erhöhte sich ste- 
tig, er betrug 1978 mehr als das Dop- 
pelte von 1971 (ca. 34,9 Md. Valuta- 
Mark gegenüber 16,1 Md. Valuta- 
Mark).8° Dabei wurde der Anteil von 
Waren aus der vertraglich vereinbarten 
gegenseitigen Spezialisierung und Ko- 
operation der Produktion ständig er- 
höht. Er stieg von 1 Prozent im Jahre 
1970 auf rund 35 Prozent im Jahre 1978 
(bei Maschinen und Ausrüstungen so- 
gar auf 50 Prozent). 


“ Mit der Erweiterung der Wirtschafts- 


beziehungen ist die Ausdehnung ent- 
sprechender Geldbeziehungen (Verrech- 
nungen, Gewährung und Inanspruch- 
nahme von Krediten, Versicherungen) 
verbunden. 


Der Charakter der Valutabeziehungen 
mit den sozialistischen Bruderländern 


Die Valutabeziehungen zwischen den 
Mitgliedsländern des RGW sind ein 
Ausdruck der kameradschaftlichen Zu- 
sammenarbeit und gegenseitigen Hilfe 
auf der Grundlage des sozialistischen 
Internationalismus und der planmäßigen 
wirtschaftlichen Entwicklung der Länder 
der sozialistischen Gemeinschaft. Aus 
dieser planmäßigen wirtschaftlichen 
Entwicklung ergibt sich auch die Plan- 
mäßigkeit und Stabilität der Valuta- 
beziehungen der DDR zu den sozialisti- 
schen Bruderländern. 

Die Valuta-, Finanz- und Kreditbezie- 
hungen beruhen auf lang- und mittel- 
fristigen Vereinbarungen und werden 
in die internationale Koordinierung der 
Pläne einbezogen. Sie unterstützen die 


80 Vogl. Statistisches Jahrbuch der DDR 1979. Staats- 
verlag der DDR, Berlin 1979, $. 22. 


sozialistische ökonomische Integration 
und zugleich die planmäßige proportio- 
nale Entwicklung der Volkswirtschaft 
jedes Landes der sozialistischen Staaten- 
gemeinschaft. 


4.5.2.2. 

Der transferable Rubel 
als kollektive Währung 
der RGW-Länder 


Wesen des transferablen Rubels 


Der Rat für Gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe wurde 1949 gegründet mit dem 
Ziel, die politischen und ökonomischen 
Aufgaben durch Vereinigung der An- 
strengungen .der Mitgliedsländer des 
RGW, durch Vertiefung der Zusammen- 
arbeit sowie durch gegenseitige Ergän- 
zung und Unterstützung besser und 
schneller zu lösen. Da die Außenwirt- 
schaftsbeziehungen der RGW-Länder 
untereinander ständig zunahmen, nah- 
men auch die geldseitigen Verrechnun- 
gen zwischen den einzelnen Ländern 
ständig zu. Deshalb wurde im Jahre 
1964 die kollektive sozialistische Wäh- 
rung, der transferable Rubel, geschaf- 
fen.®! Die Internationale Bank für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (IBWZ), 
die gleichzeitig gegründet wurde, setzte 
den transferablen Rubel als Kreditgeld 
in Umlauf. 

Die Emission des transferablen Rubels 
erfolgt, indem er auf dem Konto des je- 
weiligen RGW-Partnerlandes zur Be- 
zahlung von Warenlieferungen und Lei- 
stungen als Kredit zur Verfügung ge- 
stellt wird. Mit Hilfe des transferablen 
Rubels werden die Forderungen und 
Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen 
und Leistungen der RGW-Länder auf 
den entsprechenden Konten bei der 
IBWZ verrechnet. Bei Überschüssen 
aus diesen materiellen Vorgängen ent- 


stehen Guthaben in transterablen Ru- 
beln auf den Konten der IBWZ. 


Anwendungsbereich des transferablen 
Rubels ; 


Der transferable Rubel ist keine natio- 
nale Währung, er ist also auch nicht mit 
dem sowjetischen Rubel identisch. Er 
existiert durch die Vereinbarung der 
RGW-Länder, ihn als kollektive, ge- 
meinsame Währung in ihren zwischen- 
staatlichen — also äußeren — Geldbe- 
ziehungen anzuwenden. Er erscheint 
nicht in Form von Banknoten, sondern 
ausschließlich zur Verrechnung auf den 
Konten der IBWZ und der IIB. Alle aus 
kommerziellen Valutabeziehungen ent- 
stehenden finanziellen Verpflichtungen 
zwischen den RGW-Staaten werden in 
transferablen Rubeln be- und verrech- 
net. Auf dem Gebiet der nichtkommer- 
ziellen Valutabeziehungen werden die 
Valutaausgaben in der jeweiligen «Wäh- 
rung mit den Valutaeinnahmen in der 
entsprechenden Währung durch die 
Staatsbanken der Länder saldiert. Die 
Salden werden in transferable Rubel um- 
gerechnet und über die bei der IBWZ ge- 
führten Konten ausgeglichen. 


4.5.3. 
Valutabeziehungen 

zu den Ländern 

des nichtsozialistischen 
Wirtschaftsgebietes 


Die Wirtschaftsbeziehungen zu den Län- 
dern des nichtsozialistischen Wirt- 
schaftsgebietes 


Die DDR unterhält und entwickelt zu 
den Ländern des nichtsozialistischen 


81 Abkommen über die mehrseitige Verrechnung in 
transferablen Rubeln und die Gründung der In- 
ternationalen Bank für Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (GBl. 1/1964 Nr. 2 S. 4). 


211 


Hi 
| 
5 | 


Wirtschaftsgebietes (NSW) vielfältige 
Wirtschaftsbeziehungen. Dabei läßt sie 
sich von dem Bestreben leiten, die 
Prinzipien der friedlichen Koexistenz in 
den Beziehungen zwischen Staaten un- 
terschiedlicher Gesellschaftsordnung 
durchzusetzen und den Warenaustausch 
zum gegenseitigen Vorteil auszubauen. 
Die Wirtschaftsbeziehungen werden auf 
der Basis der Gleichberechtigung und 
des gegenseitigen Vorteils gestaltet. 
Unser Außenhandelsumsatz mit diesen 
Ländern umfaßt 30 Prozent des gesam- 
ten Außenhandelsumsatzes der DDR. 
Besonders wichtig ist die Vertiefung 
der Beziehungen zu den Entwicklungs- 
ländern. Im Bericht des ZK der SED an 
den IX. Parteitag der SED wird hervor- 
gehoben: .„Wir stellen uns das Ziel, die 
ökonomischen und wissenschaftlich- 
technischen Beziehungen der DDR mit 
den Entwicklungsländern weiter zu ver- 
tiefen. Damit trägt die DDR zur Festi- 
gung "der ökonomischen . Unabhängig- 
keit und zur Industrialisierung dieser 
Länder bei und schafft gleichzeitig 
Möglichkeiten zur Erweiterung des Be- 
zuges volkswirtschaftlich wichtiger 
Rohstoffe und Fertigerzeugnisse aus 
diesen Ländern.® 

Die Wirtschaftspolitik gegenüber den 
Entwicklungsländern wird in der sozia- 
listischen Staatengemeinschaft koordi- 
niert. Die RGW-Länder haben einen 
Sonderfonds tei der Internationalen In- 
vestitionsbank (IIB) in Höhe von 1 Md. 
transferablen Rubeln gebildet, aus dem 
Kredite an Entwicklungsländer für den 
Bau und die Rekonstruktion von wich- 
tigen Objekten gewährt werden. 
Umfangreiche Wirtschaftsbeziehungen 
unterhält die DDR auch zu den kapita- 
listischen Industrieländern. Bei diesen 
Beziehungen muß jedoch beachtet wer- 
den, daß die sozialistischen Länder mit 


den Bedingungen des kapitalistischen 


Weltmarktes, mit allen Erscheinungen 
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der krisenhaften Entwicklung dieses Sy- 
stems, z. B. der chronischen Währungs- 
krise, der fortschreitenden Geldent- 
wertung usw., konfrontiert werden. So 
führen die mehrmals erhöhten Roh- 
stoffpreise zu starken außenwirtschaft- 
lichen Belastungen, die durch entspre- 
chende Steigerung der Produktivität,, 
der Effektivität, der Rentabilität und 
der Exportkraft unserer Volkswirtschaft 
ausgeglichen werden müssen. 


Die Voraussetzungen für eine effektive 
Außenwirtschaft mit den Ländern des 
NSW werden also innerhalb unserer 
Volkswirtschaft durch hohe Qualität 
und Devisenrentabilität unserer Ex- 
porterzeugnisse geschaffen. Insbeson- - 
dere müssen Erzeugnisse mit hohen 
Gebrauchseigenschaften produziert wer- 
den, die dem Spitzenniveau der wissen- 
schaftlich-technischen Entwicklung und 
der aktuellen realen Nachfrage sowie 
den Preisen auf den Außenmärkten ent- 
sprechen. Von entscheidender Bedeu- 
tung sind besonders niedrige Kosten 
der Exporterzeugnisse sowie ein guter 
Kundendienst, schnelles Reagieren auf 
Veränderungen der Marktsituation so- 
wie unbedingte Termin- und Vertrags- 
treue. : 


Ebenso wie die Exporte in das: NSW 
stellen auch die Importe aus dem NSW 
hohe Anforderungen an unsere Außen- 
wirtschaft. Vor allem müssen die infla- 
tionären Preiserhöhungen beachtet und 
die entsprechenden Belastungen für un- 
sere Volkswirtschaft auf ein Minimum 
beschränkt werden. Der Import ist aus- 
schließlich entsprechend dem geplanten 
Bedarf unserer Volkswirtschaft durch- 
zuführen. 

Bei NSW-Importen ist das Prinzip der 
sozialistischen Sparsamkeit mit beson- 
derem Nachdruck durchzusetzen, denn 


82 Bericht des ZK der SED an den IX. Parteitag der 
SED. Dietz Verlag, Berlin 1976, S. 81. 


die dafür erforderlichen Valuten müssen 
in der Regel durch Exporterlöse in ka- 
pitalistischen Währungen erwirtschaftet 
werden. 


Aufgaben 
1. Charakterisieren Sie Inhalt und 
. Aufgaben der Valutabeziehungen 


zwischen den Mitgliedsländern des 
RGW! 

2. Welche besondere Rolle spielt 
der transferable Rubel? 


4.6. 
Währung 


4.6.1. 
Merkmale - 
der sozialistischen Währung 


Die Währung ist die Gesamtheit der 
Geldbeziehungen eines Landes und die 
staatliche Ordnung der Geldwirtschaft. 
Sie ist die nationale Form des Geldes, 
das im jeweiligen Land emittiert, d.h. 
in Umlauf gesetzt wird. 


Die Währung ist eine ökonomische Ka- 
tegorie, über die die objektiven Funk- 
tionen des Geldes’ auf der Basis der 
staatlichen Geldordnung eines Landes 
realisiert werden. 


Die Realisierung der Geldfunktionen 
über die Währung vollzieht sich vor 
allem 


— über die Geldeinheit (Währungsein- 
heit), die u. a. der Messung des Wer- 
tes dient und Preisausdruck der Wa- 
ren ist; 


— über die Geldzirkulation und den 
Kredit und die damit verbundene 
Bildung und Verwendung von Ein- 
kommen in den Zweigen und Be- 
reichen der Volkswirtschaft im Inne- 


ren des Landes sowie bei der Bevöl- ' 
kerung und 
— über die äußeren Geldbeziehungen. 


Der Charakter der Produktionsverhält- 
nisse und die Ziele der herrschenden 
Klasse und des Staates bestimmen das 
Wesen der Währung eines Landes. Folg- 
lich sind die gesellschaftlichen Grund- 
lagen der Währung der DDR die sozia- 
listischen Produktionsverhältnisse und 
die politische Macht der Arbeiterklasse 
im Bündnis mit’ der Klasse der Genos- 
senschaftsbauern, mit der Intelligenz 
und den anderen Werktätigen. 

Die Währungseinheit gibt an, mit wel- 
chem Geldnamen der Wert der Waren 
und Leistungen im Preis ausgedrückt 


- wird. Die Währung der DDR ist die 


Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik (M). Durch gesetzliche Be- 
stimmungen werden die Art und Weise 
der Geldemission und die Organisation 
des Geldumlaufs festgelegt. Die Staats- 
bank der DDR. hat als Emissionsbank 
unserer Republik das alleinige Recht 
zur Ausgabe von Banknoten und Mün- 
zen in der Währung der DDR. 

Die Währung der DDR hat den Charak- 
ter einer Kreditgeldwährung; die 
Emission des Geldes erfolgt planmäßig 
über den Kredit in Übereinstimmung 
mit der Entwicklung der erweiterten 


.Warenproduktion und -zirkulation. 


Wichtige Rechtsvorschriften über die 
gesetzlichen Zahlungsmittel und deren 
Umlaufbereich sind z. B. das Devisen; 
gesetz,8? die Verordnung über die Ver- 
rechnung von Geldforderungen aus 
zwischenbetrieblichen _ Ware-Geld-Be- 
ziehungen — Verrechnungsverordnung 
— 8% und die Anordnung über den 
baren Zahlungsverkehr. 

Zur staatlichen Geldordnung und zu 


83 GBl. 1/1973 Nr. 58 $. 574. 
84 GBi. 11/1968 Nr. 64 5. 423. 
85 GBI. IV1969 Nr. 40 S. 263. 
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den Grundsätzen der staatlichen Lei- 
tung der Geldprozesse gehört außer- 
dem die Festsetzung der Umrech- 
nungsverhältnisse der Mark der DDR 
zu den Währungen anderer Staaten. 


Wachsende Bedeutung erhalten die Auf- 
gaben, die mit den äußeren Geldbezie- 
hungen im Zusammenhang stehen. Das 
resultiert vor allem aus der weiteren 
Vertiefung und Vervollkommnung der 
Zusammenarbeit der Mitgliedsländer 
des RGW im Rahmen der sozialisti- 
schen ökonomischen Integration. Die 
Wechselbeziehungen zwischen der Wäh- 


‚rung der DDR und den Währungen der 
‚sozialistischen Länder sind effektiv zu 


gestalten. Das internationale soziali- 
stische Währungssystem mit seinem 
Kernstück, dem transferablen Rubel, ist 
weiter zu entwickeln (vgl. Abschnitt 
4.5.). 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie Inhalt und Wesen 
der Währung! 


2. Legen Sie wesentliche Aufgaben 
dar, die im Rahmen des sozialisti- 
schen Währungssystems gelöst wer- 
den müssen! 


4.6.2. 

Hauptfaktoren 

der Stabilität der Währung 
der DDR 


Der sozialistische Staat sichert im Rah- 
men seiner Währungshoheit®® die Sta- 
bilität der Währung über die Leitung, 
Planung und ökonomische Stimulierung 
des gesellschaftlichen Reproduktions- 
prozesses. Der Stabilität der Währung 
liegt das dynamische, bedarfs- und qua- 
litätsgerechte Wachstum des gesell- 
schaftlichen Gesamtprodukts und des 
Nationaleinkommens. und dessen effek- 
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tive Verwendung sowie die bewußte 
Gestaltung der Proportionalität des Re- 
produktionsprozesses zugrunde. _ 

Ein wichtiger Faktor für die Stabilität 
der Währung ist die umfassende Ver- 
tiefung der Intensivierung der gesell- 
schaftlichen Produktion, die zur Erhö- 
hung der Qualität und Effektivität der 
Arbeit durch die Ausschöpfung aller 
Möglichkeiten des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts führt. Die 
immer bessere Verbindung der Errun- 
genschaften der wissenschaftlich-techni- 
schen Revolution mit den Vorzügen des 
Sozialismus muß in der Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und der Senkung 
der Kosten je Erzeugniseinheit ihren 
Ausdruck finden. 

Um die Stabilität der Währung zu 
sichern, müssen folgende Bedingungen 
erfüllt werden: 


— Die Geldeinnahmen müssen in Über- 
einstimmung mit der Leistungsent- 
wicklung gebildet und die Geldein- 
nahmen und Geldfonds entsprechend 
dem geplanten Bedarf realisiert wer- 
den. 

— Der Geldumlauf muß sich in ökono- 
misch begründeten Relationen zur 
volkswirtschaftlichen Leistung ent- 
wickeln. \ 

— Die Kaufkraft der Geldeinheit muß 
gesichert und entsprechend den ob- 
jektiven Erfordernissen des gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozes- 
ses und seiner Leitung, Planung und 
ökonomischen Stimulierung plan- 
mäßig gestaltet werden. 


Die Geldeinnahmen der Betriebe und 
der Bevölkerung entstehen bei der Bil- 
dung, Verteilung und Verwendung des 
Nationaleinkommens. Im Interesse der 
Stabilität der Währung ist es erforder- 


86 „Die Festlegung des Währungs- und Finanzsystems 
ist Sache des sozialistischen Staates. ..“. Verfas- 
sung der DDR, Artikel 9, Absatz 4. 


lich, daß diese Geldeinkommen auf ent- 
sprechenden materiellen Leistungen be- 
ruhen, so daß — volkswirtschaftlich ge- 
sehen — nach Abschluß der finanziellen 
Umverteilungsprozesse dem entstande- 
nen Kauffonds ein entsprechender Wa- 
renfonds gegenübersteht. Der Waren- 
fonds muß in seiner gebrauchswertmä- 
Bigen Struktur dem Bedarf an Produk- 
tions- und Konsumtionsmitteln entspre- 
chen. Ist das nicht der Fall, entstehen 
auf der einen Seite Geldfonds, die nicht 
realisiert werden können, und auf der 
anderen Seite entstehen Bestände an Wa- 
ren, die nicht abgesetzt, also ebenfalls 
nicht realisiert werden können. Der 
wirtschaftliche Kreislauf und seine Ef- 
fektivität würden in einem solchen Fall 
negativ beeinflußt. - 

Hier zeigt sich besonders deutlich, daß 
die Stabilität der Währung in erster 
Linie durch eine bedarfsgerechte Pro- 
duktion planmäßig gesichert werden 
muß. Das schließt die planmäßige, pro- 
portionale Entwicklung der Wirtschaft, 
die zielstrebige Mödernisierung der 
materiell-technischen Basis durch die 
umfassende Nutzung der Ergebnisse 
des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts auf dem Wege der Intensivie- 
rung ein. Ebenso ist dazu notwendig, 
die Mark der DDR für die Bestimmung 
der gesellschaftlichen Anforderungen an 
die ständige Verbesserung des Verhält- 
nisses von Aufwand und Leistung in 
allen Bereichen zu nutzen und durch 
planmäßige Finanzierung, wirksame Sti- 
mulierung und strenge Kontrolle der Ar- 
beit die weitere Lösung der Hauptauf- 
gabe zu fördern. Durch wachsende Lei- 
stungen, sinkende Kosten und eine hohe 
Rentabilität werden planmäßig steigende 
Gewinne erwirtschaftet. Das ist eine 
Hauptbedingung für die Sicherung der 
Wirtschaftsstabilität. 

Von wesentlicher Bedeutung sind auch 
effektive und vorteilhafte Außenwirt- 


schaftsbeziehungen mit einer hohen 
Außenhandelsrentabilität. 

Die stabile Entwicklung der Volkswirt- 
schaft auf der Basis wachsender Leistun- 


gen in Wissenschaft, Technik und Pro- 


duktion ist auch die wesentliche Grund- 
lage für einen ausgeglichenen Staats- 
haushalt und eine stabile Finanzwirt- 
schaft der volkseigenen Kombinate und 
Betriebe. Zugleich sind stabile sozialisti- 
sche Finanzen, hohes Reineinkommen 
der volkseigenen Kombinate ‚und Be- 
triebe und der grundsätzlich ausgegli- 
chene Staatshaushalt der DDR wesent- 
liche Bedingungen und Grundlagen für 
die planmäßige stabile Entwicklung der 
Volkswirtschaft und die Stabilität der 
Währung. Die Überlegenheit der sozia- 
listischen Planwirtschaft gegenüber der 
anarchischen, krisenhaften kapitalisti- 
schen Profitwirtschaft ist der Haupt- 
grund für die Stabilität der sozialisti- 
schen Währung. 

Währungsstabilität erfordert, daß die 
umlaufende Geldmenge auf die für die 
Produktion und Zirkulation notwendige 
Höhe begrenzt wird. Unter sozialisti- 
schen Produktionsverhältnissen ge- 
schieht das durch Anwendung des von 
Karl Marx entdeckten Geldumlauf- 
gesetzes. Die Grundlage des Geld- 
umlaufs ist die sozialistische Warenpro- 
duktion. Der Geldumlauf hat seinen 
Ausgangspunkt in der Kreditausrei- 
chung. Die Bindung des Kredits an die 
materiellen Prozesse der Reproduktion, 
an steigende wirtschaftliche Leistungen 
und an die Verbesserung qualitativer 
Kennziffern sind Erfordernisse der 
Währungsstabilität. 

Zur Währungsstabilität gehört die plan- 
mäßige Gestaltung der Kaufkraft der 
Währungseinheit. 

Sie ist das Verhältnis der Geldeinheit 
zu den Preisen der Waren und Dienst- 
leistungen. Die Kaufkraft der Wäh- 
rungseinheit sagt aus, wieviel Waren 
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